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III 


in der Provinzialgeſetzſammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1820. enthaltenen 
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ponirten Pfarradminiftratoren für die 
Reiſen zur Abhaltung des Gottesdienſtes 
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Patent wegen lehensherrlicher Verleihung 
der Gruben-Feldmaßen zum Behufe 
des Bergbaues. 


Wir Franz der Erſte ꝛc. ꝛc. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß die mit dem Pas 
tente vom 28. September 1804. für die Koͤnigreiche 
Galizien und Lodomerien, und mit dem Patente vom 
23. März 1805. für Unſere übrigen deutſch erbländi— 
ſchen Probinzen feſtgeſetzten Gruben-Feldmaßen zwar 
dem Zwecke der erreichten Gleichförmigkeit und einer 
dem heutigen Bergbau-Betriebe mehr zuſagenden Aus— 
dehnung größtentheils entſprochen, hingegen durch die 
allgemeine Beſtimmung der Maßnahme nach dem Strei⸗ 
chen und Verflachen, welche beide mehr oder minder ver⸗ 
änderlich find, durch die hieraus entſtehende Unſicherheit 
der Begraͤnzung und Vermehrung der Streitigkeiten, der 
Bergbau-Luſt und der Sicherheit des Grubeneigenthums 
nachtheilig wurden. 

Um nun den Vortheil der Einförmigfeit und der 
Maßenvergrößerung, ſoweit ſie nöthig, und nicht der 
Erweiterung des Bergbaues hinderlich wird, mit den 
weſentlichen Erforderniſſen der Sicherheit des Eigen- 
thums und der Vorbeugung vielfältiger Streitfälle zu 
vereinbaren, wird in Hinſicht der lehensherrlichen Ver— 
leihung der Gruben-Feldmaßen für Unſere Königreiche 
Böhmen, Galizien, Lodomerien, Illyrien und Dals 
mazien, für das Erzherzogthum Heſterreich, Herzog— 
thum Steyermark, Kärnthen, Salzburg, Ober⸗ und 
Nieder⸗Schleſten, Markgraffchaft Mähren, und gefür⸗ 
ftete Grafſchaft Tyrol folgendes foſtgeſetzt. 


Prov. Befehl. v. Galizien 0. 4 
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Erſtens. Von nun an ſoll in obbenannten Könige 
reichen und Ländern keine andere Gruben-Feldmaße, 
ohne Unterſchied der mineraliſchen Lagerſtätte, verlies 
hen werden, als welche zur ebenen Grundffäche ein 
Rechteck von zweihundert vier und zwanzig Wiener Klaf⸗ 
ter Länge, und fünfzig ſechs Wiener Klafter Breite hat, 
und in den ſenkrechten Seitenflächen hundert Wiener 
Klafter hoch oder tief mißt, folglich ein liegendes recht— 
winklichtes Prisma von 1,254, 400 Kubik⸗Klafter bildet. 

Zweitens. Die Richtung der Maßen iſt im freyen 
Felde mit dem Längenmaße weder auf das Streichen, 
noch auf die Kreuzſtunde deſſelben gebunden, ſondern 
hängt von der Willkühr des Lehenswerbers ab, und 
wird nur durch die wirkliche Verpfloͤckung, wenn die— 
ſelbe bergordnungsmäßig einzutreten hat, endlich bes 
ſtimmt. 

Drittens. Jedoch hat jeder Muther oder La 
henswerber emweder ſchon in dem Muthungs- oder 
Belehnungs⸗Geſuche, oder längſtens zwei Monat nach 
eingelangter Muthung die beiläufige Lagerung der aus 
gebetenen Gruben-Feldmaße ſogeſtaltig anzugeben, 
daß immerhin der Aufſchlagpunkt des Baues innerhalb 
der ſöhligen und ſeigeren Gränzen der Maße ſich befin- 
de, und die Richtung des Längenmaßes zwiſchen drei 
fortlaufenden Kompaß- Stunden ausgedruckt werde, 
wodurch einerſeits zu Gunſten des Muthers der Spiels 
raum bezeichnet wird, in welchem er ſich die Lagerung 
der Maße bei der nachfolgenden Verpflöckung wählen 
darf, und wodurch zugleich anderſeits verhindert wird, 
daß durch ein ſolches unverpflöcktes Lehen das freye 
Gebirge zur Abhaltung anderer Bauluſtigen nicht nach 
allen Richtungen geſperrt werde. 

Viertens. Gleichwie die beſtehenden Berggeſetze in 
Hinſicht der Befugniß des jüngeren Muthers, den Ai, 
teren zur Verpflöckung und Maßnahme anzuſtrengen, 
fo wie in Hinſicht der Bauhaltung eines jeden Gruben⸗ 
feldes, aufrecht verbleiben, fo muß auch jede neu der» 
liehene Grubenmaße durch beſonderen Einbau bauhaft 
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erhalten werden; nur in dem erwieſenen Falle ſchwe⸗ 
bender und flacher Lagerſtätten, bis zu einem Gerti, 
chungswinkel von dreißig Graden, iſt den Berggerichten 
die Befugniß eingeräumt, über Anſuchen der Lehens, 
werber oder Belehnten, und über vorgenommenen Aus 
genſchein und zugleich dewerkſtelligte Verpfloͤckung zweier, 
in gleicher Stunde des Längenmaßes und in der Fort⸗ 
ſetzung des Breitenmaßes an einander geſchloſſenen und 
in gleicher Seigerhöhe befindlichen, ertheilten Feldmaßen 
— Bauhafthaltung unter Einem Einbaue zu bewil⸗ 
igen. 

Fünftens. Diefe neuen Beſtimmungen wirken auf 
bereits verliehene ältere und neuere Grubenmaßen nicht 
zuruck, und haben daher ihre geſetzliche Anwendung nur 
für jene Verleihungen, die nach Kundmachung dieſes 
Patentes erfolgen. 

Gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 21. Juli 181. 


Franz. 
(L. S.) 


Gubernial⸗-Kundmachung vom 2. Jänner 1820. Gub. 
Zahl 64208 ex 1819, 


2 


Fuͤr die nicht fatirte Erzeugung von Bier 
und Meth, wenn auch dieſelbe der Zif— 
fer nach nicht ausgemittelt werden kann, 
wird die Strafe beſtimmt. 


Um allen Zweifeln vorzubeugen, welche aus einer un⸗ 
richtigen Deutung des 15. und 16. Abſatzes des in 
Trankſteuerſachen erfloſſenen Kreisſchreibens vom 6. 
September 1805. entſtehen könnten, wird dieſes Ge⸗ 
fes zu Folge Hofkammerdekrets vom 28. No⸗ 
vember v. J. dahin erläutert: daß, ſo wie ſich daſ⸗ 
ſelbe überhaupt auf das Kreisſchreiben vom 15. Dot: 
nung 1805. beziehet, der are Abſatz des letzteren Kreis⸗ 
Ar 
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ſchreibens auch dann zur Anwendung kommen müſſe, 
wenn die Menge des erzeugten, aber nicht fatirten 
Biers und Meths nicht erhoben werden kann, in wel— 
chem Falle der Uibertreter mit einer, von der Landes- 
ſtelle nach Umſtänden zu bemeſſenden Geldſtrafe belegt 
werden wird. 

Gubernial-Kundmachung vom Aten. Jänner 1820. Gub. 

Zahl 61248. Jahr 1819. 


>” 
Weiſung wegen Abſtellung der bei Einhe— 
bung der Perſonalſteuer eingeſchlichenen 
Mißbraͤuche. 


Ez iſt Seiner Majeſtät eine Anzeige gemacht, und 
dieſe mittelſt Hofkanzleidekretes vom 3. b. M. 
der Landesſtelle in Abſchrift mitgetheilt worden, wel— 
che von den Bevortheilungen des Staatsſchatzes bin, 
ſichtlich der Perſonalſteuer handelt. 

Der Anzeiger will wahrgenommen haben, daß 
auf dem Lande Don jeder Hausnumer nur ein ſteuer— 
bares Individuum, nämlich der Haus-Grund⸗ oder Ges 
werbsbeſttzer zur Perſonalſteuer angegeben und verzeich— 
net werde, und daß die Gattinnen, ſo wie die Kin— 
der, welche das 15te Lebensjahr zurückgeleget haben, 
verſchwiegen, und zur Steuer nicht beigezogen werden. 

Auch würden viele Perſonen als arm angegeben, 
die, wenn fie auch dürftig und mittellos find, gleich» 
wohl die Perſonalſteuer entrichten konnen, und ſollen, 
weil fie nicht bon Almoſen leben, oder in Verſorgungs— 
häuſern nicht unterbracht ſind. 

Daſſelbe geſchehe mit den Alters- und Gebrech— 
lichkeitshalber zum eigenen Verdienſt unfähigen Perſo— 
nen, ohne daß jedoch den Meiſten derſelben das we— 
ſentliche Erforderniß der Befreyung (nämlich die wirk⸗ 
liche Armuth) zuſtatten komme. 

Es mögen allerdings Unterſchleife der Art Statt 
finden, wobei man noch das k. Kreisamt auf die zahl⸗ 
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reiche Dienerſchaft der Güter-Befiger aufmerkſam macht, 
von welcher ein Theil zur Perſonalſteuer nicht angege⸗ 
ben werden dürfte. 

Man empfiehlt daher dem Kreisamte die geſpannte⸗ 
fe Aufmerkſamkeit auf die Perfonalfteuer » Faflionen , 
bei deren Prüfung zur Wahrheit beinahe gelangt wer— 
den kann, wenn ſich die Conſcriptions-Reſultate ges 
genwärtig gehalten werden, woraus die befreyten In— 
dividuen, und die unter dem Alter von 15 Jahren De 
hende Jugend ziemlich genau entnommen werden kann, 
und wenn, wo noch ein auffallender Zweifel übrig bleibt, 
die Local-Unterſuchung eingeleitet wird. 

Da gerade gegenwärtig das Perſonalſteuerbeſchrei— 
bungsgeſchäft für das Militär-Jahr 1820. im Zuge iſt, 
fo haben die Kreisämter die angedenteten Unſüge gg: 
nau zu überwachen, und ſich die erforderliche Uiberzeu— 
gung zu berſchaffen, ob die Dienerſchaft des Adels, und 
aus jeder Hausnumer des flachen Landes alle dieſer 
Steuer unterliegenden Individuen angegeben wurden. 
Für den Vollzug werden die Kreisämter ſtreng verant— 
wortlich gemacht. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 4. Jaͤnner 1820. Gub. 

Zahl 62985. Jahr 1819. 


4. 

Vorſchrift, in welchen Faͤllen den nicht 
erponirten Pfarradminiſtratoren für die 
Reifen zur Abhaltung des Gottesdien⸗ 
ſtes in der adminiſtrirten Pfarre eine, 
und welche Fuhrlohnsverguͤtung gebuͤhre. 


Um in jenen Fällen, wenn bei einer erledigten Pfarre 
die Spiritualien-Adminiſtrazion wegen Mangel an 
Clerus nicht einem eigends erponirten, ſondern einem 
benachbarten Prieſter übertragen wird, überſpannten und 
unzuläſſigen Reiſekoſten-Aufrechnungen zu begegnen, 
und den Religions » Fond vor unnöthigen Auslagen zu 
verwahren, hat man zu entſchließen befunden, daß 
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wirklich angeftellte Pfarrer, wenn ihnen die Spiritualien⸗ 
Abminiſtrazion einer benachbarten erledigten Pfründe 
übertragen wird, die zur Verrichtung des gewöhnlichen 
Gottesdienſtes nothwendigen Reiſen mit eigenen Pferden 
unentgeldlich zu machen haben, den übrigen Prieſtern 
aber, wenn fie auf die erledigte Pfründe nicht expo⸗ 
nirt werden können, nur dann geſtattet ſeyn foll, für 
die zur Abhaltung des Gottesdienſtes an Sonn- und 
Feyertagen nöthigen Reiſen zwei Pferde gegen die ge: 
wöhnliche Vorſpannsgebühr aufzunehmen, wenn die 
adminiſtrirte Pfründe nicht mit eigenen Inventarial— 
Pferden verſehen iſt, auch die eingepfarrten Gemeinden 
zur unentgeldlichen Abholung des Spiritualien-Admini⸗ 
ſtrators (wozu ſie jedesmal aufzufordern ſind) nicht zu 
bermögen wären. 

Den Kreisämtern wird daher zur Pflicht gemacht, 
bei Verpachtung der Temporalien ſolcher Pfründen, 
welche durch einen benachbarten Prieſter, der nicht wirt, 
licher Pfarrer iſt, ohne daß derſelbe erponirt werden 
könnte, adminiſtrirt werden müſſen, wenn fie mit In⸗ 
ventarial⸗ Pferden verſehen find, dem Pächter die Ver» 
pflichtung aufzulegen, den Spiritualien-Adminiſtrator 
jedesmal zur Abhaltung des Gottesdienſtes mittelſt In⸗ 
ventarial-Pferden abholen zu laſſen; wenn aber keine 
Inventarial-Pferde vorhanden ſind, die eingepfarrten 
Gemeinden zu vermögen, die ſo geringe Verpflichtung 
reihenweiſe auf ſich zu nehmen. 

Gubernial-Verordnung vom Aten Jänner 1820. Gub. 

Zahl 64674. Jahr 1819. 


5, 
Vorſichtsmaßregeln wegen Aufbewahrung 
und Verkaufs der Gifte. 


Um den Verkauf und die Benützung der Gifte, und 
der dem Leben überhaupt gefährlichen giftartigen Sub⸗ 
ſtanzen in Aufſicht der Obrigkeiten und Behörden zu 
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bringen, wird mit Beziehung auf die Entſchließung vom 
10. Dezember 1808. Zahl 55558. angeordnet: 

1. Daß in jedem Kreiſe durch das k. Kreisamt 2, 
höchſtens 3 Städte zu beſtimmen find, wo der Ber 
kauf der Giftwaare erlaubt iſt. 

2. Daß nur den in dieſen ausgemittelten Städten 
gleichfalls vom k. Kreisamte (in Lemberg vom Stadt- 
magiſtrate) zu beſtimmenden Apothekern oder Mate- 
rialiſten, oder Spezerey⸗Händlern der Giftverfauf von 
nun an geſtattet iſt. 

3. Dieſe gewählten Apotheker oder Kaufleute find 
von dem k. Kreisamte (in Lemberg von dem k. Stadt⸗ 
magiſtrate) mit einem Erlaubnißſcheine zum Giftvere 
kaufe zu verfehen, und ohne bieten Schein darf Nies 
mand von nun an Gifte verkaufen, unter den Strafen, 
welche in dem b. J. 115. 116. 117. und 216. des II. 
Theils des Strafgeſetzbuches ausgeſprochen ſind. 

4 In Kückſicht des Aufbewahrens der Gifte find 
von Kaufleuten und Apothekern die Vorräthe ſowohl im 
Großen als zum Handverkaufe im Kleinen ſamt den 
Geräthſchaften in wohlverſchloſſenen und geeigneten Be⸗ 
hältniſſen abgeſondert von anderen Medikamenten und 
Waaren aufzubewahren, und mittelſt einer eigenen Thüre 
abzuſperren. 

Die Gefäße, in welchen ſelbe enthalten ſind, muͤſ⸗ 
ſen ſicher und zweckmäßig, gut erhalten, und ge— 
nau bedecket, und mit dem Namen des Giftes, welches 
fie enthalten, deutlich bezeichnet ſeyn. Selbſt jene iten« 
ſilien, womit ſie aus den Gefäßen genommen, gemeſ— 
ſen, abgetheilt, gewogen, oder gerieben werden, ſind 
gleichfalls abzuſperren, und zu nichts Anderem zu ders 
wenden. 

5. Die Schlüßel zu dieſen Behältniſſen, wo die 
Gifte im Vorrathe oder zum Handverkaufe aufbewah⸗ 
tet werden, hat der Apotheker, oder der zum Giftver⸗ 
kaufe berechtigte Kaufmann ſelbſt zu verwahren, und 
nur in ſeiner Abweſenheit hat er dieſelben dem Stell⸗ 
vertreter in der Apotheke, oder Handlung zu überlaſſen, 
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nie aber unverläſſigen Individuen, oder Lehrlingen zu 
übergeben; die Uibertreter dieſer Vorſchrift werden nach 
den $. $. 120. 121. 122. und 125. des II. Theils des 
Strafgeſetzbuches geahndet. 

6. Jedermann, welcher Gift, von welcher Gat— 
tung, und zu welchem Gebrauche es immer ſey, kauſen 
will, hat in Lemberg von der k. k. Polizei-Direkzion, 
in anderen Städten von dem Magiſtrats-Vorſteher, wo 
er wohnt, und auf dem Lande, von dem Dominium 
eine ſchriftliche Anweiſuug dem befugten Kaufmanne 
oder Apotheker vorzuzeigen, in welcher die Abſicht, wos 
zu das Gift und deſſen Menge verwendet werden ſoll, 
nebſt dem Nahmen, dem Karakter oder Gewerbe und 
dem Wohnorte des Käufers beſtimmt angegeben iſt. 
Ohne eine ſolche Anweiſung darf Niemanden ein Gift 
unter Befahrung der geſetzlichen Strafe verabfolget wer— 
den, der Verkäufer aber hat dieſe Anweiſung zu be— 
halten, und zu ſeiner Rechtfertigung aufzubewahren. 

7. Jeder zum Giftberkauf berechtigte Kaufmann 
oder Apotheker hat ein eigenes Buch zu führen, worinn 
der Nahme, Karakter, oder das Gewerbe, der Wohn— 
ort des Giftkäufers, die Gattung und Menge des ab» 
genommenen Giftes, dann das Jahr, der Monat, und 
Tag des geſchehenen Verkaufes deutlich einzutragen, 
und die obrigkeitliche Anweiſung beizulegen iſt. Iſt der 
Käufer nicht zugleich der Abnehmer des Giftes, ſo iſt 
auch der Nahme, Stand und Wohnort des Abnehmers 
beizuſetzen, und dieſem das verkaufte Gift nur verſie⸗ 
gelt zu übergeben. Die Uibertreter dieſer Vorſchrift 
werden nach den unter 5 angeführten 9.9. des Strafges 
ſetzbuches über ſchwere Polizei-Uibertretungen behandelt. 

Befugte Aerzte und Wundärzte haben giftartige 
Körper nur zum Heilzwecke aus den Apotheken zu Det: 
ordnen, und ſich aller Giftanweiſungen zu andern Swecken 
unter ſtrenger Ahndung zu enthalten. 

Perſonen, welche unbekannt ſind, und auch ohne 
eine obrigkeitliche Anweiſung Gift zu kaufen verlangen, 
find nicht allein unter geſetzlicher Ahndung abzuweiſen, 
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ſondern auch, wenn fie oder ihr Endzweck verdächtig 
ſind, der Obrigkeit anzuzeigen. 

8. Um aber Jedermann in die Kenntniß zu ſetzen, 
was nach dem II. Theil des Strafgeſetzbuches als Gift 
zu betrachten iſt, wer alſo zu dem Verkaufe deſſelben 
ausſchließlich berechtiget iſt, welche Giftgattungen da— 
her dieſer Vorſchrift bei dem Kaufe und Verkaufe un⸗ 
terliegen, werden dieſelben hiermit namentlich ufges 
führet, nämlich: 

Weißer Arfenik Arsenicum album. 

Rother Arſenik. Arsenicum rubrum. 

Gelber Arſenik oder Koͤnigsgelb. Arsenicum ci- 
trinum. 

Operment. Auripigmentum. 

Kobalt, Fliegenſtein. Cobaltum. 

Aetzender Queckſilber⸗ Sublimat. Mercurius sub- 
lim. corrosivus. 

Weißes Queckſilber⸗Präzipitat. Mercurius prae- 
cipitatus albus. 

Nothes Queckſilber⸗Präzipitat. Mercurius prae- 
eipitatus ruber. 

Spiesglanz » Butter. Butyrum antimonii. 

©piesglanz » Glas. Vitrum antimonii. 

Spiesglanz « König. Regulus antimonii. 

Koloquinten. Cucumis colocynthis. 

Fiſchkörner Cocculi indici. 

Mohnſaft. Opium. 

9. Da außer dieſen Giften noch mehrere Waaren— 
Artikel der menſchliſchen Geſundheit durch ihre ſchädli⸗ 
chen Eigenſchaften in der unbehutſamen Benützung ges 
fährlich werden können, zur Bequemlichkeit des Publi- 
kums aber von den Spezereihändlern, und Materiali⸗ 
ſten überhaupt ohne einen eigenen obrigkeitlichen Er⸗ 
laubnißſchein geführt werden dürfen ` fo müſſen fie den⸗ 
noch nach der unter E 4. und 5. des Kreisſchreibens 
gegebenen Weiſung unter der beſtimmten geſetzlichen 
Ahndung von anderen Handels⸗Artikeln abgeſondert, 
und verwahret werden. 


Diefe Artikel find: 

Sitriolöhl. Oleum vel Acidum vitrioli. ` 

Scheidewaſſer. Aqua fortis, Acidum nitricum. 

Bleiweis. Cerussa. 

Bleikalk und Bleizucker. Sacharum saturni. 

Spiesglanzleber. Hepar antimonii. 

Silberglätte oder Bleiglätte. Lythargyrum. 

Pottaſche. Pottassa. 

Zinnober. Cinnabanis. 

Mennig. Minium. 

Euphorbium. Gummi euphorbii. 

Gummigut. Gummi guttae. 

Jalapenharz. Resina jalappae. 

Ignatzbohne. Faba Ignatii. 

Scamonium. Resina scamonii. 

10. Nebſt den unter A 8. angeführten Giften, Da, 
ben die Apotheker noch folgende Arzneymittel als Gifte 
nach den $. J. 4. 5. 6. und 7. diefes Kreisſchreibens, 
und unter der dort angedrohten Strafe zu verwahren, 
und zu verſchließen, nämlich: 

Blei⸗Eſſig. Acetum lythargyri. 

Kirſchlorbeer⸗ Waſſer. Aqua laurocerasi. 

Tollkraut mit ſeinen Theilen und Präparaten. 
Herba belladonnae. 

Säbenbaumzweige Frondes sabinae. 

Euphorbium ſammt Pulver, und Tinktur. Gum- 
mi euphorbii. 

Gummigut ſammt Pulver. Gummi guttae. 

Wildaurin- Extrakt. Extractum gratiolae. 

Bilſenkraut⸗Ertrakt. Extractum hyoscyami. 

Mohnſaft⸗ Pulver. Extrakt und Tinktur. Opium. 

Tolläpfel „ Extrakt. Extractum stramonii. 

Phagedäniſches Waſſer. Liquor mercurialis. 

Flüſſiger Ammoniak. Ammonia pura liquida. 

Pfirſichblätter⸗Oehl. Oleum fol. persicor. 

Säbenbaum-Oehl. Oleum sabinae. 

Ammoniakhaltiges Queckſilder⸗Oxydul. Oxydu- 
lum hydrarg. ammoniae. 


Moscatis ſchwarzes Ducdfilber » Drydul. Oxyd. 
hydrarg. nigr. Moscati. 

Keihes Queckſilber Grp. Oxydum hydrarg. 
rubrum. 

Grünſpan⸗Sauerhonig. Oxymel aeruginis. 

Brechweinſtein. Tartarus lixivae stibiatus. 

Spaniſche Fliegen Tinktur. Tinctura Canthari- 
dum. 
Koloquinten-Tinktur. Tinctura colocynthidum. 
Gubernial-Kundmachung vom 11. Jänner 2820. Gub. 

Zahl 5879b. Jahr 1819. 


6. 
Herabſetzung des Zollſatzes fuͤr die Einfuhr 
des Poſt- und Velinpapiers zu Gun— 
ſten der Tapetenfabrikanten. 


Die Hofkammer hat laut Dekrets bom 21. 
November v. J. Zahl 8341 im Cinverftändniffe 
mit der k. k. Kommerz⸗Hofkommiſſion befunden, zu 
Gunſten der innländiſchen Papier-Tapeten⸗Fabrikazion 
den, in den, mit Kreisſchreiben vom 10. Hornung v. 
J. Zahl 6180. für die Papier= Gattungen und Buch⸗ 
druckerwaaren bekannt gegebenen neuen Zollſätzen unter 
Rro. 2. für Poſt⸗ und Velin-Papier mit 20 fl. vom 
Zentner beſtimmten Zollſatz in Anſehung des darunter 
gehörigen zur Verfertigung der Papiertapeten im Be— 
zuge ſtehenden Groß⸗Elephanten⸗, oder ſogenannten 
franzöſiſchen Kanzlei» Papiers bis auf weitere Anord⸗ 
nung auf zehen Gulden vom Zentner in der 
Einfuhr herabzuſetzen, und zu verfügen, daß dieſe Be« 
günſtigung, wie ſich von ſelbſt verſteht, nur den Pa» 
piertapeten-Fabrikanten, und zwar über jedesmal aus⸗ 
gewiefene Maaßgabe ihres Bedarfs gegen die bei der 
Landesſtelle zu erwirkende Einfuhrs⸗ Bewilligung zu 
Theil werde. 

Uibrigens wünſcht die Hofkammer, daß die Papier⸗ 
Fabrikanten aufgefordert werden, ſich zu beſtreben, das 
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Oroß⸗Elephanten⸗ (Olifant) Papier fo zu erzeugen, 
daß von der Herabſetzung der Einfuhrsgebühren für die— 
ſelbe wieder abgegangen werden konnte, nachdem die 
obgedachte Begünſtigung der Tapeten⸗Fabrikanten Dora 
züglich aus dem Grunde ertheilt worden iſt, weil die 
genannte als prima Materia zur Tapetenfabrikazion 
dienende Papiergattung bisher im Inlande weder in ge— 
höriger Qualität, noch auch in der erforderlichen Quan⸗ 
tität erzeugt wird, und auch im Preiſe höher als das 
Auslandiſche zu ſtehen kömmt. 

Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und wei— 
ters geeigneten Verfügung verſtändiget werden. 

Gub. Dekret vom 12. Jaͤnner 1820, Gub. Zahl 60586, 
Jahr 1819. 


7. 

Bewilligung der Zuſammenſchreibung der 
Kriegsdarlehungs- und Naturalienlie⸗ 
ferungs-Obligazionen, wenn fie in ei⸗ 
ner und derſelben Serie enthalten ſind. 


Um jede Verwirrung während des zum Behufe der 
Verlosfung vorgenommenen numeriſchen Ausziehens 
ſämtlicher Aerarial Obligazionen in der Zuſammen⸗ 
ſtellung der Serien hintanzuhalten, wurde den k. Kreis- 
ämtern vermög Hofkammer⸗Präſtdialdekrets vom Boten 
April 1818. mit Gubernial- Verordnung vom 17. Au⸗ 
guſt 1818. Zahl 57718. bedeutet: daß die Einſendung 
der Kriegs- und Naturalien-Lieferungs⸗Obligazionen 
der Gemeinden zum Behuſe der Zuſammenſchreibung 
zu unterbleiben habe. 

Safbbe aber dieſes Ausziehungsgeſchäft längſt 
ſchon zu Stande gebracht wurde; ſo fällt der Grund 
der Wirkſamkeit dieſer Verordnung weg, und wird ſo— 
nach den Kreisämtern in Folge hohen Hofkammer⸗ 
dekrets vom 18. Juni v. J. eröffnet, daß jene 
Kriegs» und Naturallieferungs-Obligazionen, welche 
in einer und derſelben Serie enthalten ſind, zuſam⸗ 


mengeſchrieben werden dürfen, und daß die Zuſammen⸗ 
ſchreibung nur dann nicht Statt haben könne, wenn ſich 
dieſelben in verſchiedenen Serien befinden ſollen. 
Gubernialdekret vom 14ten Sänner 1820. Gub. Zapt 
60708. Jahr 1849. 
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Behandlung, der ſeit der Joſephiniſchen 
Steuerregulirung durch die Veränderung 
der Landesgraͤnzen der Provinz zuge⸗ 
wachſenen oder abgefallenen Grundſtüͤcke 
bey dem Grundſteuer-Proviſorium. 


Ez kann ſich der Fall ergeben, daß die Landesgräns 
zen an einem oder dem andern Punkte ſeit der Jo— 
ſephiniſchen Steuerregulirung eine Aenderung erlitten 
haben, durch welche mehrere damahl zu der einen Pro— 
vinz gehörigen Grundſtuͤcke mittlerweile an die benach- 
barte Provinz übergegangen ſind, und wodurch ſich in 
dem Territorium nach dem damahligen Stande ein Als 
fall oder Zuwachs ergiebt. 

Für dieſen Fall hat die Hofkanzley mit Dekret tom 
28. Dezember 1829. angeordnet, daß die durch eine 
ſolche Aenderung der Landesgraͤnze der Provinz zuge— 
wachſenen Gründe bey der Berichtigung der Joſephini— 
ſchen Operate als neu zugewachſene behandelt, und 
gleich neu entdeckten Grundſtücken, in einem beſonde— 
ren Auszuge aus der Grund- Erträgniß » Matrifel er: 
ſichtlich, die Urſache hingegen in der Anmerkung ange— 
geben , die an einen anderen Staat übergegangenen 
Grundſtücke aber, und rückſichtlich ihre topographiſche 
Zahlen in den Dperaten durchgeſtrichen, in einem be: 
ſondern Auszuge, aus der Grund-Erträgniß⸗ Matrikel 
gleich andern ganz in Abfall gebrachten Gründen aus» 
gewieſen werden. 

Wovon die k. Kreisämter zur Verſtändigung der 
Steuer» Bezirks Obrigkeiten mit dem Auftrage in die 
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Kenntniß geſetzt werden, am Schluße der ganzen Ope⸗ 
ration einen Ausweis vorzulegen, aus welchem die ſeit 
der Epoche der Joſephiniſchen Steuerregulirung vorge— 
fallene Teritorial- Aenderung des Kreiſes mit Abfall 
und Zuwachs und der Billance beider erſichtlich wird. 


Verordnung der Grundſteuer-Regulirung-Provinzial⸗ 
Kommiſſion vom 15ten Jänner 1820. Zahl 2700. 


9. 

Bemeſſung der Stempelklaſſe fuͤr Kapitu⸗ 
lar⸗Vikaͤre, Domherrn, Kapitularen 
und Provinz-Vorſteher geiſtlicher Or⸗ 
den, dann für die Orts vorſteher der Kloͤ⸗ 
ſter oder geiſtlicher Kommunitaͤten. 


N Folge hohen Hofkammerdekrets vom 8. 
Dezember 1819. wird mit Beziehung auf den 25. 
A. des Stempelpatents vom 5. Oktober 1802 folgende 
Vorfchrift zur Nachachtung kund gemacht. 

Bei Ausſtellung von Urkunden in jenen Angele— 
genheiten, die zu Folge des zo 5. des Stempelpa⸗ 
tents den Stempel nach der perſönlichen Eigenſchaft 
des Ausſtellers erfordern, wird 

a) für Kapitular » Bifäre die achte Stempelklaſſe von 
bier Gulden, 

b) für Domherren, Kapitularen und Provinz⸗Vor⸗ 
ſteher geiſtlicher Orden (Provinzialen) die fünfte 
Klaſſe von fünf und vierzig Kreuzern, und 

c) für Ortsvorſteher der Klöfter oder geiſtlichen Kom 
munitäten (Guardiane, Prioren) die vierte Klaſſe 
mit dreißg Kreuzern vorgeſchrieben. 


Gubernial-Kundmachung vom 17. Sänner 1820. Gub⸗ 
Zahl 1489. 
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10, 
Bewilligung der dem Scharfrichter für den 
Vollzug eines Todesurtheils bemeſſenen 
Gebuͤhren in Konvenzions-Muͤnze. 


Die k. k. Hofkammer hat einverſtändlich mit der 
k. k. Hofkanzlei beſchloſſen, und dieſer Landesſtelle mit 
Dekret vom 19. d. M. bedeutet: daß die, dem 
Scharfrichter für den Vollzug eines Todesurtheils in 
dem Geſetzbuche über Verbrechen beſtimmten fünfzehn 
Gulden, fo wie auch das demfelden für ſich und feinen 
Gehilfen bewilligte, in dem urſprünglichen Betrage be— 
meſſene Zehrungspauſchale pr. drei Gulden für die Zu— 
kunft in Konvenzions-Münze, und dieſes Pauſchale von 
3 fl. in Fällen, wo der Scharfrichter bei Hinrichtung in 
entfernten Gegenden mehrere Tage zuzubringen hat, 
für jeden hiebei zugebrachten Tag bezahlt werden ſolle. 

Der k. Provinzial- Staats » Buchhaltung wird in 
Folge diefer höchſten Anordnung verordnet, ſich Rer, 
nach bei Rektifizirung der Reiſepartikularien der Dier, 
ländigen Scharfrichter für derlei Amtsverrichtungen für 
die Zukunft, und rückſichtlich für alle Fälle, wo ſolche 
Amtsverrichtungen mit oder nach dem 19. Dezember 
1819. als dem Tage der hoͤchſten Entſcheidung einge. 
treten ſind, zu benehmen. 

Die k. Kreisämter werden demnach hievon zum 
Amtsgebrauche und weiteren Veranlaſſung in die Kennt— 
niß geſetzt. 

Gub. Dekret vom 18. Jänner 1820. Gub. Zahl. 486. 


11. 

Staatsbeamte, die in einer peinlichen Unter⸗ 
ſuchung ſtehen, muͤſſen waͤhrend der Dauer 
derſelben von ihren Amtsverrichtungen 
entfernt werden. 


E, ergab ſich der unangenehme Fall, daß ein politi⸗ 
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ſcher Beamter, während er wegen eines angeſchuldeten 
Verbrechens auf freyem Fuße peinlich unterſucht wurde, 
feine Amtsverrichtungen fortſetzte, weil die Behörde, 
bei welcher er angeſtelllt war, von der wider denſelben 
verhängten Kriminalunterſuchung keine amtliche Kennt— 
niß erhalten hatte. 

Durch die Betrachtung, daß die Würde des aller— 
höchſten Dienſtes leiden, und daraus felbft ein Nach— 
theil für den Dienſt mit Grund beſorgt werden mußte, 
wenn ein Staatsbeamter, der in einer peinlichen Un⸗ 
terſuchung ſtehet, während der Dauer derſelben, ſeine 
gewöhnlichen Dienſtes- Verrichtungen fortſetzen würde, 
fand ſich die Hofkanzlei veranlaßt, die oberſte Juſtitz⸗ 
ſtelle zu erſuchen, allen Kriminalgerichten den Auftrag 
zu ertheilen, in Fällen, wo es D um eine Kriminal- 
Unterſuchung gegen einen Staatsbeamten handelt, je— 
desmal hievon den Chef der Behörde, bey welcher der 
Beamte angeſtellt iſt, die vorläufige Eröffnung zu me» 
chen, damit dieſer Beamte durch die Zeit der peinli— 
chen Unterſuchung von ſeinen Amtsverrichtungen ent— 
fernt, und dadurch das Unanftändige, was die Unter— 
laſſung einer ſolchen Maßregel nach ſich ziehen könnte, 
vermieden werden möchte. 

Von dieſer Verfügung, welche dießfalls die oberſte 
Juſtitzſtelle einverſtändlich mit der Hofkommiſſion in Ju- 
ftiggefegfachen unterm 26. November 18:9. an ſaͤmmtli— 
che ihr unterſtehende Appellazionsgerichte erlaſſen hat, 
. werden die k. Kreisämter in Folge hohen Dot 
kanzlei⸗Miniſterialſchreibens vom 20. v. 
M. mittelſt der anliegenden Abſchrift verſtändiget. 

Gubernialdekret vom 19. Jänner 1820. Gub. Zahl 969. 


.] Dekret der k. k. oberſten Juſtitzſtelle vom 
26. November 1819. an ſaͤmmliche k. k. 
Appellazions- Gerichte. 


iber die Frage, ob den Kriminalgerichten der Auf⸗ 
trag zu ertheilen ſey, daß ſie in Fallen, wo es ſich um 
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eine Kriminal⸗Unterſuchung gegen einen Staatsbeam⸗ 
ten handelt, jedesmal hievon dem Chef der Behörde, 
bei welcher der Beamte angeſtellt ift, die vorläufige Erz 
Öffnung zu machen hätten? findet man einverſtändlich 
mit der k. k. Hofkommiſſion in Juſtitzgeſetzſachen foigens 
des dem Appellazionsgerichte zur künftigen Richtſchnur 
und weiteren Verſtändigung der unterſtehenden Behörs 
den vorzuſchreiben. 

Gleichwie die Verhaftung und Aburtheilung eines 
Staatsbeamten nach dem Buchſtaben des Strafgefetzes 
$. 504. und $. 447. dem Obergerichte, und nach der 
in dem Anhange J. des Strafgeſetzes unter der Zahl 14 
aufgenommenen Erläuterung die Verhaftung unmittel⸗ 
bar der vorgeſetzten Behörde des Beſchuldigten anzu— 
zeigen iſt, eben ſo iſt es auch der öffentlichen Ordnung, 
und ſelbſt dem Zwecke und Geiſte der $.$. 504. und 506. des 
Strafgeſetzes und der ſpäteren Verordnung Dem 17. und 
19. Juni 1815. angemeſſen, daß von jeder auf freiem 
Fuße gegen einen Staatsbeamten eingeleiteten Krimis 
nal-Unterſuchung die Anzeige im Präſidialwege auch an 
den Vorſteher der Behörde des Beſchuldigten, und durch 
das Appellazionspräſtdium an das Prafidium der bes 
treffenden Hoſſtelle geſchehe, damit auch von dieſer die 
nöthige Sorgfalt wegen weiterer Ausübung des Amtes 
während der Kriminal-Unterſuchung des Beamten ges 
tragen werden könne. 


12. 


In welchen Faͤllen die bei Unterſuchungen 
uͤber ſchwere Polizei-Uibertretungen bei⸗ 
wohnenden zwei Gemeindbeiſitzer der Ur⸗ 
theilsſchoͤpfung beizuziehen ſind. 


Zu Zolge allerhöchſter Entſchließung vom 

22. Dezember b. FJ. find nach der Analogie des 

Hofbekrets vom 19 Dezember 1806. der Juſtitzgeſetz⸗ 

ſammlung die bei Unterſuchungen über ſchwere Polizei 
Pros. Geſetzſ. von Galizien 1820. B 


Uibertretungen zuziehenden zwei Gemeindbeiſitzer nur 
in jenem Falle auch der Urtheilsſchöpfung beizuziehen, 
wenn bei der unterſuchenden politiſchen Behörde kein 
Gremium von drei geprüften Polizeirichtern zur Ur— 
theilsſchöpſung vorhanden iſt. 

Diefe allerhöchſte Entſchließung, welche aus Anlaß 
einer ſpeziellen Anfrage, ob auch bei organifirten aus 
geprüften Näthen beſtehenden Magiſtraten die im J. 580. 
des Strafgeſetzes in ſchweren Polizei-Uibertretungen 
angeordnete Beiziehung von zwei Gemeindbeiſitzern zur 
Urtheilsſchöpfung Statt zu finden habe, erfloſſen iſt, 
wird den k. Kreisämtern zu dem Ende eröffnet, um 
hiernach die anders vorgehenden Magiſtrate zur Stad, 


achtung anzuweiſen. 
Gubernialdekret vom — 1820, Gub. Zahl 948. 


Modalitäten zur Ausſchreibung des Konkur⸗ 
fe für erledigte landesfuͤrſtliche Juſtitz⸗ 
ellen. 


; Seine k. k. Majeſtät haben mit aller höchſten 
Entſchließ ungen vom 10. Au guſt und 10. Ze: 
zember 1819. zu beſtimmen geruhet: In Zukunft ſich 
bei Erledigung landesfürſtlicher Juſtitzſtellen in Abſicht 
ihrer Beſetzung zur Erleichterung der Kompetenz und 
Beſeitigung der Schreibereien und der Konkurskoſten 
Folgendes zu beobachten: 

ıteng, Jede durch Todesfall oder auf andere Art 
ſich ergebende Erledigung oder Beförderung bei allen 
landesfürſtlichen Juſtitzbehörden ſowohl im lombardiſch⸗ 
venezianiſchen Königreiche, in Dalmazien, und im Küs 
ſtenlande, als auch in den übrigen der k. k. oberſten 
Juſtitzſtellen unterſtehenden öſterreichiſchen, böhmiſchen, 
mähriſch⸗ſchleſiſchen und galiziſchen Provinzen, iſt uns 
ter dem Artikel: Inländiſche Nachrichten von 
dem betreffenden Gubernium in die Provinzial-Zeitung 
der Hauptſtadt einſchalten zu laſſen. Die Erledigung 
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einer Nathsſtelle insbeſondere, iſt zugleich durch dle 
Wiener Zeitung, nebſt der Kundmachung durch die 
Provinzial⸗Zeitung, öffentlich bekannt zu machen. Das 
betreffende Appellazionsgericht hat zu dieſem Ende dem 
betreffenden Gubernium hierzu die nöthigen Angaben 
zu liefern. 

tens. Da in Zara noch keine Zeitung beſtehen ſoll, 
eine Zeitungsanſtalt aber in jeder Provinz, als Verei— 
nigungspunkt, als Mittel der Verlautbarung und He— 
bung des innern Verkehrs nothwendig und erſprießlich 
It: fo befehlen Seine k. k. Majeſtät, daß für ihre bat, 
dige Zuſtandbringung ſogleich Sorge getragen werde, 
bis dahin aber, die im erſten Abfatz anbefohlene Ein⸗ 
ſchaltung für Dalmazien, in die Trieſter Zeitung zu 
geſchehen habe. 

ztens. Vier Wochen, nachdem die Nachricht von 
einer Dienſterledigung der betreffenden Zeitung einge— 
ſchaltet worden iſt, hat jene Behörde, welcher der erſte 
Vorſchlag gebührt, oder obliegt, ihren Vorſchlag zu 
machen. 

Damit jedoch die ſich um eine Anſtellung Bewer⸗ 
denden ſowohl, als die bereits Angeſtellten, welche eine 
der erledigten Dienſtesſtellen zu erhallen wünſchen, un— 
terrichtet werden, wo ſie ihre Geſuche um dieſelbe zu 
überreichen haben, wird hiermit beigefügt: 

a) Daß bei den Appellazions-Gerichten die Kompe⸗ 
tenzgeſuche um die Verleihung eines bei dem Ap— 
pellazions⸗ Gerichte erledigten Dienftplages, fo wie 
bei jedem Landrechte und landesfürſtlichen Kolle 
gial- Juſtizgerichte die Gefuche um die Erlangung 
einer bei demſelben in Erledigung kommenden 
Raths⸗ oder ſubalternen Dienſtes-Stelle einzu⸗ 
reichen ſeyn werden. e 

b) Inſonderheit find an jenen Orten in Defterreidh, 
im Küftenlande, in Tyrol, und Dalmazien, wo 
Präturen, oder einzelne landesfürſtliche Landes⸗ 
richter, Bezirks » Pfleg- oder Diſtrikts⸗ Richter bes 
ſtehen, für diefe landesfürſtlichen Juſtiz⸗Nichter⸗ 
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ſtellen und ihre Amtsſchreiber, Aktuare, oder Kan 
zelliere die Geſuche bei dem betreffenden Appellar 
zions⸗Gerichte einzureichen, mit einziger Ausnah- 
me der Prätur in Trieſt, um deren Erlangung 
die Geſuche bei dem Trieſter Stadt» und Land⸗ 
rechte zu überreichen ſeyn werden. Die Geſuche 
um Kanzliſten- und Gerichtsdienersſtellen find über» 
all bei der betreffenden Juſtizbehörde unmittelbar 
einzureichen. Dagegen bleiben in Hinſicht der ges 
miſchten Behörden und Kommiſſariate im Küſten⸗ 
lande, welche zugleich das Juſtizweſen beſorgen, 
die beſtehenden Normen unabgeändert, nur für 
die Bezirksrichterſtelle zu Capo d' Istria, welche 
eine landesſürſtliche Stelle ift, find die Geſuche 
bei dem Appellazions- Gerichte einzureichen. 

c) Was die bereits wirklich angeſtellten Beamten be, 
trifft, welche eine andere Anſtellung begehren, ſo 
haben dieſelben ihre Geſuche lei ihren unmittelba- 
ren Vorgeſetzten zur weiteren Beförderung an die 
betreffende Behörde, welcher der erſte Vorſchlag 
gebührt, oder obliegt, abzugeben. 

d) Uibrigens hat jeder eine Anſtellung Anſuchende, 
ſich die höchſte Vorſchrift gegenwärtig zu halten, 
nach welcher auf unbelegte Geſuche keine Ruͤckſich: 
zu nehmen iſt. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird in Folge Dot, 
kanzleide krets vom 5. l. M. zur allgemeinen 
Wiſſenſchaft und Darnachachiung bekannt gemacht. 


Qubernial = Kundmachung vom 21. Jänner 1820. Bub. 
Zahl 2649. 
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14. 

Beſtimmung, der Behandlung der Zehend⸗ 
faflionen bei dem Grundſteuer Proviſo⸗ 
rium in jenem Falle, wenn der Zehend- 
herr die Zehendnutzung gegen eine be⸗ 
ſtimmte Abgabe auf Leibgeding hintan— 
gegeben hat. 


Die hohe Hofkanzlei hat aus Anlaß einer geſtellten 
Anfrage, wie es in Abſicht auf bie Zehendfaſſtonen in 
dem Falle zu halten iſt, wenn der Zehendherr die Ze, 
hendnutung zwar nicht unwiderruflich auf immerwäh⸗ 
rende Zeiten, aber gegen eine beſtimmte Gabe auf 
Leibgeding hindangegeben hat, unterm 11. Jänner 1820. 
zu entſcheiden befunden, daß ſolche Fälle gleich demje— 
nigen zu behandeln find, welchen der ıte $. der Zehend— 
Inſtrukzion vordenkt, und daß folglich der Nutznießer 
den Zehendertrag und der Zehendherr die beſtimmte 
Gabe, die er von ihm empfängt, zu fatiren haben, 
dieſe Gabe aber von der Zehend-Nutzung in Abſchlag 
zu bringen iſt Indeſſen muß dieſes Verhältniß in der 
Rubrike, Anmerkung, ausdrücklich dargeſtellt werden. 
Von welcher hohen Entſcheidung die Kreisämter 
zur Nachachtung in Kenntniß geſetzt werden. 
Verordnung der Grundſteuer-Regulirung Provinzial⸗ 
Kommiſſion vom 24. Jänner 1820. Zahl 1880. 


15. 
Buͤrger⸗Aufnahms-Taxen find der Grund: 
ſteuer nicht unterworfen. 


Die Hofkanzlei hat aus Anlaß einer geſchehenen An⸗ 
frage unterm (ten Jänner l. J. zu beſtimmen befun⸗ 
den, daß die Bürgeraufnahms⸗Taxen, weder Urberials 
noch Jurisdikzions⸗ Bezüge, mithin kein Gegenſtand der 
Faſſion ſind 
Verordnung der Grundſteuer⸗Regulirung Provinzial⸗ 
Kommiſſion vom 24. Jänner 1820. Zahl 1694. 


16. 


Die, unter der Benennung Proskurne, be⸗ 
ſtehende Abgabe unterliegt nicht der 
Grundſteuer. 


Mit dem Hofkanzleidekrete vom 11. l. M. wurde bes 
ſtimmt, daß die, unter der Benennung Proskurne, 
beſtehende Abgabe an die gr. kath. Geiſtlichkeit, weder 
als eine Urbarial- noch als eine Zehendleiſtung zu be— 
trachten ſey, daher keinen Gegenſtand der zu überrei— 
chenden Bekenntniße auszumachen habe. 

Wovon die Kreisämter im Nachhange zu dem Er» 
laße vom sten November v. J Zahl 615. mit dem Beis 
ſatze zur ungeſäumten Kundmachung in die Kenntniß 
geſetzt werden, daß die bereits eingelegten Bekenntniße, 
in denen dieſe Abgabe aufgeführt ward, deswegen nicht 
zurückzuſtellen ſind, ſondern daß der dafür fatirte Be⸗ 
trag in Abfall zu bringen ſey. 

Verordnung der Grundſteuer-Regulirungs-Kommiſſion 

vom 26. Janner 1820. Zahl 1874. 


17. 

Vorſchrift wegen Rechnungslegung der Kloͤ⸗ 
fter uͤber die Verwaltung ihres Vermoͤ⸗ 
gens, und wegen fruchtbringender Anle⸗ 
gung ihrer Uiberſchuͤſſe als Stammver⸗ 
moͤgen. 


Nach der höchſten Normalbvorſchrift vom 26. Septem- 
ber 1811. find jene Klöſter, welche durch den unter dem 
Numerus fixus herabgeſunkenen Perfonalftand Uiber— 
ſchüſſe von ihren Einkommen haben, zwar von der Be— 
zahlung der Religionsfondsſteuer enthoben, dagegen 
aber verbunden, über die Verwaltung ihres Vermögens 
Rechnung zu legen, und die ſich ergebenden haaren Liber« 
ſchüſſe zu dem Ende abzuführen, damit ſolche als Stamm⸗ 
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vermögen für dieſelben fruchtbringend angelegt werden 
mögen. 

Da nun vermög des von der Provinzial ⸗Staats⸗ 
buchhaltung für das Militärjahr 1819. nach den billig⸗ 
fen Grundſätzen, und mit Rückſicht auf die erhöhten 
Steuern verſaßten Ausweiſes mehrere Klöſter baare Ui, 
berſchüſſe haben; fo find dieſelben zur unverzüglichen 
Abfuhr der ausgewieſenen Uiberſchuͤſſe an die Kreisfaf- 
ſen, welche dieſe Beträge bis auf weitere dießortige 
Weiſung in Depofiten zu behalten haben, mit dem Se, 
deuten anzuweiſen: daß die Klöfter einen mit der ge- 
ſetzlichen Sicherheit verſehenen Evictor zur fruchtbrin⸗ 
genden Anlegung der Beträge anher mittelſt den k. 
Kreisämtern namhaft machen, und daß auf gleiche 
Weiſe nach Abſchluß eines jeden Militärjahrs mit den 
— werdenden Wiberfchüffen gehalten werden 
ollte. 

Gub. Dekret vom 28. Jänner 1820. Gub. Zahl 2905. 


18. 

Was bei der Theilung landtaͤflicher Guͤter, 
ruͤckſichtlich des unterthaͤnigen Holzungs⸗ 
rechts, und der unterthaͤnigen Weide in 
herrſchaftlichen Waldungen, oder ande- 
ren Weideſtrecken zu beobachten ſey. 


Mit Hofkanzlei⸗Erlaß vom 15. d. M. iſt be⸗ 
bedeutet worden, daß die Verordnung vom 5. Feb. 1818. 
Gub. Zahl 10245. Jahr 1818. zufolge, welcher vor Erthei— 
lung der Bewilligung zur Theilung eines landtäflichen Gu— 
tes der Umſtand, ob den Unterthanen das Holzungs— 
recht zuſteht, und ob die Waldungen von den zur Hol- 
zung berechtigten Gemeinden getrennt werden, gewür⸗ 
digt, und in dieſem Falle die Theilung nur unter der 
Bedingung der Intabulazion ſolcher Holzungsrechte ge⸗ 
ſtattet werden ſoll, nach der Analogie auch von der 
Weide in den herrſchaftlichen Waldungen oder andern 
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Weibeſtrecken gelte, in ſofern dieſe Weide, nicht als 
eine prakäre obrigkeitliche Bewilligung, fondern als ein 
nothwendiges Mittel zur Erhaltung des unterthänigen 
Wirthſchaftsviehes erkannt wird. 

Von dieſer hohen Anordnung werden die k. Kreis- 
ämter zur Wiſſenſchafſt mit dem Bedeuten in Kenntniß 
geſetzt, daß es in Fällen, wo vom Staate ſelbſt oder 
von Privaten, Güter ſekzionsweiſe veräußert, oder auf 
eine andere Art zerſtückt werden, ein officioses agen- 
dum der Behörden ſey, darüber zu wachen, damit der- 
gleichen Anſprüche der Unterthanen vor der Veräußerung 
richtig geſtellet, und ſowohl den Unterthanen als den 
künftigen Beſttzern derlei getheilter Güter - Streitigkeiten 
erſpart werden. 

Gubernialdekret vom 28. Jänner 1820. Gub. Zahl 4152. 


19. 
Beſtimmungen wegen zollaͤmtlichen Waa⸗ 
renerklaͤrungen. 


Die Hofkammer hat zu Folge Dekrets vom 8. 
Dezember 1819. im Einverſtändniſſe mit der k. k. 
Kommerz⸗Hofkommiſſion bei zollämtlichen Waarener- 
klärungen folgende Beſtimmungen zur allgemeinen Nach⸗ 
achtung angeordnet: 

tens. Bei Waaren gleicher Gattung muß der In— 
halt eines jeden Kollo, oder Vehältniſſes, eben ſo, wie 
bisher bei verſchiedenen Waaren geſchehen, nach den, 
in dem Tariffe ausgeſetzten, beſonderen Rubricken in 
dem Maße, der Zahl, und dem Gewichte oder Werthe, 
nach welchem die Verzollung zu leiſten iſt, insbefon- 
dere angegeben, und aus dieſen beſonderen Angaben 
überdieß die ſummariſche gemacht werden. 

ztens. Wenn die Verzollung nach dem Gewichte 
einzutreten hat, iſt dieſes nur nach dem öſterreichiſchen 
Gewichte zu erklären. 

ztens. Wenn von Waarenpartien, die mit Stamm⸗ 
erklärungen, und Stammbolleten verſehen find, theil⸗ 
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weiſe Verſendungen geſchehen, ſind nach deren Maß⸗ 
gabe oder Inhalte neuerdings Waarenerklärungen, und 
zwar im doppelten Formulare einzulegen. 8 

ztend. Mit der Unterlaſſung oder Nichterfüllung 
dieſer Beſtimmungen wird die Folge verbunden, daß die 
betreffenden Waaren zur Amtshandlung nicht zugelaſſen 
werden; ausgenommen, wenn dem zweiten Punkte zu— 
wider, Waaren mit Erklärungen, nach dem ausländi⸗ 
ſchen Gewichte, mit dem Poſtwagen oder mit Eilfuh⸗ 
ren früher vorkämen, als der öſterreichiſche Eigenthü⸗ 
mer dem Verſender das oͤſterreichiſche Gewicht angeben 
konnte. 

stens. Gegenwärtige Anordnungen haben mit dem 
Tage der Kundmachung in Wirkfamkeit zu kommen. 

Gubernal-Kundmachung vom 30, Jaͤnner 1820. Gub. 
Zahl 4709. 


20. 

Die ſtrenge Pruͤfung darf bei keiner Fakultaͤt 
nachgeſehen, noch ein Ehren⸗Diplom 
ai allerhoͤchſte Bewilligung verabfolgt 
werden. 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent— 
ſchließung vom 15. b. M. für dießmal geſtattet, 
daß dem Herrn Hofbibliotheks-Präfekten Maximilian 
Joſeph Grafen v. Ossolinski, dem lemberger Herrn 
Landrechts⸗Präſtdenten Georg Freyherrn v. Oechsner, 
und dem ſtändiſchen Deputirten Herrn Joſeph Ritter 
Dzierskowski Ehren⸗Diplome als Doktoren der Philos 
fophie verabfolgt werden. 

Zugleich aber haben Seine Majeftät befohlen, daß 
gemäß der allerhöchſten Entſchließung vom 9. Auguſt 
1814. bei keiner Fakultät weder eine Nachſicht von den 
ſtrengen Prüfungen Statt haben, noch ein Ehren⸗Di⸗ 
plom ohne erhaltene allerhöchſte Bewilligung berabfolge 
werden dürfe, wie auch, daß zur Ertheilung von Ehren⸗ 
Diplomen nur für ſolche Individuen einzuſchreiten ſep, 
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denen bermög des Poſtens, den Ge begleiten, der Dok⸗ 
torgrad einigermaſſen nöthig iſt, und welche zur Erlan⸗ 
gung desſelben auf ordentlichem Wege nicht mehr wohl 
verhalten werden können. 

Gubernialdekret vom 51. Jänner 1820. Gub. Zahl 4410. 


21. 
Das Jus detractus der Erbſchaften zwiſchen 
Oeſterreich und Schweden wird aufge— 
hoben. 


Mit Hofkanzleidekret vom 15. d. M. Zahl 
1362. wurde eine Abſchrift der Kundmachung der ſchwe— 
diſchen Kanzlei -Direkzion in Betreff der Abſchaffung des 
Jus detractus zwiſchen Schweden auf der einen, und 
einigen europaäiſchen Staaten (worunter Oeſterreich 
bezeichnet iſt,) auf der andern Seite anher mitgetheilt. 
d Von dieſer Abſchrift erhält das k. Kreisamt im 
Anſchluße ein Pare zur Wiſſenſchaft. 

Gub. Dekret vom 51. Jaͤnner 1820. Gub. Zahl 4559. 


. Uiberſetzung einer Kundmachung der koͤ⸗ 
niglichen ſchwediſchen Kanzleidirekzion 
in Betreff der Abſchaffung des Jus de- 
wactus zwiſchen Schweden und Norwe— 
gen auf der einen und einigen europaͤi⸗ 
ſchen Staaten auf der andern Seite. 


Gegeben zu Stockholm den 2. Sept, 1819. 


Wir Lars von Engeſtröm, Graf, Staatsminiſter für 
die auswärtigen Geſchäfte ꝛc. ꝛc., wie auch fämmtliche 
Mitglieder der königl. Kanzleidirekzion geben zu wiſſen, 
nachdem Seine Majeftät und König unterm 9. des letz— 
ten Dezembers die Aufhebung des ſogenannten Jus de- 
tractus in Gnaden zu beſchließen geruheten, oder der Ab- 
gabedes 7. Theils von jeder Erbſchaft, welche außer Lan⸗ 
des zu Gunſten ſolcher fremden Unterthanen gezogen 
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wird, deren Negierungen geneigt wären den ſchwediſchen 
und norwegiſchen Unterthanen denſelben Vortheil zu be, 
willigen; fo haben bis jetzt folgende Mächte eine Gr, 
klärung abgeben laſſen, der zu Folge das erwähnte Jus 
detractus innerhalb ihrer Staaten in Betreff der ſchwe⸗ 
diſchen und norwegiſchen Unterthanen aufgehoben wird, 
nämlich: Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, 
König von Ungarn, Böhmen, der Lombardey, und 
Venedig; Seine Majeſtät der König von beiden Sizi— 
lien; Seine k. k. Hoheit der Erzherzog, Großherzog von 
Toskana; Ihre Majeſtät die Erzherzoginn, Herzoginn 
von Parma; Ihre Majeftät die ehemalige Königinn von 
Hetrurien, Herzoginn von Lukka; Seine königl. Hoheit 
der Churfürſt von Heſſen; und Seine königl. Hoheit 
der Großherzog von Meklenburg-Strelitz. In Folge 
deſſen wird die erwähnte gnädige Verordnung vom gten 
Dezember 1818. zu Gunſten der Unterthanen der oben 
angeführten Mächte, in ſofern ſie eine Erbſchaft aus 
Schweden oder Norwegen zu beziehen haben, in volle 
Kraft und Wirkung geſetzt, welches die k. Kanzleidirek⸗ 
zion hiermit zur allgemeinen Nachricht bringt. 
Stockholm den 2. September 1819. 
(Unterzeichnet) 
Lars von Engeſtröm. Graf Wetterſtedt. 


2.27 
Wie ſich bei Grundſteuer-Rektifikazions⸗ 
Operaten jener Gemeinden zu benehmen 
ſey; deren Begraͤnzung ſeit der Joſephi⸗ 
niſchen Steuerregulirung eine Aenderung 
erlitten hat. 


Es iſt die Frage zur Sprache gekommen, wie Dë bei 
der Verlegung der Grundſteuer-Nektiſikazions⸗Operate 
für jene Gemeinden zu benehmen ſey, deren Begrän⸗ 
zung feit der Joſephiniſchen Steuerregulirung eine Sen, 
derung erſuhr: ob nämlich die in der Zwiſchenzeit dem 
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Gebiethe einer andern Gemeinde einverleibten Grund- 
ſtuͤcke in die Matrikel der letztern, oder jener, bei wel» 
cher ſelbe im alten Vermeſſungsbuche vorkommen, aufs 
geführt werden ſollen. 

Hierüber hat die Hofkanzlei mit Dekrete vom 18ten 
v. M. Zahl 77. entſchieden, daß bei der Verfaſſung 
der Grundertrags-Matrikel genau nach der Joſephini— 
ſchen Gemeinde» Begränzung vorzugehen, und daher 
die Grundſtücke in die Matrikel jener Gemeinde auf— 
zunehmen find, bei welcher diefelben, im alten Vermeſ⸗ 
fungsbuche erſcheinen. 

Um jedoch die Abſonderung in der Steuer Vor— 
ſchreibung vorzubereiten, müſſen die an andere Ge— 
meinden abgefallenen Grundſtücke getrennt in Evidenz 
geſetzt werden, da die auswärtigen Grundbefiger beſon— 
dere individuelle Bögen erhalten; fo wird dieſe Abſon⸗ 
derung am zweckmäßigſten in dem Summarium über 
die individuellen Bögen geſchehen: es ſind nämlich in 
dieſem Summarium bei den Gemeinden, in deren Ge— 
biethe dieſer Fall eintritt, vor allem die einheimiſchen 
Grundbeſitzer in alphabetiſcher Ordnung mit ihrem 
Grundertrage aufzuführen, und dieſes abzuſchließen, 
dann aber die auswärtigen Befttzer ebenfalls in alpha⸗ 
betiſcher Ordnung erſichtlich zu machen, und der Er- 
trag abgeſondert für die einzelnen Gemeinden, denen 
ihr Beſitzthum nun angehört, zu ſummiren, endlich aus 
den einzelnen Theilbeträgen die Hauptſumme für die 
ganze Steuergemeinde nach der Joſephiniſchen Begrän- 
zung zuſammen zu ziehen, welche mit den Summen 
der Matrikel, und der Bilance übereinſtimmen muß. 

Durch dieſe Beſtimmungen erleidet jedoch weder 
der $. 68. der Belehrung für Steuer-Bezirks-Obrig⸗ 
keiten in Abſicht auf jene Falle, wo ganz neue Gemein⸗ 
den entſtanden, noch die hierortige Vorſchrift vom 7. 
Oktober v. J. Zahl 304. eine Aenderung. 

In jenen Fällen nemlich, wo das Gebieth zweier 
oder mehrerer Gemeinden durch Grund-Arondirungen, 
Unterthans⸗ Regulivungen u. d. gl dergeſtalt vermengt, 
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und gegenfeitig geändert wurde, daß ſich die alte Se, 
gränzung ſchlechterdings nicht mehr anſtandsfrey auffin⸗ 
den, und die alte topographiſche Ordnung beibehalten 
läßt, iſt ſich bei der Rektifikazion an den gegenwärtigen 
faktiſchen Stand zu halten, daher ſind jene Strecken, 
die nun ein vereintes Ganzes bilden, auch in eine 
Grund ⸗Erträgniß⸗ Matrikel zuſammenzufaſſen: nur 
müßen die Fluren, oder in denſelben die einzelnen 
Strecken, welche nun von einer Gemeinde zur andern 
genommen wurden, in ſo ferne ſich ihr Flächenmaaß 
und Grundertrag wenigſtens im Ganzen getrennt bor, 
ſtellen läßt, mittelſt beſonderer Auszüge aus der Grund» 
Erträgniß⸗ Matrikel, in der Art als die neu aufgefuns 
denen, oder ganz außer Kulturſtand getretenen Grund— 
ſtücke ausgewieſen, und in den Bilancen der einzelnen 
Gemeinden genau durchgeführt werden. Es wären z. B. 
von einer Flur der Gemeinde A., welche in dem Ver— 
meſſungsbuche von 800 Jochen erſcheint, 600 Joche zur 
Gemeinde B genommen, darauf der neue Dorfsplatz 
der letztern angelegt worden, und es liefen die Felder 
ihrer Richtung nach quer über die alte Gränze, fo müſ— 
fen dieſe 600 Joche bei B. gleich neu entdeckten Grün. 
den in Zuwachs, dei A. hingegen in Abfall gebracht 
werden. 

Sollte dagegen die Vermengung der Grundſtücke 
in der Art geſchehen ſeyn, daß ſich felbſt dieſe gegenfei- 
tig ab⸗ und zugefallenen Strecken nicht im Ganzen ge— 
trennt ausweiſen ließen; fo kann für ſolche Gemeinden 
die Bilance vereint verfaßt, und darinn nicht bloß der 
alte Stand, ſondern auch die neuen Keſultate der 
Rektifikazion aus den Operaten der einzelnen Gemein- 
den zuſammengeſtellt werden. 

Die Kreisämter haben ſowohl im Wege der Be- 
reiſung, als auch bei der Prüfung der Operate vorzuͤg⸗ 
liche Aufmerkfamkeit auf dieſe Gemeinden zu richten, 
und das erſte einlangende Operat über die Behandlung 
ſo bedeutender Aenderungen nach vorläufiger Prüfung, 
zur Einſicht vorzulegen. 
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In den einzelnen Fallen, wo zwar die berührten 
namhaften Umſtaltungen des alten Standes nicht ein, 
treten, gleichwohl aber die in das Gebieth anderer 
Gemeinden gefallenen Grundſtücke in die Rektifikazion, 
bei der letztern aufgenommen wurden, kann es, zur 
Vermeidung der Umarbeitung ganzer Operate, in ſo 
fern bei dieſer Behandlung das Bewenden haben, als 
die auf dieſe Art behandelten Grundſtücke nachgewie— 
fen, allfeitig gehörig durchgefuͤhrt und die Grund- Gr, 
tragniß-Matrikeln bereits vollſtändig verlegt wurden. 

Verordnung der Grundſteuer-Regulirungg-Provinzial⸗ 
kommiſſion zur Einführung des Grundſteuer-Provi⸗ 

ſoriums vom 2. Hornung 1820. Zahl 2025. 


23. 

Sammlungen der Geiſtlichkeit koͤnnen nicht 
als Urbarialbezuͤge angeſehen werden, 
dagegen unterliegen die Zehenden derſel⸗ 
ben, oder die an ihre Stelle getretenen 
Zë = oder Geldabgaben der Got: 
ton. 


Uider die borgekommene Anfrage: ob die hie und da 
üblichen Sammlungen der Geiſtlichkeit als Ur barialbe⸗ 
züge anzuſehen, und als ſolche zu fatiren ſeyen, hat 
die hohe Hofkanzlei mit Dekret vom 25 v. M. erin⸗ 
nert: daß derlei Sammlungen als Urbarialbezüge ſelbſt 
dann nicht angeſehen werden können, wenn fie in be, 
ſtimmten Beträgen beſtehen, und in den Grundbüchern 
vorgemerkt wären, weil ſte ihrem Urſprunge nach, frey— 
willige Leiſtungen find, die weder auf einen beſtimm— 
ten Grundbeſitzthum, noch auf beſtimmten einzelnen 
Grundſtücken ruhen, auch nicht als eine Theilnuͤtzung 
des Grundbeſitzes abgeſtattet werden. 

Dagegen unterliegen die Zehenden der Geiſtlichkeit, 
oder die an ihre Stelle getretenen beſtimmten Natural« 
oder Geldabgaben, fo wie alle Urbarialgaben, welche 
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Geiſtliche als gleichzeitige Grundherrſchaften beziehen, 
allerdings der Faſſion. 
Verordnung der Provinzial-Grundſteuer-Regulirungs⸗ 
Kommiſſion vom 5. Hornung 1820. Zahl 2073. 


24. 
Handmuͤhlenzinſe duͤrfen nicht in die Urba⸗ 
rialbekenntniße aufgenommen werden. 


Die hohe Hofkanzlei hat mit dem Dekrete vom 25. v. 
M. den Grundfag, daß die Handmuͤhlenzinſe, da ſolche 
nur von den Mühlen, die als Gewerbe zum Vermahlen 
fremden Getreides, gebühren, nicht in die einzulegen— 
den Urbarial-Bekenntniſſe aufzunehmen find, beſtättigt. 
Verordnung der Provinzial-Grundſteuer-Regulirungs⸗ 
Kommiſſion vom 5. Hornung 1820. Zahl 2077. 


25. 
Berichtigung der in den alten Joſephiniſchen 
Grundſteuer-Operaten vorkommenden 
Schreib- und Rechnungsfehler. 


Mir dem hohen Hoffanzlei-Defrete vom 18. v. M. wurde 
über die Behandlung der Schreib- und Rechnungsfehler 
in den alten Joſephiniſchen Operaten folgendes feſtgeſetzt: 

ıtens. Offenbare Schreib- oder Rechnungsfehler, 
welche in den alten Joſephiniſchen Operaten vorkommen, 
und auf die Vermehrung oder Verminderung des Grund— 
ertrages einwirken, muͤſſen berichtiget werden. 

2tens. Die Berichtigung iſt in den Operaten ſelbſt, 
jedoch in der Art vorzunehmen, daß nebſt derſelben auch 
die fehlerhaften Anſätze noch kennbar bleiben 

5tend. Die daraus entſtehenden Differenzen find 
in einem eigenen, nach der beiliegenden Form verfaß⸗ 
ten Ausweiſe, zu welchen die Bögen für die Aen⸗ Jr 
derungen in beſſere oder ſchlechtere Kultursgattung zu 
verwenden ſind, nachzuweiſen, und unter Beilegung 
desſelben in der angeordneten Bilance Beilage N. der 
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Belehrung für die Steuer » Bezirks ⸗Obrigkeiten ſum⸗ 
mariſch aufzufuͤhren. 

gtens. Auch in der Kreis-Bilance muͤſſen dieſe 
Differenzen ſummariſch erſichtlich gemacht werden. 

stens. Den Kreis⸗ und ökonomiſchen Kommiſſären 
liegt es ob, bei Gelegenheit der Bereiſungen ſich von 
der Nichtigkeit dieſer Angaben zu überzeugen; insbeſon⸗ 
dere werden aber 

6tens. Die Kreisämter verpflichtet, darauf ein bes 
fonderes Augenmerk bei Adjuſtirung der Operate zu 
richten, und zu dieſem Behufe auch Einſicht in die alten 
Joſephiniſchen Operate, welche als fehlerhaft angegeben 
werden, zu nehmen, beſonders wenn die Differenzen 
bedeutend ſind, oder eine Verminderung des Ertrages 
zur Folge haben. 

Nach der Einrichtung der alten Operate, und dem 
Verfahren, das bei deren Verfahrung beobachtet ward, 
koͤnnen Nechnungsfehler nur in ſehr ſeltenen Fällen eine 
Aenderung in der Ertragsberechnung für die ganze 
Steuergemeinde nach ſich ziehen; da nämlich der Er— 
trag für ganze Feldſtrecken, gleicher Eigenſchaft, und 
für die Fluren, auf der Grundlage der Faſſions-Grund— 
ſätze, und der nachbarlichen Kontrollirung in concreto 
berechnet, darüber von der Unterkommiſſſon der Zus 
ſchlagsbogen an die leitenden Obrigkeiten hinausgegeben, 
und endlich von der letzteren die Umlegung der aus— 
gemittelten ganzen Summe auf die einzelnen Grund— 
Parzellen bewirkt wurde: ſo muß ſich jeder Fehler in 
der Ertragsberechnung eines Grundſtückes durch einen 
entgegengeſetzten Fehler bei andern Grundftüden aus⸗ 
gleichen, und für die ganze Strecke das Reſultat in der 
Hauptſache dasſelbe bleiben: nur wo der in dem Zu— 
ſchlagsbogen zur Ausmittlung angenommene Flächenin⸗ 
halt unrichtig wäre, oder in dem Zuſchlagsbogen ſelbſt 
ein Rechnungsfehler Statt gehabt hätte, würde ein Ab 
fall oder Zuwachs eintretten können. 

Verordnung der Provinzial⸗Grundſteuer⸗Regulirungs⸗ 

Kommiffton vom 7. Hornung 1820, Zahl 2028. 


(Zur Seite 32.) 
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Der in den alten Steuer-Regulirungs-Operaten vorgefundenen Rechnungs- und 
Laterirungsfehler im Flaͤchenmaaß und Geld- Ertrage. 
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Neuer Stand nach der Berichtigung vom Jahre 1819. ` 
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Natural-Erträ gn i ß. 


Flächen⸗ 
Maaß 


— 


. l Kr 


Waitzen 
Korn 


— — 


— 


Geſchehen R. den 
N. N. Kreishauptmann. 


b o Kit. . u U ae ae 
SCHE Vu TV zug 
— 
Wieſen 2 
8 
mm — —ę— nn = 
„en Srumet LS 
Kai Ka 
Zi EE Heu 
— 1 3 — 2 
& 


— 1 —1 — 1 — 


Waldungen 


Holz 


N. N. der 7. Hornung 1820. 
N. N. Oberbeamter. 
N. N. Hilfsbeamter. 
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Nach borgenommener genauen Durchſehung der Nechnungs⸗ und Laterirungs⸗Fehler wird 
die oben ſtehende Aenderung der Ertrags Berechnung richtig erkannt. 


26. 


Kl der Diaͤtenklaſſen für Thier⸗ 
aͤrzte. 


Die k. k. Hofkanzlei hat mit hohem Dekret 
vom 20. b. M. bedeutet: daß Höchſtdieſelbe im Ein⸗ 
vernehmen mit der k. k. Hofkammer ſich veranlaßt ge⸗ 
funden habe, für die Thierärzte, wenn fie in öffenlichen 
Sanitätsangelegenheiten verwendet werden, folgende 
Diätenklaſſen zu beſtimmen: 

ıteng. Iſt der Thierarzt zugleich wirklich promo— 
birter Arzt; fo gebühren ihm die Diäten der zehnten 
Klaſſe; 

ztens. Iſt er aber blos Thierarzt, oder zugleich 
Wundarzt, ſo ſind ihm die Diäten der zwölften Klaſſe 
anzuweiſen. 

Dieſe Diätenbeſtimmung hat jedoch keineswegs fuͤr 
nicht approbirte Thierärzte zu gelten, für welche, wenn 
ihre Verwendung in Sanitätsangelegenheiten durchaus 
nothwendig ſeyn ſollte, von Fall zu Fall ein angemeſſe— 
nes Taggeld beſtimmt werden muß. 

Von welcher höchſten Entſchließung die k. Kreis— 
ämter zu ihrer Wiſſenſchaft in die Kenntniß geſetzt 
werden. 

Gubernialdekret vom 11. Hornung 1820. Gub. Zahl 6225, 


C D 27. — een 
Zur Beibringung der Fuhrlohnszertifikate 
vom Jahre 1815. wird der Termin ver⸗ 
langert., N 


Mit Beziehung auf die Erläſſe vom 27. September 

1818. Zahl 49811. und vom 12. Juni v. J. Zahl 

. 27452. erhalten die k. Kreisämter hierneden eine 

angemeſſene Anzahl Exemplarien der, in Abſicht auf 

den Abſchluß des Berichtigungsgeſchafts der aus dem 

Jahre 1813. herſtammenden Fuhrlohnszertifikate unter 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. C 
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einem deranlaßten Kundmachung zur gehörigen Ver— 
lautbarung und eigenen Nachachtung. 
Gub. Dekret vom 14. Hornung 1820. Gub. Zahl 6216. 


Je Kundmachung 
vom k. k. galiziſchen Wande ern zum vom 
14. Hornung 1820. 


Ez wurde bereits unterm 27. September 1818. den 
Ortsobrigkeiten durch die Kretsämter bekannt gemacht, 
daß alle in den Händen einzelner Dominien und Un, 
terthanen noch vorhandenen Fuhrlohngzertififate vom 
Jahre 1815. zur Einleitung der Kompenſirung mit der 
Grundſteuer längſtens bis Ende Jänner 1819. abgege- 
ben werden ſollen, indem nach Verlauf dieſer Friſt die 
Liquidirung der nachträglich beigebrachten derlei Zertiſt— 
kate nicht mehr würde vorgenommen werden. 

In der Berückſichtigung aber, daß Fälle eintreten 
können, wo die Dominien, Gemeinden, oder einzelne 
Partheyen an der verſpäteten Vorlegung dieſer Fuhr— 
lohnszertifikate nach dem Verlaufe des Monats Jänner 
1819. keine Schuld tragen, erhielten die Dominien und 
Magiſtrate ebenfalls im Wege der Kreisämter die Ver— 
ſtändigung, daß dieſe zur Zahlung oder Kompenſirung 
ſpäter angemeldeten Zertifikate aus den zur Tilgung 
der älteren Militärſchuld beſtimmten Geldern berichtiget 
werden. 

Da ungeachtet dieſer, eine beſondere Schonung 
der betrffenden Gläubiger in ſich enthaltenden Maaßre— 
gel, es dennoch nicht gelungen iſt, das Berichtigungs— 
geſchäft der aus dem Jahre 1813. herſtammenden Fuhr— 
lohns » Gebührsbeftättigungen mit dem Schluße des 
Jahrs 1819. ſeinem Ende zuzuführen; ſo hat die k. k. 
Hofkammer im ECinverſtändniſſe mit der k. k. Hofkanzlei 
den Beſchluß gefaßt, zur Einbringung und Liquidirung 
dieſer noch unberichtigten Fuhrlohnszertifikate einen pe— 
remptoriſchen Termin mit Ende Auguſt 1820. auszu⸗ 
ſprechen. 
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Dieſes wird mit dem Beiſatze kund gemacht, daß 
die nach dem Verlaufe des Monats Auguſt 1820 eins 
gebrachten Zertifikate aus dem Staatsſchatze nicht mehr 
berichtiget werden würden. 


28. 


Die Einſendung der Pupillartabellen wird 
wiederholt in Erinnerung gebracht. 


Nach Sr. Majeſtät allerhöchſtem mit Hofdekret vom 
15 Jult 1791. und hierortigem Kreisſchreiben vom 18. 
Auguſt 1791. Zahl 19014. bekannt gemachten Befehl, 
ſollen die Pupillartabellen von ſämtlichen Dominien 
nach der Vorſchrift abgefaßt, an die k. Kreisämter ge— 
nau, verläßlich, und zur rechten Zeit eingeſendet, von 
dieſen aber mit den allenfalls vorkommenden Erinne— 
rungen an das Appellazions- Gericht einbegleitet, und 
Dom Letztern ſodann jedem Ortsgerichte die weitern 
Verfügungen, Anweiſungen, und Belehrungen durch 
die k. Kreisämter zugefertiget werden, welchen letztern 
die genaue Aufſicht zu halten obliegt, daß alles, was 
zum Beſten der Waiſen angeordnet wird, auch in ge— 
naue. Erfüllung komme. 

Aus einer anher gelangten Zuſchrift des k. k. Ap⸗ 
pellazionsgerichtes wurde mit Mißvergnügen wahrge— 
nommen, daß dieſer das Beſte der Waiſen bezwecken— 
den allerhöchſten Anordnung nicht die ſchuldige Folg⸗ 
ſamkeit geleiſtet werde, daß die Einſendung dieſer Pu— 
pillartabellen größtentheils ganz unterbleibe, von weni⸗ 
gen Kreisämtern theils unbollſtändig, theils nicht in 
gehöriger Zeit erfolge. 

Den k. Kreisämtern wird daher verordnet: 

itens. Die rückſtändigen Pupillartabellen find von 
den Dominien, die damit im Nückſtand haften, auf 
der Stelle nachdrückſamſt beizutreiben, und längſtens 
binnen 4 Wochen dem k. k. Appellazionsgerichte in der 
vorgeſchriebenen Art zu überſenden. 
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ztens. Die k. Kreisämter werden verpflichtet, dar⸗ 
uͤber zu wachen, daß die Dominien künftig dieſe Ta— 
bellen genau nach beſtehender Vorſchrift, und in den, 
im A. 206. der allgemeinen Vorſchrift über die Ver— 
fahrungsart bei den Gerichtsbehörden, feſtgeſetzten Ter— 
minen einfenden , gleichwie dieſelben dieſe Tabellen 
auch ihrer Seits ohne allen Verzug mit den zu ma— 
chen findenden Erinnerungen, dem k. k. Appellazions— 
gerichte vorzulegen haben werden. 
Gub. Dekret vom 15. Hornung 1820. Gub. Zahl 5976. 
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Zu Aſſiſtenten an Lehr⸗Inſtituten duͤrfen 
nur Innlaͤnder gewaͤhlt werden. 


Die hohe Studienhofkommiſſion hat mit Dekret vom 
zten Jänner l. J. anher eröffnet, daß Seine Majeſtät 
mit allerhöchſter Entſchließung vom zoten Dezember 
1819. zu befehlen geruhet haben: Es ſey darüber zu 
wachen, daß an ſämtlichen Lehr-Inſtituten zu den Afs 
fiftenten » Stellen nur Innländer, niemahls aber Aus- 
länder gewahlt werden. 

Gubernial- Verordnung vom 17ten Februar 1820. 

Gub. Zahl 4469. 


30. 

Fuͤr einige außer Handel geſetzte, und den⸗ 
ſelben verwandte, jedoch in der Ein— 
fuhr erlaubte Waaren-Artikel werden 
die Zollſaͤtze beſtimmt. 


Seine k. k. Majeſtät haben mittelſt aller höchſter 
Entſchließung vom 29. Robember v. J. die 
von der k. k. Kommerzhof-Kommiſſion in Antrag ge— 
brachte Zollregulirung für die in keine Hauptklaſſifika— 
zion gehörigen, und mit wenigen Ausnahmen in den 
altöſterreichiſchen Provinzen außer Handel geſetzten Ara 
tikel, für den ganzen Umfang der Monarchie zu ges 
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nehmigen, und in dieſer Beziehung folgende Beſtim⸗ 
mungen feſtzuſetzen geruhet: 

tens. Vom ıten April d. J. angefangen, haben 
|‘ die, in dem als Anhang beigefügten Tariffe für die 
darinn benannten Artikel beſtimmten Zollſätze, an allen 
Gränzen der Monarchie gegen das Ausland gleichförmig 
in Wirkſamkeit zu treten. 

ztens. Der Verkehr mit dieſen im Innlande erzeug— 
ten Artikeln wird im Innern der Monarchie, nämlich 
zwiſchen den alten und neu erworbenen öſterreichiſchen 
Probinzen mit Ausnahme von Ungarn, Siebenbürgen, 
Dalmazien, Iſtrien, und den Freyhäfen von Trieſt 
und Fiume, mit Inbegriff der dazu gehörigen außer 
der Zolllinie gehörigen Diſtrikte, unter der Bedingung 
ganz zollfrey geſtattet, daß die einzelnen Verſendungen 
jedesmal der Unterſuchung dei den Zollämtern an den 
Zwiſchenlinien unterworfen bleiben, welche ſich überzeugen 
müſſen, ob darunter nicht andere, der Verzollung an 
den Swiſchenlinien unterliegenden Artikel beigepackt ſind. 

ztens. In dem Verkehre mit Ungarn, Siebenbür— 
gen und den übrigen Provinzen der Monarchie haben, 
in fo fern in dieſem Tariffe nicht ſchon beſondere Be— 
ſtimmungen enthalten ſind, die über dieſen Verkehr in 
der Zoll- und Dreißigſtordnung enthaltenen allgemei⸗ 
nen, oder durch die ſpeziellen Verordnungen ausgefpros 
chenen Grundſätze und Vorſchriften in Anwendung zu 
kommen. 

4tens. Endlich werden vom 1. April l. J. ange⸗ 
fangen, alle jene in dieſem Tariffe enthaltenen Artikel, 
für den ganzen Umfang der Monarchie als außer Hans 
del geſetzt, erklärt, wovon die Zollſätze zur näheren Be— 
zeichnung mit größeren Ziffern ausgedrückt ſind, welche Zoll⸗ 
ſätze daher auch nur dann einzutreten haben, wenn eis 
nem oder dem andern Privaten die Bewilligung der Ein⸗ 
fuhr zum eigenen Gebrauche gegen vorläufig zu erhes 
benden Paß von der Landesſtelle ertheilt werden ſollte. 

Welches zu Folge hohen Hofkammerdekrets vom 20. 
Jänner d. J. kund gemacht wird. 

Gub. Kundmachung v. 23. Feb. 1820. Gub. Zahl 8428. 
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31. 
Maaßregeln zur Hindanhaltung der Räuber, 


In Folge hohen Hofkanzkeidekrets vom 23 Dezember 
v. J. wird den Kreisämtern Folgendes bedeutet: 

Die Maaßregeln zur Erreichung einer mehreren 
Landes ⸗ Sicherheit und Abhaltung der, beſonders in 
den Gebirgsgegenden nun zu gewöhnlichen und jährlich 
wiederkehrenden Räuberkien, theilen ſich in vorberei— 
tende und unmittelbar wirkende: 

Zu den erſtern gehören: 

ıtens. Die Zuſammenziehung der iſolirt gelege— 
nen Häufer in den Gebirgen und Wäldern. 

Es iſt die Vorſchrift ſchon vorlängſt erlaſſen wor— 
den, daß der Bau der Häuſer nicht nach der Willkühr 
der Bewohner, ſondern nur mit obrigkeitlicher Bewilli— 
gung Statt finden, und die Erbauung abſeits ſtehen— 
der Hauſer nicht geſtattet werden ſoll. 

Die allſeitig angetragene Zuſammenziehung der 
einzelnen, in neuern Zeiten in den Gebirgen geſetzwi— 
drig erbauten Häuſer findet daher, wo es immer die 
Lokal⸗Umſtände zulaſſen, ihre volle Anwendung, und 
wegen deren Zuſammenziehung iſt daher mit Nückſicht 
auf alle eintretenden Umſtände das Ant zu handeln. 

In Hinficht der ſchon längere Zeit beſtehenden 
derlei Häuſer wird es dem Ermeſſen der Kreisämter 
überlaſſen, die Bewohner ſehr ausgedehnter Gebirgsort— 
ſchaften im gütlichen Wege zu vermögen: daß ſie eine 
ſolche Ortſchaft, in mehrere, deren Häuſer nicht zu 
weit entfernt wären, abtheilen, wodurch der doppelte 
Vortheil erreicht würde, daß nicht nur die Bewohner 
ſolcher Dorfsabtheilungen mehr Sicherheit gegen die 
Anfälle von Räubern, die immer nur zur Sommers— 
zeit geſchehen, verſchafft; ſondern auch die Aufſicht über 
die Bewohner ſelbſt, fo wie der etwa eingeführte Neligions— 
und Schul » Unterricht erleichtert werden würde. Es ift 
überdieß zu hoffen: daß, wenn anſänglich auch nur 
ein Theil einer fo ausgedehnten Gemeinde zur Vereini— 


gung in mehrere Häuſer oder in ein Dorf ſich emt, 
ſchließt, die übrigen Gemeindglieder die Vortheile eis 
ner ſolchen Vereinigung nicht verkennen, und ſodann 
deſto leichter zu deren Nachahmung zu bringen ſeyn 
werden, beſonders, wenn die Obrigkeiten ſich zu den, 
größtentheils zugeſicherten Unterſtützungen herbeilaſſen 
werden. 

ztens. Die Verbreitung einer wahren Religioſität 
und Moralität. Dieſes Mittel liegt in der unmittelbas 
ren Berufspflicht der Seelſorger, und deren Gehilfen, 
und dieſe werden daher hiernach unter einem mittelſt 
der betreffenden Conſiſtorien angewieſen. 

Allein die Kreisämter haben ihrer Seits auf die 
genaue Erfüllung dieſer Anordnung von Seite der 
Seelſorger zu ſehen, und denſelben zu bedeuten; daß 
man für jene, welche ſich ausweiſen werden, an Orten, 
wo keine ordentlichen Schulen ſind, einen gehörigen 
Unterricht mit gutem Erfolg gegeben zu haben; wozu 
fie die Fähigkeitszeugniße beſitzen muͤſſen, am Ende 
des Jahres um eine entſprechende Remunerazion hoͤ— 
hern Orts einſchreiten werde. Uibrigens muß auch das 
Benehmen der Seelſorger ſelbſt, von den Kreisämtern 
im allgemeinen im Auge gehalten werden, und ſind 
etwaige wichtige Gebrechen derſelben immer unverweilt 
anzuzeigen. 

Steng, Die Einführung und Verbreitung nützlicher 
Beſchäftigungen. 

Dieſe werden den Bewohnern iſolirter Gegenden, 
theils einen beſſern Erwerb verſchaffen, theils ſelbe 
don dem Müßigange, ſomit vom Laſter abhalten. Da 
jedoch die Beſchäſtigungsarten größtentheils von den 
Ortsberhaltnißen, und deren Verbindungen abhängen, 
ſo ſind bloß die Ortsobrigkeiten aufzufordern, den hier 
beabſichtigten Zweck durch wohl berechnete Einleitungen 
mit Eifer und Thätigkeit herbeizufuͤhren. Die Kreisam. 
ter aber haben ſich über die in dieſer Beziehung aus⸗ 
führbaren Anträge des eheſtens gutächtlich zu außern, 
wobei insbeſondere der wirkliche Zuſtand der Beſchäfti— 
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gungen, der Erwerbs- und Nahrungsart dieſer Ges 
birgsbewohner, welche nach den gepflogenen Verhand⸗ 
lungen ven den Obrigkeiten bei weitem noch nicht ge— 
nug gekannt ſind, genau zu erörtern, und die be— 
merkten Anträge darauf zu gruͤnden, wobei die Kreis. 
ämter auf die weſtlichen Kreiſe aufmerkſam gemacht wer— 
den, wo bei einer ungleich größeren Bebölkerung den— 
noch Räubereien af ganz unbekannt, dagegen Arbeit 
ſamkeit und Produkzion von Spinn- Weber» dann Holz— 
arbeiten gewöhnlich ſind. 

Zu den unmittelbar wirkenden Mitteln gehören: 

4tens. Eine ſtrenge und genaue Handhabung der 
Orts- Polizei, im ganzen Umfange des Wortes; ſo— 
mit die Aufſicht auf Fremde, Keifende, Vagabunden, 
Einleitung der nothwendigen Nachtwachen, Beobach— 
tung der verdächtigen oder notirten Ortsbewohner, Abs 
ſtellung des unbefugten Herumſtreifens der Untertha— 
nen außer dem Dominikal-Bezirke, oder gar außer 
dem Kreiſe, der Provinz, oder dem Auslande, Auf— 
ſicht auf die entfernten, zerſtreut oder abſeitig liegenden 
Hauſer und Schlupfwinkel, periodiſche Streiſungen, ins» 
beſondere aber die genaue Kenntniß des eigenen Terri— 
toriums und der Unterthanen, welche nach den gepflos 
genen Verhandlungen mehreren dortigen Privat- und 
felbſt den Kammeral-Dominien gänzlich mangelt. 

Es verſteht ſich übrigens hiebei, daß alle zu dieſen 
Einleitungen erforderlichen Auslagen den Ortsobrigkei— 
ten unmittelbar obliegen, und der Staat nicht ſchuldig 
ſey, ſelbe hiebei zu vertreten. 

Stens. Die nothwendigen Maaßregeln bei ſich wirk— 
lich ereignender Störung der öffentlichen Sicherheit 
ſind den Kreisämtern bereits wiederholt angedeutet wor— 
den, fie erheiſchen die ſchleunigſte Erforſchung, Verfol⸗ 
gung und Anhaltung der ſich zeigenden Räuber, ihres 
Zuges und Mitgenoſſen, und die thätigſte Mitwirkung 
der betreffenden Dominien und Gemeinden, insbeſon— 
dere aber, daß den erſten vorkommenden Anzeigen und 
Fällen mit aller Energie und Nachdruck begegnet, und 


den Näubern nirgends ein ruhiger Aufenthalt geſtattet 
werde. Das Wichtigſte hiebei iſt unſtreitig die Verei⸗ 
nigung einzelner Raubluſtigen in größere und kleinere 
Vanden zu hindern, und den Zuſammenhang zwiſchen 
einheimiſchen und fremden Räubern, wenn nicht ganz 
zu hindern, doch ſo viel möglich zu erſchweren. 

Hiezu iſt die wohlkombinirte Mitwirkung der Zivil⸗ 
und Militär-Behörden unerläßlich; ſo wie nun die letz— 
tern ohnehin zum ſtäten Einvernehmen in allen Si— 
cherheits-Anſtalten mit den Kreisämtern angewieſen 
ſind; fo werden denſelben die nach den obigen allgemei— 
nen Andeutungen erforderlichen, oder ſonſt nach den 
Ott» und Zeitverhältnißen nothwendigen Einleitungen 
mit kluger Erwägung aller eintretenden Umſtände mit 
dem Beiſatze überlaſſen: daß man hinſichtlich der gegen 
das Einſchleichen fremder Räuber aus Siebenbürgen 
und Ungarn zu ergreifſenden Maaßregeln unter Einem 
das Einvernehmen mit dem k. k. General-Militar-Kom— 
mando pflege, und den Kreisämtern ſeiner Zeit das 
Reſultat mittheilen werde. 

Nachdem aber alle dieſe Einleitungen ohne der 
thätigſten Mitwirkung der Dominien fruchtlos bleiben 
werden, ſo wird den Kreisämtern 

6teng. geſtattet, in Fällen wo ſich erſtere entwe⸗ 
der in Handhabung der allgemeinen Sicherheits-Maaß⸗ 
regeln, oder dieſe und die Gemeinden den beſondern 
ihnen angeordneten gegen Raubanfälle nothwendig er— 
kannten Verfuͤgungen nachläßig oder gar renitent zeigen, 
und in einem ſolchen Orte oder Gegend ſich in kurzer Zeit 
wiederholte Näubereien angeben ſollten, die betreffen— 
den Dominien und Gemeinden diesfalls verantwortlich 
zu erklären, zugleich aber mit Darſtellung aller um⸗ 
ſtände hieruͤber Bericht zu erſtatten. 

tens. Wegen Aufſtellung eines eigenen Gebirgs— 
ſchützen⸗Corps und Bewilligung einer höhern Taglia 
für eingebrachte Näuber wird die höchſte Entſchließung 
nachfolgen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 24. Hornung Zahl 1901. 
Prov. Griet, v. Galizien 1840. Ki 
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32. 
Fluͤchtige, eines Verbrechens beſchuldigte 
Individuen ſind im Betretungsfalle an 
dasjenige Kriminalgericht abzuliefern, 
welches den Steckbrief erlaſſen hat. 


Seine k. k. Majeſtät haben über einen allerunterthaͤ— 
nigſt erſtatteten Vortrag des oberſten Gerichtshofes nach 
Einbernehmung der Hofkommiſſion in Juſtitzgeſetzſachen 
zu entſchließen geruht, daß die Gerichtsbarkeit eines 
Kriminalgerichtes über den flüchtigen Veſchuldigten eines 
Verbrechens, nicht nur durch die thätige Nachſetzung, 
ſondern auch durch Erlaſſung eines Steckbriefs begrün— 
det werde, daher der Beſchuldigte im Betretungsfalle 
an dasjenige Kriminalgericht, welches den Steckbrief 
erlaſſen hat, zu überliefern iſt. 

Welche allerhöchſte Entſchließung in Folge Ho fs 
kanzleidekrets vom 8. d. M. zur allgemeinen 
Wiſſenſchaft und Darnachachtung bekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 25. Februar 1820. Gub. 

Zahl 8721. 


ee 
Wann, und auf welche Art die Verminde⸗ 
rung der neu errichteten Pfarreien zur 
beſſeren Dotazion der alten Seelſorger— 
ſtazionen Platz greifen konne. 


Uiber die in Folge Erlaßes vom 26. Mai 1818. eins 
gelangten und der höchfien Behörde vorgelegten Con— 
ſiſtorial-Berichte, haben Seine Majeſtät mit hohem 
Hoftanzleidekret vom 4. l. M. Nachſtehendes zu ent— 
ſchließen geruhet: 

Von Verminderung geſtifteter Pfarreien kann keine 
Rede ſeyn. Eben ſo wenig ſoll eine Verminderung der 
neu errichteten Pfarreien, Lokalien und Expoſituren in 
der Abſicht geſchehen, um die alten Seelſorgerſtazionen 
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beſſer zu dotiren, ſondern Ge ſoll bei deren Erledigung 
nur da Statt haben, wo die neu errichteten nicht 
nothwendig ſind, und ſie durch den Mangel an Seel— 
ſorgern nicht beſetzt, oder fie nur durch junge Geiftlis 
che beſezt werden können. Wo es dann beſſer ware, 
in ſo weit es ohne Nachſtand der Seelſorge geſchehen 
kann, den alten Pfarreien dieſe junge Geiſtliche als 
Kaplane beigeben, und die Seelſorge in den neuen 
Stazionen von den alten Pfarreien aus, denen ſie 
zugetheilt werden beſorgen, als dieſe jungen Geiſtli— 
chen ſelbſtſtändig ausgeſetzt zu belaßen, damit dieſe 
unter der Auſſicht der Pfarrer gehörig ausgebildet, und 
vor allen Gefahren, bis fie zu einem reifern Alter ge— 
langen, geſchützt werden. 
Gubernial-Verordnung vom 25. Hornung Zahl 8990. 


34. 

Das Verfahren bei Entlaſſung der Straͤflin— 
ge aus den Strafhaͤuſern nach ausge— 
ſtandener Strafzeit wird bekannt o: 
macht. 


Um Einheit in dem Verfahren bei Entlaſſung der 
Sträflinge aus den Strafhäuſern in allen Provinzen 
zu erzielen, wurde mit höchſten Hofkanzleide— 
kret vom 3. Februar 1820. bedeutet: daß ſich 
bei derlei Entlaſſungen vollkommen nach jenen Grund— 
ſatzen zu benehmen ſey, welche in Folge allerhöchſter 
Eniſchließung vom g. Auguſt 1815. bei dem Wiener 
Strafhauſe in der Anwendung ſtehen. 

Nach dieſen ſind nur jene nach der Strafzeit aus⸗ 
tretende Straflinge In- oder Ausländer, bei welchen 
der Urtheilsſpruch ausdrücklich darauf lautet, mittelſt 
Schubs an ihre Grund- oder Geburtsobrigfeit zu bes 
fördern, alle übrigen hingegen find mittelſt gebundener 
Marſchroute von der Poltzel-Behörde dahin zu inſtra— 
diren; in beiden Fällen iſt aber die nn wohin 
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der Sträfling gelangen ſoll, drei Wochen vorher unter 
Mittheilung der vorgeſchriebenen Notiz-Tabellen bie, 
von zu berſtändigen. 

Dieſe höchſte Entſchließung wird den k. Kreisämtern 
zu ihrer Wiſſenſchaft und Darnachachtung bekannt ge— 
macht. 

Gubernial-Dekret vom 29ten Februar 1820. Gub. 

Zahl 8425. 


Se 
Wegen Umſchreibung der in die Serien⸗Ver⸗ 
looſung gefallenen Banko- und hungari⸗ 
ſchen Hofkammerobligazionen. 


Sn Gemäßheit einer allerhöchſten Entſchließung dür⸗ 
fen die Veſitzer der in die Serien-Verloſung gefallenen 
Banfo-, und hungariſchen Hofkammer-Obligazionen 
nicht wider ihren Willen der damit verbundenen Nechte 
beraubt werden, daher es ihnen frei geſtellt iſt, auf 
die Vortheile der Verlooſung gegen Beibehaltung ihrer 
urſprünglichen Obligazionen, und der damit verbunde— 
nen Rechte zu verzichten. 

In Folge deſſen wurde in Hinſicht der verlooſten 
Banko-Obligazionen ein eigenes Buch bei der Univer— 
ſal⸗Staats- und Banko-Schulden-Kaſſe eröffnet, in 
welchem die Beſitzer oder Eigenthümer von derlei Obli— 
gazionen ihre dießfällige Erklärung einzuſchalten haben. 

Um bei allen vorkommenden Fällen, wo die Um— 
ſchreibungen ſolcher verlooſten, öffentlichen Fonden und 
Anſtalten angehörigen Obligazionen von den Kaſſen an— 
geſucht werden, dem Sinne der allerhöchſten Entſchlie— 
ßung nachzukommen, und die dadurch herbeigeführte 
Amtshandlung der Univerſal-Staats- und Banko— 
Schulden- Hauptkaſſe ungeſtört zu erhalten, hat die 
hohe Hofkanzlei mit Dekret vom dten v. M. die Ver— 
fügung getroffen, daß die betreffende Kaſſe jedesmahl 
von hieraus mit einer beſondern Verordnung zangewie⸗ 
ſen werde, die Umwechslung des in Verlooſung gekom⸗ 
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menen Banko⸗ Kapitals » Antheils mit Vorlegung des 
erhaltenen Auftrags bei der Univerſal-Staats- und 
Banko⸗ Schulden » Hauptkaſſe anzuſuchen, welche dann 
dieſer Umſchreibung gegen Nückbehaltung der bemerkten 
Verordnung als Dokument für das eröffnete Buch ver— 
anlaßen werd. 

Von dieſer hohen Verfügung werden die Kreisäms 
ter mit dem Bedeuten in die Kenntniß geſetzt, jedes— 
mahl, wenn ein, einer Anftalt gehöriges Banko-Obli⸗ 
gations-Kapital in die Verloofung fällt, die Anzeige 
zu erſtatten, wo ſodann, wegen des unter den jetzigen 
Verhältnißen nicht anders als großen Vortheils, wel— 
cher dem Beſitzer einer in die Verlooſung gekommenen 
Banko⸗Obligazion, nach dem Patente vom 21. März 
1818. zugewendet wird, der Auftrag zur Umwechs— 
lungs » Anſuchung bei der Univerſal- Staats- und 
Banko⸗Schuldenkaſſe wird erlaſſen werden. 

Gubernial-Verordnung vom ten März Zahl 9152. 


Zur 
Wie ſich ruͤckſichtlich der Urbarial-Faſſio⸗ 
nen bei wandelbaren Frohnen zu beneh— 
men ſey. 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Dekret vom 22. v. M. 
über die Frage in welcher Art die Frohnen, deren Leis 
ſtung in Zug- oder in einer gleichen Zahl Handtage 
durch den Beſitz des Zugbiehes von Seite des Unter⸗ 
thans bedingt iſt, fatirt werden ſollen, ſeſtzuſetzen be— 
funden, daß die Frohnen, welche nach dem Inhalte 
der Indentarien nur dann mit dem Zuge geleiſtet wer⸗ 
den, wenn der dazu Verpflichtete wirklich Zugvieh be⸗ 
ſitzet, außerdem aber nur in der gleichen Anzahl als 
Handfrohnen abzuſtatten ſind; nach dem dermaligen 
faktiſchen Stande in der Art einbekannt werden 
müſſen, daß jene Frohnen, die im Augenblicke der 
Faſſion mit dem Zuge geleiſtet werden, als Zug, jene, 
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welche mit der Handarbeit abgeſtattet werden, als Hand⸗ 
frohnen anzuſetzen ſind. 

Bei den Handfrohnen dieſer Art muß aber in der 
Nubrique der Anmerkung bemerket werden, daß ſolche, 
wenn der dazu Verpflichtete Zugvieh beſäße, mit dem 
Zuge vollbracht werden müßten. 

Hiernach haben die Kreisämter ſogleich die Ver— 
ſtandigung zu erlaſſen, und die eingelangten Faſſionen 
zu behandeln, übrigens aber in der Anmerkung des 
Kreis-Summariums jene Gemeinden bemerkbar zu 
machen, bei denen dieſe Art der Frohnenleiſtung be— 
ſteht. 

Bei der Vorlegung der Kreis-Summarien und 
Erſtattuna des Gutachtens über die Preiſe der Froh— 
nen und Kleinrechte haben dieſelben zugleich in Uiberle— 
gung zu nehmen, in wie fern dieſe Modalität der Ent— 
richtung auf den Preis der Frohnen einwirke, und ſich 
dieſe Wirkung numeriſch darſtellen laſſe, in welchem 
Verhältniße der Preis ſolcher Zugfrohnen, die bei dem 
Mangel an Zugvieh in eine gleiche Zahl Handroboth 
übergehen, zu jenem gewöhnlicher, dleibender Zugtage 
zu beſtimmen, und endlich ob es nicht angemeſſen ſey, 
dieſe Handfrohnen, an deren Stelle bei der Nach» 
ſchaffung von Zugvieh, wieder Zugrobot treten wird, in 
einen billigen, jedoch verhältnißmäßigen höhern Anſatz 
zu nehmen, um ſich durch dieſe Modalität der außer 
dem erforderlichen Nechnungsdurchſchnitte, welche mit 
unverkennbaren Unzukömmlichkeiten verbunden wären, 
zu begeben. 

Verordnung der Provinzialkommiſſion zur Einführung 
des Grundſteuer-Proviſoriums vom 5. März. Zahl 
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575 
Wie ſich bei der Aufnahme der von hunga⸗ 
riſchen auf hierlaͤndige Lehranſtalten uͤber⸗ 
tretenden Schuͤler zu benehmen ſey. 


User die von dem erzbiſchoflichen Didinariate des la⸗ 
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teiniſchen Ritus in Lemberg gemachte Anfrage, wie ſich 
bei der Aufnahme der; von hungariſchen auf galiziſche 
Lehranſtalten übertretenden Schüler zu benehmen ſey? 
wurde mit hohem Studien-Hofkommiſſions- Dekrete 
vom 2gten Jänner l. J. Nro. 668. anher bedeutet, daß 
es zwar zur Aufnahme in ein höherer Fakultats-Stu— 
dium hinreiche, wenn ſich dieſelben mit Zeugnißen vom 
letzten Jahrgange ausweiſen, jedoch habe man ſich, um 
fernere Schwierigkeiten hintanzuhalten an die löbliche 
k. hungariſche Hofkanzlei verwendet, daß auch an den 
dortigen Lehranſtalten nach jeder Semeſtral-Prüfung 
oder wenigſtens nach jedem Jahrkurſe, wie es an den 
deutſch- erbländiſchen Lehranſtalten geſchieht, Zeugniße 
ausgeſtellt werden möchten, um ſich auch ohne Abſolu— 
torien über die von den betreffenden Schülern zurückge— 
legten Studien die volle Uiberzeugung vberſchaffen zu 
können. 
Gubernial-Verordnung vom 14. März Zahl 8173. 


58, 


Der minderjährigen Judenſchaft darf ohne 
obervormundſchaftliche Bewilligung kei⸗ 
ne Heirathslizenz ertheilt werden. 


Mexeits unterm 24. April 1807. Zahl 15757. iſt den 
k. Kreisämtern aus Anlaß des vorgekommenen Umſtan⸗ 
des, daß minderjährigen Juden die Bewilligung zur 
Vereheligung beim Abgange des Vaters, oder Groß— 
daters väterlicher Seits ohne Vorwiſſen und Zuſtimmung 
der gerichtlichen Obervormundſchafts-Behörde ertheilt 
werde, aufgetragen worden, die nöthigen Einleitungen 
zu treffen, damit in jedem derlei vorkommenden Falle 
die Bewilligung der gerichtlichen Obervormundſchafts⸗ 
Behörde zur Trauung beigebracht werde. 

Wie man jedoch aus einer Zuſchrift des k. k. Ap⸗ 
pellazionsgerichts erſteht, wurde dieſer Weiſung ſeither 
nicht gehörig nachgekommen, und die Vereheligung 
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minderjähriger Juden ohne Bewilligung dieſer Obervor⸗ 
mundſchafts⸗ Behörde vorgenommen. 

Zufolge $. 49. des allgemeinen bürgerlihen Ge, 
ſetzbuchs find? Minderjährige durchaus unfähig, 
ohne Einwilligung ihres ehelichen Vaters ſich giltig zu 
vereheligen. Iſt der Vater nicht mehr am Leben, oder 
zur Vertretung unfähig, ſo wird nebſt der Erklärung 
des ordentlichen Vertreters, auch die Einwilligung der 
Gerichtsbehörde zur Giltigkeit der Ehe erfordert. 

Um daher der bisherigen Außerachtlaſſung dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift Schranken zu fetzen, wird den k. 
Kreisämtern auf Anſuchen des k. k. Appellazionsge⸗ 
richts verordnet, ſämtlichen dortkreiſigen Rabbinern oder 
Religionsweiſern, welchen nach $. 127. des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches die Trauung der Brautleute 
obliegt; den borbezogenen 4gten A, des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches mit dem Bedeuten in Erinne— 
rung zu bringen, kein jüdiſches Brautpaar unter der 
im $. 78. angedrohten ſchweren Strafe ferners zu trauen, 
wenn die Verlobten, außer der im A. 124. des allge- 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches vorgeſchriebenenkreis— 
ämtlichen Bewilligung ſich nicht zugleich über 
die Volljährigkeit beider Brautleute, oder im 
Falle der Minderjährigkeit des Bräutigams oder der 
Braut, mit der Einwilligung des ehelichen Vaters 
des minderjährigen Theiles, und in dem Falle, als der 
Vater deſſelben nicht mehr am Leben, oder zur Ver— 
tretung unfähig wäre, mit der Einwilligung der Ober— 
dormundſchafts «Behörde zu deſſen Vereheligung glaub— 
würdig ausweifen. 

Um ſich übrigens der genauen Befolgung dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift möglichſt zu verſichern, haben 
auch die k. Kreisämter bei Ertheilung der Bewilligung 
zu Ehen der Juden den Umſtand, ob beide Brautleute 
wirklich großjährig find, ſtets gehörig zu berüdfichtigen, 
und minderjährigen Brautleuten die Heirathsbewilligung 
nicht eher zu ertheilen, dis Dë ſelbe über die vorge— 
ſchriebene Einwilligung des ehelichen Vaters des min⸗ 
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derjährigen Theils, und rückſichtlich mit der obervor⸗ 
mundſchaftlichen Einwilligung der betreffenden Gerichts- 
behörde gehoͤrig ausweiſen. 

Gub. Dekret vom 15. März 1820. Gub. Zahl 10273. 


39. 

Die Bezeichnung des in Galizien erzeugten 
Stabeiſens mit dem Werk- oder Ham⸗ 
merzeichen wird wiederholt angeordnet, 
und die auf die Nichtbefolgung feſtge— 
ſetzten Strafen bekannt gemacht. 


Musee zur Hintanhaltung der Einſchwarzung des 
ausländiſchen Eifens mit dem gedruckten Kreisſchreiben 
Dom 14. Dezember 1806. die Vorſchrift erlaſſen wor— 
den iſt, daß alle galiziſchen Hammerwerke, die Eiſen— 
ſtäbe ohne Unterſchied der Gattung mit dem Werk— 
oder Hammerzeichen verſehen ſollen, ſo wird dennoch 
dieſe Vorſchrift nicht vor allen Hammerwerken befolgt 

Die Landesſtelle findet ſich daher veranlaßt, das 
obige Kreisſchreiben hiermit mit dem Beiſatze zu repu— 
bliziren: 

a) Daß jeder Beſitzer eines Eiſenhammers, welcher 
ſich dem beſtehenden Verbothe zuwider beigehen 
laſſen ſollte, ein von ihm erzeugtes Stabeiſen je— 
der Gattung, ohne daß es mit dem Werk» oder 
Hammerzeichen verſehen ift, zu verkaufen, im er— 
ſten Uibertretungsfalle mit einer Geldſtrafe von 
10 fl. W. W, im zweiten Falle mit einer Strafe 
von 15 fl. W. W., und im dritten Falle mit einer 
Strafe von 28 fl. W. W. für jeden nicht bezeich- 
neten Stab geahndet, und in dieſem letzten Falle 
auch noch der Hammerdirektor nach Beſchaflenheit 
der Umftande allenfalls ämtlich von dem Eifen- 
hammer entfernt werden wurde; 

b) daß eben dieſe Geldſtrafen ſich auch auf jenen Gan, 
delsmann zu erſtrecken haben, der unbezeichnetes 
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Stabeiſen von einem galiziſchen Eiſenhammer zum 
Verſchleiße an ſich bringt; 

c) daß jeder Beſitzer eines Eiſenhammers bei Strafe 
von 25 fl. W. W. verbunben ſey, jede Verände— 
rung des Werk oder Hammerzeichens dem bes 
treffenden k. k. Kreisamte ſogleich anzuzeigen, da= 
mit die Landesſtelle hiebon in die Kenntniß geſetzt 
werde. 

Uibrigens haben die feſtgeſetzten Geldſtrafen in den 
Landespolizeifond einzufließen. 

Gubernial-Kundmachung vom 17. Maͤrz 1820. Gub. 

Zahl 8708. 


40. 

Convention zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
den Handel der zu dem ehemaligen Koͤ— 
nigreich Pohlen gehörigen Provinzen be— 
treffend. 


In der Abſicht, die Schifffahrts⸗ und Handelsver— 
hältniſſe der Bewohner der öſterreichiſch- und preußiſch⸗ 
pohlniſchen Provinzen, in ſo weit dieſe im Jahre 1772. 
Beſtandtheile des damaligen Königreichs Pohlen aus— 
gemacht haben, nach Maßgabe der Verhandlungen, 
welche in Folge der Wiener - Traftate vom 5. Mai — 
21. April 1815. zwiſchen den Kommiſſären Ihrer "Oto, 
jeſtäten der Kaiſer von Oeſterreich und Rußland, und 
des Königs von Preußen gepflogen worden ſind, näher 
zu beſtimmen, iſt von dem kaiſ. oͤſterreichiſchen und den 
königl. preußiſchen Kommiſſären auf dem Grunde ihrer 
Vollmachten, unter Vorbehalt der allerhöchſten Be— 
ſtätigung, folgende Uibereinkunft verabredet, und ge» 
ſchloſſen worden. 

Erſtens. Die nachträglichen Beſtimmungen, welche 
die Artikel XXIV. und XXV. des öſterreichiſchruſ⸗ 
ſiſchen, und die Artikel XXII. und XXIII. des preu⸗ 
ßiſch⸗ruſſiſchen Traktats durch die Warſchauer Koma 
miſſtons ⸗Verhondlungen erhalten haben, ſollen für 
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die Bewohner der pohlniſchen Provinzen beider Got, 
veraine gleiche Giltigkeit haben. 

Zweitens. Da ſich Oeſterreich anheiſchig gemacht 
hat, auf den ſchiffbaren Flüſſen Galiziens, namentlich 
dem Dunajec und San, eben fo wenig, als am rech— 
ten Ufer der Weichſel für den Betrieb der Schifffahrt 
eine Abgabe einzuheben; ſo wird auch Preußen auf den 
Gewäſſern ſeiner pohlniſchen Provinzen, namentlich der 
Weichſel und der Wartha, von den Schiffen der Be— 
wohner Galiziens unter keinem Titel oder Benennung 
eine Schifffahrts-Abgabe einfordern laſſen. 

Drittens. Für die Benützung kunſtmäßig erbauter, 
und zwar ſowohl bereits beſtehender, als künftig noch 
herzuſtellender Kanäle und Schleußen, innerhalb der 
Granzen des Königreichs Pohlen vom Jahre 1772., 
werden die reſpektiben pohlniſchen Unterthanen rückſicht— 
lich der Abgaben den eigenen Unterthanen gleich gehal— 
ten werden. 

Viertens. Die zur Ausführung des XXV. und 
XXVI. Artikels des preußiſch-ruſſiſchen Traktats feſt— 
geſetzten Grundſatze ſollen auf den Schifffahrts- und 
Handelsbetrieb in der Art, wie fie von Preußen und 
Ruß and ratifizirt werden, ſür die Bewohner der pohl— 
niſchen Provinzen beider Soubveraine gleiche Giltigkeit 
haben. 

Fünftens. Die für den Durchgangs- oder Tranſito⸗ 
Handel zu Folge des Artikels XXIX. des preußiſch— 
ruſſiſchen Traktats getroffenen Feſtſetzungen kommen eben 
ſo gut den Unterthanen der pohlniſchen Provinzen Sr. 
Maleſtät des Kaiſers von Oeſterreich zu Statten, als 
die Seftfegungen in Gemäßheit des 28. Artikels des 
öſterreichiſch ruſſiſchen Traktats auf die Unterthanen 
der pohlniſchen Provinzen Sr. Majeſtät des Königs von 
Preußen Anwendung finden. 

Sechſtens Zur Legitimirung der Schifffahrt» und 
Handeltreibenden Perſonen bedarf es nichts weiter, als 
eines Paſſes, der gegenſeitigen Regierungen, oder der 
Kreis und Oberämter. Zur Legitimirung des Ur, 
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ſprungs der Schiffe und Handels » Objekte ſoll das Cer⸗ 
tififat von Seite der reſpektiven Gränz⸗ und Aus- 
bruchs⸗ Zollämter hinreichen. 

Siebentens. Sollte Defterreich es für die Handels 
und Schifffahrts⸗Verhältniſſe durch die preußiſch-pohl⸗ 
niſchen Provinzen zuträglich erachteten, zu Danzig und 
vielleicht auch zu Thoren einen Handels » Agenten oder 
Conſul aufzuſtellen; ſo ſoll es ihm zu allen Zeiten un— 
ter den gewöhnlichen völferrerhtlichen Formen eben fo 
frey ſtehen, als es Preußen unbenommen iſt, außer 
dem Handels- Agenten, welchen es in Brody bereits 
hat, auch in Lemberg, oder einer andern dazu auser— 
ſehenen Stadt des Königreichs Galiziens, einen Don: 
dels- Agenten anzuſetzen. 

Achtens. Da die mit Rußland geſchloſſenen Kon— 
venzionen noch nicht ratifizirt find, und folglich der 
Termin, wo ſie mit oder ohne Beſchränkungen werden 
in Vollzug und Wirkſamkeit geſetzt werden können, nicht 
bekannt iſt; fo werden die eontrahirenden allerhöchſten 
Souveraine bei Ratifikazion dieſer Uibereinkunft be, 
ſtimmen, von welchem Tage an dieſelbe rückſichtlich Ihrer 
pohlniſchen Provinzen zu wirken anfangen ſoll. 

Dem gemäß haben die beiderfeitigen Commiſſare 
dieſen Vertrag in zwei gleichlautenden Exemplaren aus— 
gefertigt, und mit Beifügung Ihrer Wappen eigenhän— 
dig unterſchrieben. 

So geſchehen Warſchau den 22. Marz des Jahrs 1817. 
(Unterzeichnet) 
Franz Schaſchek v. Mezihurz, 
k. k. öſterr. Kommiſſär. 
(L. S.) 
Auguſt Wilh. v. Leipziger, 
Regierungs-Direktor, Nitter 
des rothen Adler-Ordens öter 
Klaſſe und bevollmächtigter 
Kommiſſär Sr. Majeftät des 
Königs von Preußen, 
L. S. 
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Karl Semler, 
koͤnigl. Regierungs⸗ und bor, 
tragender Rath im Finanz⸗ 
Minifterium , des eiſernen 
Kreuzes und des kaiſerl. rufe 
ſiſchen St. Annen- Ordens 
ater Klaſſe Ritter, Bevoll— 
mächtigter Sr. Majeſtät des 

Königs von Preußen. 

(L. S.) 

Gubernial-Kundmachung vom 19. Marz 1820. Gub. 
Zahl 9827. 
41. 

Convention zwiſchen Oeſterreich und Ruß⸗ 
land in Bezug auf den Handel der zu 
dem ehemaligen Koͤnigreich Pohlen ge— 
hoͤrigen Provinzen. 


Im Namen der allerheiligſten und 
untheilbaren Dreieinigkeit! 


Jbre Maieſtäten der Kaiſer von Oeſterreich, König 
von Ungarn und Böhmen, und der Kaiſer von Rußland, 
König von Pohlen, entſchloſſen, den Stipulazionen des 
am 3. Mai — 21. April 1815 zu Wien unterzeichne⸗ 
ten Traktats in Bezug auf Handel und Kunſtfleiß der 
pohlniſchen Provinzen (nach ihren Granzen vom Jahre 
1772.) jene Beſtimmtheit zu geben, welche dieſer Ge— 
genſtand ihrer gemeinſchaftlichen Sorgfalt für das In⸗ 
tereſſe und die Wohlfahrt ihrer beiderſeitigen Untertha- 
nen dringend fordert, find übereingekommen, alle Diaß- 
nehmungen, welche zur Erreichung eines ſo erwünſchten 
Zweckes beizutragen geeignet ſind, mittelſt einer nach— 
träglichen Uibereinkunſt feſtzuſezen. Zu dieſem Ende 
haben gedachte Majeftäten beauftragt, nämlich: 

Seine Majfeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König 
bon Ungarn und Böhmen, den Herrn Ludwig rege 
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herrn von Lebzeltern, Ritter des kön. ungariſchen 
St Stephans⸗Ordens, des Ordens von der eiſernen Krone 
zweiter Klaſſe, des St. Wladimir-Ordens dritter Klaſſe, 
und mehrerer anderer Orden, Sr. kaiſ. kön. apoſtoliſchen 
Majeſtät Hofrath; dann außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigen Miniſter bei Sr. Majeftät dem Kaiſer 
aller Reußen, König von Pohlen; und vermöge der 
ihm zugeſtandenen Befugniß der Subſtituzion: 

Den Herrn Franz Schaſchek von Mezi⸗ 
hurz, Nitter des kaiſerl. Leopold-Ordens, und Sr. 
kaiſerl. königl. apoſtoliſchen Majeſtat Gubernialrath; 
und Seine Majeſtät der Kaiſer aller Reußen, König 
von Pohlen, den Herrn Peter Oubril, Ihren wirk— 
lichen Staatsrath, Nitter des St. Annen-Ordens er— 
Der Klaſſe, des St. Wladimir Ordens dritter Klaſſe, 
und des Ordens vom heiligen Johann von Jeruſalem; 
welche Bevollmächtigte nach gegenſeitiger Mittheilung 
ihrer in guter und gehöriger Form befundener Voll— 
machten ſich über nachſtehende Artikel vereiniget haben. 

reel 

Die freie Schifffahrt auf den Flüſſen bis zu ihrer Müns 
dung in das Meer, Strom- aufwärts, ſowohl als Strom:abs 
wärts, und die freie Benützung der Häfen, welche im X XIV. 
Artikel des zu Wien zwiſchen Oeſterreich und Rußland am 8. 
Mai — 21. April 1815. abgeſchloſſenen Traktats feſtge— 
ſetzt worden, erſtreckt ſich, ſo weit dieſer Grundſatz die 
zu den Staaten Ihrer Majeftaten des Kaiſers von Oeſter— 
reich, und des Kaifers von Rußland gehörenden Län— 
der betrifft, auf alle jene Ströme und Fluͤſſe, welche 
in dem Gebierh des alten Königreichs Pohlen (vom 
Jahre 1772) ihren Urſprung haben; fo wie auf jene, 
die daſſelbe durchſchneiden oder es berühren, und welche 
durch Kanäle oder durch Zuſammenfluß mit andern Strö— 
men ſich in das Meer ergießen. 

II. Artikel. 

Die Beſchiffung der ſo bezeichneten Ströme und 
Flüſſe bis zu ihrer Ergießung in das Meer, Strom— 
aufwörts ſowohl, als abwärts, und die Beſuchung der 


Häfen nach obiger Veſtimmung, ſollen in der Art frei 
ſeyn, daß ſie keinem Unterthan der beiden hohen 
Mächte unterſagt werden können. 

III. Artikel. 

Die vorſtehenden Grundſätze finden ihre Anwendung 

a) auf die itzt wirklich ſchon vorhandenen und auf 
künftig zu erbauende Kanäle; 

b) auf alle Flüffe, welche itzt wirklich ſchon ſchiffbar find, 
oder es künftig werden dürften, und welche ihren 
Lauf zwiſchen der öſtlichen Gränze des alten Poh- 
lens, der Düna, dem Dnieſter, dem Dniepr, und 
dem Prutb haben. l 

IV. Artikel. 

Das Recht, den Treppelweg zum Schiffziehen an 
beiden Ufern der im I. und III. Artikel angedeuteten 
Flüſfe, Ströme, und Kanäle zu benützen fo wie jenes, 
an beiden Ufern zu landen oder anzulegen, ſteht allen 
Unterthanen der beiden hohen kontrahirenden Theile 
ohne Unterſchied oder Ausnahme zu. 

V. Artie. 

Um den Genuß und die Ausübung dieſer Befugniß 
in ihrem vollen Umfange zu gewährleiſten, und alles 
entfernt zu halten, was der freien Beſchiffung und 
Flöſſung auf allen Strömen, Flüſſen und Kanälen zum 
Hinderniß gereichen könnte, wird feftgefegt: 5 

a) Daß von beiden Machten überall, wo es nöthig 
und thunlich befunden wird, Treppelwege zum 
Schiſſziehen angeleget, und Sorge getragen wer— 

den ſoll, felbe im guten Stande zu erhalten; 

b) daß an jedem Ufer überall, wo der Gtund nicht 
zum Landbau oder zu Wohnungen benutzt wird, 
eine Strecke Landes von 15 pohlniſchen Ellen in 
der Breite unabänderlich zum Anlanden beſtimmt 
ſeyn ſoll, ohne daß von den Handeltreibenden 
deswegen irgend eine Entrichtung eingefordert wer— 


den kann. b 
VI. Artikel. 
Die beſtehenden Verordnungen für Polizei und 
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Schifffahrt, wie auch jene, welche ohne eine Abgabe 
einzuführen, bloß zur Erhaltung der guten Ordnung 
und Sicherheit der Schifffahrt künftig erlaffen werden 
dürften, ſollen von den beiderſeitigen Unterthanen auf 
gleiche Weiſe beobachtet, und zu dem Ende den betref- 
fenden Conſule mitgetheilt werden. 

VII. Artikel. 

Die gegenſeitigen Unterthanen, welche an dem 
Vorrechte der freien Schifffahrt auf den Fluͤſſen und 
Kanälen Theil nehmen, ſollen bei ihren Nachbarn der 
nämlichen Rechte genießen, welche den einheimiſchen 
Handelsleuten zuftehen; und da ſte verpflichtet ſind, 
die in jedem Lande für Polizei und Schifffahrt beſte— 
henden Verordnungen, genau zu beobachten; ſollen fte 
in Nückſicht auf die zu entrichtenden Gebühren voll 
kommen gleich mit ihnen gehalten werden. 

VIII. Artikel 

Um die Freiheit der Schifffahrt noch mehr zuſt— 
chern, ſtellen die hohen abſchließenden Theile den all— 
gemeinen Grundſatz auf, daß die gegenſeitigen Unter— 
thanen in keinem Falle für die Benutzung ſowohl der 
natürlichen als künſtlichen Waſſerwege höheren Auflagen 
und Laſten unterworfen ſeyn ſollen, als die eingebor— 
nen Beſchiffer. 

IX. Artikel 

Da Se. Majeſtat der Kaiſer von Oeſterreich von der 
Schifffahrt auf den Flüſſen des alten Pohlens keine 
Abgabe erheben, und auch nicht geſinnet ſind, eine 
ſolche aufzulegen, fo werden Seine Majeftät der Kal— 
fer aller Reußen Ihrer Seits auf dem Bug don öfters 
reichiſchen Fahrzeugen keine Abgabe erheben laſſen, 
außer wenn ſie durch den Kanal der Muchawitza ſchifften, 
oder bon den Ufern des Bugs im ruſſiſchen Gebieth ob, 


gegangen waren, ? 
X. Artikel. 


Der im VIII. Artikel ausgeſprochene Grundſatz ſoll 
auch für alle innerhalb der oben bezeichneten Ausdehnung 
künftig anzulegenden Kanäle Gültigkeit haben. 
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XI. Artikel. 

Die Schifffahrt auf der Weichſel, in ſo weit ihre 
Ufer den beiden hohen abſchließenden Theilen angehö— 
ren, wird von aller Abgabe frei erklärt. 

XII. Artikel. 

Um dem Handelsverkehr zwiſchen Brody und Odeſ⸗ 
ſa, und umgekehrt, mehr Lebhaftigkeit zu verſchaffen, 
haben ſich die beiden hohen kontrahirenden Theile, in 
Gemäßheit des XXVIII. Artikels des zu Wien am 
3. Mat — 21. April 1815. unterzeichneten Traktats, 
über eine beſondere Vorſchrift für den Ourchfuhrshandel 
zwiſchen dieſen beiden Städten vereinigt, welche dem 
gegenwärtigen Artikel angehängt iſt, und vom 18 —1. 
September laufenden Jahres an gerechnet, in Kraft 
und Wirkſamkeit geſetzt werden wird. Dieſe Vorſchrift 
wird als die alleinige Nichtſchnur für dieſen Tranfit« 
handel zu gelten haben, und in ſo ferne ſelbe insbe— 
ſondere dieſen Handel zwiſchen Brody und Odeſſa, und 
umgekehrt, betrifft, ſoll ſie nur durch gemeinſchaftliches 
Einverſtändniß abgeändert werden können. 

XIII. Artikel. 

Unabhängig von der im vorſtehenden Artikel ent- 
haltenen Beſtimmung haben die beiden hohen kontrahi— 
renden Theile zugleich über die Einrichtung des Durch» 
fuhrshandels auf andern Punkten Ihrer gegenſeitigen 
Staaten eine Verabredung treffen wollen. In Folge 
deſſen ſind Sie übereingekommen, beiderſeitig allen 
Ihren Unterthanen die Vefugniß zum Durchfuhrshan⸗ 
del, und zwar mit allen in- und ausländiſchen, und 
ſogar ſolchen Waaren, deren Einfuhr verboten iſt, 
Schießpulder ausgenommen, unter den in den nachfolgen⸗ 
den Artikeln enthaltenen Vedingungen zu bewilligen. 

a XIV. Artikel. 

Alle jene, denen Kraft des vorſtehenden Artikels 
das Recht zuſteht, Durchfuhrshandel zu treiben, können 
gegen Vorweiſung eines Paſſes ihrer Regierung, oder 
ihrer Kreis- und Diſtriktsbehörden, oder auch nur ihrer 

etsobrigkeit, wenn nämlich jene Behörden zu entfernt 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. E 
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wären, mit den in der Durchfuhr erlaubten Waaren 
über die Gränzen eins und austreten, über die Trans 
gro - Güter , fie mögen ihr Eigenthum, oder ihnen bloß 
anvertraut ſeyn, ohne Dazwiſchenkunft irgend eines Drit« 
ten, die vorſchriftsmäßigen Waarenerklärungen einles 
gen, die Güter expediren, oder ſelbſt verfrachten, 
ſie begleiten, ſie niederlegen, oder auf ein neues wei— 
ter verſenden, und endlich mit oder ohne Kückfracht 


zurückkehren. 
XV. Artikel. 

Ourchfuhrs⸗Güter können über jedes gegenſeitige 
Hauptgränz⸗Zollamt ein » und ausgeführt werden. 

XVI. Artikel. 

Die Durchfuhrsgebühren werden in Heſterreich nach 
dem im Jahre 1807. neu aufgelegten Tranſito-Zoll⸗Ta⸗ 
riff vom Jahre 1788. eingehoben, und im Königreiche 
Pohlen ſollen eben dieſe Abgaben als das Maximum der 
Durchfuhrs⸗Zoͤlle angenommen werden. Sie follen nur 
Einmal von Waaren jeder Art erhoben werden, welche 
durch die öſterreichiſchen Staaten in die der Herrſchaft 
Sr. Majeſtät des Kaifers aller Neußen unterworfenen 
Provinzen gehen, oder welche aus diefen Provinzen in 
andere Länder ausgeführt werden. In gleicher Weiſe 
ſoll von allen aus öſterreichiſchen Provinzen kommen» 
den, oder in dieſe aus fremden Ländern geführten 
Waaren bei ihrem Durchgang durch das Königreich Poh— 
len die Tranfit e Gebühr auch nur Einmal erhoben 
werden. 

Die hier oben bezeichneten Abgaben follen niemals 
und in keinem Falle für die Unterthanen beider hohen 
kontrahirenden Theile ohne vorheriges Einverſtändniß 
erhöhet werden. 

Von Durchfuhrs- Gebühren frei find die Erzeug— 
niſſe des Bodens und Kunſtfleißes aus den Landesthei— 
len des itzigen Königreichs Pohlen, welche bei ihrer 
Durchfuhr durch öſterreichiſch⸗pohlniſche Provinzen nach 
andern Theilen des nämlichen Königreichs zurückgehen; 
eben fo die Erzeugniſſe des Bodens und Kunftfleißes 
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aus Provinzen der kaiſerl. ruſſiſchen Herrſchaft, welche 
durch öſterreichiſch pohlniſche Provinzen in das itzige 
Königreich Pohlen eingeführt werden, und vice versa, 
Anderſeits ſind die Erzeugniſſe des Bodens und Ge— 
werbfleißes aus öſterreichiſch-pohlniſchen Landestheilen, 
welche durch das Königreich Pohlen geführt werden, 
um nach ‚andern Theilen des öſterreichiſchen Pohlens 
zurückzugehen, oder welche nach pohlniſchen Provinzen 
beſtimmt ſind, die einer dritten Macht angehören, von 
Durchfuhrszöllen befreyt. Sie ſollen mit Ausfuhrszeug⸗ 
niſſen ihrer Mautämter verſehen ſeyn, welche den Ort 
der Abſendung und jenen ihrer Beſtimmung enthalten. 

Wenn einer oder der andere der hohen abſchließen⸗ 
den Theile zu Gunſten einer fremden Macht die Ab» 
gaben, welche für dieſen Durchfuhrshandel als Maßſtab 
gelten, ſey es für den Durchfuhrshandel überhaupt, 
ſey es für gewiſſe Waaren insbeſondere herabſetzen follte, 
haben die gegenſeitigen Unterthanen der hohen abſchlieſ— 
ſenden Theile aller der Vortheile zu genießen, welche 
den am meiſten begünſtigten Mächten zugeſtanden 


werden. 
XVII. Artikel. 

Außer den im vorſtehenden Artikel bezeichneten 
Durchfuhrs-Gebühren, und außer den Bag >» Bettels 
geldern, dann den Quittungen, Plombirungs- und Stem— 
pelgebühren, endlich den Brücken- und Weggeldern ſoll 
keine Art von Gebühr entrichtet werden. Die Nebenge— 
bühren, welche bisher im Königreiche Pohlen unter der 
Benennung Tantieme, Uibertrag , Akcidenz, Visa, 
Agio üblich waren, und alle andern diefer Art ſollen 
abgeſchafft werden. 

XVIII. Artikel. 

Um den Durchfuhrshandel ſoviel möglich zu bes 
günftigen, und zugleich den Unterſchleif in Hinſicht der 
Conſumo-Gebühren zu verhüten; um ferner den ein— 
heimiſchen Kunſtfleiß von den Nachtheilen zu bewah— 
ren, welche aus der Einbringung und Verkauf verbos 
tener Waaren entſtehen, follen die Eigenthümer, Som, 
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miſſionäre, und Fuhrleute gehalten ſeyn, bei den Gränz⸗ 
zollämtern eine umſtändliche Erklärung der Waaren eins 
zulegen, und letztere, wenn es nöthig erachtet werden 
ſollte, der Beſchau zu unterziehen. Sie follen verbuns 
den ſeyn, für erlaubte Waaren den Betrag der Ein- 
fuhrsgehühren, und für die verbotenen Sechzig vom 
Hundert ihres Werthes (nach einer Schätzung, für wel— 
che das Verfahren zu ſeiner Zeit durch die beiderſeiti— 
gen Finanz » Verwaltungen beſtimmt werden wird) zu 
deponiren. Die Einlage dieſer Summe muß in baa— 
rem Gelde oder vermittelſt Verbürgung eines kredits— 
fähigen Unterthans des Landes geſchehen. Beim Aus— 
gang der Waaren ſoll ohne allen Aufſchub der Mehr— 
betrag der eingelegten Summe, nach Abzug der Durch» 
fuhrs⸗Gebühren zurückgezahlt, oder die Buͤrgſchaft zu⸗ 
rückgeſtellt werden. 


XIX. Artikel. 

Die gegenſeitigen Finanz- Verwaltungen werden 
Strafen feſtſetzen, welchen diejenigen unterworfen wer— 
den ſollen, die ſich eines Waarenunterſchleifs ſchuldig 
machen, und werden zur Herſtellung und Sicherung 
der Kontrolle über die Durchfuhrsgüter die geeigneten 
Maaßregeln treffen. Dieſe Maaßregeln ſollen aber von 
der Art ſeyn, daß den Kaufleuten und Eigenthümern we— 
der Verzögerung noch irgend welche Unkoſten daraus 


erwachfen 
XX. Artikel. 

Durchfuhrs-Güter Tonnen zu jeder Zeit während 
der Durchfuhr im Großen verkauft werden. Ein ſol— 
cher Verkauf ändert jedoch nicht ihre Natur, und ſie 
hören nicht auf Durchfuhrsgüter zu feyn. Die für die 
Einfuhr nicht verbotenen Tranfit- Güter konnen ihre 
Eigenſchaft verändern, und zu Varſchau, ſo wie an 
allen Orten, wo die Zollverordnungen es in der Folge 
geſtatten dürften, in Konſumo-Waaren verwandelt, 
und als ſolche veräußert werden. Jedoch haben ſich die 
Eigenthümer ſolcher Waaren oder ihre Kommiſſionäre 
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hierbei nach den in jedem Reiche beſtehenden Zollge⸗ 
ſetzen zu benehmen. 
XXI. Artikel. 

Da die Schifffahrt und Flößung auf dem San 
und dem Bug, und die Ladung der Schiffe von dem 
gähen Steigen und Fallen ihres reißenden und verän— 
derlichen Gewäſſers abhängig ſind, fo iſt man zur Ers 
leichterung des Durchfuhrshandels übereingekommen, 
daß Tranſtto-Güter, wenn fie auf den genannten Flüſ— 
ſen Stromabwärts verſchifft und verflößt werden, bei 
den beiderſeitigen Zollämtern zwar angemeldet, und 
die üblichen Waarenerklärungen zwar eingelegt, dagegen 
die eigentliche zollämtliche Behandlung und Expedizion 
derſelben, und zwar am Sanfluſſe galiziſcher Seits erſt 
zu Chwalowice, königlich -pohlniſcher Seits aber erſt 
zu Zawichoſt an der Weichſel, und endlich am Bug— 
fluße erſt zu Nowidwor bei Modlin Statt finden ſoll. 
Hätten die Eigenthümer, Kommiſſionäre oder Kondufs 
teure die Abſicht, unter Wegs noch Zuladungen zu ma— 
chen, fo müffen fie dieſen Umſtand in der Waarener— 
klärung anzeigen, damit an den Orten, wo die zoll— 
amtliche Behandlung Platz zu nehmen hat, nach Uns 
terſchied des Urſpungs der unter Wegs zugeladenen Güs 
ter der Durchfuhrs- oder Austrittszoll eingehoben ere 
den könne. 

Die Anwendung dieſer Maßregeln findet jedoch 
bei jenen Fahrzeugen nicht Statt, welche die genann— 
ten Flüſſe Strom- aufwärts fahren; dieſe bleiben den 
gewöhnlichen Zollvorſchriften unterworfen. 

So weit endlich die gegenfeitigen Ufer an den ge 
nannten beiden Flüſſen und an der Weichſel nicht zu 
einer und derſelben Provinz und Landeshoheit gehö— 
ren, foll für die darauf verſchifften oder verflößten 
Grund» und Induſtrial - Erzeugniße pohlniſchen Urs 
ſprungs kein Tranſitozoll abgenommen werden. 

XXII. Artikel. 

Zur Vermeidung alles Aufenthalts bei den gegens 

ſeitigen Zollämtern haben dieſe ihre Amtshandlung Tag 


für Tag don Sonnenaufgang bis Mittag, und von 
zwei Uhr Rachmittags bis Sonnenuntergang ſortzu— 
ſetzen. 

Dieſe Amtshandlung hat dei Zollämtern, welche 
an ſchiffbaren Fluͤſſen aufgeſtellt find, auch ſogar an 
Sonn⸗ und Feiertagen fortzudauern. 

Die Tranfito » Transporte werden nach der Ordnung 
ihres Eintreffens in die zollämtliche Behandlung zu neh— 
men ſeyn. 

Die Zollämter werden jeden Verzug und Aufent— 
halt, welchen ſie berurſachen, zu verantworten, und 
jeden daraus entſtandenen Schaden, welchen Schiffer 
und Fuhrleute ordnungsmäßig darthun werden zu er— 


ſetzen haben. 
XXIII Artikel. 

Das Militär iſt durchaus nicht befugt, ſich in die 
Amtshandlungen der Zollamter zu miſchen; ausgenom— 
men, feine Unterſtützung (Aſſiſtenz) würde von den Zoll— 
ämtern, welche dann dafür verantwortlich bleiben, nach— 
geſucht; dieſe feine Dazwiſchenkunft hat jedoch aufzuho— 
ren, fobald die zollämtliche Behandlung zu Stande ges 


kommen iſt. 1 
XXIV. Artikel. 

Alle jene, welche Durchfuhrshandel treiben, ſollen 
ſich außer des allgemeinen Schutzes der Geſetze noch des 
unmittelbaren Schutzes der Behörde zu erfreuen haben. 
Sollte Einer mit Tod abgehen, ohne über die Durch— 
fuhrs e Güter, Fahrzeuge oder Fuhrwerke eine Zerf, 
gung getroffen zu haben, und dieſelben unter die Ob— 
hut der Behörden genommen worden ſeyn, ſo ſollen die 
Erben, welche ſich als ſolche mit Zeugniſſen der Ge— 
richts-Behöorden des verſtorbenen Eigenthümers aus— 
weiſen, in den Beſttz dieſer Gegenſtände zu jeder Zeit 
und unter allen Umſtänden, ohne andern Abzug oder 
Unkoſten, als welche die Aufbewahrung derſelben ver— 
urſacht hätte, geſetzt werden. 

XXV. Artikel. 
Um nach Maßgabe des XXIX. Artikels des zu 


Wien abgeſchloſſenen Traktats vom 3. Mai — 21. April 
1615, ſowohl den Einfuhrs- als Ausfuhrshandel zwiſchen 
ſämtlichen Provinzen der öſterreichifchen Monarchie, und 
jenen Ländern, die das ruſſiſche Reich ausmachen, mit 
Inbegriff des Königreichs Pohlen, zu erleichtern, ſind 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von 
Ungarn und Böhmen, und Seine Majeſtät der Kaiſer 
von Rußland, König von Pohlen dahin übereingekom— 
men, ihre gegenſeitigen Unterthanen an allen Handels» 
vortheilen, welche ſie andern Staaten einräumen dürf— 
ten, Theil nehmen zu laſſen, ohne jedoch darunter je— 
ne einzelnen Ausnahmen oder Begünſtigungen zu be— 
greifen, die durch beſondere Verträge feſtgeſetzt worden 
wären. 

Da das neue dem gegenwärtigen Vertrag entſpre— 
chende Verwaltungs ⸗Syſtem, welches Seine Majeftät 
der Kaiſer aller Reuſſen, in Bezug auf die Einfuhr 
ausländiſcher Natur- und Kunſterzeugniſſe in Ihren 
Staaten einführen werden, nicht ſogleich in Wirkſam— 
keit geſetzt werden kann, fo haben Seine Majeſtät ſchon 
dermalen, und bis die Bekanntmachung des neuen 
Zolltariffs erfolgen kann, geftattet, daß vom 15.— 1. 
September l. J. angefangen, alle jene Waaren, deren 
Einfuhr ins ruſſiſche Reich durch den allgemeinen Zoll 
tariff bon 1816. nicht verboten ift, auch auf der Land⸗ 
gränze zwiſchen Oeſterreich und Rußland über wirkliche 
Hauptzollamter ungehindert eingeführt werden dürfen. 
Es ſollen auf den ruſſiſchen Zollamtern die im beſagten 
Tariff feftgefesten Gebühren, und auf jenen des Kö— 
nigreichs Pohlen, die gegenwärtig dort üblichen erhoben 
werden. 

XXVI. Artikel. 

Um jenen Beſtimmungen des XXIX. Artikels 
des Wiener Traktats, welche zum Zwecke haben, den 
Neckereien und Mißbräuchen auf den gegenſeitigen Zoll 
ämtern vorzubeugen, Erfolg und Wirkung zu ſichern, 
find beide hohe kontrahirende Theile übereingekommen, 
in ihren allgemeinen Zollberordnungen den Grundſätzen 


Anwendung zu geben, welche von ihren Bevollmäd- 

tigten verabredet, und in einer beſondern, von ihnen 

unterzeichneten Uiberſicht zuſammengeſtellt worden ſind. 
XXVII. Artikel. 

Zur Vollziehung des X. Artikels des zu Wien ab» 
geſchloſſenen Traktats, der auf die freie Stadt Krakau 
Bezug hat, find die hohen kontrahirenden Theile Ober, 
eingekommen, auf die Einwohner dieſer Stadt und 
ihres Gebieths alle Beſtimmungen der gegenwärtigen 
Uibereinkunft, in ſoweit fie ihrer Natur nach auf bie, 
ſelben anwendbar ſind, auszudehnen, Dieſem Grund— 
fage gemäß ſollen alle Einwohner der freien Stadt Kra— 
kau und ihres Gebieths der nämlichen Handels-Vor— 
theile und derſelben Befreiungen genießen, welche ge— 
genwärtige Uibereinkunft den Unterthanen beider hohen 
abſchließenden Theile zuſichert. Sie ſollen im öfter 
reichiſchen Staatsgebieth auf gleichen Fuß mit den ruf- 
ſiſchen Unterthanen, und in den Ländern des ruſſiſchen 
Staatsgebieths auf gleichen Fuß mit den öſterreichiſchen 
Unterthanen behandelt werden, wohlverſtanden, daß 
auch fie ihrer Seits ſich den Verpflichtungen zu unter» 
ziehen haben, welche gegenwärtige Uibereinkunft den 
beiderſeitigen Unterthanen auflegt. 

XXVIII. Artikel. 

Dieſe Uibereinkunft ſoll ratiſizirt, und die Zog, 
kazionen innerhalb zweier Monate, vom Tage der Un— 
terzeichnung an, oder früher, wenn es geſchehen kann, 
allhier ausgewechſelt werden. 

Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmäch⸗ 
tigten ſelbe unterzeichnet, und ihre Inſiegel beigedruckt. 

So geſchehen zu St. Petersburg den 17. — 5. 
Auguſt 1818. 

Unterzeichnet: 
Franz Schaſchek von Mezihurz. 
(L. S.) 


Peter von Oubril. 
(L. S.) 


— 


Sort trët E 
für den 


Durchfuhrshandel durch Rußland, von 
deſſen europaͤiſcher Graͤnze nach Odeſſa. 


d. 1. 


Ale ruſſiſchen Handelsleute, welche die Be— Al 

fugniß zum auswärtigen Handel haben, und Durd- 

alle Ausländer, ſogar jene, welche in Rußland fuhrshan⸗ 

weder angeſeſſen, noch in die Gilden einge. treiben 

ſchrieben find, haben das Recht, in ihrem ei- und mit 

genen Namen, und ohne irgend eine fremde . 

Dazwiſchenkunft, von den Gränzen der Mol, ein? 

dau, der öſterreichiſchen und preußiſchen Staa— 

ten nach Odeſſa, oder von dieſer Stadt nach 

vorbeſagten Gränzen hin, Waaren durchführen 

zu laſſen, ſie bei dem ruſſiſchen Eintrittszoll⸗ 

amte anzugeben, ſie zu verſenden, oder bis 

zu ihrem Beſtimmungsorte zu begleiten, ſie 

dort niederzulegen, oder ausführen zu laſſen, 

und von Odeſſa nach den nämlichen Gränzen mit 

oder ohne Rückfracht frei zurückzukehren. Ers 

zeugniſſe und Waaren aller Art, ſelbſt jene, 

deren Einfuhr zum Verbrauch im Innern vers 

boten iſt, (doch mit Ausnahme des Schießpul⸗ 

vers) können unter Beobachtung nachfolgender 

Vorſchriften Gegenſtände des Durchfuhrshan⸗ 

dels ſeyn. 9. Be Welche 
Die Zollämter, über welche die zur Durch» find die 

fuhr beſtimmten Gegenſtände ein» und aus, ol 

gelaſſen werden, find die königlich pohlniſchen dhe die zue 

Granz⸗ Zollämter: Uscilug, Brzesc- Li- Durch⸗ 

towski, Grodno, Jurburg, dann Radzi- ee 

wilow, Dubaszar , Mohileff am Dniester Waaren 


und Odessa. ein, und 
ausgelaſ⸗ 
ſen wer⸗ 
den 7 


Straſſen, 


auf wel⸗ 


chen dieſe 


Waaren 


verführt 


werden 


müſſen. 


Durch⸗ 
fuhrs⸗ 
zolle. 


Angabe 
der 


Waaren 


9. 5. 

Die Straßen, welche bei der Waaren— 
Durchfuhr eingehalten werden müffen, find im 
uns: zur gegenwärtigen Vorſchrift onge, 
geben. 


ö. 4. 

Alle Waaren, die an eines der obenge— 
nannten Zollämter gebracht, und als Durch— 
fuhrsgüter angegeben werden, mit Ausnahme 
jener, welche in dem, gegenwärtiger Vorſchrift 
angehängten Verzeichniſſe aufgeführt find, müſ⸗ 
fen mit 50 Silberkopeken für jedes Pud ZG, 
togewicht ohne Unterſchied der Waaren ver— 
zollt werden. 

Dieſe Abgabe ſoll nur Einmal auf der 
ganzen, dieſem Durchfuhrshandel vorgeſchriebe— 
nen Straſſe entrichtet, und außerdem von den 
Handelstreibenden an Abfertigungs-Gebühren 
auf den Mauten nur das gefordert werden, 
was förmlich kundgemachte Anordnungen feſt— 
ſetzen, ohne daß hierinn ein Unterſchied zwiſchen 
einheimiſchen und fremden Handelsleuten Statt 
finden ſoll. 

fe Be 

Alle an eines der oben bezeichneten Boll» 
ämter gebrachten Waaren, die zur Durchfuhr 
beſtimmt ſind, muſſen von einer ausführlichen 
ſchriftlichen Angabe (Erklärung, Declaration) 
über den Inhalt eines jeden Vallen, Faßes, 
Kiſte u. f. w. begleitet werden. Dieſe Angabe 
muß beim Zollamte zur nämlichen Zeit wie die 
Waaren in dreifacher Ausfertigung übergeben 
werden, und jedesmal von dem Eigenthümer 
der Waaren oder ſeinem Beſtellten, welche für 
ihre Nichtigkeit zu haften haben, unterzeichnet 
ſeyn; von dieſer Angabe bleibt die eine Aus⸗ 
fertigung bei dem Eingangszollamte, die an⸗ 


ES 


dere wird an das Ausgangszollamt geſchickt, 
und die dritte wird von dem Eingangszoll⸗ 
amte unmittelbar an das Departement des 
auswärtigen Handels eingeſendet. 

6 


Diejenigen Waaren, welche in der Waa— 
renerklaͤrung als ſolche aufgeführt werden, fo 
nach dem im 4. Paragraphe erwähnten Vers 
zeichniſſe in der Durchfuhr zollfrei gelaſſen 
werden ſollen, find zu Odeſſa vor ihrer weites 
ren Verſendung der Beſchauung unterworfen. 
Jene im Gegentheile, für welche man die in 
dem nämlichen Paragraphe beſtimmten Abga— 
ben leiſten zu wollen erklärt, unterliegen dieſer 
Beſchauung nicht, mit Ausnahme erſtens, des 
Falles, wo das Ausgangszollamt gegründeten 
Verdacht hätte, daß die Ballen, Kiſten oder 
Faſſer unter Wegs geöffnet worden wären, oder 
zweitens, wenn von dem Eigenthümer der 
Waaren ſelbſt die Unterfuchung begehrt würde, 
um die ſonſt nöthige Einlage oder Bürgſchaft, 
wovon im 10. Paragraphe die Rede ſeyn wird, 
nicht leiſten zu dürfen, und nur zur Einlage 
der in eben dieſem Paragraphe vorgeſchriebe⸗ 
nen Gebühren verbunden zu ſeyn. 


Alle Waaren, weiche von Durchfuhrszöls 
len befreiet find, müſſen, nachdem fie von 
dem Mautamte beſchauet, und mit der An- 
gabe übereinſtimmend beſunden worden, von 
dem Eigenthuͤmer in der Art gepackt und ver— 
ſchnürt werden, daß davon unter Wegs auf 
eine unbemerkliche Weiſe nichts herausgenom- 
men werden könne. Das Zollamt wird dann 
ſo viele Bleiſiegeln (Plomben) anlegen laſſen, 
als es nöthig findet. Es wird auf jeden Bal⸗ 
len, Faß, oder Kiſte Zeichen und Nummern 
ſetzen, ſodann jedes abgeſondert wägen, und 


Beſchau⸗ 
nung der 
Waaren 
und Ge⸗ 
Jett, 
ſcheine. 


einen Geleitſchein ausfertigen laſſen, in wel⸗ 
chem die Zeichen und Nummern jedes Ballen, 
Faſſes, oder Kiſte, ihr Inhalt, ihr Gewicht, 
die Zahl der angelegten Bleifiegel und die ab» 
genommenen Gebühren angezeigt find. Dieſen 
Geleitſchein übergiebt das Amt demjenigen, 
welcher die Waaren verführt, und läßt eine 
dreifache Abſchrift davon nehmen, wovon die 
eine mit der ſchriftlichen Waarenerklärung des 
Kaufmanns an das Zollamt, bei dem die 
Waaren wieder ausgeführt werden ſollen, und 
die andere an das Departement des auswärtigen 
Handels geſendet werden muß, die dritte aber 
bei den Akten verbleibt. 
d. 8. 

Bei Waaren, für welche ein Zoll entrich⸗ 
tet werden muß, wird ſich das Zollamt in 
Abſicht auf den Inhalt eines jeden Ballen, 
Faſſes oder Kiſte nach der Angabe des Eigen» 
thümers oder ſeines Beſtellten richten. Gemäß 
dieſer Angabe geſchieht die Eintragung in den 
Geleitſchein, der eben ſo, wie im vorigen 
Artikel geſagt worden, auszufertigen iſt. Das 
Zollamt hat nur mit einer beſondern Sorg— 
falt dahin zu ſehen, daß die Waaren in fols 
cher Art einballirt und verſchnürt werden, daß 
es unmöglich wird, ſte während des Trans— 
ports zu öffnen, ohne zugleich die in der nö— 
thig befundenen Anzahl angehängten Bleiſte⸗ 
gel (Plomben) zu verletzen. Nachdem das Amt 
jeden Ballen, Faß oder Kiſte abwägen laſſen, 
und die Durchfuhrs-Gebühr nach dem befuns 
denen Gewicht und nach Angabe des Kaufs 
manns erhoben hat, wird es demſelben den 
Geleitſchein einhändigen, wovon es eine Ab» 
ſchrift an das Zollamt zu Odeſſa ſchicken, und 
eine bei den Akten zurückbehalte nmuß. 


. 9. 

d Geleitſcheine enthalten die Angabe 
des Tages, an welchem die Waaren abgefer— 
tigt werden, den Ort, nach welchen ſte bes 
ſtimmt ſind, und den Namen desjenigen, der 
fie begleitet; fie ſollen fürdie Sendungen über 
Kadziwiloff, Mohileff, und Dubaßar nach Odeſſa 
und zurück, nur für einen Zeitraum von zwei 
Monaten Giltigkeit haben; jene, welche für 
Sendungen von der preußiſchen Gränze nach 
Odeſſa, oder von jener Stadt nach der preu⸗ 
ßiſchen Gränze ertheilt werden, ſollen für eine 
Zeit von vier Monaten Giltigkeit haben. 

Wenn nach Verlauf diefer Zeit die Waa⸗ 
ren nicht an dem Orte ihrer Beſtimmung an— 
gekommen find, ohne daß hinlängliche Grün, 
de der Verzögerung nachgewieſen werden kön— 
nen, ſoll der Eigenthuͤmer der Waaren eine 
Geldbuße von zwei Silberrubeln vom Pud 
(Brutto-Gewicht) entrichten, wobei ihm Dot: 
behalten bleibt, D dafür an diejenigen zu ſei— 
ner Entſchädigung zu halten, welche die Ver— 
zögerung verſchuldet hätten. 

A, 10. 

Außer der Bezahlung der Durchfuhrs— 
Gebühren, wie ſie im 4. Paragraphe beſtimmt 
find, muß jeder, welcher Waaren tranſito Ders 
ſenden will, eine Bürgfchaft leiſten, deren Be» 
trag in ſolgender Art beſtimmt wird. 

Für diejenigen Waaren, welche in der 
Durchfuhr zollfrei ſind, und daher bei den 
Zollämtern beſchaut werden, wird nicht bloß 
eine Sicherftellung jenes Zolles, welcher hätte 
entrichtet werden müffen, wenn fie zum Ver— 
brauch (consomation) eingeführt worden 
wären, fondern auch überdieß, wie für Waa⸗ 
ren, welche nach dem allgemeinen Zolltariffe 
in der Einfuhr zollfrei find, vier Rubeln ei, 


VBürg⸗ 
ſchaft und 
Einlagen. 
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ber für das pud (Brutto⸗Gewicht) eingefor⸗ 
dert werden. 

Was dagegen jene Waaren betrifft, wel— 
che ohne Unterſchied dreißig Kopeken fur das 
Pud als Durchfuhrszoll entrichten, und daher 
der Beſchauung nicht unterliegen, ſo kömmt 
zu unterſcheiden, ob die Einfuhr ſolcher Waa⸗ 
ren nach dem Tariſſe erlaubt oder verboten iſt. 
Im erſten Falle müffen die Begleiter (Kon— 
dukteurs) der Waaren beim Einfuhrszollamte 
eine Verſicherung oder Bürgſchaft leiſten; 

Erſtens. Fuͤr einen Betrag, welcher dem 
Einfuhrs ⸗ und Verbrauchs⸗ (Consumo) Zoll 
zuſammengenommen, und zwar nach der Waa— 
ren⸗Erklärung des Kondukteurs, gleichkömmt; 

Zweitens. Für den Betrag von fünfzig 
Silberrubeln für jedes Pud im Brutto » Ger 
wicht. 

Wenn im Gegentheile die Einfuhr der 
zum Tranſito erklärten Waaren verboten iſt, 
ſo muß die Bürgſchaft einer Summe von hun— 
dert Silberrubeln für das Pud (Brutto-Ge— 
wicht) gleich kommen, 

Eigenthümern, welche, um nicht die eben 
angeführten Sicherſtellungen leiſten zu dürfen, 
die Beſchauung ihrer Waaren bei dem Ein— 
tritts⸗Zollamte berlangen, ſoll hierin willfahrt 
werden, und ſie werden dann bloß jenen Zoll— 
betrag, welchen fie für die Einfuhr der Waa⸗ 
ren zum Verbrauch (consomation) zu ent— 
richten ſchuldig geweſen wären, ſicher zu ftels 
len, und nebſtdem noch vier Silberrubel vom 
Pud (Brutto- Gewicht) wie bei jenen Waaren 
niederzulegen haben, welche nach dem General— 
Tariffe vom Eingangszolle frei ſind. Wenn 
die Waaren aber zu jenen gehören, deren Ein— 
fuhr verboten iſt, ſo wird dafür immer eine 


Kauzion oder Sicherſtellung von hundert Su, 
deln Silber zu leiſten ſeyn. 

Im Falle der Eigenthuͤmer der durchzu— 
führenden Waaren ſich keine ſolche Büͤrgſchaft 
hätte verſchaffen können, muß er beim Zollamte 
eine derſelben gleichkommende Summe in baa⸗ 
rem Gelde einlegen, worüber ihm die Bes 
ſcheinigung in geſetzlicher Form ausgeſtellt ger, 
den wird. 

Die Vürgſchaft oder Einlage (depositum) 
bleibt in der Verwahrung des Zollamts, bis 
der Geleitſchein mit der Beſtätigung vorgewie⸗ 
fen wird, daß die Waare an ihren Beftims 
mungsort geſtellt, und alles in Ordnung bes 
funden worden iſt. 

. 11. 

Als Bürgſchaſt nimmt das Zollamt ent 
weder einen Pfandbrief, lautend auf unbe— 
wegliche in Rußland gelegene Güter an, met, 
che ruſſiſchen Unterthanen oder in Rußland ans 
geſeſſenen Fremden zu gehören, oder eine in 
geſetzlicher Form ausgefertigte Verſſcherungs⸗ 
Urkunde von einem ruſſiſchen Unterthan, oder 
von einem fremden Kaufmanne, der in Nuß— 
land angeſeſſen und in die erſte Gilde einge— 
ſchrieben iſt. 

Die Einlage kann nur in klingender Münze, 
ſowohl ruſſiſcher als fremder, geſchehen. Nach» 
dem die Zollbehörde ſie erhalten und ſie in 
Empfang genommen hat, ſoll dieſelbe ihr Sie— 
gel und zugleich der Eigenthümer das ſeinige 
aufdrücken. 


d. 12. 

Einlage und Bürgſchaſt werden von den 
Zollämtern, an welche die Waaren beim Eins 
gange gelangten, zurückgegeben, ſobald der 
Eigenthümer der Waaren oder fein Beſtellter 
bei ſelbigen den Geleitsſchein, welcher dem 


Worin 


die Bürg⸗ 


ſchaft zu 
beſtehen 
hat. 


I 


Transporte mitgegeben wurde, mit der Bes 
ſcheinigung desjenigen Zollamtes vorweiſet, bei 


welchem die Durchfuhrswaare wieder ausgeführt 


Kontroli⸗ 
rungs- 
Beſchau 
waͤhrend 
der 
Durch⸗ 
fuhr. 


worden iſt. Nur iſt erforderlich, dieſen Ge— 
leitſchein mit darauf geſetzter Befcheinigung , 
längſtens innerhalb ſechs Monaten nach ſeiner 
Ausfertigung, für alle Waaren, die von der 
preußiſchen Gränze nach Odeſſa, oder von die— 
fee Stadt nach der preußiſchen Gränze verſen— 
det, und innerhalb vier Monaten für alle jene, 
welche auf den andern Straſſen durchgeführt 
werden, vorzuweiſen. 

. 

Wenn derjenige , welcher Waaren zur 
Durchfuhr anmeldet, mehrere Geleitſcheine be, 
gehrt, um jene in mehrere Transporte abthei— 
len zu können, ſo wird das Zollamt deren ſo 
viele ausſtellen, als er abgeſonderte Waaren— 
Erklärungen einreicht. 

9. 14. 

Die zur Durchfuhr beſtimmten Waaren— 
Transporte müſſen in den Städten, welche zu 
dieſem Ende in dem, gegenwärtiger Vorſchrift 
angehängten Verzeichniſſe eigends beſtimmt ſind, 
aufs neue beſichtigt, und die Geleitſcheine von 
den Ortsobrigkeiten, welche dieſe kontrolirende 
Beſchau vorzunehmen haben, bidirt werden. 

5 

Dieſe Beſchau hat in einer genauen aber 
ſehr ſchnellen Beſichtigung der an den Ballen 
angebrachten Bleiſiegel (Plomben) und der 
Ballen ſelbſt zu beſtehen. Werden fie fo bes 
funden, wie ſie in dem Geleitſcheine bezeichnet 
ſind, ſo wird dieß ohne Verzug auf demſelben 
angemerkt, und der Transport ſetzt ſeinen 
Weg fort. 

d. 16. 
Jeder Verzug bei dieſer Beſchau von Get: 
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te der damit beauftragten Behörden wird, 
wenn übrigens der Transport ſich in dem er⸗ 
ſorderlichen Zuſtande befindet, mit Strenge 
deſtraft werden. 

ee. 

Wenn dagegen bei der Beſichtigung des 
Transports befunden würde , daß die Einbal⸗ 
lung und Bleiſiegel (Plomben) an einem oder 
dem andern Frachtſtücke (collo) dergeſtalt 
beſchädigt ſeyen, daß Waaren haben herausges 
nommen werden können, fo wird ein Protos 
koll aufzunehmen ſeyn, welches den Vorſall und 
die Ausſagen des Kondukteurs über die Urfa— 
chen deſſelben enthalten muß. Dieſes Proto— 
koll wird dem Geleitſcheine anzuhängen, und 
in letzterm davon ausdrücklich Erwähnung zu 
machen ſeyn. Die Ortsobrigkeit aber wird die 
beſchädigten Frachtſtuͤcke mit neuen Siegeln oder 
Plomben verſehen, worauf dann der Trans 
port feinen Zug bis an feinen Beſtimmungs— 
ort fortſetzen wird. Von dieſem, dem Geleit— 
ſcheine beigefügten Protokolle endlich wird die 
Ortsobrigkeit ohne allen Verzug eine Abſchrift 
an das Eintritts- und eine an das Austritts- 
Zollamt mittelſt der Poſt abzuſenden haben. 

b. 18. 

Wenn bei einer ſolchen unter Wegs vor⸗ 
zunehmenden Beſchau von den Fuhrleuten era 
klärt würde, daß der Frachtbrief durch einen 
Zufall in Verluſt gerathen ſey, und wenn die 
angelegten Siegel unverletzt befunden würden, 
ſo iſt die Ortsbehörde verbunden, ein ämtlis 
ches Verzeichniß (Inventar) aller Ballen aufs 
zunehmen, und den Fuhrleuten einzuhändi⸗ 
gen, zu gleicher Zeit wird ſie aber auch eine 
Abſchrift dieſes Verzeichniſſes an das Zollamt 
ſchicken, von wo die Waaren herkommen, und 
eine andere an jenes, wohin ſie beſtimmt ſind. 

Are, Gclepg, v. Galizteu rad. 5 
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Wenn das Letztere findet, daß alles der Anga⸗ 
de, und der ihm mitgetheilten Abſchrift des Ge, 
leitſcheines entſprechend iſt, ſo ſoll der Verluſt 
für zufällig erklärt, und die Fuhrleute von 
aller Verantwortlichkeit freigeſprochen werden; 
zeigete ſich aber, daß Waaren unterſchlagen, 
oder verwechſelt worden wären, fo wird nach 
dem 22. SSES, verfahren. 
Set 
Hielten die Fuhrleute es nicht für möglich, 
die von der Negierung vorgezeichnete Straſſe 
einzuhalten, oder träte ein Zufall ein, der ſie 
daran verhinderte, fo müſſen fie davon die Be— 
hörde der nächftgelegenen Stadt benachrichti— 
gen, und dieſe hat auf dem Geleitſcheine an⸗ 
zumerken, wann ſie ſich eingefunden, und me, 
chen Beweggrund ſie angebracht haben, eine 
andere Straſſe einzuſchlagen. Dieſer nämliche 
Beamte muß ſodann erheben, ob die für die 
Durchfuhr angelegten Siegel unverletzt find, 
und ob die Zahl der Ballen, wie der Geleit— 
ſchein ſie angibt, vorhanden iſt. Wenn die 
Fuhrleute einen andern als den ihnen vorge— 
ſchriebenen Weg nehmen, ohne es in der nächſt 
gelegenen Stadt angezeigt zu haben, oder wenn 
ſie einen Umweg machen, um diefelbe nicht zu 
berühren, ſo ſollen ſie ſogleich bei ihrer Er— 
greifung und Uiberführung für jede Entfernung 
von 25 Werften von der Straffe, eine Geldbuße 
von fünf und zwanzig Silberrubeln entrichten, und 
fuͤr jedesmal, wo fie unterlaſſen haben, in eis 
ner der dafür beſtimmten Städte ihren Geleit— 
Dein vidiren zu laſſen, eine Strafe von ſünf— 
zig Silberrubeln, wenn auch alle Ballen übri— 
gens in vollkommener Ordnung wären. 
0.208 
n In Erwägung, daß Seine Majeftät der 
Ankunft Kaiſer geruhet haben, der Stadt Odeſſa die 
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Vorrechte eines Freihafens zu gewähren, ſoll der Waa⸗ 
jede Waare, die bei ihrer Durchfuhr durch dem Zoll, 
Rußland zu Odeſſa eintrifft, um von dort zu amte zu 
Waſſer ausgeführt zu werden, fo anzuſehen Odeſſa. 
ſeyn, als befinde fie ſich ſchon außerhalb Nuß— 
land, fobald fie inner dem Umkreiſe des Frei— 
hafens angelangt, bei dem Hauptzollamte Dies. 
ſer Stadt aufgenommen, unterſucht, und in 
guter Ordnung befunden worden iſt. 
CT 

In Gemäßheit der Verfügungen des 6. 
Paragraphs ſoll das Ausgangs-Zollamt, To, 
bald ein Transport Tranſitogüter anlangt, ſich 
vor allem überzeugen, ob die Anzahl der Ballen, 
Fäſſer oder Kiſten, die Zeichen, Numern und 
Gewicht in Nichtigkeit, und ob die Bleiſtegel 
(Plomben) ganz unverletzt ſind. Wenn alles 
in gehöriger Ordnung befunden wird, ſo hat 
das Zollamt es auf dem mitgebrachten Geleit— 
ſcheine anzumerken, und denſelben dem Eigen— 
thümer der Waaren oder ſeinem Beſtellten wie— 
der einzuhändigen, damit dieſer ihn an das 
Eintritts⸗Zollamt gelangen laſſen, und ſeine 
Einlage oder Bürgſchaft zurückerhalten könne. 

9. 22. 

Wenn im Gegentheile das Zollamt bei 
dieſer Unterſuchung fände, daß die Bleiſiegel 
(plomben) beſchädiget find, fo ſoll es alle Sat, 
len, Fäſſer oder Kiſten öffnen, deren Bleiſie— 
gel nicht unverletzt geblieben find; findet das— 
ſelbe, daß ſie genau alles dasjenige enthalten, 
was die Waaren⸗Erklärung angibt, ſo ſoll es 
von dem Eigenthumer der Waaren nicht mehr 
als einen Silberrubel vom Pud Bruttogewicht 
für alle Ballen, Fäſſer und Kiſten, an wel⸗ 
chen Bleiſigel verletzt worden, fordern koͤnnen, 
und bei Zurückgabe aller Waaren ihm die Aus⸗ 
fuhr erlauben. 

F a 


Abaͤnde⸗ 
rung der 
Beſtim⸗ 
mung der 
Waaren. 


— 84 = 


Wenn das Zollamt bei der Befichtigung 
findet daß die Waaren nicht mit der Angabe 
übereinſtimmen, ſo erfolgt nicht bloß die Kon. 
ſiszirung aller Ballen, Fäſſer und Kiſten, bei 
denen man eine Abweichung von der Angabe 
angetroffen, ſondern es muß außerdem für je— 
des Pud Bruttogewicht, was fie wagen mere 
den, eine Strafe von vier Silberrubeln und 
die volle Summe entrichtet werden, welche 
nach der Beſtimmung des 10. Paragraphs ein⸗ 
gelegt, oder für welche Bürgſchaft geleiſtet wor⸗ 
den iſt. Uiberdieß ſollen auch alle übrigen 
Fäſſer oder Kiſten, an welchen keine Verletzung 
der Plomben wahrgenommen wird, unterſucht, 
die mit der Angabe übereinſtimmenden durch- 
gelaſſen, mit allen jenen aber, welche nicht 
enthalten, was angegeben worden, auf die 
eben bemerkte Art Glen werden. 

„ 20, 

Wenn jedoch ein Zollamt ſich erlaubte, 
Ballen zu öffnen, an welchem die Plomben 
nicht ſichtbar beſchädigt, oder wenn kein be— 
gründeter Verdacht des Unterſchleifes vorhanden 
wäre, fo ſoll ein ſolches Verfah en als Schi⸗ 
kane und Reckerei angeſehen, und nach Stren— 
ge der Geſetze W werden. 

„24. 

Wenn der Eigenthümer einer zur Durch— 
fuhr beſtimmten Waare aus was für einem 
Grunde ihre Beſtimmung ändern, und fie zum 
Verbrauch im Innern des Reichs verkaufen 
wollte, ſo kann ſolches nicht auf der Straſſe 
ſelbſt geſchehen, ſondern er iſt verpflichtet, ſich 
in die auf der Durchfuhrsſtraſſe nächſtgelegene 
Stadt zu begeben, dort vor der dazu geeigne— 
ten Ortsbehörde ſeine Abſicht zu erklären, und 
einen Paß bis zum nächſten Hauptzollamte zu 
begehren. Dieſe Erleichterung aber wird ſol⸗ 


chen Transporten nicht bewilliget werden, an 
welchem ſchon unter Wegs Unrichtigkeiten wahr⸗ 
genommen worden wären; dieſe muͤſſen ihrer 
erſten Beſtimmung unabänderlich folgen. Der 
vorerwähnte Paß ſoll dem Eigenthümer außer⸗ 
dem auf Verlangen ertheilt werden, aber die 
Behörde, dor welcher derſelbe dieſe feine Gr, 
klärung abgegeben hat, wird unverzüglich Te, 
nes Haupzollamt, vor welches befagte Waare 
geſtellt werden muß, und ſowohl das Eingangs— 
Zollamt als auch das Ausfuhrs Zollamt Gg, 
von benachrichtigen. Bei ihrer Ankunft am 
Hauptzollamte wird die Waare beſichtigt, und 
wenn weder Konfiszirung nach Geldſtraſe ein— 
zutreten hat, fo bezahlt der Beſitzer bloß den Eins 
fuhrszoll, von welchem die ſchon entrichteten 
Durchfuhrs-Gebühren abgezogen werden, und 
erhält Einlage oder Bürgſchaft zurück. 


25. 

Es berſteht ſich, daß die zum Verbrauch 
im Reiche eingeführten fremden Waaren, für 
welche als ſolche der Einfuhrszoll ſchon bezahlt 
worden iſt, und von denen ſolches nachgewie— 
ſen werden kann, welche Nachweiſung dei den 
der Stemplung unterworfenen Waaren durch 
den Stempel des Mautamts, und bei den für 
den Stempel nicht geeigneten durch die Be— 
ſcheinigung über die Entrichtung der Gebühr 
ren geſchieht, über die im 2. Paragraphe bes 
zeichneten Zollämter ausgeführt werden können, 
ohne daß fie den für die Durchfuhr vorge— 
ſchiebenen Förmlichkeiten unterworfen find, und 
ohne irgend eine Abgabe für die Ausfuhr zu 
entrichten, wogegen aber von den Einfuhrs⸗ 
zöllen nichts ee wird. 

= 20% 

Alle auswärtigen Unterthanen, welche 

Durchfuhrs⸗Waaren begleiten, ſollen mit Paſſen 


Die Waa⸗ 
ren, für 
welche der 
Einfuhs⸗ 
zoll be⸗ 
zahlt wor⸗ 
den iſt, 
entrichten 
feine 
Durch⸗ 
fuhrs⸗Ge⸗ 
bühr. 


Päſſe. 


Zerf: 
gung in 
Anfehung 
derTrand: 
porte im 
Falle ei⸗ 
nes plötz⸗ 
lichen To⸗ 
des ihrer 
Begleiter. 
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der Eivilbehörden des Landes, woher fie kom⸗ 
men, zugelaſſen werden, und man wird mit 
ihren Paſſen, damit fie ungehindert durchrei— 
ſen, und ſich im Reiche aufhalten können, in 
Gemäßheit der allgemeinen Vorſchriften über 
dieſen Gegenſtand * 
27 

Im Falle, daß ein Eigenthümer oder 
Begleiter (Kondukteur) von Waaren plötzlich 
ſtürbe, ohne Verfügung in Betreff feiner Trans» 
porte oder Fuhrwerke getroffen zu haben, und 
daß einer oder der andere dieſer Gegenftande 
der Obrigkeit des Orts zur Aufbewahrung über— 
geben werden müßte, ſollen diejenigen Stücke, 
welche dem Verderben unterliegen, oder deren 
Aufbewahrung große Koſten erfordern würde, 
im Wege öffentlicher Verſteigerung verkauft 
werden. Der Erlös aus dieſem Verkaufe und 
die in der Natur aufbewahrten Gegenſtände 
ſollen ohne Aufenthalt den Erben oder ihren 
Bevollmächtigten auf Anmelden eingehändigt 
werden, wenn ſie mit einem Zeugniſſe derje— 
nigen Behörde, unter welcher der Verſtorbene 
geſtanden, verſehen ſind. Dabei ſoll kein an— 
derer Abzug Statt finden, als jener der Ko— 
ſten, welche die öffentliche Verſteigerung und 
Aufbewahrung dieſer Gegenſtände verurſacht 
haben. 


(Unterzeichnet) 


Franz Schaſchek v. Mezihurz. 


Peter von Oubril. 


(Zur Seite 86.) 


Bezeichnung der Straſſen für Durchfuhrs-Waaren, 
hiernach genannten Laͤndern, und aus dieſen Laͤndern nac 


Mold au. Oeſterreich. 
Uiber das | Uber das Uiber das 
Zollamt Zollamt Zollamt 
von von von 
Dubaßar || Mopiteff | Radziwiloff 
Durch die [ Durch die Durch die Wenn die 
Stadt Stadt Stadt Balta, || Waaren über 
Gregorio— Balta, (B. O.) Uscilug gehen 
pol nach [ Olgopol, Olgopol, ſollen, ſo fol⸗ 
Dubaßar den Flecken Bratzlaff , gen ſie der 
(B. O.) Jampole (B. O.) nämlichen 
nach Vinitza, Straſſe wie die 
Mohileff Litine, nach Radzi⸗ 
(B. O.) Letiſcheff, wiloff beſtimm⸗ 
Proskuroff, ten bis Kreme⸗ 
( netz, von da 
Kremenetz uͤber Dubno, 
nach (B. O.) 
Radziwiloff. — Lutzk, 
— Wladimir, 
nach 
Uscilug. 
Anmerkung. 


a ren BE 


Liber die Gränz-Zollämter von 
Nechawa an der Weichſel, Kle⸗ 
ſchowa, Kaliſch, Praſchka oder 

Tſcheladſe 


m — —— —ͤ—ä— 


Wenn die Waa⸗ 
ren über Brzesc⸗ 
Litoffoky gehen ſol⸗ 
len, ſo folgen eben⸗ 
falls ſie der näm⸗ 
lichen Straſſe 
wie die nach Ra⸗ 
dziwiloff beſtimm⸗ 
ten bis Kremenitz, 
von da über 
Dubno, 

Lutzk, 
Kovel, (B. O.) 
Ratno, 


nach 
Brzesc⸗Litoffski. 


welche von Odeſſa nach den 
h Odeſſa verſendet werden. 


Uiber die Zollämter 


von 
Weriboloff, Ratſchki, 
Schoutzin, Khoryeloff. 


Folgen die Waaren der 
nämlichen Straſſe, wie die 
vorhergehenden bis Brzesc— 
Litoffsky und von da nach 
| Grodno. 


— ——. — Dome; 


Straſſe von Odeſſa nach 
Jurburg auf dem Dnie⸗ 
ſter und dem Oginskp'ſchen 
Kanal. 


Auf den Dnieſter bei 
Mohileff, und von dort zu 
Lande über Snechkoff, 
War, 

Derjani, 
— Proskuroff, 
(B. O 


bis nach Mokran im Gou⸗ 
vernement Grodno, und 
von dort auf dem Kanal 
Oginsky, der Schara und 
den Niemen nach Grodno 
und Jurburg. 


SZS ff ff d 


Die in dieſer Tabelle mit dem Anfangsbuchſtaben B. O. (Beſichtigungs⸗Ort) bezeichneten Städte 


find jene, in welchen die Durchzugs⸗Waaren- Transporte Kraft des vierzehnten Paragraphs gegen⸗ 


wärtiger Vorſchrift beſichtigt werden müffen. 
Franz Schaſchek von Meziburz. 


Unterzeichnet: 


Peter von Oubril. 


Verzeichniß 


der 


Durchfuhrswaaren, , für welche beim Aus⸗ 

gange alle bei der Einfuhr entrichteten Ab⸗ 

gaben zuruͤckerſtattet werden muͤſſen, ohne 
deren bei der Ausfuhr zu erheben. 


Baumwoll ⸗Waaren. 
Bourmette. 
Oſtindiſcher Basma. 
Twiſte, Kadiſs. 
Gemahltes Baumwollzeug aus der Bucharey. 
Vorhänge. 
Aſiatiſcher Kumatſch. 
Guͤrtel. 
Gumai oder Perſiſcher Mußelin. 
Materpake, Taſtar und Thaͤdre. 
Alle Arten von Nankin. 
Aladji. 
Biazi, Ehami, Sußi. 
Geſponnene Baumwolle, weiß und gefärbt. 
Seiden-Waaren. 
Türkiſche, chineſiſche und perſiſche Seide, roh und 
geſponnen, in Farben. 
Mouchoiare. 
Darai. 
Goldſtoff aus der Türkei und Perſien. 


i dtoffe. 
sie Halbſeidene Stoffe 


Schemandruze. 
Kutni. 
Wollene Waaren. 
Armiak oder armeniſchen Kamelot. 
Alle Arten von genähten Armiak vom Ural und 
aus Aſien. 


Kamelhaare auch ungebleichte von jeder Art aus 
der Fremde. 

Aſtatiſche Pferdedecken. 

Feines Ziegenhaar. 

Shawls. 

Tepiche. 

Verſchiedene⸗Waaren. 

Koralen aus China. 

Ergakis. 

Thee. 

Rhabarber. 

Oehl. 

Wein von allen Arten. 

Zucker. 

Kaffee. 


Waaren, welche im allgemeinen Zolltariffe 
als Spezereien aufgefuͤhrt werden. 
Faͤrbe⸗Stoffe. 

Eochenille. 

Indigo. 

Färberöthe. 

Morene. 

Buzguntcha. 

Indigo (Brus kowaia). 

Sandelholz in Blöcken und geraſpelt. 

Verſchiedene Hölzer zum Gebrauch der Färber. 

Gummi aus Perſten und Arabien. 
Trockene Fruͤchte. 
Roſinen. E 
Feigen. 
Mandeln und andere der Art. 


Unterzeichnet : 
Franz Schaſchek von Mezihurz. 
Peter bon Oubril. 


Uiberſicht der Grundſaͤtze, 
welche 


in den allgemeinen Zollverordnungen fuͤr 
Oeſterreich und Rußland zur Anwendung 
kommen ſollen. 


Si 


Aue Erzeugniſſe und Waaren ohne Unterſchied und 
Ausnahme müſſen bei ihrem Eintreffen in dem Orte 
des Zollamts, vor dasfelbe geſtellt, und demſelben per, 
gezeigt werden. 

2. 

Vor Einlegung der vorſchriftsmäßigen Waaren⸗ 
Erklärung in der vorſchriſtsmäßigen Zahl von Eremplas 
ren kann kein Transport und keine Waare in die Zoll⸗ 
amtliche Behandlung genommen werden. 

Die Waaren » Erklärung muß nach Unterſchied, 
ob die Waare in Gemäßheit des zu jeder Zeit beſte— 
henden Tariff dem Maße und Gewichte, oder der Zahl 
und dem Werthe nach, zu verzollen iſt, eingerichtet 
ſeyn. Sie muß nicht allein die Zahl der Fäſſer, Vals 
len und Kiſten ausweiſen, ſondern auch eine genaue 
Bezeichnung der Menge und Gattung der Waaren ent— 
halten. 

ch 4. 

Kauf⸗ Handels- und Fuhrleute geben ſchriftliche, 
Reiſende über ihre zollbaren Sachen dloß mündliche 
Waaren⸗Erklärungen. 

§. 5. 

Die Waaren⸗Transporte werden nach dem Ordnungs- 
Numer der eingelegten Waaren-Erflärung in die zolls 
amtliche Verhandlung genommen, es wäre denn, daß 
der Waaren⸗Transport im Amtsorte noch nicht einge— 
troffen wäre, oder daß der Eigenthümer der Waare ei⸗ 
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nen Aufſchub, welcher die durch das Geſetz beſtimmte 
Friſt nicht überſchreiten darf, verlangt hätte. In dies 
ſem Falle wird der Transport des nächſtfolgenden Waa— 
ren⸗Erklärungs⸗Numers in die Behandlung zu neh— 


men ſeyn. 
8. 


Die angefangene zollämtliche Behandlung eines 
Waaren⸗Transports darf nicht abgebrochen oder aus- 
geſetzt, und vor ihrer Vollendung zu keiner andern ge— 
ſchritten werden. 

Die zollämtliche Behandlung beginnt mit Sonnen, 
aufgang, und hat, mit Ausnahme zweier Ruheſtun— 
den von 12 bis 2 Uhr Nachmittags, ununterbrochen 
bis zu Sonnenuntergang fortzudauern. 

Keifende müffen zu allen Stunden des Tages ab⸗ 
gefertigt werden. 


§. 9. 

Wenn ſich bei Abmeſſung oder Abwägung der er— 
klärten Waaren ein Unterſchied zwiſchen der wirklichen 
und angegebenen Menge offenbaret, ſo wird damit auf 
folgende Weiſe verfahren werden: 

Wenn der wirkliche Uiberſchuß größer iſt als in 
der Waaren-Erklärung angegeben worden, ohne 5 von 
Hundert zu überſteigen, ſo wird dafür nur der einfache 
Zoll abgenommen werden. Veträgt der Uiberſchuß da- 
gegen mehr als 5 von Hundert, ſo wird er für 
verfallen erklärt (konfiszirt). Iſt die vorgefundene Menge 
geringer als fie angegeben worden, ohne daß der Ab— 
gang 5 von Hundert erreicht, ſo werden die Waaren 
nur nach dem wirklichen Befund verzollt. Beträgt da⸗ 
gegen der Unterſchied oder Abgang mehr als 5 von Hun⸗ 
dert, fo müffen die Waaren nach der eingelegten Waa⸗ 
ten» Erklärung oder Angabe verzollt werden. 

§. 10. 
Was weniger als ein halbes Pfund wiegt, oder 
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weniger als eine halbe Quart oder halbe Arſchien mißt, 
wird zollfrei gelaſſen; was darüber wiegt oder mißt, 
wird als ganz verzollt. 

Ge 4115 


In den Fällen, wo Eingangs- und Verbrauchs- 
(Conſommazions⸗) Zölle nach dem Werthe der einge— 
führten Waaren, und nicht nach feſtgeſetzten Preiſen 
beſtimmt wären, wird der Werthanſchlag der Waaren— 
Erklärung zur Grundlage ihrer Werthbeſtimmung zu 
nehmen ſeyn; vorausgeſetzt jedoch, wenn er mit dem 
Werthe uͤbereinſtimmt, welchen die Waare ohne Ein— 
rechnung des Zolles im Einſuhrsorte hat. 

Wenn jedoch das Zollamt fände, daß der Werths— 
anſchlag der Waaren-Erklärung zu niedrig wäre, und 
daß auf dieſe Weiſe das Zollgefäll beeinträchtigt würde, 
ſo wird es befugt ſeyn, die eingeführte Waare auf ſeine 
Gefahr und Nechnung gegen dem zurückzuhalten, daß 
es der einführenden Parthei auf der Stelle den Werth 
der Waare nach ihrer Waaren-Erklärung, und überdieß 
noch 10 bon Hundert bezahle. 

Die Ausübung dieſes Rechts wird dem Zollamte 
böchftens acht Tage lang vom Tage der Einreichung der 
Waaren-Erklärung freiſtehen. Um allen Mißbrauch, 
welcher aus dieſer Maßregel entſtehen könnte, vorzu— 
beugen, ſoll die einführende Parthei das Recht haben, 
zu begehren, daß die angehaltene Waare ſpäteſtens 
nach bier Wochen in demſelben Orte, wo ſte ſich befin⸗ 
det, durch offentliche Verſteigerung ſeilgeboten werde, 
und dabei wird fie das Recht haben, in der Konkur— 
renz mit andern Käufern ſie durch Meiſtboth wieder an 
ſich zu bringen. 

. 12, 

Was die Münze betrifft, in welcher die Zölle ein» 
zuheben ſeyn werden, ſo werden ſich die Zollämter nach 
den Vorſchriften zu richten haben, welche ſie von ihren 
Adminiſtrazionen erhalten werden, und welchen die er— 
forberlicpe Oeffentlichkeit (Publizität) gegeben werden 

ird. 
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§. 15. 

Die Qulttung uͤber den erlegten Zoll wird eben 
fo, wie andere Beſcheinigungen über Sicherſtellungs— 
Einlagen oder geſtellte Bürgſchaft oder Kauzion, unver— 
züglich und von Amtswegen zu erfolgen ſeyn. 

Auf gleiche Weife ſollen Sicherſtellungs-Einlagen 
(Deposita) und Kauzions- oder Bürgfchafts » Urkunden 
gegen einfache Nückempfangs-Beſtätigungen auf Stems» 
pelpapier zurückgeſtellt werden, ſobald die durch die 
Zollvorſchriſten Se Verbindlichkeiten erfüllt find. 

+ 14, 

Sobald die Quittung oder Beſcheinigung über den 
erlegten Zoll verabfolgt iſt, können die Zollbeamten 
unter dem Vorwande eines Verſtoſſes oder Irthums an 
die Kondukteure keine 8. 15 Anforderung machen. 

+ 1 + 

Das Gepäcke der Reifenden, nämlich ihre Kleider, 
Wäſche, Betten, Tiſchzeug und andere auf der Reiſe 
unentbehrlichen Geräthe ſind, ſo wie ihre Wägen und 
Beſpannung, und ein ihrem Stande angemeſſener Mund— 
vorrath zollfrei zu laſſen; wohlverſtanden jedoch, daß 
dieſe Befreiung bei Gegenſtänden, wie goldene und 
ſilberne Uhren, Schnupftabacks-Doſen, Degen, Jagd» 
meſſer, Schnallen u. f. w. ſich nicht weiter als auf ein 
Paar erſtreckt. 

. 


Die Vorräthe von Lebensmitteln der Schiffleute, 
welche Waren» Transporte zu Waſſer begleiten, follen 
ebenfalls frei ſeyn. a 

Wenn jedoch dieſe Vorräthe, ohne daß ſte ange⸗ 
geben oder die Abgaben dafür entrichtet worden wären, 
ein Gegenſtand des Verkaufs, einer Veräußerung oder 
Schenkung würden, ſo ſoll in dieſem Falle, wenn die 
Beobachtung der nöthigen Förmlichkeiten unterblieben 
iſt, wie in dem Falle einer Zollübertretung verfahren 
werden. 


— e 


Sy. 

Gleichwie ein jeder gehalten iſt, ſich bei den Zoll⸗ 
ämtern anſtändig und mit guter Art zu benehmen, ſo 
ſind auch die Beamten bei Strafe einer ſtrengen Ver— 
antwortlichkeit verbunden, Jedermann mit Anſtand und 
Rückſicht zu behandeln, und mit Höflichkeit alle nöthi— 
gen Aufklärungen und Anweiſungen zu ertheilen. Nur 
dann, wenn die Zollbeamten in Ausübung ihrer Amts- 
pflicht einen offenbar böſen Willen oder Wiederſetzlich— 
keit begegneten, haben ſie das Recht die Beihilfe der 
Ortsbehörde oder der bewaffneten Macht anzurufen, 
welche außer einem ſolchen Falle auf die Wirkſamkeit 
der Zollbehörden keinerlei Einfluß zu nehmen hat. 
Der ſo nachgeſuchte Beiſtand ſoll nicht länger währen, 
als bis die Abfertigung geſchehen iſt. Jede Thätlich⸗ 
keit iſt ſtrenge verbothen. 

EN 

Die Kondukteure = Waaren und die Reifen 
den, welche bei den Zollbehörden auf irgend eine Art 
beleidigt, oder verlegt worden wären, können ihre Be— 
ſchwerden entweder unmittelbar oder vermittelſt der Ein⸗ 
ſchreitung des Konſuls oder Handels - Agenten, wenn 
einer vorhanden iſt, bei der oberſten Zollbehörde des 
Bezirks anbringen; ſie follen jedoch gehalten ſeyn, zu 
gleicher Zeit ihre Beweiſe oder Nechtfertigungsmittel 
vorzulegen. 

§. 19. 

Die Zoll- und Handels- Verordnungen, welche in 
Zukunft erlaffen werden möchten, ſollen dem beiderſei— 
tigen Konſule mitgetheilt werden, in fo weit fie auf 
den Vortheil der Handeltreibenden Bezug haben, oder 
Vorſchriften aufſtellen, welche von ihnen beobachtet 
werden müſſen. 

Unterzeichnet. 
Franz Schaſcheck bon Mezihurz. 
Peter. von Oubril. 
Gubernial-Kundmachung vom 19. Marz 1820. Gub. 
Zabl 9827. 


42. 


Herabſetzung oder Poſtwagens-Gebuͤhren. 


In Folge Verordnung der k.k. allgemeinen 
Hofkammer vom 20. Hornung d. J. werden 
.]' werden die Poſtwagens gebühren vom 1. April 1820. 
.] ' angefangen nach dem hier beigefügten, für Fracht— 
ſtücke und Geldſendungen, bedeutend herabgeſetzten Ta— 
riffen zu entrichten ſeyn. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 20. März 1820. Gub. 

Zahl 12828. 


45. 

Den Hauptſchullehrern werden auch jene 
Jahre zur Penſion eingerechnet, wäh- 
rend welchen fie als Lehrer an Trivial⸗ 
ſchulen ſtanden. 


Seine Majeftät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 9. Februar d. M. zu geftats 
ten geruhet: daß in Hinkunft bei der Penſionirung von 
Lehrern an Hauptſchulen oder ihren Wittwen auch jene 
Jahre eingerechnet werden, wahrend welchen fie mit 
allgemeiner Zufriedenheit als Lehrer an Trivialſchulen 
ftanden , jedoch hat die Dienſtleiſtung, wodurch fie 
hiernach penſionsfähig werden, ununterbrochen zu ſeyn. 
Welche allerhöchſte Entſchließung die k. Kreisämter 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen haben. 
Gub. Dekret vom 25. März 1820. Gub. Zahl 12836. 
* * 44 e L 
Baierifche Kronenthaler ſamt ihren Abthei⸗ 
lungen, die in dem Muͤnztariffe vom 
Jahre 1816. nicht enthalten ſind, duͤr— 
fen nicht angenommen werden. 


Den k. Kreisämtern wird im Grunde höchſten Got 
kanzleidekrets vom 14. Marz 1820, bedeutet: 


(Zur Seite 94.) 


' Tariffe des ö ſterreichiſchen k. k. Poſtwag ens 


vom erſten April 1820. 


1. griff. für Geldes dun ge n. 
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Amir win gen: 


Für Sendungen über 100 Meilen wird die Gebühr nach dieſem Anſatze von 4 zu 4 Meilen weiter zugerechnet. 

Für Geldbeträge über 100 Gulden bis einſchließig 1000 Gulden, ſchreitet die Gebühr nach dieſem Maßſtabe in gleichem Verhaltniße fort. 

So wie die Aufgabe 1000 Guldemüberſteigt, wird an der für den übrigen Betrag entfallenden Gebühr dem Publikum / zu Guten gelaſſen. 

Bruchtheile eines Kreuzers gelten für einen vollen Kreuzer. 

Außer diefen Gebühren wird jedesmal auch, ohne Rückſicht, ob der Sendung ein Brief belegt, oder nicht, die Brieſpoſt-Gebühr von einem einfachen Briefe zugerechnet. 
Gewichte als 1/2 Loth beiliegen, fo iſt dieſer nach dem Briefpoſt-Tariffe zu taxiren. 


Würde ein Brief von einem höheren 


* 


A. Für gemünztes Silber wird die Gebühr nach diefem Tariffe und den beigefügten Beſtimmungen im vollen Betrage angerechnet. 
Hoöbere Beträge werden nach dem Tariffe für gemeine Frachtſtücke behandelt, und wenn das Gewicht 10 Pfund überſteigt, ift Niemand zur Aufgabe des Kupfergeld es 


B. Für Kupfergeld bis einſchließig Zwolf Gulden eben fo. 
auf den k. k. Poſtwagen verpflichtet. 

c. Fur gemünztes Gold „% ie ëfzer 
D. Für Banknoten Nr : . ift bloß das Viertel ` 

NO Ët ! 3 e der für gemünztes Sil tfallenden Gebühr zu entrichten. 
E. Für Einlöfungs- und Antizipazions⸗Scheine. 8 4 7 2 iſt bloß das Sech ſtel ( für gemünztes Silber entfa ch 
F. Für Obligazionen und Wechſ e! it bloß das Zwölfkel 
. Edelſteine, Perlen, Bijouterien und Goldſtangen find in der Gebühr dem gemünzten Get, a gleich zu halten. 
H. Für andere Waaren von hohem Werthe, als: Silber in Stangen, und gearbeitetes Silber, T reſſen und Stoffe von echten Gold und Silber, Korallen, Indigo, Safran, koſtbare Gemaͤhlde und Kupferſtiche ſind die 


Gebuͤpren wie fur gemuͤnztes Silber zu entrichten. Wenn jedoch nach dem Gewichte und Tarife für gemeine Frachtſtücke hiervon eine höhere Gebühr zur Zahlung entfallen würde, ſo muß dieſe eingehoben werden. 
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An "ee SEN en: 
A. Für Sendungen über 100 Meilen wird die Gebühr nach dieſem Anſatze von 4 zu 4 Meilen weitſer zugerechnet. 
B. Für Frachtſtücke von großem Umfange und leichtem Gewichte wird 1/4 dieſer Gebühren zugerechnet. 


C. Fur Schriften, welche nur im Gewichte von wenigſtens einem Pfunde angenommen werden dürfen, bis einſchließig fünf Pund, iſt die doppelte, und wenn fie ein bößeres Gewicht haben, die einfache Ge: 
bühr für gemeine Frachtſtücke zu entrichten. 


EEN 


daß die bairiſchen Kronenthaler mit ihren Abtheilungen, 
welche in dem Muͤnztariffe des Jahrs 1816. als geſetz⸗ 
liche Zahlungsmittel nicht aufgeführt worden find, kuͤnf— 
tighin nicht mehr angenommen werden dürfen. 
Gubernial-Dekret vom 27ten März 1820. Gub. 
Zahl 14928. 


Kä, 
Die Taglia für die Einbringung eines Raͤu⸗ 
bers wird mit 25 fl. Conventions-Muͤnze 
feſtgeſetzt. 


eine Majeſtät haben laut allerhöchſter Ent 
ſchließung vom 27 Februar l. J. die für die 
Einbringung eines Raubers mit 25 fl. feftgefegte Taglia 
in den Provinzen, wo das Papiergeld geſetzlichen Um— 
lauf hat, vom Tage der Kundmachung dieſer allerhöch— 
ften Entſchließung wieder in Konvenzions-Münze zu Des 
zahlen, allergnädigſt bewilliget. 

Welche allerhöchſte Entſchließung zu Folge hohen 
Hofkanzleidekret vom 29. v. M. die k. Kreis⸗ 
ämter unverzüglich allgemein dortkreiſes zu verlautba— 
ren, und hiernach bei vorkommenden Fällen die Taglia 
bei der unter einem verſtändigten k. Kreiskaſſe anzu- 
weiſen haben. 

Gub. Detret vom 28. März 1820. Gub. Zahl. 14955. 


46. 
Koloniſten muͤſſen mit ihrem Grundertraͤg⸗ 
niß zur Klaſſenſteuer beigezogen werden. 


ës 
Da nach dem Hoſdekrete vom 17. September Jahr 
1805. Rro. 520. die auf Dominikalgründen angeſie⸗ 
delten Koloniſten, weil fie von ihren Anſäſſigkeiten keine 
Grundſteuer zahlen mit ihrem Grundeinkommen eben 
ſo wie die Gutspächter der Klaſſenſteuer unterliegen; 
fo findet man den Kreisämtern zu erinnern, daß ſämt— 
liche in ihren Kreiſen befindliche Anſtedlungs⸗Gemeinden 


die ſich in dem Falle befinden, keine Grundfteuer zu 
zahlen zur ſoaleichen Einreichung ihrer vorfchriftsmäßi« 
gen Klaffenfteuerfaffionen zu verhalten ſeyn, dieſe hat 
das betreffende Dominium vorläufig gewiſſenhaft zu be» 
gutachten, die Kreisämter aber im Grunde der beſte— 
henden Normalvorſchriften zu prüfen, und unverzüglich 
einzubefördern. 
Gubernial-Verordnung vom 28. März Zahl 11932. 


47. 
Patent wegen Freizügigkeit des Vermoͤgens 
zwiſchen Oeſterreich und den deutſchen 
Bundesſtaaten. 


Wir Franz der Erſte ꝛc. ꝛc. 


achdem unter Unſerer Mitwirkung und Beiſtimmung 
als Mitglied des deutſchen Bundes durch die Bundes— 
verſammlung zu Frankfurt am Main, mit Beſchluß vom 
25. Juni 1817., zur Vollziehung des Artikels XVIII. 
Litt. C. der Bundes-Akte, die näheren Beſtimmungen 
in Betreff der den Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten 
dort ſelbſt zugeſicherten Freiheit von allen Nachſteuern 
(jus detractus, gabella emigrationis) in fo fern das 
Vermögen in einen andern Bundesftaat übergeht, feſt— 
geſetzt worden ſind, ſo verordnen Wir 
ıtens bei jeder Art von Vermögen, welches aus 
einem von Unſern Ländern und Gebiethen, womit Wir 
dem deutſchen Bunde beigetreten, und welche in der 
von Unſerer Bundestags-Geſandtſchaft in der fünfzehn— 
ten Sitzung vom 6. April 1818. übergebenen Erklärung 
namentlich aufgeführt ſind, und weiter unten zur Wiſ— 
ſenſchaft kund gemacht werden, in einen andern deut» 
ſchen Bundesſtaat, es ſey aus Veranlaſſung einer Aus- 
wanderung, oder aus dem Grunde eines Erbſchafts— 
Anfalles, Verkaufes, Tauſches, Schenkung, Mitgift, 
oder auf irgend eine andere Weiſe übergeht, ſoll eine 
vollkommene Freizügigkeit in Anwendung gebracht werden. 


ztens. Diefe Vermögens + Freizüigigfeit hat ſich in 
fo ferne wirkſam zu äußern, daß diejenigen Abgaben, 
welche die Ausfuhr des Vermögens in einen der zum 
deutſchen Bunde gehörigen Staaten, oder den Uiber— 
gang des Vermögens-Eigenthums auf Angehörige ei. 
nes andern Bundesſtaates beſchränken, ſie mögen nun 
bisher in Unſere landesfürſtliche Kaſſen gefloſſen, oder 
etwa an Privat- Berechtigte und Communen zu entrich⸗ 
ten geweſen ſeyn, aufzuhören haben, wodurch demnach 
ſowohl der Bezug der landesfürſtlichen Nachſteuer und 
der Emigrazions-Taxe, als auch jener des grundherr— 
—— und bürgerlichen Abfahrtsgeldes nicht mehr Statt 
findet. 


ztens. Nachdem aber vermöge des oben gedachten 
Beſchlußes die in dem deutſchen Bunde in Anwendung 
zu bringende Vermögens-Freizügigkeit auf dem Prinzipe 
einer unter den deutſchen Bundesſtaaten gegenſeitig gel— 
tenden Gleichſtellung des Ausländers mit dem Inländer 
beruhet, und daher jede Abgabe noch fernerhin zu be— 
ſtehen hat, welche mit einem Erbſchafts-Anfalle, Les 
gate, Verkaufe, einer Schenkung, und dergleichen ver— 
bunden iſt, wenn ſelbe ohne Unterſchied entrichtet wer— 
den muß, ob das Vermögen im Lande bleibt oder hin— 
ausgezogen wird, und ob der neue Beſitzer ein Inlän⸗ 
der oder Fremder iſt; fo haben alle dergleichen in Lnfer 
ren zu dem deutſchen Bunde gehörigen Ländern und 
Gebiethen beſtehenden Abzüge auch fernerhin bei dem 
in das übrige deutſche Bundesgebieth zu exportirenden 
Vermögen in Anwendung zu kommen. 


Aieng, Da in dem Bundesbeſchluße der ıte Zu: 
lius 1817. als Termin angenommen worden iſt, von 
wo an die Vermögens - Freizügigfeit von den bet: 
ſchen Bundesſtaaten wechfelweiſe beobachtet werden To, 
ſo wollen Wir f 

a) daß die vor oder nach dieſem Termine Statt gefun⸗ 
dene Vermögens-Exportazion und der Verzicht auf 
das Unterthansrecht bei der Frage der Zahlungs⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. OD 
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pflichtigkeit oder Vefreiung zur Richtſchnur anzu⸗ 
nehmen iſt, und 
b) daß in allen denjenigen Fällen, wo feit dem 1. Julius 

1817. eine Vermögens-Exportazion in einen an⸗ 

dern deutſchen Bundesſtaat Statt gefunden hat, und 

etwa die Landesfürſtliche Nachſteuer oder die Emigra— 
zions⸗Taxe oder das grundherrliche und bürgerliche 

Abfahrtsgeld bezogen worden ſeyn ſollte, der ausfal— 

lende Betrag an die betreſſende Parthei zurückzuerſtat— 

ten ſey, in ſo fern von derſelben gehörig nachgewieſen 
werden kann, daß in dem deutſchen Bundesftaate, wo— 
hin ein ſolches Vermögen exportirt ward, wirklich auch 
mit Nückſicht auf den 1. Julius 1617. die Vermö— 
gens » Freizügigkeit gegen Unſere zu dem deutſchen 

Bunde gehörigen Länder und Gebiethe nach dem 

Prinzipe der Reziprozität in gleich vollkommene 

Ausſührung gebracht wird. 

breng, Die Länder und Gebiethe der oͤſterreichiſchen 
Monarchie, welche zu dem deutſchen Bunde gehören, ſind: 

1. Das Erzherzogthum Oeſterreich; 

2. Das Herzogthum Steyermark; 

3. Das Herzogthum Kärnthen; 

4. Das Herzogthum Krain; 

5. Das öſterreichiſche Friaul oder der Görzer Kreis, 

* Gradisca, Tolmein, Flitſch, Aquileja); 
. Das Gebieth der Stadt Trieſt; 

e Die geſürſtete Grafſchaft Tyrol mit dem Ges 
biethe von Trient und Brixen, dann Vorarlberg, mit 
Ausſchluß von Wailer; 

8. Das Herzogthum Salzburg; 

9. Das Königreich Böhmen; 

10. Das Markgrafthum Mähren ; 

11. Der öſterreichiſche Antheil an dem Herzog— 
thume Schleſien, mit Inbegriff der böhmiſch⸗ſchleſiſchen 
Herzogthümer Auſchwitz und Zator. 

Gegeben in Unſerer Haupt- und RNeſidenzſtadt 
Wien am 2. März 1820. 

Franz. (L. S.) 
Gub. Kund. vom 29. März 1620. Gub. Zahl 15925. 


* 


48. 


Wegen Behandlung des akatholiſchen Schul- 
weſens. 


Um von Jahr zu Jahr eine Uiberſicht zu erhalten, was 
für einen Gang die Jugendbildung der im öſterreichi— 
ſchen Kaiferftaate befindlichen Familien der augsburgiſchen 
und helbetiſchen Konfeſſionen nehmen, haben Seine 
Majeſtät unterm 28. Februar d. J. allergnädigſt be⸗ 
ſchloſſen, daß das Volksſchulweſen der Akatholiken in Zu— 
a abgefondert von jenem der Katholiken behandelt 
werde. 

Zur Erreichung des Zweckes haben Seine Majeſtät 
anzuordnen geruhet, daß die Schuldiſtriktsaufſicht, die 
den Oechanten über die katholiſchen Schuken übers 
laſſen iſt, in Nückſicht auf die akatholiſchen Schulen 
den Senioren anvertraut werde, und daher die Se— 
nioren, oder da wo ein nahes Paſtorat von dem Su— 
perintendenten ſelbſt reſpiziret wird, dieſer als Stellvertreter 
des Seniors alles das in Erfüllung zu bringen habe, 
was einem katholiſchen Schuldiſtriktsaufſeher, in An— 
ſehung der von ihm zu reſpizirenden katholiſchen Schu— 
len, zu thun obliegt. 

Was die jährliche Erhebung und Darftellung des 
Zuſtandes des akatholiſchen, Volksſchulweſens betrifft, 
ſey auf folgende Art vorzugehen. 

tens. Die jährliche Zählung der fchulfähigen alas 
tholiſchen Kinder iſt den Paſtoren, und nur da den 
katholiſchen Lehrern zu überlaſſen, wo ſich bloß aka— 
tholiſche zu keinem Paſtorate eingepfarrte Familien be— 
finden. 

ztens. Jedes Paſtorat hat, wenn unter den aufs 
zunehmenden ſchulfähigen Kindern auch Kinder einer 
andern Confession ſich befinden, die zu keinem bes 
ſtimmten Paſtorate dieſer Confession gehören, , diefels 
ben in einer beſonderen Nubrike aufzuführen, welches 
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auch in Anſehung der ſchulbeſuchenden Kinder zu beob⸗ 
achten iſt. 

Steng Jeder evangeliſche Prediger hat jedes Jahr 
ſpäteſtens bis Ende September dem vorſtehenden Se— 
niorate (oder wo der Superintendent ſelbſt inſpizirt, 
dieſem) die Zahl der ſchulfähigen und ſchulbeſuchenden 
Kinder, und überhaupt alles, was zur Verfaſſung des 
jährlichen Ausweiſes über den Diftrift nöthig iſt, ein— 
zuberichten. 

Atens. Jeder Senior hat mit Hilfe der von den 
einzelnen Paſtoren erhaltenen Schulnotizen nach dem 
. nebenliegenden Entwurfe ſpäteſtens bis zur Hälfte 
Oktobers einen ſummariſchen Ausweis über den Zuſtand 
ſämtlicher in ſeinem Bezirke befindlichen akatholiſchen 
Schulen den k. Kreisämtern ſowohl, als dem Super- 
intendenten zu überreichen. 

5teng. Die k. Kreisämter haben die erhaltenen Se— 
niorats-Ausweiſe an die Landesſtelle mit ihren Be— 
merkungen einzubegleiten, der Superintendent aber hat 
aus den Seniorats-Ausweiſen eine allgemeine Uiber— 
ſicht über den Zuſtand aller im Superintendentur-Be— 
zirke liegenden Schulen zu entwerfen, und zu trachten, 
dieſelbe bis zum Anfange des neuen Schuljahres der 
Landesſtelle vorzulegen. f 

Die vom Superintendenten delegirten Senioren 
haben als Schuldiſtriktsaufſeher ſämtliche akatholiſche 
Schulen in ihrem Senioratsdiſtrikte, in Verbindung 
entweder mit einem Kreiskommiſſär, oder mit einem 
andern von den k. Kreisämtern delegirten weltlichen Be— 
amten zu viſitiren, und ihre Berichte darüber an die k. 
Kreisämter ſowohl, als an den Superintendenten ein— 
zuſenden. 

Für die Senioren iſt hinſichtlich jeder Schule auch 
eine Remunerazion von 3 fl. und die koſtenfreie Abho— 
lung von den Gemeinden angetragen. Seine Majeftät 
befehlen jedoch ausdrücklich, daß die bei den Akatholi— 
ken zu bewerkſtelligenden Schulviſitazionen auf die für 
die Gemeinden mindeſt läſtige und koſtſpielige Art Statt 
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finden. Für die Kreiskommiſſäre haben Seine Majeftät 
bereits im Jahre 1808. zu bewilligen geruhet, daß ſie 
für die Viſitazionen der akatholiſchen Schulen die Ver— 
gütung der Reiſekoſten aus dem Schulfonde, in fo weit 
erhalten ſollen, als die Bethhäuſer und Kirchen dieſe 
Koſten ſelbſt zu beſtreiten undermögend gefunden 
werden 

Da der Senior und durch ihn der Superintendent 
jährlich von ihren untergeordneten Paſtoren die nöthis 
gen Notizen über den jedesmaligen Zuſtand ihrer Schu— 
len erhalten, und es ihnen leicht iſt, hierüber noch auf 
andern Wegen Nachrichten einzuziehen, eine alljährli— 
che Viſitazion der ihnen anvertrauten Schulen zu viele 
Zeit benehmen, und ihren Paſtoratsgeſchäften nachtheilig 
ſeyn würde: ſo wird geſtattet, daß die Schulen nur bei 
Gelegenheit der Kirchenviſitazionen gegen dem jedoch, 
daß alle zwei Jahre wenigſtens einmal jede Schule Die 
ſitirt werde, genauer und ſtrenger viſitirt werden; hie⸗ 
von muß aber dann eine Ausnahme gemacht werden, 
wenn Umſtände eintreten, die es nothwendig machen, 
eine oder die andere der Schulanſtalten öfters zu uns 
terſuchen. 

In Erwägung, daß die evangeliſchen Schullehrer 
in dem Falle ſich befinden, den Religionsunterricht ent» 
weder ſelbſt zu ertheilen, oder doch zu wiederholen, ſoll 
künftighin nicht jedem Prediger freiſtehen, die Kandi⸗ 
daten um eine Lehrerſtelle über ihre Neligionskennt⸗ 
niſſe und kathechetiſche Geſchicklichkeit zu prüfen, ſondern 
dieſe Prüfung iſt dem Superintendenten, der ſelbſt 
prüfen oder einen Senior, oder Paſtor hiezu delegi— 
ren kann, zuzuweiſen, und es iſt demnach keinem 
neuen Schullehrer das Anſtellungsdekret verabfolgen zu 
laſſen, wenn er über eine ſolche Prüfung ſich auszu⸗ 
weiſen nicht vermag. 

Es wurde bereits oben angeführt, daß an den 
Orten, wo akatholiſche Kinder ſich befinden, deren Fa— 
milien keinem Paſtorate zugetheilt ſind, von dem ka— 
tholiſchen Lehrer die Zahl der Schulfähigen zu erheben 
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fey. Hier wird nun weiters beftimmt, daß man in den 
für die katholiſchen Schulen beſtimmten Uiberſichts⸗Ta⸗ 
bellen eigene Nubriken, und zwar ſowohl für die ſchul— 
fähigen, als auch für die ſchulgehenden akatholiſchen 
Kinder mit Beirückung der Konfeſſion anzubringen habe, 
ohne jedoch dieſe Kinder, wie es bisher hie und da ge— 
ſchah in die Zahl der katholiſchen Kinder einzubeziehen. 

Eben dieſes hat in Abſehen auf die Kinder der 
nicht unirten Griechen und der Juden, wo keine eige— 
nen Schulen für dieſe Religionsgenoſſen beſtehen, zu 
geſchehen. Wie hiernach die Rubriken in der erwähn— 
ten Uiberſichts-Tabelle einzurichten ſeyen, wird nach— 
träglich bekannt gemacht werden. 

Wovon die k. Kreisämter zufolge hohen Stus 
dienhofkommiſſionsdekret Dom 6. März 
1820. mit dem Beiſatze in die Kenntniß geſetzt werden, 
daß die Konfiftorien angewieſen werden, hiernach die 
unterſtehende Geiſtlichkeit und das Lehrperſonale zu be— 
auftragen. 

Hievon baben die k. Kreisämter die akatholiſchen 
Gemeinden zu verſtändigen. Die Seniorats-Einthei— 
lung Paſtorate der augsburgiſchen und helbetiſchen Bes 
kenntniſſes wird nachfolgen. 

Gub. Dekret vom 1. April 1820. Gub. Zahl 14481. 
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/ 49. 
Nach eingereichter Klage eines Vermiethers 
wegen ruͤckſtaͤndigen Miethzinſes ſoll die 
gerichtliche Beſchreibung der Effekten 
des Miethers ſogleich Platz greifen. 


Uiber eine gemachte Anfrage: ob die von dem Ber 
miether nach Einklagung eines rückſtändigen "tier, 
zinſes ſogleich geforderte Beſchreibung der Fahrniſſe des 
Miethers unbedingt Statt finde, iſt von dem oberſten 
Gerichtshofe, nach gepflogenem Einvernehmen mit der 
k. k. Hoſkommiſſion in Quftizgefesfachen folgende Ze, 
lehrung zu ertheilen befunden worden: 

Da aus den 8. §. 340. bis 542. der allgemeinen 
Gerichtsordnung erhellet, daß die gerichtliche Befchreis 
bung mit der Pfändung der Fahrniſſe in nächſter Ver⸗ 
bindung ſteht, und der $. 1101. des bürgerlichen Ges 
ſetzbuches die darin benannten Fahrniſſe, welche zur Zeit 
der Klage in der vermietheten Wohnung ſich befinden, 
für Pfandſtücke des Vermiethers erklört, fo räumt ihm 
dieſer J. auch das Necht ein, daß dieſe nach eingereich⸗ 
ter Klage auf fein Verlangen ſogleich gerichtlich beſchrie— 
ben werden ſollen, daher es alſo, außer beſondern ob» 
waltenden Bedenklichkeiten, hiezu keiner Tagſatzung 
bedarf. 

Dieſe Entſcheidung wird demnach in Folge ba, 
ſten Hofkanzleidekrets vom 9. März 1820. 
zur allgemeinen Wiſſenſchaſt und Darnachachtung bes 
kannt gemacht. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 4. April 1820. Gub. 

Zahl 14927. 


50. 
Die Aerarial-Trankſteuer muß von den Do⸗ 
minien in Konvenzions-Muͤnze berich- 
tiget und eingehoben werden. 


eine k. k. Majeſtät haben mittelſt der aller hoͤch⸗ 
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ften Entfchließungen vom 25. Hornung und 
vom 15. März d. J. Die Einhebung der Aerarial⸗ 
Trankſteuer in Galizien, vom 1. Mai d. J. angefan⸗ 
gen, in dem urſprünglich bemeſſenen Betrage in Kon— 
venzions⸗Münze oder Banknoten anzuordnen, und zus 
gleich zu befehlen geruhet, daß dieſelbe dor der Hand 
auf die bisherige Art im Wege der Umlegung auf die 
Dominien, dann in den das Propinazionsrecht aus— 
ſchließend ausübenden Städten, wie bisher, im Wege 
der Verpachtung oder der eigenen Regie erhoben met: 
den ſoll. 

Die hiernach in den Patenten vom 19. Auguſt 
1775. und vom 13. Juni 1800. vorgeſchriebenen Zo: 
riffſätze, welche vom 1. Mai d. J. in Wirkung treten, 
ſind: 

1. Vom Garenz Brandweins 6 kr. Konv. Münze. 

2. Vom Garnez Methes 4 kr. Konv. Münze. 

5. Vom Faſſe Doppelbiers 36 kr. Konv. Münze. 

4. Vom Faſſe einfachen Biers 18 kr. Konp. Münze. 

In den nämlichen Beträgen wird auch die Aera— 
rial⸗Trankſteuer von den, vom Auslande nach Gali— 
zien kommenden Getränke vom 1. Mai d. J. bei den 
Graͤnzzollämtern zu entrichten ſeyn. 

Gubernial⸗- Kundmachung vom 4. April 1820. Gub. 

Zahl 16086. 


Sr 
Bekanntmachung der Wegmauthaͤmter, bei 
welchen zugleich die Bruͤcken- und Ui⸗ 
berfahrtsmauthgebuͤhr eingehoben wird. 


Nachdem zu Folge hohen Hofkammerdekrets 
vom 10. März d. J. bei den in dem beiliegenden 
.] Ausweife aufgeführten Wegmauthämtern für die im 
Ausweiſe angedeuteten Brücken, und Uiberfahrten die 
Brücken- und Uiberfahrtsmauthgebühr nach den ange— 
ſetzten Tariffsklaſſen in den durch das Kreisſchreiben vom 
50. Auguſt 1811, feſtgeſezten Gebühren vom 1. Mai 


Beilage zur 56. Gub. Verordnung. (Zur Seite 104.) 


Jet lei ént P 


Jener in Galizien auf den Salinen⸗Straſſen bereits beſtehenden Wegmauthaͤmter, 
bei welchen in Folge hohen Hofkammerdekrets vom 10. Maͤrz 1820. Zahl 51584/9564. 
nunmehr nebft der Wegmauth auch die Brüden= und lüberfahrtsmauth nach den ne⸗ 
bengeſetzten Tariffs-Klaſſen des Kreisſchreibens vom 50. Auguſt 1811. Zahl 
52282. einzuheben koͤmmt. 


| Brücken⸗ 


oder 
Rahmen der Ulber⸗ 
Wegmauthämter, d E Länge der fahrts⸗ 
bei welchen die Brücken⸗ Gegend, wo ſich die Bruͤcken oder mauth 
8 oder Brücke. nach der 
8Uiberfahrtsmauth⸗ Uiberfahrten befinden. 2 
"el Gebühren einzuheben 
S kommen. 4. 2, 8. 
5 eg 
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1820. eingehoben werden muß: ſo wird ſolches hiermit 
zu jedermanns Wiſſenſchaft bekannt gemacht. 
Gubermal⸗Kundmachung vom 7ten April 1820. Gub. 
Zahl 15474. 


52. 
Grundſaͤtze zur Beſteuerung der Gebaͤude. 


Mit Beziehung auf die Eirkular-Verordnung vom 
6. Mai vorigen Jahres, womit die allerhöchſten Bes 
ſlimmungen zur proviſoriſchen Regulirung der Grund— 
fieuer bekannt gemacht worden find, werden nunmehr 
die Grundſätze, nach welchen die Beſteuerung der Gr, 
bäude vorzunehmen iſt, in Folge der durch das hohe 
Hoffanzleidefret vom 29. Hornung l. J. 
herabgelangten allerhöchſten Entſchließung 
vom 23. Hornung l. J. nachſtehender Maßen zur 
allgemeinen Kenntniß > 

lg 

Der Gebäude » Steuer unterliegen alle Wohnge— 
bäude, fie mögen in geſchloſſenen Ortſchaften, oder ein- 
zeln liegen. 

§. 2. 

Ausgenommen davon ſind nur jene, welche im 
$. 22. des Patents vom 25. Dezember 1817. bemer⸗ 
ket wurden, nämlich: Kirchen, Staatsgebäude, Mili⸗ 
tär⸗Kaſernen, und Spitäler, wenn dieſe beiden letzte— 
ren nicht für die Beſtimmung, welche fie haben, von 
dem Eigenthümer des Gebäudes gemiethet ſind. 


Die Wohngebäude werden der Verſteuerung unter« 
zogen, entweder nach dem wirklichen oder möglichen 
Zinsertrage, oder im Wege der Klaſſifikazion. 

I. Nach dem Zinsertrage. 
§. 4. 

Nach dem Zinsertrage werden die Gebäude der 
Verſteuerung einbezogen: in der Provinzial-Haupt⸗ 
ftadt Lemberg, dann in Brody. 


Se 


. 5. 

Die Hauszinſe müffen von den Eigenthuͤmern oder 
permanenten Nusnießern der Gebäude im Wege 
ſchriftlicher Faſſionen auf ein Jahr einbekannt werden. 

Der Zinsbetrag wird in der Valuta angeſetzt, in 
welcher er ſtipulirt iſt. Die in Papiergeld ſtipulirten 
Zinſungen find aber nach dem Kurſe von 250 auf Me— 
tallmünze zu reduziren, und auch in dieſer Valuta 
anzuſetzen. 

CR ae 

Von dem wirklichen Zinſe werden 15 Prozente 
in Abſchlag gebracht, und nur der Neſt wird der Ver— 
ſteuerung unterzogen. 

SÉ? 


Gebäude, welche mit der Einrichtung vermiethet 
werden, kommen in Anſchlag, als wären De ohne Gin, 
richtung vermiethet, und der höhere Zins, welcher 
wegen der Einrichtungsſtücke, ſtipulirt iſt, wird in 
Abzug gebracht. 

Dasſelbe findet Statt, wenn Häuſer mit einem 
Garten vermiethet werden. 


+ 9. 

Von Häufern oder Wohnbeſtandtheilen eines Haus 
ſes, welche der Eigenthümer ſelbſt bewohnt, wird der 
Zinsbetrag durch Vergleich mit andern ihnen ähnlichen 
beſtimmt, und ſie werden der Verſteuerung unterzogen, 
als wären fie wirklich vermiethet. 

SCT 

Die Zinsertrags⸗Bekenntniſſe unterliegen der Kon 
trolle: 

a) Durch die Beſtätigung der Partheien, daß der 
von dem Eigenthümer einbekannte Zins von ihnen 
auch richtig abzuſtatten iſt; 

b) Durch die Kepijionen, welche von Amtswegen 
vorgenommen werden, wenn gegründete Beden⸗ 
ken gegen die Bekenntniſſe eintreten; 
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c) Durch das Befugniß, welches Jedermann zuſteht, 
in die Zinsfaſſionen bei der betreffenden Behörde 
Einficht zu nehmen. 

. 

Werden Verheimlichungen des Zinsertrags ents 
deckt, ſo hat der Eigenthümer den Zins des ganzen 
Hauſes oder des Theils deſſelben ganz oder zum Theile, 
je nachdem die Verheimlichung auf das ganze Haus, auf 
einen Theil deſſelben, auf den ganzen Zins oder einen 
Theil deſſelben ſich erſtreckte, als Strafbetrag zu ent— 
richten, welcher Betrag dem Angeber einer ſolchen Ver— 
heimlichung zufällt. Außerdem iſt aber auch der ent— 
fallende doppelte Steuerbetrag für die ganze Zeit, durch 
welche die Verheimlichung fortgeſetzt wurde, an die 
Staatskaſſe zu entrichten. 

Auch unterliegen die Partheien, welche unrichtige 
Bekenntniſſe als wahre beſtätigen, einer' verhältnißmäſ— 
ſigen Strafe. 

K 12 


Hat ein Eigenthümer eine Wohnung mit Zinser⸗ 
trag einbekannt, dafür die Steuer entrichtet, konnte 
aber dieſe Wohnung weder vermiethet, noch von ihm 
benützt werden, fo hat er dafür die Vergütung der 
Steuer anzuſprechen. 


S. 13. 
Bei neuen Bauten oder dedeutenden Verbeſſerun— 
gen der ſchon beſtehenden Gebäuden werden die ge— 
ſetzlichen ſteuerfreien Jahre zugeſtanden. 


§. 14. 

Sofern dieſe Punkte nicht abweichende Beſtim⸗ 
mungen enthalten, wird ſich bei den Erhebungen der 
Hauszinſe an die Grundſätze des Hausſteuer- Patents 
vom 1. September 1788. gehalten. 


F. 1 
Die Erhebung der Hauszins⸗Erträgniſſe wird von 
den betreffenden Kreisämtern unter der Aufſicht der, 
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zur Ausführung des Grundfteuer- Proviforiums aufge⸗ 
ftellten Provinzial » Kommiffion vorgenommen. 


II. Im Wege der Klaſſifikazion. 
§. 16. 

Alle Gebäude, welche nicht in den im z. 4. Na» 
mentlich aufgeführten Orten gelegen, oder nach den 
Beſtimmungen des A 2. von der Befteuerung ganz 
losgezählt find, werden derſelben im Wege der Klaſſi— 
fifagion unterzogen. 

§. 17. 

Die Gebäude werden zu diefem Behufe in zwölf 
Klaſſen eingereihet, und zwar: 

I. Klaffe mit einem Steuerbetrage von 30 fl M. M. 
II. detto detto detto 25 fl. 


III. detto detto detto 20 fl. — 
IV. detto detto detto 16 fl. — 

V. detto detto detto 12 fl. — 
VI. detto detto detto 8 fl. — 
VII. detto detto detto DH — 
VIII. detto detto detto 4 fl. — 
IX. detto detto detto 3 fl. — 
X. detto detto detto 2 fl. — 
XI. detto detto detto 1 fl. — 
XII. detto detto detto 20 kr 


welcher letztere Betrag jedoch für jene, einzeln liegen⸗ 
den Gebäude außer Zuſammenhang mit einer Ortſchaft, 
die nicht mehr als einen Wohnbeſtandtheil haben, auf 
die Hälfte, das iſt: auf 10 kr. M. M. gemäßigt mer, 
den kann. 

Alle jene Gebäude, welche mehr als 55 Wohn⸗ 
beſtandtheile in ſich faſſen, werden, ſovielmal als ſich 
5 Wohnbeſtandtheile über jene Zahl in ihnen borfin⸗ 
den, um ı oder 2 Gulden höher als die erſte Klaſſe 
in Anſchlag gebracht, je nachdem ſie bloß aus einem 
Erdgeſchoße beſtehen, oder Stockwerke haben. 

§. 18. 
Der Klaſſifikazion unterliegen nur die Wohnge⸗ 


bäude, das iſt, ſolche, welche Beſtandtheile in ſich 
faſſen, die als Wohnung wirklich benützt werden, oder 
zu dieſer Benützung beſtimmt ſind. 


§. 19. 

Gebäude, welche keine Wohnungsheſtandtheile in 
ſich faſſen, find kein Gegenſtand der Klaſſifika; on; 
z. B Scheuern, Stallungen, Schüttkäſten, u. d. gl. 
vorausgeſetzt, daß ſolche Gebäude bloß für ihre eigent— 
lichen Zwecke aufgeführt, und zur Wohnung weder be, 
nützt werden, noch benützbar ſind. 

Ge 

Die Wohngebäude werden bloß nach den Woh— 
nungsbeſtandtheilen, die ſie enthalten, und mit Be— 
rückſichtigung, ob ſie bloß aus einem Erdgeſchoße be— 
ſtehen, oder Stockwerke haben, einen der im A. 17. 
bemerkten Klaſſen eingereihet. Die Beachtung der 
Stockwerke tritt jedoch nur bei jenen Gebäuden ein, 
welche aus mehr als 5 Wohnungsabtheilungen beſte— 
hen. Auf die Anzahl der Stockwerke ſelbſt wird keine 
beſondere Nüdficht genommen. 

E, Ce 

Als Stockwerke werden nur jene Erhöhungen ans» 
geſehen, die ſelbſt Wohnbeſtandtheile enthalden, und 
über dem Erdgeſchoße errichtet ſind, in welchen ſich 
ebenfalls Wohnbeſtandtheile befinden. Das Dach eines 
Gebäudes wird in keinem Falle für ein Stockwerk ge— 
zählt. 

a, 

Als Wohnungsbeſtandtheile zum Behufe der Klaſ— 
ſifikazion werden bloß Zimmer und Kammern, die 
wirklich bewohnt werden, oder zur Bewohnung be— 
ſtimmt find, ohne Rückſicht auf die Zeit, durch welche 
oder in welcher, und ohne Rückſicht auf die Art, nach 
welcher ſie benützt werden, begriffen. Es werden alſo 
Zimmer und Kammern eines Gebäudes, welches ganz 
oder zum Theile unbewohnt iſt, ſelbſt dann als Wohn- 
beſtandtheile aufgenommen, wenn es ungewiß iſt, ob 


und wann daſſelbe bewohnt werden wird. Eben fo find 
Vorzimmer, Säle, Geſellſchaftszimmer, Schreibſtuben, 
Kabinette u. d. gl. Wohnungsbeſtandtheile. Dagegen 
werden als ſolche bei der Klaſſifikazion nicht angeſehen, 
Küchen, Keller, Böden, mit Ausnahme der Wohnzim— 
mer, welche ſich unter dem Dache befinden, Stallun— 
gen, Scheuern, u. d. gl. Aub werden als Wohnbe— 
ſtandtheile nicht in Anſchlag gebracht: Schulzimmer, 
Werkſtätten, Amtliche Ubicationen, fobald fie bloß 
für ihre eigentliche Beſtimmung benützet werden, es 
ſey denn, daß dieſe Beſtandtheile von dem Eigenthü⸗ 
mer des Gebäudes gemiethet wären. 
. §. 25. 

Die Einreihung der Wohngebäude in die einzels 
. nen Klaſſen wird nach dem beiliegenden Tarife 
vorgenommen. 

§. 24. 

Die Klaffifizirung der Gebäude wird durch die zur 
Ausführung des Grundſteuer-Probiſoriums bereits in 
Wirkſamkeit getretenen Steuerbezirksobrigkeiten unter 
der Aufſicht der Kreisämter, und unter der Leitung 
der Provinzialkommiſſion bewirkt. 

§. 25. 

Die Beſteuerung der Gebäude nach dieſen Grund— 
fägen im Wege der Klaffififazion ſowohl, als nach dem 
Zinsnutzen, wird im Laufe des Militär » Jahre 1820. in 
Wirkſamkeit treten, es wird jedoch dabei die Steuer, 
welche von den Gebäuden für dieſes Jahr ſchon wirklich 
entrichtet wurde, berückſichtiget, und darüber die Abs 
rechnung gepflogen. 

Gubernial-Kundmachung vom 7. April 1820. Gub. 

Zahl 16170, 


. Haͤuſer-Klaſſifikazions-Tariff. 


Ohne | mit 


Beſtandtheile 
Stockwerk 
d Ge⸗ Ge⸗ = 
| Klaſſe biin Klaſſe bühr 
fl. kr fl. kr 


35 bis 30 a 8 
29 oder 23 III. 20 II. 25— 
e III. 20 — 


21 — 19 [VI. 8 — V. 12 — 
18 — 15 || VI. | 6— VI. 8 — 
14 — 10 VIII. 44— VII. | 6— 
goder 8 IX. 5 — VIII. AL 
a. 2 — IX 9 
5 el BEL, 1ıl— — 
5 — 1 [XII. 4200 — —— 


Anmerkung: 


Jene Gebäu⸗ | 
de, welche mehr 
als 35 Befland- 
theile faſſen, AN 
ſovielmahl 5 Be: 
ſtandtheile über 
35 ſich vorfinden, 
immer um 
höher, als 
| die der er⸗ 
ſten Klaſſe 
von do fl. 
in An⸗ 
| ſchlag zu 
| bringen. 


55, 

Der in 885 Kreisſchreiben vom 4. Septem⸗ 
ber v. J. uͤber das Verfahren in ſtrei— 
tigen Eheangelegenheiten, eingeſchliche⸗ 
ne Druckfehler wird berichtiget. 


In dem Kreisſchreiben vom 4. September v. J. Zahl 
45679. das Verfahren in ſtreitigen Eheangelegenheiten 
betreffend, iſt im $. 9. Zeile 3 die Stelle: oder der 
Eid der Ehegattinn iſt, dahin zu berichtigen, 
daß Statt dieſer Worte zu ſetzen kömmt, oder der 
Eid der Ehegatten iſt. 

Was zur Vermeidung jeder ſchiefen Auslegung 
jener Stelle des bezogenen Kreisſchreibens zur allge— 
meinen Wiſſenſchaft bekannt gemacht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 7. April 1820. Gub. 

Zahl 16393. 

54. 


Wie ſich bei Eintreibung der ruͤckſtaͤndigen 
Inventarialſchuldigkeiten der Untertha— 
nen durch geſetzliche Zwangsmittel zu be— 
nehmen ſey. 


Aus Anlaß eines hierlandes vorgekommenen Falles, 
daß ein zur Beitreibung ruͤckſtändiger Inventarialſchul— 
digkeiten abgeſendeter Kreisbeamte ſich perſönlich mit 
der Pfändung der einzelnen Unterthanen und ihrer Ef— 
fekten befaßt hat, iſt mit Präſidialſchreiben des Herrn 
Minifters des Innern vom 3. Februar l. J. erinnert 
worden, es ſey als ein Gebrechen zu rügen, daß dem 
abgeſendeten Kreisbeamten die Eintreibung der 
Rückſtände an die Herrſchaft aufgetragen wurde, ein 
Geſchäſt, welches der Beſtimmung landesfürſtlicher Be— 
amten durchaus fremd ſey, und fremd bleiben müffe, 
weil es ſie in den Augen der höheren Stände herab— 
wuͤrdige, und bei den untern Volksklaſſen verhaßt 
mache. 


— 15 — 


So oft daher in Hinkunft der Fall eintritt, daß 
die k. Kreisämter nach den beftehenden Gefetzen, wegen 
rückſtändigen Inbentarialſchuldigkeiten den geſetzlichen 
Zwang eintreten zu laſſen ſich bewogen finden, iſt dem 
abzuſendenden Beamten im Geiſte der ertheilten Wei⸗ 
ſung die erforderliche Belehrung zu ertheilen, und 
ſtreng über die Befolgung derſelben zu wachen. Ders 
ſelbe wird daher lediglich darübet zu wachen haben, 
daß mit der Aſſſtenz⸗Mannſchaft kein Mißbrauch geſche⸗ 
he, ohne ſich auf irgend eine Weiſe mit dem Beitreia 
bungs⸗Geſchäſte ſelbſt zu befaſſen. 

Gubernialdekret vom 10. April 1820. Gub. Zahl 12148. 


65. 

Die in Konvenzions-Muͤnze ausgemittel⸗ 
ten Salzverſchleißpreiſe werden bekannt 
gemacht, dann die Lliberfragung des ga— 
liziſchen Salzes in andere angraͤnzende 
oͤſterreichiſche Provinzen, ſo wie die 
Einfuhr des Salzes aus dem Auslande, 
wiederholt verbothen. 


Seine Majeſtät haben mit aller höchſter Ent⸗ 
ſchließ ung vom 15. März d. J. in Verbindung 
mit den übrigen, auf die Einziehung des Papiergeldes 
berechneten Finanzmaaßregeln, auch die Umſetzung der 
inländiſchen Salzverſchleißpreiſe in Galizien, vom Pa— 
piergelde auf Konvenziong - Münze, anzuordnen, und 
den Termin, von welchem die neuen Preiſe in Wirk— 
ſamkeit zu treten haben, auf den 1. Mai 1820. feft« 
zuſetzen geruhet. 

Die hiernach ausgemittelten Preiſe in Konven⸗ 
zions⸗Münze, nach welchen in Galizien, ſowohl das 
Wieliczkaer und Bochniaer Steinſalz bei allen aͤrariali⸗ 
ſchen Verſchleißmagazinen, als auch das Sudſalz bei 
ſämtlichen Kokturen für die Verzehrung im Inlande, 
folglich mit Ausſchluß des zum Handel nach dem Aus⸗ 

Bees, Geſehſ. von Galizien (Bag, D 
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lande beſtimmten, und ſchon früher auf einen Hmitirs 
ten Preis in Konvenzions-Münze geſetzten Salzes, 
vom 1. Mai 1820. angefangen, verkauft werden ſoll, 
. werden in dem angeſchloſſenen Tariffe dem Publis 
kum zur Wiſſenſchaft und Nichtſchnur mit dem Bei— 
ſatze bekannt gemacht, daß es zwar bei dem, in Gali⸗ 
zien beſtehenden freien Handel mit dem in den Aera— 
rial⸗Magazinen um die tariffmäßigen Preiſe erfauften 
Salze für's Inland, noch ferner zu verbleiben habe, 
daß aber die Uibertragung des galiziſchen Salzes in 
andere angränzende öſterreichiſche Provinzen, als nach 
Ungarn, Siebenbürgen und Schleſten, wie nicht min— 
der die Einfuhr des Salzes aus dem Auslande, es mag 
ſolches dort erzeugt, oder aus Galizien dahin früher 
geführt worden ſeyn, wiederholt verbothen werde, und 
daß gegen die Uibertreter des Salzeinfuhrberbothes nach 
den Kontrabandſtrafgefetzen unnachſichtlich werde Der, 
fahren werden. 


Gubernial-Kundmachung vom 41. April 1820. Gub. 
Zahl 2143. 
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reif, 
der Salzpreiſe in Konvenzions⸗ Münze, nach welchen 
zu Folge allerhöchſter Entſchließung vom ı3ten März 


1620. die nachſtehenden Salzgattungen in Galizien 
vom ıten Mai 1820. angefangen, zu verkaufen find. 


Namen der Geld⸗ 
Salzberſchleiß⸗ Gattung des Salzes.] Gewicht. tag 

Stazion. 
fl. kr 
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Zur Erlangung einer Anſtellung im Bau⸗ 
fache werden die Erforderniße bekannt 
gemacht. 


De ſich im Allgemeinen die Nothwendigkeit gezeigt 
hat, über die Erforderniſſe zur Erlangung einer An— 
ſtellung im Baufache beſtimmte allgemeine Normen 
feftzufegen, weil ſich bei mehreren Gelegenheiten in 
dieſer Beziehung ein ungleiches Verfahren äußerte, ſo 
wurden mit hohem Hofkanzleidekret vom 16. März 
d. J. folgende für alle dieſer Hofſtelle unterſtehende 
Provinzen erlaſſene Vorſchriften bekannt gemacht: 

tens, Niemand kann in Zukunft eine Anſtellung 
im Baufache erhalten, der ſich nicht über die gehörige 
Erlernung der nothwendigen Hilfswiſſenſchaften, näm— 
lich der reinen und angewandten Mathematik, der Meß— 
kunſt, der Situazions- und anderer Planzeichnung, 
mit Zeugniſſen von öffentlichen Lehrern aus Civil- oder 
Militäranſtalten auszuweiſen vermag, und Don nun 
an hat die Beibringung ſolcher Zeugniſſe auch eine 
Bedingung der Annahme als Praktikant bei was immer 
für einer Baubehörde zu feyn. 

2tend. Nebſt dem Beweiſe der Vertrautheit mit 
jenen Hilfswiſſenſchaften der Baukunſt muß auch vor 
einer wirklichen Anſtellung im Baufache der Beweis 
geliefert worden ſeyn, daß der Bewerber ſich gleichfalls 
die Theorie und Praxis jenes Zweiges der Baukunſt, 
bei welchem er verwendet werden will, auf irgend eine 
genügende Art eigen gemacht habe; welcher Beweis 
durch eine ſtrenge theoretiſch-praktiſche Prüfung bei 
der Direkzion jenes Baufaches, wobei der Bewerber die 
Anſtellung ſucht, herzuſtellen ſeyn wird. Dieſe Prüfung 
muß in Gegenwart des Vorſtehers der betroffenen Baus 
behörde, und noch eines Oberbeamten derſelben vorge— 
nommen, und ihr Ausſchlag durch ein von beiden ges 
fertigtes Zeugniß beſtättiget werden, welches Zeugniß 


der politiſchen Stelle, die einen Dienft zu vergeben hat, 
don jedem Bewerber als Beglaubigung ſeiner Fähigkeit 
zu überreichen ſeyn wird. 

ztens. Wenn nun auch durch den vorhergehenden 
Abſatz denjenigen, welche ihre Dienſtleiſtung auf einen 
Zweig des Baufaches beſchränken wollen, nur die Bei— 
bringung des Fähigkeits⸗Zeugniſſes aus dieſem einzelnen 
Fache jedoch immer mit Vorausſetzung der im erſten 
Abſatze bezeichneten Vorkenntniſſe zur Pflicht gemacht 
iſt: fo findet man dennoch jenen, welche zu dem wich— 
tigen alle Zweige umfaſſenden Amte eines Kreis-Inge— 
nieurs gelangen wollen, die Pflicht aufzulegen, ſich aus 
allen drei, und in den Küſten-Provinzen aus allen 
vier Zweigen der Bauwiſſenſchaften, nämlich dem Zivil— 
dem Waſſer⸗ dem Straſſen- und bezüglich auch aus 
dem Hafenbau prüfen zu laſſen, um den Beweis zu lie— 
fern, daß ihnen keines der benöthigten Fächer fremd ſey. 

Atens. Von den angeordneten theorerifch - praftis 
ſchen Prüfungen find die bereits beim Bauweſen Ans 
geſtellten, deren Geſchicklichkeit in dem Fache, wobei 
fie angeſtellt find, ſchon aus ihrer Dienſtleiſtung zu 
kennen ſeyn muß, nicht aber die Praktikanten befreiet 
zu laſſen. 

Breng, Alle Ausnahmen von den vorſtehenden Bes 
ſtimmungen können nur von dieſer Hofſtelle bewilliget 
werden, welche es ſich aber zum Geſetze gemacht hat, 
eine Dispens von der Prüfung nur ſolchen Perſonen zu 
ertheilen, die bereits vollſtändige Beweiſe ihrer Kennts 
niſſe und Erfahrungen geliefert haben. 

Nach dieſen Vorſchriften wird ſich von dieſem Gu— 
bernium, und von den Baubehörden, bei welcher es ſich 
vor Anſtellung eines Beamten, oder Aufnahme eines 
Praktikanten um Erſtattung eines Beſetzungs-Vorſchlags 
handelt, genau benommen werden. 


Gub. Dekret vom 18. April 1820. Gub. Zapl 17496. _ 
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Der 
Die Poſtrittgebuͤhr, Poſtillions-Trink⸗ 
und Schmiergelder, Kaleſchen- und Poſt⸗ 
wagens-Gebuͤhr wird in Konvenzions— 
Muͤnze umgeſetzt. 


Seine Majeſtät haben mit alerhöchſter Ent— 
ſchließung vom 27. März d. J. zu befehlen ges 
ruhet, daß in den alt- öſterreichiſchen Provinzen, und 
zwar in Oeſterreich ob, und unter der Ens, dann in 
Inner⸗Oeſterreich, Böhmen, Mähren, und Schleſten, 
fo wie in Galizien, Ungarn und Siebenbürgen, die 
bisher ſowohl für Aerarial- als Privat ⸗Ritte, im Pas 
piergelde bemeſſenen Poſtrittsgebühren, wie auch die 
Poſtillions-Trink- und Schmiergelder dom uten Mai 
d. J. anzufangen, auf Konvenzions-Münze umgeſetzt 
werden ſollen, daß hiernach auch die Berichtigung der 
Aerarial-Ritte geleiſtet, den Privaten aber frei gelaſ— 
ſen werde, dieſe Gebühren auch im Papiergelde, und 
.] zwar nach dem, in dem hier beigefügten Tariffe 
Nro. 1. ſeſtgeſetzten Ausmaße zu zahlen. 

Nach dieſem allerhöchſten Befehle werden ferner 
in dem oben angehängten Tariffe Nro. II. diejenigen 
Gebühren beſtimmet, welche die mit dem Poſtwagen 
reiſenden Perſonen auf gleiche Weiſe nach ihrer Will— 
kühr, entweder in Wiener Währung oder in Konven— 
zions-Münze zu entrichten haben werden. 

Welches zu Folge hohen Hofkammerdekrets 
vom 5 April d. J. Zahl 15889 — 750. mit dem 
Beiſatze allgemein kund gemacht wird, daß es im All— 
gemeinen bei der bisherigen Beſtimmung der Kaleſchen— 
gebühr zu verbleiben habe, nach welcher für den Ge— 
brauch einer gedeckten Kaleſche die Hälfte, und für eine 
ungedeckte Kaleſche ein Viertel des für ein Pferd ſeſt— 
gefetzten Poſtrittgeldes zu entrichten ſey. 

Gubernial-Kundmachung vom 19. April 1520. Gub. 

Zahl 18351, 
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Uiber die Poſtrittgebühren, welche vom 1. Mat 1820. 
angefangen, in den alt⸗öſterreichiſchen Provinzen, und 
zwar in Oeſterreich ob und unter der Enns, dann in 
Inner⸗Oeſterreich, Böhmen, Mähren, Schleſien, fo 
wie in Galizien, Ungarn, Siebenbürgen zu ent— 
richten ſeyn werden. 


— 


In den deutſch In Galizien, 


öſterreichi⸗ Ungarn 
ſchen und 

Provinzen Siebenbürgen 

in feder in 

K M. W. W. 


a) Poſtrittgeld für ein 
Pferd und eine ein⸗ 
fache Stazion . 


48 2— — 56 1/30 


b) Poſtillionstrinkgeld 
fuͤr ein Pferd und 
einfache Stazion . 

c) Schmiergeld, wo 
das Schmeer vom 
Poſtillion beigege⸗ 


BD l ak 80. — 20 
Schmiergeld außer⸗ | 
ben e , 44 — 110 | 4l|ı10 
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d) Kaleſchengeld für 
eine gedeckte Kaleſche 
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a) Für einen Sitz im In⸗ 
nern des Wagens, auf 
eine einfache Stazion 

b) Für einen Sitz am 
vordern Theile des 
Wagens auf eine ein⸗ 
fache Stazion 

c) Für ein Kind, wel⸗ 
ches auf den Schoß 
genommen werden 
kannn eh ele 

d) Für ein Kind, wel⸗ 
ches zwiſchen zweiper⸗ 
fonen Naum zum 
Sitzen findet 

An Trinkgeld hat je⸗ 
der Paſſagier dem 
Poſtillion Kreuzer 
in K. M., oder oft, 
W. W. für jede ein⸗ 
fache Stazion auf 
die Hand zu be⸗ 
zahlen. 
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Uu. Tariff 
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Daß bei der privilegirten oͤſterreichiſchen Na⸗ 
zionalbank keine Akzien-Einlagen mehr 
angenommen werden. 


Es wird hiemit kund gemacht, daß in Folge eines 
zwiſchen der hohen Staats-Verwaltung und der pris 
vilegirten öſterreichiſchen Nazionalbank geſchloſſenen Ui, 
bereinkommens, die bisher noch nicht abgenomme— 
nen Bankakzien von der hohen Staatsverwaltung ge— 
gen Erlegung des ſtatutenmäßigen Einlagswerthes Ober, 
nommen werden. Es finden daher, da die ftatuten« 
mäſſige Anzahl von 100,000 Akzien hierdurch vollzahlig 
iſt, keine Akzien-Einlagen bei der privileg. öſterr. Na⸗ 
zional⸗Bank mehr Statt. 

Um dem durch die bisherigen Akzien-Einlagen bes 
ſtandenen Abfluße des Papiergeldes neue Wege zu er— 
öffnen, wird die privil. öſterr. Nazionalbank in Folge 
eben dieſes Uibereinkommens, vom 1. Mai 1820. an- 
zufangen, bei der in Lemberg beſtehenden Filialver— 
wechslungskaſſe, Einlöſungs und Antizipazions⸗Schei— 
ne übernehmen, für 250 fl. W. W. 100 fl. Bank-⸗Va⸗ 
luta vergüten, und das übernommene Papiergeld an 
die hohe Staatsverwaltung zur Vertilgung übergeben. 

Das zur Einlöſung überbrachte Papiergeld muß 
die Summe von 25 fl W. W. erreichen oder überſtei— 
gen, und mit 25 theilbar ſeyn. 

Die Filialverwechslungskaſſe befindet ſich im Gun, 
bernial⸗ Gebäude, und iſt zum gedachten Ende, mit 
Ausnahme der Sonn- und Feiertage und der Sonn— 
abende täglich Vormittags von 9 bis 12, Nachmittags 
von 5 bis 5 Uhr offen. 


Gubernial-Kundmachung vom zıten April 1820. Praes, 
Zahl 2389. 


Sg, 
Wegen Errichtung einer Zolllegſtaͤtte in 
Tarnopol. 


Nachdem zur Erleichterung des Handelsverkehrs in 
Folge hohen Hofkammerdekrets vom 26. v. 
M. zu Tarnopol eine Zolllegſtätte errichtet, und am 
1. Mai d. J. eröffnet werden wird; fo wird ſolches hier— 
mit allgemein bekannt gemacht. 
Gubernial-Kundmachung vom 22. April 1820. Gub. 
Zahl 18467. 


60. 
Empfangsbeftätigungen der Invaliden über 
Unterſtuͤtzungen ſind ſtempelfrei. 


Ii Folge eines zwiſchen der hohen Hofkammer, und 
dem k. k. Hofkriegsrathe gepflogenen Uibereinkommens 
find die Empfangsbeſtätigungen der Invaliden über Un» 
terſtützungen, welche ſie in ihrem Aufenthaltsorte durch 
die Magiftrate, Wirthſchaftsämter u. d. gl. auf Rech» 
nung des Provinzial» Invalidenfondes zeitweiſe erhal— 
ten, keiner Stempeltaxe unterworfen. 

Wovon die k. Kreisämter im Grunde hohen 
Hofkanzleidekrets vom 28 b. M. Zahl 8713. 
zur weitern Kundmachung und Nachachtung in die 
Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernialdekret vom 24. April 1820. Gub. Zahl 16887, 


61. 
Trankſteuer⸗ Poͤnalitaͤten muͤſſen in Kon⸗ 
venzions-Muͤnze berichtiget werden. 


In Folge Hofkammer⸗Präſidialdekrets vom 
18. d. M. Zahl 940. werden alle Uibertretungen der 
beſtehenden Trankſteuer-Vorſchriften, welche vom 1. 
Mai d. J. angefangen, begangen werden, mit den in 
den beiden Kreisſchreiben vom 15. Hornung und vom 
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6. September 1805. feftgefegten Geldbußen, im ganz 

gleichen Betrage in Konvenzions-Munze beſtraft werden. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 28. April 1820. Gub. 
Zahl 20095. 


62. 
Die Einhebung der Klaſſenſteuer wird den 
Dominien unter eigener Haftung uͤber— 
tragen. 


Mit dem hohen Hofkanzleidekret vom 20. 
v. M. Zahl 8194 hat die bisherige Einhebungsart 
der Klaſſenſteuer dahin ihre Beſtimmung erhalten, daß 
die Einhebung der Klaſſenſteuer von den Partheien, und 
deren Uibergabe an die Kreiskaſſen, ſo wie dieß bereits 
in den übrigen Provinzen beſteht, künftig den Orts— 
obrigkeiten hinſichtlich der in ihrem Territorio wohnen— 
den Steuerpflichtigen unter der nämlichen Haftung, wie 
bei der Grund-Perſonal- und Erwerbſteuer obliege. 
Jedoch haben die Dominien und Magiſtrate dafür kein 
Perzent als Remunerazion anzuſprechen, da ſolche in 
dem Klaſſenſteuerpatente bezüglich auf die Klaſſenſteuer 
nicht ausgeſprochen iſt. 

Indem man unter einem den k. Kreiskaſſen aufs 
trägt die Rückſtandsausweiſe über die aushaftenden Klaſ— 
ſenſteuerbeträge in der Art, wie fie bereits, rückſichtlich 
der übrigen Ertrafteuern, beſtehen, mit Beobachtung 
der gefeglihen Termine zu verfaſſen, und den Kreis— 
ämtern zu übergeben, wird zugleich denſelben bedeutet, 
die als rückſtändig ausgewieſenen Klaſſenſteuerbeträge 
nach der Exekuzionsordnung vom 16. Mai 1817. Zahl 
22754. bon den Magiſtraten und Dominien hereinzu— 
bringen, wenn nicht die Klaſſenſteuer-Rückſtändler don 
ihnen in analoger Uibereinſtimmung mit dem zten $. 
der bezogenen Vorſchrift dem k. Kreisamte ausgewieſen 
wurden. 

Wornach die k. Kreisämter das Nöthige an die 
Dominien und Magiſtrate zu erlaſſen haben. 

Gubernialdekret vom 29, April 1820. Gub, Zahl 16334, 
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65. 
Wie den Ungluͤcksfaͤllen bei dem Gebrauch 


der Schwefelraͤucherungs-Apparate vor⸗ 
zubeugen ſey. 


In Folge hohen Hofkanzleidekrets vom 6. 
v. M. iſt, um den Unglücksfällen durch den Gebrauch 
der Schwefelräucherungs-Apparate vorzubeugen, an— 
geordnet worden, daß jeder ſolcher neu verfertigter Appa— 
rat vor ſeinem Gebrauche von einem öffentlichen Sa— 
nitäts⸗ Beamten beſichtiget, und von dieſem nach Bes 
treff der Umſtände der Gebrauch entweder zugeſtanden, 
oder verweigert werden müſſe; endlich daß der Gebrauch 
ſolcher Apparate ohne Intervenirung eines Arztes für 
keinen Fall zu geſtatten iſt. 

Die k. Kreisämter haben daher in vorkommenden 
Fällen, wo es ſich um Aufftellung eines ſolchen Appa— 
rats handelt, darnach das Nöthige zu verfügen, die 
hiezu zu ertheilende Erlaubniß iſt aber ſtets eigends 
hierots anzuſuchen. 

Gub. Dekret vom 9. Mai 1820. Gub. Zahl 20281. 


64. 

Die Berichtigung und Einhebung der ftadti- 
ſchen Getraͤnk-Verzehrungs-Aufſchlags— 
Gebühren wird in Konvenzions-Muͤnze 
angeordnet. 


Mit hohem Hofkanzleidekret vom 27. April l. J. 
Zahl 11380 —632. wurde der in die ſtädtiſchen Kaffen 
einfließende Getränkverzehrungs Aufſchlag für die Zus 
kunft mit nachſtehenden Gebühren in Metall. Münze 


feſtgeſetzt: 
Vom Bier: 


a) vom Faß a 36 Garnez einfachen Biers .. 10 kr. 
b) vom Faß Doppelbier e 2 7 20 kr. 
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Vom Brandwein: 

a) vom Garnez ordinären Brandwein nach drei Slab 
fen zu 4, 5, und 6 kr. . 
b) von edleren Gattungen um die Hälfte mehr, mit⸗ 

hin zu 6, 74, und g kr. 


Vom Meth: 
a) vom Garnez Meth, Wiſchniak, Lipniak, und Ma⸗ 
mat — . genee „„er 
Vom Wein: 


a) Vom Eimer ungariſchen, oder ſonſt beſſeren Weis 
ne in. oder von der Bouteille ı fr. 
b) dom Eimer öſterreichiſchen, oder mähriſchen Wein 

30 kr. oder von der Bouteille . . 2 kr. 

So wuͤnſchenswerth es auch wäre, die hier feſtgefetzten 
Gebühren in allen Städten von dem nämlichen Zeitpunk— 
te, nämlich vom 1. November 1820. eintreten zu lafs 
ſen, ſo iſt dieſes doch nicht unbedingt ausführbar, weil 
in den dießfälligen Kontrakten auf eine ſolche Umände— 
rung nicht vorgeſehen iſt, mithin beide Theile an den 
Inhalt der Kontrakte gebunden bleiben, in ſofern nicht 
im Wege der gütlichen Uibereinkunft eine Abänderung 
bewirkt wird. 

Es wird daher den k. Kreisämtern aufgetragen: 

tens. In jenen Städten, bei welchen die Pach— 
tung der ſtädtiſchen Getränkverzehrungsaufſchläge mit 
dem gegenwärtigen Militärjahr zu Ende geht, die Ges 
bühren mit 1. November d. J. nach den obigen Bes 
ſtimmungen auf Konv. Münze zu ſetzen, die Fiskal— 
preiſe nach den verſchiedenen neuen Tariffsſätzen und 
Getränksgattungen gehörig auszumitteln, die Verſtei— 
gerungen auszufchreiben, und die Refultate ſamt der 
Erhebung der zum Ausruf anzunehmenden Fiskalpreiſe 
längſtens bis halben Auguſt I. J. vorzulegen. 

2ztens. Dieſe Ausmittlung der Fiskalpreiſe hat auch 
in jenen Städten zu geſchehen, dei welchen die Ges 
tränkverzehrungs-Aufſchlags-Pachtungen erſt im Jahre 
1821. und 1822. ihr Ende erreichen, jedoch kann die 
Abnahme der neuen Gebühren in Metall⸗Münze vom 
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1. November l. J. in bieten Städten nur alsdann ein, 
treten, wenn ſich die Pächter herbeilaſſen, entweder die 
Pachtungen nach den neuen Aufſchlagsſätzen gegen ans 
gemeſſene Pachtſchillinge fortzufegen, oder auf die Pach— 
tung von jenem Zeitpunkte an ganzlich zu entſagen; 
daher nach Ausmittlung der Fiskalpreiſe die Herrn Kreis⸗ 
vorſteher ſelbſt mit den gedachten Pächtern in Unter, 
handlung zu treten, die ausgemittelten Fiskalpreiſe zur 
Baſis anzunehmen, und die Pächter zur Fortſetzung der 
Pachtung nach der eben angedeuteten Beſtimmung, 
und Zahlung des Pachtſchillings gegen Erhebung der 
neuen Aufſchlags-Gebühren in Metallmünze, oder zur 
Verzichtleiſtung auf die Pachtung vom 1. Robember 
1820. angefangen zu vermögen haben. 

Im erſteren Falle iſt der Erfolg der Unterhandlung 
unter Beilegung der erhobenen Fiskalpreiſe ungeſäumt, 
und längſtens dis Ende Juli l. J. zur Beſtätigung, 
welche ſich vorzubehalten iſt, einzuſenden, im letzteren 
Falle aber nach vorläufiger Ausſchreibung zur neuen 
Verſteigerung zu ſchreiten, die ausgemittelten neuen 
Fiskalpreiſe zum Ausruf anzunehmen, und die Lizita— 
zions-Akte unverweilt vorzulegen. 

Sollten endlich die Pächter weder zu einem noch 
zu dem andern ſich herbeilaſſen; ſo hat die gegenwärti— 
ge Pachtung, ſomit die Zahlung des Pachtſchillings in 
W. W. und Einhebung der Gebühren in gleicher Münze 
bis zum Ausgange des Kontraktes fortzudauern, und 
die gegenwärtige Einleitung zur RNichtſchnur bei der 
nächſten Pachtperiode zu dienen. 

Uibrigens wird den k. Kreisämtern nur bemerkt, 
daß der Verzehrungs-Aufſchlag von Bier, Meth, und 
Wein in allen Städten gleich zu beſtehen haben wird, 
und nur in Rückſicht des Brandweins, und der mit 
demſelben verwandten edleren Getränke drei Abſtufſun— 
gen zu 4, 5 und pt, für erſteren, dann zu 6, 72, 
und 9 kr. für letztere dergeſtalt anzunehmen ſeyen, daß 
in jenen Städten, wo der Verzehrungsaufſchlag bom 
ordinären Brandwein dermalen in 8kr., oder unter 


diefer Gebühr in W. W. beſteht, für die Zukunft a kr. 
Konv. Geld, wo 12 kr. W. W. pr. Garnez abgenom⸗ 
men wurden, 5 kr. Metallmünze, endlich wo derſelbe 
mit 16 kr. und darüber in W. W. feſtgeſetzt iſt, in Zu⸗ 
kunſt 6kr. Konv. Münze anzunehmen, für die edleren 
mit dem Brandwein verwandten Getränke aber nur 
die Hälfte mehr, ſomit 6, 73, und g kr. klingender 
Münze pr. Garnez feſtzuſetzen ſey. 

Da der Verzehrungs-Auſſchlag außer der Propi⸗ 
nazion die einträglichſte Einnahms-⸗Quelle der Städte 
iſt, ſomit hierin mit aller Genauigkeit und Vorſicht 
vorgegangen werden muß: ſo wird dieſe Angelegenheit 
der beſonderen Aufmerkſamkeit der Herrn Kreisvorſteher 
anempfohlen, denen es übrigens unbenommen bleibt, 
im Falle in einer oder der andern Stadt in Nückſicht 
der vorkommenden Auslagen, und eintretenden ſonſti— 
gen Verhaltniſſe die Einführung und Abnahme des 
Brandwein⸗Verzehrungsaufſchlags nach einer höheren 
Klaſſe nothwendig ſeyn ſollte, bei Einſendung der dieß— 
fälligen Operate und Verhandlungen den begründeten 
Antrag zu machen. 


Gubernialdekret vom 9. Mai 1820. Gub. Zahl 22217. 


65. 
Den nicht exponirten Pfarr- oder Lokalie— 
Spiritualien-Adminiſtratoren wird nur 
3 der ganzen Ausmaaß der ſyſtemiſir⸗ 
ten Kirchenerforderniſſe bewilliget. 


Mit dem Erlaſſe vom 18. Juli 1817. Zahl 32958. 
hat man den k. Kreisämtern im Grunde des hohen Sot: 
kanzleidekrets vom 14. Juni 1817. bekann gemacht, 
welche Kirchenerforderniſſe während der Interkalarzeit 
von einem Spiritualien-Adminiſtrator nach den Kurz 
rentpreiſen verrechnet werden dürfen. Indem aber die 
Ausmaaß ſich nur auf exponirte Adminiſtratoren be⸗ 
zieht, diejenigen aber, welche nicht exponirt ſind, ſon⸗ 
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dern als Pfarrer oder Lokalkapläne noch ein oder zwei 
benachbarte erledigte Pfarreien excurrendo verſehen, 
dekanntlich nur alle 3 Sonn- oder Feiertage in der 
Kirche, die ſie adminiſtriren, den Gottesdienſt abhal⸗ 
ten; ſo hat man beſchloſſen, derlei Adminiſtratoren auch 
nur 3 der ganzen Ausmaaß der ſyſtemiſirten Kirchener⸗ 
forderniſſe, wenn ſie nicht mit einem noch geringeren 
Betrage auszulangen vermögen, und nur bieten in 
Rechnung ſtellen, vom 1. Juni d. J. angefangen zu 
paſſiren. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft in 
Kenntniß geſetzt, und haben bei Anweiſung der Vorſchuͤſſe 
an derlei Adminiſtratoren hierauf Rüdficht zu nehmen. 

Gubernialdekret vom 16. Mai 1820. Bub: Zahl 17026. 


66. 

Fuͤr die Adminiſtratoren der erledigten 
Pfruͤnden, dann fuͤr die Pfarrer, welche 
benachbarte Pfarren mit verſehen, wird 
der Gehalt beſtimmt. 


Auf eine höchſten Orts gemachte Anfrage wurde mit 
hohem Hofkanzleidekret vom 4. d. M. Zahl 
12417. nachſtehendes bedeutet: 

Nachdem die Einkünfte erledigter Pfründen dem 
Religionsfonde geb ühren: fo iſt es dieſer, aus welchem 
den Proviſoren dieſer Pfründen ihre Gehalte eigentlich 
verabfolgt werden. 

Die Gehalte find geſetzlich für Pfründen im Era 
trage dis 500 fl. auf monatlich 20 fl., und im Ertra⸗ 
ge darüber auf monatlich 25 fl. beſtimmt, und müſſen 
in Galizien vom 1. November 1818. in Sonn. Münze 
entrichtet werden. 

Wenn Pfarrer, oder auch bei einer andern Pfrün⸗ 
de bereits angeſtellte Adminiſtratoren eine benachbarte 
Pfarre mit vertreten: fo gebühret ihnen eine Remune⸗ 
razion, welche mit der Hälfte des erwähnten ſyſtemi⸗ 
ſirten Gehalts bemeſſen werden kann. 


Hiernach wird der Buchhaltung verordnet, die 
den, ſeit sten November 1818. beſtandenen Spiritua— 
lien » Adminiftratoren gebührenden Nachträge zu berech— 
nen, und ſolche bei jenen Interkalar⸗ Einkünften, die 
in W. W. einfloßen, nach dem Kurs zu 250 anzu— 
ſchlagen, wornach ſich auch für die Zukunft gehalten 
werden muß. 

Da, wo das in den Religionsfond eingefloſſene 
Interkalar⸗Erträgniß weniger, als der dem Spiritua— 
lien » Adminiftrator gebührende Nachtrag ausmacht, 
muß ſich derſelbe, analog der beſtehenden Vorſchrift, 
nach welcher unter der Kongrua ſtehende Pfruͤnden den 
Adminiſtratoren ohne Nechnungslage übergeben werden, 
mit der eingefloſſenen Erträgniß begnügen. 

Die bei erledigten Pfründen angeſtellt geweſenen Vi— 
karien, welchen der urſprünglich mit 150 fl. ſyſtemiſir— 
te Gehalt ebenfalls in Konvenzions-Münze gebühret, 
baben, wenn ſie ſich zur Forderung eines Nachtrags be— 
rechtigt glauben, ihre Geſuche bei dem betreffenden 
Kreisamte einzureichen. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und 
Kundmachung mit dem Auſtrage in Kenntniß geſetzt, 
bei vorkommenden Erledigungsfällen genau darauf zu 
ſehen, ob das Erträgniß der erled'aten Pfründe nach 
Bedeckung aller Kirchen⸗Erforderniſſe nach dem wirkli⸗ 
chen, durch hohes Hofkanzleidekret vom 14. Juni 1817. 
Zahl 12784. ſeſtgeſetzten Bedarf auf Konv. Münze bes 
rechnet, den auf 240 fl. bemeſſenen geringſten Gehalt 
des Abminiſtrators uͤberſteigt; für welchen Fall die Ver— 
pachtung der Temporalien einzuleiten, im entgegenge— 
ſetzten Falle aber, wenn nämlich die erledigte Pfründe 
nicht einmal 240 fl. Conv. Münze erträgt, nach der bis— 
herigen Uibung zu verfahren ift, und die Temporalien 
dem Spiritualien-Adminiſtrator ohne Rechnungslage 
zu übergeben find. 


Gubernialdekret vom 25. Mai 1820. Gub. Zahl 24422. 


Prev. Befehl. von Galizien Die. 7 
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67. 

Die einſeitige Adopzion von Seite des ei⸗ 
nen Ehegatten wird fuͤr zulaͤßig erklaͤrt, 
wenn der adoptirende Theil das geſetz— 
liche Alter erreicht, und zur Zeit der 
Adopzion keine ehelichen Kinder hat. 


in vorgekommener Adopzionsfall hat den Anlaß zu 
einer beſonderen Erörterung über die zweifache Frage 
gegeben: 

a) Ob die einſeitige Adopzion von Seite des einen 
Ehegatten zuläſſig ſey? 

b) Ob in ſolchen Fallen, wo der adoptirende Theil 
zwar das geſetzliche Alter erreicht, und keine ehe— 
lichen Kinder hat, aber deſſen ungeachtet die 
Wahrſcheinlichkeit, eigene Kinder zu erhalten, noch 
(z. B. wegen des jüngeren Alters der Gattin) 
vorhanden iſt, die Adopzion Statt finden kann? 
Zur Beſeitigung allfälliger Zweifel, und als Richt— 

ſchnur zur Nachachtung der Behörden, in vorkommen— 
den Fällen, welche jedoch keiner allgemeinen Verlaut— 
barung bedarf, wurde nach gepflogenem Einvernehmen 
mit der Hofkommiſſion in Juſtizgeſetzſachen von der 
hohen Hofkanzlei mit Dekret vom 21. April 
d. J. bedeutet: 

ad a) daß die einſeitige Adopzion von Seite des ei— 
nen Ehegatten allerdings zuläſſig iſt, weil das Ge— 
ſetz nirgends vorſchreibt, daß die Adopzion gleich— 
zeitig von beiden Ehegatten erſolgen müſſe, und 
weil der $. 755. des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches, der des Crbrechts der Wahlkinder er— 
wähnet, ſogar ausdrücklich des Falles gedenkt, wo 
die Annahme ohne Einwilligung des einen Gat— 
ten geſchehen iſt. 

ad b) Eben ſo genügt es nach den Beſtimmungen 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, daß der 
adoptirende Theil das geſetzliche Alter erreicht 


— 131 — 


habe, und zur Zeit der angeſonnenen Adopzion keine 
ehelichen Kinder vorhanden ſeyen, ohne daß, we— 
gen der allfälligen Möglichkeit noch eigene Kinder 
zu erhalten, die Adopzion verwehrt werden kann, 
weil (obgleich die Abſicht der Geſetzgebung vorzüg⸗ 
lich dahin ging, die Rechte der eigenen Kinder zu 
ſchützen) doch bei der Feſtſetzung der allgemeinen 
Beſtimmungen hierüber ſich nur an das, was nach 
dem gewöhnlichen Lauſe der Dinge geſchieht, ge— 
halten, und die möglichen Fälle ſeltener Ausnah⸗ 
men nicht berückſichtigt werden konnten. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur Nachachtung 

verſtändiget. 


Gub. Dekret vom 28. Mai 1820. Gub. Zahl 21957. 


68. 


Wie die politiſchen Behoͤrden zur Kenntniß 
der freiwillig zum Militaͤr eingetretenen 
Konſkribzionspflichtigen zu gelangen 
haben. 


Es beſteht zwar die Vorſchrift, daß die Werbbezirks— 
Regimenter die Kreisämter in jedem Falle von der er— 
folgten Aſſentirung der freiwillig eintreitenden Konscrib— 
zions⸗Pflichtigen ſogleich in die Kenntniß ſetzen ſollen; 
allein, die bemerkten Abweichungen in den, vom Wis 
liter, und von den politiſchen Behörden rerfaßten Aus 
weiſen über die freiwillig Eingetrettenen gaben dem k. k. 
Hofkriegsrathe zu der Vermuthung Naum, daß dieſe 
Anordnung nicht genau befolgt werde. 

Aus Dieter Nückſicht werden vermög hohen Hof— 
kanzlei-Dekret vom sten d. M. ſämtliche Werb » Bes 
zirks-Negimenter neuerlich durch das k. k General- 
Kommando dafür verantwortlich gemacht werden, da— 
mit über jeden aus der Populazion, oder aus der Se, 
ſerve freiwillig in aktiven Militär- Dienſtleiſtung treten⸗ 

en konscribirten Unterthan gleich nach deſſen Aſſen⸗ 
2 
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tirung den Kreisämtern, aus deſſen Bezirke der Mann 
gebürtig iſt, die vollſtändige Nazionalliſte mit Bemer— 
kung des Datums der Aſſentirung zur Wiſſenſchaft, und 
weitern Verſtändigung des betreffenden Dominiums ver— 
laßig zugeſendet werde. 

Damit aber auch die Werb- Bezirks Regimenter 
immer baldmöglichſt von dem Eintritte der, bei der 
Artillerie, oder auch bei den andern Waffengattungen 
ſich freiwillig engagirten Leute die Kenntniß erlangen; 
werden fanıtliche Artillerie - Regimenter und Abtheilun— 
gen, ſo weit letztern die freie Werbung zugeftanden iſt, 
mittelſt der General» Militär - Rommanden beauftragt, 
den betreffenden Werb - Bezitfs» Kegimentern, über die 
von Zeit zu Zeit für die Artillerie. angeworbenen Kons 
fe ribzions-Pflichtigen, dann über die aus der Keferve 
zur wirklichen Dienſtleiſtung eingetrettenen Leute, die 
genauen Nazionalliſten verläßig zuzuſenden, damit die 
Werb⸗Vezirks-Regimenter folche gehörig vormerken, 
und von ihrem Eintritte in die Militär-Dienſtleiſtung 
auch die betreffenden Kreisämter auf die oben bemerkte 
Art verſtändigen können. 

Für die übrigen Waffengattungen, denen die freie 
Werbung nicht zugeſtanden iſt, darf ohnehin kein Mann 
unmittelbar angeworben werden. Damit jedoch auch 
hinſichtlich der, zu derlei Waffengattungen freiwillig in 
den aktiven Dienſt trettenden Neſerbe-Männer jeder 
möglichen Irrung vorgebeugt werde, find die betreffen, 
den Truppenabtheilungen dafür verantwortlich gemacht 
worden, daß dieſelben die, bei ihnen freiwillig in die 
Dienſtleiſtung eintrettenden Reſervemänner immer ſogleich 
jenen Werb-Bezirks-Negimentern bekannt geben, zu 
deren Bezirke dieſe Leute gehören. 


Gubernial- Verordnung vom 29ten Mai Zahl 24353. 
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69. 
Wie ſich bei der Landwehr-Muſterung zu 
benehmen ſey. 


1 * 

VW Se der abſchriftlichen Anlage wird den k. Kreisämtern 
die vom k. k. Hofkriegsrathe dem k. k. General-Militär⸗ 
Kommando ertheilte Belehrung mitgetheilt, wie Oo bei 
den, als eine bloſſe Standesreviſion, zu betrachtenden 
Landwehrmuſterungen zu benehmen ſey, wornach ſich 
dieſelben gleichmäßig zu verhalten, und hiernach die 
Kevifion der Landwehrmannſchaft ſchon heuer bei ihrer 
bereits am 6. l. M. beginnenden Concentrirung in den 
Kompagnie-Stazionen, welche zugleich die Abrichtungs— 
Stazionen find, während der Uibungszeit ſobald mög— 
lich vorzunehmen haben. 


Gub. Dekret vom 29. Mai 1820. Gub. Zahl 25144. 


Hofkriegsraͤthliche Verordnung vom 12. 
Mai 1820. Zahl J. 2205. et 2458. 


Die Verſchiedenheit in dem bisherigen Benehmen der 
General⸗Kommanden rückſichtlich des von denſelben dem 
Hofkriegsrathe zu erſtattenden Berichtes über die jähr— 
liche Konzentrirung und Uibung der Landivehr » Bas 
taillone macht es nothwendig, folgende, gleichmäſſige 
Belehrung zu erlaſſen. 

Nach der Landwehr⸗Inſtrukzion vom Jahre 1813, 
hat jede Konzentrirung der Landwehre mit der Muſte⸗ 
rung zu beginnen. N 

Da es jedoch bei dieſer Vorſchrift ſich bloß um die 
Uiberzeugung von der Richtigkeit des kompleten und des 
zur Konzentrirung eingerückten, für die Dauer der 
Waffen ⸗Uibung in die Verpflegung zu übernehmenden 
Standes der Landwehr-Kompagnien, dann um die 
Nachweiſung des Zuwachſes und Abgangs handelt, ſo 
iſt die Land wehrmuſterung bloß als eine Sta e 
des Nebiſion zu betrachten. 


€ 


Bei diefer Standes-Reviſton hat der Negiments- 
Kommandant, oder in deſſen Verhinderungsfalle ein 
Staabsoffizier des Regiments, der Landwehrbataillons⸗ 
Kommandant, der Kreishauptmann, und, wenn dieſer 
verhindert wäre, ein von ihm zu ernennender kreisämt— 
licher oder ſonſtiger Beamte, dann ein Abgeordneter 
jedes in dem Kompagnie Nro. befindlichen Dominiums 
zu interveniren. 

Den Herrn Brigadiren bleibt es überlaſſen, in je— 
nen Stazionen, wo ſie ſelbſt erſcheinen, und zur rech— 
ten Zeit vorhanden ſeyn konnen, die Neviſion der Land— 
wehr mit Zuziehung des respizirenden kriegskommiſſa— 
riatiſchen Beamten, und der erwähnten ſonſtigen Nevis 
ſions⸗Kommiſſäre, ſowohl bei dem Staabe, als den 
Kompagnien ſelbſt vorzunehmen. 

Die Mannſchaftsbücher, ſo wie jene der Dominien 
müſſen jeder Abtheilungen-Neviſions-Kommiſſton Dote 
gelegt, die Mannſchaſt aus erſteren dominienweiſe ber» 
leſen werden, und die herrſchaſtlichen Beamten ſich über 
jeden nicht anweſenden Landwehrmann ausweifen. 

Es iſt ſofort hinreichend, wenn über jede Kompa— 
gnie eine namentliche Reviſtonsliſte mit der Doziruug 
über Zuwachs und Abgang verfaßt wird. 

Die einzelnen Kompagnie-Standes-Reviſionsliſten 
find dann von der Brigade zu ſammeln, und mit Den, 
ſelben ſamt den darüber zu verfaſſenden Total» Stans 
des-⸗Ausweiſen vereint mit dem reſpizirenden kriegskom— 
miſſariatiſchen Beamten zur Erſtattung der Relazion zu 
inſtruiren, in welcher Relazion auch die anderweiten, 
auf die Standesveränderung Bezug habenden Punkte 
aufzunehmen kommen. 

Eine weitere Verpflichtung der Reviſtons-Kom⸗ 
miſſion iſt die verläfige Erhebung des Armatur⸗ und 
Nüſtungs⸗Zuſtandes, dann der ſonſtigen Gegenftände, 
welche für das Aerar mit Auslagen verbunden ſind. 
Wenn über die in den Kompagnie-Depoſttorien DoT« 
handen ſeyn ſollenden Armaturs- und Nüſtungsſorten 
die Protokolle ordentlich geſührt werden: ſo kann ſich 
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mittelſt ihres Abſchluſſes bei der Reviſton leicht übers 
zeugt werden, ob der Vorrath wirklich vorhanden ſey; 
wornach es bloß darauf ankömmt, daß die Neviſtons— 
Kommiſſion ſich von dem Zuftande dieſer Sorten die 
Uiberzeugung verſchaffe, und hiernach über die vorhan— 
denen Vorräthe, und was hievon unbrauchbar oder ab— 
gängig befunden wurde, unter Beilegung eines Inven— 
tars relazionire. Das nämliche gilt von dem Gelde und 
Rechnunasweſen. 

Wie nun dieſe Standes-Nebiſions-Nela⸗ 
zionen über die Landwehr-Bataillone von den Herrn 
Brigadieren, und reſpektiven reſpizirenden kriegskommiſ— 
ſariatiſchen Beamten nach den zur Hand bekommenen 
. Partikular-Eingaben zu erſtatten find, dieſes geben 
die in der Anlage enthaltenen, dazu beſtimmten Punkte 
zu entnehmen, welche zur allgemeinen Beobachtung 
hinaus zu geben ſind. 

.. In fo fern zu deren Inſtruirung noch Einga— 
.J.. ben, außer den beiliegenden Formularien, 
nothwendig werden, iſt ſich an die Form der, theils in 
der Landwehr-Inſtrukzion, theils in den ſonſtigen 
Muſterungs- oder Reviſions-Vorſchriften bezeichnen 
den Eingaben zu halten. 

Dieſe nach beendeter Exerzierzeit zu verfaſſenden 
Standes⸗Reviſions-Berichte über die Landwehre, wels 
che in den Akten des General-Kommando zu verblei— 
ben haben, find Regimenter, und resp. Bataillons— 
weiſe zu ſammeln, und von dem General-Kommando 
ein daraus berfaßter ſummariſcher Hauptbericht hieher 
vorzulegen, welcher die weſentlichen Punkte, die zur 
Kenntniß des Hofkriegsraths nothwendig ſind, und eine 
aus den Partikular-Standes-Ausweiſen zuſammenge⸗ 
ſtellte länderweiſe Hauptſtandes⸗Tabelle nebſt den aus 
den Partikular-Regimenterweiſe verfaßten Inventarien 
über die Armaturs-Nüſtungsſorten, und Feldrequiſtten 
enthalten muß, damit der Hofkriegsrath die Wiberficht 
von dem Landwehr⸗Weſen eines jeden General, fame 
mando im Ganzen erhält. 
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Die mit den einzelnen Relazionen dem Generals 
Kommando vorgelegt werdenden Bataillonsweiſe Sept, 
ſionsliſten von jedem Staabe und den Kompagnien find 
ſofort dem betreffenden Negimente zu übergeben, da— 
mit ſolches dieſelben dem Monaths-Akte, welcher über 
die Landwehre auf die Zeit der Waffen-Uibung vers 
faßt werden muß, zulege, und ſo ſamt der Geldrechnung an 
die Hofkriegs-Buchhaltung gelangen mache. 

Hiernach hat das General-Kommando das Weis 
tere zu verfügen, damit die für heuer bereits eingelei— 
tete Konzentrirung, folglich auch die Reviſion der Land» 
wehre im Geiſte der vorſtehenden Belehrung, in ſo weit 
es für heuer noch thunlich iſt, vorgenommen, für je— 
den Fall aber kein anderer als der vorgeſchriebene ſum— 
mariſche Bericht darüber erſtattet werde. 


N u n e 


zu einem Standes- Revifiong= Bericht über 
die Landwehr = Bataillons eines deut⸗ 
ſchen Linien-Infanterie-Regiments. 


itens. An welchen Tagen, in welchen Stazionen, 
dann was in jeder Stazion, und von wem revidirt worden. 

ztens. Sind die Neviftongliften über die Leute, 
wie fie aus den Kompagnie-Mannſchaftsbücher ver— 
leſen wurden, und der daraus verfaßte Standesaus— 
A.) weis laut Formular A. vorzulegen, ſofort der bei 
letzter Neviſton verbliebene effektive Stand, die Sum— 
me des ſeither ſich ergebenen Zuwachſes und Abganges, 
dann der bei der abgehaltenen Muſterung ausgefallene 
effektive Stand in dem Berichte aufzuführen. 

ötens. Wird dieſer effektibe dem kompleten Stande 
entgegen gehalten, und ausgewieſen, in was für Char— 
gen, und wie ſtark der Abgang vom kompleten Stande 
beſtehe. 

Hieher gehört auch das Verzeichniß der zufällig 
anweſend geweſenen fremden Landwehrmanner. 
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Areng, Uiber das Lederwerk und die Rüftung der 
Landwehr ift bloß ein Haupt-Inventar nach dem bei, 
B.) geſchloſſenen Formulare B. erſorderlich. Dieſes Ins 
ventarium hat, da es eigentlich ein Summarium der 
Kompagnie⸗Eingaben iſt, und in der Regimentskanzlei 
zuſammengeſtellt werden muß, nur der das Regiment 
reſpizirende Feldkriegskommiſſar mit der Beſtätigung 
auszufertigen, daß es ſich auf die Kompagnie-Inven— 
tarien, welche von dem politiſchen Reviſions-Kommiſ— 
ſär geprüft, und beſtätigt ſeyn müſſen, gründe: in 
welchem Zuftande das Lederwerk, und die Nüftung ars 
getroffen wurde, ob für die gute Erhaltung deſſelben 
gehörig geſorgt wird, iſt anzuzeigen. 

stens. Iſt das Inventarium über die Feuerge— 
wehre kompagnieweiſe beizulegen, und anzuzeigen, wo 
die Abgängigen oder Uiberzähligen herrühren, wie weit 
die vorhandenen Feuergewehre zum abgeſehenen Zwecke 
brauchbar, oder auf welche Art die unbrauchbaren zu 
Grunde gegangen ſeyen. 

Wie ſie im brauchbaren Stande erhalten, und wie 
außer der U bungszeit aufbewahret werden. 

6tens. Ob jeder Landwehrmann mit den zur Waf— 
fenübung bewilligten +4 ſcharfen, und 6 blinden Patro— 
nen verſehen worden ſey. 

tens. Sud jene Leute auszuweiſen, welche nach 
den von der Kevifions- Kommiff on eingeſehenen Pos 
pulazionsbögen etwa widerrechtlich zur Landwehr ges 
ſtellt worden ſind, mit dem Bemerken, daß dieſelben 
allſogleich zur Linien -Reſerve eingetheilt wurden. 

f dtens Wäre die feit letzter Reviſion verſtorbene 
Mannſchaft in dem Berichte ſummariſch anzuzeigen, 
um die Verſicherung zu geben, daß von den berreffen— 
den Dominien die Todtenſcheine produzirt worden, und 
von der richtigen Eintragung derſelben in die pfarrli— 
chen Todten⸗Matrikeln die Uiberzeugung vorhanden ſey. 

gtens Kommt auszuweiſen, welche, und wie viele 
Mannſchaft am Tage der Reviſion abweſend war, wel— 
De Leute mit Bewilligung der Obrigkeit, und mit Ge, 
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obachtung der ſonſtigen Paßvorſchriften ihren Aufent« 
haltsort verlaſſen, wie viele unbefugt ohne Vorwiſſen 
der Obrigkeit ausgewandert ſind. Ob die letztern ſo— 
gleich in Abgang gebracht, nach Vorſchrift des Aus— 
wanderungspatents behandelt, und der Erſatz der Manns 
ſchaft von den Dominien geleiſtet worden ſey. 

rotens. Hier iſt über die bei der Kevifion vorge— 
kommenen Entlaſſungsgeſuche im Konzertazions-Wege 
der Ausweis beizulegen, und zu bemerken, ob deren 
Verhandlung eingeleitet, und ſelbe durch die von den 
betreffenden Dominien vorgezeigten, von der Neviſions— 
Kommiſſſon eingeſehenen Dokumente bewährt gefunden 
worden ſeyen, dann ob, und über welche Geſuche die 
Verfugung zur Entlaſſung getroffen worden ſey. 

nitens. Wären die vorgefundenen Neal-Invaliden 
auszuweiſen, dabei anzuzeigen, daß ihre Vorſtellung 
ad superarbitrium eingeleitet worden ſey. 

12tens. Ob zur Beſtreitung der Verpflegung auf 
die Zeit der Waffenübung der Mannſchaft ein eigenes 
Verlagsquantum an Geld erhoben worden ſey, wie hoch 
es ſich belaufen habe, oder ob die füntli.hden Ausla— 
gen aus der Negimentskaſſe beſtritten werden. 

Im erſten Falle wäre ein gehörig gefertigter 
Münzzettel anzuſchließen, mit dem Bemerken, daß dem 
Bataillons » Kommandanten erinnert worden ſey, den 
nach der Waffenübung verbleibenden Geldreſt wieder 
gehörig abzuführen, die unmittelbar die Landwehr be— 
treffende Aktiven und Depofiten wären ebenfalls auszu- 
weiſen, oder anzuzeigen, daß keine ſolche beſtehen. 

15. Daß der Mannſchaft während der Konzentri— 
rung die vorgeſchriebene Geld- und Brodgebühr gehö— 
rig abgereicht werde.. 

Hiezu ſind die Bataillone und Kompagnie-Kom⸗ 
mandanten genau anzuweiſen, und daß ſolches gei ig: 
hen, iſt hieher zu erwähnen, ſo wie im Falle eines 
Anſtandes darüber ſowohl, als über die gegebene Ent« 
ſcheidung zu relazioniren. 


N. N. Linien. Infanterie 


(Zur Seite 139.) 
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Vorſtehendes Inpentarium iſt aus den gehörig beſtätigten Kompagnie⸗Inventarien zuſammengeſtellt, und als ein Summarium der letztern ſowohl nach den einzelnen Rubriken, als auch im Ganzen richtig befunden worden. Sig. 
Unterſchrift des Feidkriegskommiſſärs. 


14tens. Ob die Mannſchaft keine Beſchwerden por, 
gebracht habe. 

15tens. Ob ſich bei der Konzentrirung keine beſon— 
deren Anſtände ergeben haben, und wie allenfalls be— 
ſeitigt wurden. 

10tens. Wie die Depofitorien beſchaffen ſeyen, ob 
ſelbe für die gute Erhaltung der aufbewahrten Gegen— 
ſtände vollkommen geeignet feyen. Ob ein Zins, und 
welcher dafür bezahlt werde. 

17. Ob es für den Fall von Erkrankungen der 
Leute zur baldigen Herſtellung nicht an der nöthigen 
Vorſorge, und die dießfalls vorgeſchriebene Aufſicht be— 
ſtellt ſey. 

18tens. In welchem Zuſtande ſich die Rechnungs» 
richtigkeit über das Landwehrweſen befinde, und ob ſich 
hierin die Landwehr- Bataillone gegen das Negiment 
vorſchriſtsmäßig benehmen. 

Endlich kömmt das Inventarium über die vorhan— 
denen Reglements einzureichen, und der Bericht mit 
der Bemerkung über den Befund der Kompagnie-Mann— 
ſchafts-Buͤcher zu ſchließen, ob fie nämlich ordentlich 
unterhalten, und alle mit den Landwehrmännern ſich 
ergebenen Veränderungen gehörig eingetragen worden. 


70. 


Tuͤrkiſche Unterthanen, fo wie ihke Gattin— 
nen, werden zum Realitäten Beſitz in 
A oͤſterreichiſchen Staaten für unfaͤhig 
erklaͤrt. 


Seine k. k. Majeftät haben über erftatteten allerun— 
terthänigſten Vortrag am 19. Februar 18 46. zu 
entſchließen befunden: »Die Ehegattinnen türs 
»kiſcher Unterthanen find eben fo wenig, als ihre Ehe— 
» männer zum Beſitze von Nealitäten nach den beſte— 
» henden Geſetzen geeignet, wenn fie auch vor ber Ver— 
»eheligung für ihre Perſon zu den öſterreichiſchen Un, 
» terthanen gehörten. « 


Und aus Anlaß eines im vorigen Jahre zur Vers 
handlung gekommenen und der allerhöchſten Schluß— 
faſſung unterzogenen Antrags: die Unterthanen der ot— 
tomaniſchen Pforte zum Ankaufe von Staatsgütern zuzu— 
laſſen, haben Seine Majeſtät ſich veranlaßt gefunden, 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 26. 
April J. anzuordnen: daß es bei der obigen 
unterm 19. Februar 1816. erlaſſenen, auf der Beo— 
bachtung des Reciprocums gegen die Pforte gear: 
deten, und der Juſtitzgeſetzſaammlung sub 1214. einge- 
ſchalteten allerhöchſten Vorſchrift zu verbleiben habe, 
und ſich genau hiernach zu achten ſey. 

Dieſe allerhöchſte Anordnung haben die k. Kreis— 
ämter den Dominien und Magiſtraten in Folge hohen 
Hofkanzleidekretes vom 5. Mai l. J. zur ge⸗ 
nauen Darnachachtung bei ihren Amtshandlungen in 
Anſehung der Grundbücher bekannt zu machen. 


Gubernialdekret vom ꝛten Juni 1820. Gub. Zahl 
25253. 
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71. 

Bekanntmachung der in Rom erſchienenen 
Vorſchrift uͤber die Exequirung der Ent⸗ 
ſcheidungen auswaͤrtiger Gerichtsbehoͤr— 
den in dem Kirchenſtaate. 


Nro. 6411. 
Intimatum 


In consequentiam altissimi aulici Decreti ddo. 
14. Aprilis ı820. cummunicata C. R. Appella- 
tionum Trubunali interpretatio dispositionis Ro- 
mae emanatae, intuitu cynosurae circa execu- 
tionem decisionum exterorum subselliorum ju- 
dicialium in ditionibus ecclesiasticis (Kirchenſtaate) 
observandae omnihus C. R. Appellationum Tri- 
bunali Regni Galiciae subordinatis Instan iis ju- 
dicialibus verbotenus sequentibus promulgatur. 
Ercole Sanctae Romanae Ecclesiae cardinalis 
Consalvi Diaconus ad S. Mariam ad martyres 
Secretarius statuum suse pontificalıs sanctitatis 
Pi VII. 

Sua pontificalis sanctitas convicta, quod ve- 
lox et exacta executio omnium decisionum ju- 
dicialium, quae privatorum relationes definiunt, 
nonnisi per reciprocam coqperationem singulo- 
rum Regiminum validari, ac eo ipso propria sa- 
lus eorum obtineri valeat, nobis ordinavit cy- 
nosuram sequentem stabilire, quam omnes In- 
stantise judiciales intuitu judicialis executionis 
decisionum exterorum subselliorum requisitae 
observandam habent. - 

ı. Sententiae in causis privatorum contra 
Laicos a competenti extranea Instantia judicia- 
li prolatae ad requisitionem ejusdem et respec- 
tive petitionem actoris subsequenti eircumspec- 
tione judicialiter ad executienem perducendae 
sunt, 
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2. In casu dubii super competentia jus di- 
centis extraneae Instantiae intuitu executionis 
ejusmodi decisionis requisitum Judicium ab ea 
requirente necessarias enucleationes desiderare 
potest, illudque desuper, si eadem dubium non 
sustulerit - obligatur rem auditori (Uditori) suae 
Sanctitatis pro ulteriori decisione deferre. 

3. Decisiones aut in originali aut in copia 
plenariam Fidem Faciente annectendae, et sub- 
scriptiones in forma consveta ab ad id authori- 
satis repraesentantibus ditionum ecclesiasticarum 
confirmandae sunt. 

4. Executionem requirens extraneum judi- 
cium tenetur contestari ejusmodi decisionem in 
rem judicatam excrevisse. 

5, Executio potest vel apud Tribunal colle- 
giale Romae, vel apud Judicium civile respecti- 
ve legationis aut delegationis ubi executio perdu- 
senda est-impetrari. 

6. Executionis impositio si conventus in ter- 
ritorio dicionum ecclesiasticarum reperitur, so- 
sum pro intimatione ad manus aut domicilium; 
in casu contrario vero pro affixione modalitate 
consveta requirenda est, quo super ipsa execu- 
tio sine ulterioribus judicialibus Formalitatibus 
per simplex » Exequatur « concedi debet. 

7. Ipsa executio conformiter decisioni et 
Formalitatibus, quae pro decisionibus indigenis 
obtinent, eflectuanda est. 

8. Requisita Instantia judicialis ad meritum 
intrandum non habet; ast si ipsi allegatum eir- 
ca decisionem non reflexum in Forma plenam 
fidem faciente exhiberetur, quod exportatam 
actionem plenarie vel pro parte enervaret, ab 
executione supersedere, et eo Judicium requi- 
rens informare obligatur. 

9. Praemissa norma solum eo tunc valet, si 
exterum Regimen decisiones ditionum eccle- 
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siasticarum simili modo ad effectum judicielem 
perducit, quod eousane praesumitur quosque 
non specifica ratio eatenus dubitandi intraverit. 
10. In hujus consequentiam Instantiae ju- 
diciales ecclesiasticarum ad petitionem par- 
tium etiam extraneas Instantias puncto conce- 
dendae, executionis decisionum ab iis editarum 
requirere tenentur, nisi notum foret, quod illud 
Regimen similibus requitionibus satisfacere 
non soleat. A Secretariatu statuum die 11. 
Martii 1820. 
Gubernial-Kundmachung vom sten Juni 1820. Gub. 
Zahl 26157. 


72. 

Wegen Ausſtellung der Taufſcheine der un— 
ehelich erzeugten, durch die ſpaͤtere Ehe— 
ligung der Erzeuger in die Rechte der 
ehelichen getretenen Kinder. 


Auf eine höchſten Orts gemachte Anfrage: ob un— 
ehelich erzeugte Kinder, welche durch die nachher ge— 
ſchloſſene Ehe legitimirt werden, in den für ſie auszu— 
fertigenden Taufſcheine als ehelich benannt werden ſol— 
len, oder ob, da der Taufſchein mit dem Taufbuche 
gleichlautend ſeyn muß, in dieſen anzuführen ſey, daß 
das unehelich gebohrne Kind durch die nachgefolgte Ehe 
legitimirt wurde, iſt mit hohem Hofkanzleidekret 
vom 27. April d. J. folgendes herabgelangt: 

»In dem zur Sprache gebrachten Falle waren die 
» Kinder zur Zeit, als fie getauft wurden, weder ehe— 
» lich gezeugt, noch als ehelich durch das Geſetz legiti— 
» mirt, fie konnten alſo auch in das Taufbuch nicht 
»als ſolche eingetragen werden. « 

„Der Taufſchein als eine öffentliche Urkunde 
»muß genau mit dem Taufbuche übereinſtimmen.« 

»In die Rechte der ehelichen Kinder treten ſie 
»erſt durch die ſpätere Eheligung der Erzeuger ein. 
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» Diefes wird durch das Trauduch beurkundet. Der 
»Trauſchein in Verbindung mit dem Taufſchein 
» beurkundet daher die Legitimität derlei als ehelicher 
» Kinder. « 

»Darnach muß ſich gehalten werden, und es könnte 
» allen Unzukömmlichkeiten nur dadurch begegnet wer— 
» den, wenn ſtatt eines Taufſcheines (wörtlichen 
» Extraktes aus dem Taufbuche) ein Tauf-Zeugniß 
» ausgeſtellt, und in demfelben die Zeit der Geburt 
»des ehelichen Kindes, ohne der Bemerkung, ob 
»es ehelich oder unehelich geboren wurde, ausges 
»fpochen würde. « 

Hievon haben die k. Kreisämter alle Ortsobrigkei⸗ 
ten, und durch ſie die unterſtehenden jüdiſchen Nabi— 
ner, und Religionslehrer nachträglich zu der mit Kreis— 
ſchreiben vom 19. November 1815. wegen Führung 
der Geburtsbücher kund gemachten Inſtrukzion zur Wiſ— 
ſenſchaft und Darnachachtung zu verſtändigen. 


Gub. Dekret vom b. Juni 1820. Gub. Zahl. 22746. 
er. 


Beſtimmungen hinſichtlich der Wegmauth— 
entrichtung von Viktualienfuhren bei 
ihrer Ruͤckkehr aus dem Stazionsorte, 
dann von Pulver und Salniterfuhren 
werden einige Beſtimmungen kund ge— 
macht. 


Seine k. k. Majeſtät haben von den beſtandenen Steg, 
und Brückenmauth Befreiungen, um Unterſchleifen vor— 
zubeugen, nachſtehende aufzuheben, und als erloſchen 
zu erklären geruhet, nämlich: 

a) Der Fuhren bei der Hinausfahrt aus dom Sta⸗ 
zionsorte, dem fie an eben dieſem Tage Viktua— 
lien und andere Bedürfniffe zugeführt haben, und 

b) der Pulver » und Salniterfuhren. 
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Dabei wollen jedoch Seine Majeſtaͤt, daß den 
Fuhrleuten, welche Aerarialgut verführen, und nun- 
mehr dafür die Wegmauth zu entrichten haben, der 
dießfällige Betrag wieder vergütet werde, in welcher 
Abſicht dieſen Fuhrleuten eine, mit der Bemerkung: 
Aerarialſalniter - Aerarialpulberfuhren 
verfehene Vollete von jedem Wegmauthamte, wo die Weg⸗ 
mauthgebühr bezahlet wird, ausgefertigt werden muß. 

Im Uibrigen aber wollen es Se. Majeftät fo lange, 
als die Unerthanen mit der Straſſenfrohne belaſtet 
ſind, bei den Anordnungen des gedruckten Kreisſchrei— 
bens vom 15. September 1793, wornach alle ohne 
Ladung gehende Wägen des Bauernſtandes, wenn fie 
k. k. Unterthanen gehören, ſowohl an der Gränze, als 
inner Landes von Entrichtung der Wegmauth bet 
find, und nur dann, wenn ſie eine Brücke oder Liber» 
fahrt paſſiren, die Brücken- und Uiberfahrtsmauthge— 
bühr zu zahlen haben, fo wie bei den übrigen, den 
unter nigen Fuhren in dem gedachten Kreisſchreiben 
zugeſlan enen Begünſtigungen allergnädigſt bewenden 
laſſen, und es haben ſonach auch die Unterthanen für 
ihre Fuhren bei der Hinausfahrt aus dem Stazions— 
orte, dem ſie Viktualien und andere Bedürfniſſe zuge— 
führt haben, keine Wegmauth zu bezahlen, jedoch 
dürfen dieſe Begünſtigungen keinesweges auf die Herr— 
ſchaften, und ihre Beamten, fo wie ihre eigenen Fuh— 
ren ausgedehnt werden. 

Dieſes wird in Folge hohen Hofkammerde— 
krets vom 19. b. M. mit dem Beiſatze kund ge» 
macht, daß dieſe Beſtimmungen vom 1. Juli 1. J. in 
Wirkſamkeit zu treten haben, daß jedoch die Befreiung 
der leeren Bauernfuhren von der Entrichtung der Weg- 
mauth, bei den lemberger ſtädtiſchen Linienmauthen erſt 
vom ıten Nobember 1820. einzutreten habe, bis wo— 
hin von en Fuhren die Hälfte der Mautgebühr zu 
entrichten ft. 

Gubernial-Kundmachung vom 9. Juni 1820. Gub. 

Zahl 26409. 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. K 
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me 
Galiziſche Juden dürfen Reiſende auf der 
Poſtſtraſſe verfuͤhren, jedoch muͤſſen ſie 
ſich, ſo wie die chriſtlichen Fuhrleute, mit 
ſchriftlichen Befugniſſen verſehen. 


Um die Poſtmeiſter in den ihnen durch die Vorſchrif— 
ten in Poſtſachen ertheilten Gerechtſamen zu ſchützen, 
iſt es nothwendig, ſie ſoviel möglich in den Stand zu 
ſetzen, dieſe Gerechtſamen gegen die Uibertreter des 
Geſetzes gehörig geltend zu machen. In dieſem Anbe— 
tracht hat die hohe Hofkammer einverſtändlich mit der 
hohen Hofkanzlei folgendes zu verordnen befunden: 

Die Ortsobrigkeiten haben unter eigener Verant⸗ 
wortung nur denjenigen Fuhrleuten, welche ſich mit 
ihren Befugniſſen und den gelöſten Erwerbſteuer-Schei— 
nen ausweiſen, und welche überhaupt nach den erlaſſe— 
nen Vorſchriften zur Verführung der Reiſenden auf der 
Poſtſtraſſe in gedeckten Wägen und Kaleſchen berech— 
tiget find, nach der Zahl ihrer Fuhrwerkszertifikate, je— 
doch unentgeltlich auszufertigen, worinn zur Legitimi— 
rung gegen die Poſtmeiſter lediglich die Beſtätigung bei— 
zuſetzen iſt, daß N. N. ein befugter Fuhrmann, oder 
Landkutſcher ſey. Was die Juden insbeſondere betrifft; 
ſo ſind dieſelben, in Gemäßheit der Juden-Ordnung 
im Allgemeinen zur Betreibung der Fuhrmanns-Ge— 
werbe berechtigt, daher einem jeden, der dieſes Ge— 
werbe betreiben will, ohne Anſtand die geforderten 
Zertiſikate ertheilt werden muͤſſen. 

Jeder derlei chriſtliche oder jüdiſche Fuhrmann 
wird ſodann vom 1. Juli d. J. angefangen, jedesmal 
ſeinen Knecht, ſobald er Reiſende auf der Poſtſtraſſe zu 
führen übernimmt, mit einem ſolchen Zertifikate zu 
verſehen, und ihn anzuweiſen haben, im Ralle, wo er 
bei einer Poſtſtazion angehalten wird, durch deſſen 
Vorzeigung das Beſugniß feines Dienſtgebers zu er— 
weiſen. 


Um jedem Mißbrauche vorzubeugen, darf die Gil— 
tigkeit eines ſolchen Zertifikats nicht über ein Jahr ous, 
gedehnt werden, und nach Verlauf dieſes Termins iſt 
der befugte Fuhrmann verpflichtet, die Ausfertigung 
neuer Zertifikate bei ſeiner Ortsobrigkeit anzuſuchen. 

Endlich iſt ein jeder Poſtmeiſter, welcher einen 
chriſtlichen oder jüdiſchen Fuhrwerkseigenthümer, oder 
deſſen Fuhrknecht ohne dieſes vorgeſchriebene Zertifikat 
in der Beförderung von Neiſenden in gedeckten Wagen 
oder Kaleſchen, nach dem oben beftimmten Termin 
auf der Poſtſtraſſe betreten ſollte, berechtiget, denſel— 
ben die pferde auszuſpannen, und nach der dießfalls 
im Poſtpatente vom 24. Oktober 1782. enthaltenen 
Weiſung ohneweiters zu konfisziren. Uibrigens werden 
die Ortsobrigkeiten bei Strafe von 100 fl. nebſt Erſatz 
des Schadens, verpflichtet, den Poſtmeiſtern zur Aus— 
übung dieſer Gerechtſamen auf jedesmaliges Anſuchen 
den erforderlichen Beiſtand auf das Schnellſte zu leiſten. 

Vorſtehendes haben die k. Kreisämter auf das 
Schleunigſte zur allgemeinen Kenntniß bekannt zu 
machen. 

Gub. Dekret vom 13. Juni 1820. Gub. Zahl 26410: 


een 
Wegen Behandlung der heimath- und Al: 
ternloſen Vagabunden. 


Seine Majefät haben mit allerhöchſter Ent 
ſchließung vom 24. Aplil l. J. über die Frage: 
wie die heimath⸗ und älternloſen Vagabunden zu be: 
handeln feyen, feſtzuſetzen geruhet: daß die Beibehal⸗ 
tung der Vagadunden, in Hinſicht deren weder der 
Geburtsort noch ein aojähriger Aufenthalt an einem 
Orte erhoben werden kann, nicht jenen Dominien und 
Gemeinden, wo ſie aufgegriffen worden ſind, aufzu— 
bürden, ſondern daß ſolche denjenigen zuzuſchreiben 
ſeyen, wo fie ſich früher und zwar am längſten aufge⸗ 
halten haben; daß ſonach dieſe Dominien und Gemein- 
K 2 
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den verpflichtet ſeyen, geſetzmäßig fuͤr die Beſchäftigung 
oder Verſorgung von dergleichen Vagabunden ſo lange 
zu ſorgen, bis eruirt werden kann, wo ſelbe geboren 
wurden, oder wo ſte durch ein Decenium Unterſtand 
gefunden haben. Uibrigens wollen Seine Majeftät, 
daß derlei Vagabunden, in ſo weit ſie zum Militär⸗ 
dienſt tauglich find, und ſich keines Verbrechens ſchul— 
dig gemacht haben, ohne weiters dazu geſtellt werden; 
und daß Schüblinge, welche vom Auslande in die Erb— 
ftaaten gebracht werden wollen, von denen nicht er— 
wieſen iſt, daß ſie öſterreichiſche Unterthanen ſind, von 
den Gränzbehörden nicht anzunehmen, ſondern gleich 
zurückzuweiſen, übrigens aber die wegen Behandlung 
der Vagabunden beſtehenden Vorſchriften, auf das 
pünktlichſte zu beobachten ſeyen. 
Von dieſer allerhöchſten Entſchließung werden die 
k. Kreisämter in Folge hohen Hofkanzleide— 
krets vom 30. Aprih l. J. mit dem Auftrage in 
die Kenntniß geſetzt, ſich nach ſelber in vorkommenden 
Fällen auf das genaueſte zu benehmen, zugleich aber 
auch ſämtliche Ortsobrigkeiten hiernach anzuweiſen. 
Gubernial-Dekret vom 14. Juni 1820. Gub. Zahl 
25790. 


76. 


Uiber die Einrichtungsſtuͤcke und. Geräth- 
ſchaften bei jeder Trivialſchule muß ein 
nn ` verfaßt und aufbewahret 
werden. 


Ez iſt hervorgekommen, daß nicht an jeder Trivial⸗ 
ſchule über die ihr gehörigen Einrichtungsſtücke und Ge— 
räthſchaften ein Inventarium beſtehe, welches jedoch 
nöthig iſt, um hiernach ſolche an jeden, neu eintreten— 
den Lehrer ordentlich übergeben laſſen zu können, und 
jeder dießfalligen Verwahrloſung, Verſchleppung und 
Streitigkeit nach Möglichkeit vorzubeugen. l 


* 
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Die k. Kreisämter werden daher beauftragt, zu 
verfügen, damit derlei Inventarien an jenen Schulen, 
wo ſie noch nicht beſtehen, von den Dominien und 
Schulpatronen mit Zuziehung des Ortsſchul-Aufſehers 
und des Ortsborſtandes, dann des Lehrers genau ver— 
faſſet, unterfertiget, und forgfältig aufbewahret werden. 

Uibrigens muß in dieſe Inventarien auch jeder 
künftig angeſchafft werdende dießfällige Zuwachs einge— 
ſchaltet werden. 


Gubernial-Dekret vom 17ten Juni 1820. Gub. Zahl 
25058. 


77. 
Einhebung des jährlichen Erbſteueraͤquiva— 
lents von den Kloͤſtern. 


Zr dei den Klöftern feit der urſprünglichen Erbſteuer— 
äquivalents-Bemeſſung im Jahre 1814. in Küdficht 
dieſer Abgabe keine Veränderung eingetretten iſt, die 
Fälle ausgenommen, wo aus Anlaß von Rekurſen der 
Kloſter, Aenderungen in der Fürſchreibung der Steuer 
eintratten, worüber ſpezifiſche hierortige Weiſungen be— 
ſiehen, da fofort eine erneuerte jährliche Vorſchreibung 
nicht nothwendig iſt: ſo fließt hieraus, daß das vorge— 
ſchriebene Erbſteueräquivalent ohneweiters jährlich eins 
zuheben komme. Weil es jedoch geſchehen ſeyn konnte, 
daß von den Kreiskaſſen aus Mangel der erneuerten Be— 
meſſung die Einhebung der Aequivalents-Gebühr von 
den Kloſtern unterlaſſen wurde: fo werden die Kreis⸗ 
amter hierauf mit dem Bedeuten aufmerkſam gemacht, 
das Nöthige vorzukehren, daß die rückſtändigen Beträge 
ſogleich eingezahlet werden, und daß mit der kurrenten 
Einhebung ſodann ordentlich fortgefahren werde. 


Gubernial-Verordnung vom 21. Juni 1820. Gub. 
Zahl 29088. 
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78. 

Die von Haus- und Grundbeſitzern aus⸗ 
geftellten Bau- oder Demolitions-Re⸗ 
verſe müffen den betreffenden Landtafeln 

oder Grundbuͤchern einverleibet werden. 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Dekret vom 
2 7. April l. J. anher bedeutet: da dem Verneh⸗ 
men nach die von Dong, oder Grundbeſttzern an das Waſſer⸗ 
bauamt, oder ſonſt ausgeſtellten Reverſe und eingegan⸗ 
genen Verpflichtungen bisher nicht überall, und immer 
in die betreffende Land tafel oder Grundbücher eingetras 
gen worden, ja manchmal die Dokumente hierüber ſo— 
gar in Verluſt gerathen, und mit den Häuſern oder 
Grundſtücken ohne Erneuerung der Verpflichtung Be— 
figveränderungen vorgegangen ſeyn ſollen, welches 
in vielen Fallen von nachtheiligen Folgen für das Or, 
rarium und das Allgemeine ſeyn könnte; ſo haben 
Seine Majeſtät mittelſt alle rhöchſten Handſchrei⸗— 
bens ddo. Wien 21. April 1820. der hohen Hof» 
kanzlei auſgetragen, ohne Zeitverluſt, in ſo weit es 
nicht ſchon geſchehen, die gehörige Eintragung der vor— 
handenen Reverſe, und der auf die von den Haus— 
und Grundbefigern eingegangenen Verbindlichkeiten 
Bezug nehmenden Dokumente in die betreffende Lands 
tafel oder Grundbücher in ſo weit es die Geſetze noch 
geſtatten „ und mittlerweilige Beſitzveränderungen keine 
unüberſteiglichen Hinderniffe entgegen ſtellen, zur Si 
cherſtellung des Aerarlums und des Allgemeinen zu ber— 
anlaſſen; dort, wo die hierwegen beſtandenen Doku— 
mente allenfalls in Verluſt gerathen ſind, auf deren 
Erneuerung und Einberleibung in die öffentlichen Bü⸗ 
cher im gütlichen oder gerichtlichen Wege, jedoch mit 
genauer Beobachtung der Geſetze und Bewahrung wohl— 
erworbener Pribatrechte zu dringen, und auch bei 
mittlerweile ohne ausdrückliche Erneuerung der Ver— 
pflichtung vorgefallenen Befigveränderungen nachtrag 


lich für die noch nach den Geſetzen möglichſte Gier, 
ſtellung des Aerariums und des Allgemeinen angele— 
gentlich zu forgen, für die Zukunſt aber allen der ho— 
hen Hofkanzlei unterſtehenden Behörden, an welche 
Baureverſe und Verpflichtungen über was immer für 
Dienſtbarkeiten ausgeſtellt zu werden pflegen, ſtreng 
und bei Haftung der betreffenden Individuen anzuwei— 
ſen, jede ſolche Verpflichtung immer unverzüglich in 
die betreffende Landtafel oder Grundbücher eintragen 
zu laſſen. 

Obgleich den k. Kreisämtern bereits unterm 22ten 
Dezember 1818. Zahl 65824. der allerhöchſte Befehl 
in Betreff der bücherlichen Einverleibung der Demoli— 
zions⸗Reverſe für die Zukunſt bekannt gemacht wurde: 
fo werden die k. Kreisämter dennoch von dem ober. 
wähnten allerhöchſten Handſchreiben in die Kenntniß 
gefetzt, weil ſelbes ſich auch auf vergangene Falle, und 
nicht nur Demolitions, ſondern auch Reberſe anderer 
Natur, und auf Verpflichtungen aller Art, ſo wie auch 
Dienſtbarkeiten bezieht. 

Es hat daher eine Reviſion ſämtlicher bisher aus⸗ 
geſtellter Reverſe und übernommener Verbindlichkeiten 
Statt zu finden; weshalb den k. Kreisämtern aufgetra— 
gen wird, alle derlei Reverſe, von welchen dieſelben 
Kenntniß haben, zu ſammeln, und binnen 8 Wochen 
dorzulegen, wo man ſelbe ſodann der Kammerprokura— 
tur zuſtellen wird, um die Prüfung vorzunehmem, und 
die allenfalls zu treffenden Einleitungen anzugeben. 

Der Punkt des allerhöchſten Befehls aber, welcher 
DÉI auf künftige Fälle bezieht, wird denſelben zur 
Wiſſenſchaft und unabweichlichen Richtſchnur bekannt 
gemacht, und die k. Kreisämter haben hievon die un⸗ 
terſtehenden Dominien und Magiſtrate zur gleichmäſſi⸗ 
gen Befolgung zu verſtändigen. 

Gubernial- Dekret vom zıten Juni 1820. Gub. 

Zahl 24112. 


— 
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79. 
Den außer der Korrekzions-Anſtalt in Re⸗ 


collection ſtehenden Prieſtern wird eine 
Alimentazion bewilliget. 


Mit hohem Hofkanzleidekrete vom 8. l. M. 
Zahl 16109. iſt bedeutet worden, daß den außer der 
Korrekzions-Anſtalt in Nekollekzion ſtehenden mittels 
loſen Prieſtern ohne Unterſchied, ob ſie a sacris oder 
nicht ſuſpendirt find, die Alimentirung täglicher ı5 kr. 
Konvenzions-Münze zu verabfolgen Ten. 

Wovon die Konſiſtorien zur Wiſſenſchaft und Dor: 
nachachtung in die Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial⸗Dekret vom Zoten Juni 1820. Gub. Zahl 
30058. 


80, 


Beſtimmung der Zollſaͤtze für die Ein- und 
Ausfuhr der verſchiedenen Tabaksgat— 
tungen. 


Seine k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkam— 
merdekrets vom 3. Mai d. J. die von der k. k. 
Kommerzhoſkommiſſion für den ganzen Umfang der 
Monarchie in Antrag gebrachte Regulirung der Zollſätze 
für die verfchiedenen Tabakgattungen zu genehm, 
und dadurch folgende Beſtimmungen feſtzuſeben — "e 
ruhet: 

tens. Vom 1. Juli d. J. haben die in dem hier 
. beigefügten Tariffe, für die Ein- und Ausfuhr der 
verſchiedenen Tabakgattungen, beſtimmten Zollſätze, an 
allen Gränzen der Monarchie gegen das Ausland, 
gleichförmig in Wirkſamkeit zu treten. 

ztens Alle jene Votſchriften, welche in zoll» und 
tabakämtlicher Beziehung in den alt- öſterreichiſchen 
deutſchen, illiriſchen Provinzen, dann in dem lombar— 
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diſch- benezianiſchen Königreiche, bei dem Bezuge der 
verſchiedenen Tabakgattungen aus Ungarn, Siebenbür— 
gen, oder aus dem Auslande, dermal beſtehen, haben 
nicht nur noch ferner in Kraft und Wirkſamkeit zu biet, 
den, ſondern finden auch in dem Falle geſetzliche Anwen— 
dung, wenn Tabakgattungen aus Tyrol oder Voralberg, 
wo dermal die k. k. Aerarial⸗Tabakregie noch nicht bes 
ſteht, nach den alt- Öfterreichifchen deutſchen, oder illi⸗ 
riſchen Provinzen, oder nach dem lombardiſch venezlani⸗ 
ſchen Königreiche bezogen werden ſollten. 


Gubernial - Kundmachung vom 1. Juli 1820. Gub. 
Zahl 25324. 
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81. 


Die Zinsverguͤtung fuͤr Landwehr-Unter⸗ 
kuͤnfte darf nur vom Tage der wirklichen 
Occupirung angeſprochen werden. 


Die Anweiſung der Militär-Ofſfiziers-Quartiere auf 
Nechnung des Militär-Quartier-Fonds hat in der 
Kegel nur dann zu geſchehen, wenn ihr Bedarf 
wirklich eingetreten iſt. 

Dieſer nämliche Grundſatz muß auch bei den Mis 
litär⸗ Quartieren der Landwehr-Offiziere und Oepo⸗ 
ſitorien um ſo mehr beobachtet werden, als in vielen 
Kompagnie » Stazionen , und befonders in jenen der 
2ten Landwehr-Bataillons dieſe Unterkünfte nicht gleich 
bei deren Statt gehabten gemeinſchaftlichen Ausmitt— 
lung, ſondern erſt bei dem Anfange der heurigen Con— 
centrirung und Uibung wirklich erforderlich waren, weil 
theils entweder die Armaturs- und Rüſtungs⸗Vorräthe, 
oder die dahin beſtimmten Landwehr-Kompagnie-Kom— 
mandanten noch nicht vorhanden geweſen ſind, theils 
weil die erſteren wegen Abgang der letzteren, aus den 
Dibiſtons- in die Kompagnie-Depoſitorien nicht über: 
ſetzt werden konnten. 

Die vorläufige Ausmittlung der dießfälligen Unter, 
kunft geſchah bloß in der Abſicht: um ſich zu überzeu— 
gen und zu verſichern, daß in den fürgewählten Kom— 
pagnie-Stazionen Offiziere und Depoſitorien unterge— 
bracht werden können, um im entgegengeſetzten Falle 
andere angemeſſene Ortſchaften auszumitteln; eben dieſe 
Ausmittlung der Unterkünfte kann ſo mit im Allge⸗ 
meinen nicht ſchon als eine förmliche Quartiersan⸗ 
weiſung, vor deren Eintritt der Zins zu zahlen kömmt, 
betrachtet werden, befonders, wenn erwogen wird, daß 
die meiſten dieſer Lokalitäten früher noch gar nicht ver— 
zinfet wurden, und wenn die Landwehr-Auſtalt nicht 
eingetreten wäre, noch ferner unverzinſet geblieben 
wären. 
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So wie daher die Zinsberguͤtung für dieſe Unter, 
künfte erſt von dem Tage des wirklichen Bedarfs, näm⸗ 
lich der wirklichen Oreupirung der Regel nach vom 
Militär⸗Aerarium angeſprochen werden kann, fo wird 
doch in einzelnen Fällen, wo erwieſenermaſſen 
ein Quartier oder Depofitorium zur Sicherung für die 
Landwehr » Anftalt wirklich früher geräumt werden mußte, 
oder dem Eigenthümer durch die ihm benommene freie 
Diſpoſizion einer ſolchen Localität ein wirklicher Nach— 
theil in der Verzinſung erwachſen iſt, der Zins ſchon 
von dieſem früheren Zeitpunkte, nämlich ſchon vom 
Tage der erfolgten Anweiſung oder Räumung allerdings 
vom Militär-Aerarium geleiſtet werden, und iſt in 
letzteren Fällen den betreffenden Militär-Kommanden 
jederzeit der Tag anzudeuten, wenn der Zins anzufan⸗ 
gen hat, damit dieſelben deſſen Anweiſung bei der Mi— 
litär⸗Oberbehoͤrde erwirken können. 


Gub. Dekret vom 3. Juli 1820. Gub. Zahl 30064. 
82. 


Nachtraͤgliche Beſtimmungen ruͤckſichtlich 
des Salzhandels nach Rußland. 


In dem Kreisſchreiben vom 31. Mai b. J. Zabl 2598., 
mit welchem die von Seiner Majeftät allergnädigſt aus 
geſprochenen Begünſtigungen des Salzhandels nach 
Rußland kund gemacht wurden, iſt im Punkte 2 fett, 
geſetzt: daß der Salzhändler den von dem Sudamte 
uͤber den Betrag des zur Ausſuhr in das Ausland er— 
kauften Salzes erhaltenen Ladeſchein, bei dem Eintref— 
fen auf der Graͤnze dem betreffenden Hauptzollamte zu 
übergeben, und dafür nach wirklich erfolgter Ausfuhr 
des darinn verzeichneten Salzes, das zollamtliche Eſſito— 
Bollet zur Erwirkung der Rückzahlung des bei den Hüt⸗ 
tenämtern erlegten inländiſchen Preiſes in Wiener Muhr 
rung, gegen baare Entrichtung des ausländiſchen Preis 
ſes in Konvenzions-Münze zu einfangen habe. 
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Nachträglich zu dieſer Beſtimmung wird dermal 
feſtgeſetzt: 

a) Der Salzhändler hat, nebſt jenem hüttenämtli— 
chen Ladenſcheine, jedesmal auch noch eine ſchrift⸗ 
liche oder mündliche Erklärung bei dem Gränzzoll— 
amte einzulegen, welche den Salzbetrag genau 
und beſtimmt angeben muß, den er in das Aus⸗ 
land zu führen wirklich im Begriffe iſt. 

bp) Die ſchriftlichen Erklärungen müſſen von der Par— 
thei eigenhändig geſchrieben, und gefertigt feyn. 
Die mündlichen werden von dem Zollamte unent— 
geltlich aufgenommen, und derſelben zur Beſtätt— 
gung vorgelegt. 

cl Diefe Erklärungen, von deren Wahrheit ſich das 
Zollamt durch Unterfuchung des in der wirklichen 
Ausfuhr begriffenen Salzbetrages die Uiberzeugung 
verſchaffen wird, werden hinfort bei der Ausfer⸗ 
tigung der Eſſito-Bolleten an die Salzhändler 
zum Grund gelegt, und hiernach den Partheien 
das Quantum des wirklich ausgeführten Salzes bes 
ſtätiget werden. b 

d) Für Fälle, wo die Erklärungen der Partheien 
mit dem Schaubefunde der in der wirklichen Aus 
fuhr begriffenen Salzquantitäten nicht übereinſtim⸗ 
mend, und die letzteren geringer befunden werden, 
als die erklärende Parthei fe angegeben hat, wird 
für jedes Salzfaß von 140 Wiener Pfunden, wels 
ches in Entgegenhaltung des erklärten Ausfuhrs— 
Quantums weniger befunden wird, ein Strafbe— 
trag von ı fl. 55 kr. Kondenzions⸗Münze oder AH. 
42 1 kr. W. W. feſtgeſetzt, welcher von der in einer 
unredlichen Erklärung betretenen Parthei auf die- 
ſelbe Art, wie alle Strafbeträge bei Uibertretun⸗— 
gen der Zollgeſege hereingebracht, und dem Bolls 
aufſichtsperſonale zugewendet werden wird. 

e) Der Zeitpunkt, mit welchem die Anwendung der 
nach dem ſo eben ausgeſprochenen Maße wegen 

` unredlicher Erklärungen zu verhängenden Strafe 


ka. 


Ee l 
ER ! 


(Zur Seite 159.) 


* 


Uiber die vorgefallenen ſchweren Polizei-Uibertretungen im Jahre 


Zur Gub Verordnung Fre. 68. 


u P — —̃ 
H 


woBumamaagı 1 vunung 


nadujung 3391024 Ping 
Jide Sause Ging 
ua Gang 
259 adıımdun Ping 
num Bun N 
MD 2 ID Aug usb 
eee eee 299 bungaagdrg Hang || 
ien up Aamänumatt dun | 
Uribe Ping | 


Gegen bie Siettihteit 


| 


1 — 


Im 


— — 


cherheit 
des Ei 


08430 On CES 
Häbunzgutpo apıagulbaon] Gina | 
usa un | 
ö ` 
auh 1990 Hp 
| pauvginox Day 
| Sunne ënn ur 
nagqun)ag 190 Poqippze um? uaßunmazagım Bahr ` ` SEET E 
mol2ads 1 1130 We? 
299 an? uapumilntamunm eech Ging | 


TE f an Lu P Sn 


(III 
ge 
UA 


Gegen die Si⸗ 


| 


IO 


Ip 
1 
elo 
ah 
` 


lung der 


| 
| 


cherheit 


Gegen die 
körperliche Si 


ES Lgigtent 


Be 
di 
je 


| 


j aa ping | 
l 


pauog uadnjagun ër un ging 
a81103D 
us Ping vann1g 14 Bundlloppuung King || 


23j73(10dR 2300 Arıapqungg 
tag aaa 11958 eee aaqa 1aguallaun Ban 


Haut 1 Indy wilnjagun Bing 


Ni 


S 
ES 
= 
LÉI 
2 
AA 
ZS 
[23 
ZS 
EE EE 
re a ee 
H 
0 u 
Se 
2 S2 3 D 
, 
* 
3 N 
5 2 D H D 
1 
440 


— — 


It 


N 
| 


| 


Duntag arg Bungneng neun ping 

usa oun uszaog peng bund lo Ping 

Hopf u nc pinie 2020 ang 

` wan oun u . Au 120g One: 
don WPD Ping 

EI uspualo 229 ganmagiim Go 


— — 


„dun 0 bungzneg Ping 
uνẽm bag vas 2044 Dn Ping 
Gaga, Udo duni aiglodllach ping 
Mop laung audo amdoninmg e us pan 


* 
| 
17 
SC 


KI 


kehrungen zur 


Gegen die Sicherheit des Lebens 
Sich 
| | i 


uaroılug 29gum3ug Bunbagële Sing 
aiudiogz 200 Bundıguglax Sang 
— 7 ET! Bund Ping 
_ Bunarayng IS 

Bunssqumasng ang dunmapag: Sing 
20 1 n 2 Bunuauuaam mg | 
Jnoylng une — 

eee uaunsdad up auäpun2gt une || 


BEA! 


Gegen öffentliche Vor⸗ 


| 


An 


Staatsbandes 


100 
DR 
H 


Gegen die Si⸗ 
cherheit des 


Namen 
d e 
Kreiſes 


ren Polizei-Uibertretun⸗ 
mit. 


Zuſammenziehung 
gen vom Solar- Jahre 
eine Vermindernng 


Zeigt ſich in jedem Jahre 
eine Vermehrung 


N Entgegenhalte der ſchwe⸗ 


— 159 — 


einzutreten bat, wird auf den "ten Auguſt l. J. 
feſtgeſetzt. 

Welches in Folge Hofkammerdekrets bom 

5 1. Mai l. J. zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 

Gubernial = Kundmachung vom 5. Juli 1820. Präſid. 
Zahl 3658. 


85. 

Wie die vorgekommenen und verhandelten 
ſchweren Polizei-Uibertretungen ausge⸗ 
wieſen, und die Kandidaten zu Polizei⸗ 
richterſtellen gepruͤft werden ſollen. 


Ju dem Ausweis der im Laufe des Solarjahrs vorge— 
kommenen und behandelten ſchweren Polizeiübertretun— 
gen, welcher nach der Verordnung vom ıdten Juni 
1819. Zahl 25524. mit letzten Februar eines jeden 
Jahrs, ſomit immer binnen zwei Monaten nach Ver— 
. lauf des Solarjahrs anher vorzulegen iſt, wird den 
k. Kreisämtern in dem Anſchluſſe ein neues Formulare, 
ſtatt jenes, welches denenſelben unterm 26. Janner 1819. 
Zahl 1295. übermittelt, worden iſt, mit dem Auftrag 
zugeſtellt: 

tens. Den Ausweis der verhandelten ſchweren Dos 
lizei-Uibertretungen nunmehr nach dieſem neueren For— 
mular zu verfaſſen, und den Termin zur Vorlegung 
dieſes ſpezifiſchen Ausweiſes auf keinen Fall unter Ton, 
ſtiger Verantwortung des Herrn Amtsvorſtehers zu über— 
ſchreiten. 

ztens. In demfelben nur die in Folge rechtskräfti⸗ 
ger Urtheile abgeftraften Uibertretungen auſzunehmen. 

Steng, Sollten den k. Kreisämtern die Zahl der 
auf dieſer oder jener Herrſchaft für dieſe oder jene Uiber⸗ 
tretung Abgeſtraften zu hoch, oder zu gering ſcheinen, 
ſo muß ein ſolches Bedenken in der Anmerkung gehörig 
angeführt werden. . 

atens. Damit die bisher vermißte Ordnung in Die, 
ſem Zweige der Strafgerechtigkeit hergeſtellt, und fo— 


— 160 — 


nach die Verſaſſung der auf dem letzten Hauptſtuͤcke II. 
Theils des St. G. B. ſich gruͤndenden Jahrstabellen 
erleichtert, folglich auch deren Verläßlichkeit erzielet 
werde, iſt die Errichtung und Führung beſonderer Ze, 
giſtraturen nach den f. 8, 452,, 455., und 454 un⸗ 
umganglich nothwendig. 

Den k. Kreisämtern, und den Polizeirichtern auf 
dem Lande, als ıte Inſtanzen, wird es demnach obs 
liegen, für dieſen Geſchäftszweig eigene Negiſtraturen 
zu errichten, und zu führen, und die k. Kreisämter 
haben den Vollzug dieſer Anordnung gehörig zu über— 
wachen. 

stens Da übrigens ſich häufige Fälle ergeben, wo 
die Polizeirichter auf dem Lande in irriger Anwendung 
des Geſetzes einem oder dem andern Beſchuldigten 
Uibertretungen zu muthen, deren er nach ſeinen Stan— 
Deg, und Gemüthsverhältniſſen gar nicht fähig iſt, die 
hierüber gepflogenen Unterſuchungen und gefällten Ur— 
theile aber im Wege des Rekurſes, oder wenn ſolche 
den k. Kreisämtern laut $. 400. zur Einſicht vorgelegt 
werden, von der Landesſtelle aufgehoben werden; ſo 
werden den k. Kreisämtern die ſtrenge Beobachtung der 
Vorſchrift, daß die Kandidaten zu Poltizeirichterſtellen 
nur von dem Herrn Kreisamtsvorſteher, oder in deſſen 
Verhinderung von einem dieſem Geſchäſte gewachſenen 
Kreiskommiffär geprüft werden, zur Pflicht gemacht. 


Gubernialdekret vom 6. Juli 1820. Gub. Zahl 50542. 


geogr: 1 61 kengt 


84. 

Quittungen ſowohl über Interreſſen als über 
altere aus Requiſizionslieferungen nt: 
ſtandenen vom Aerario bezahlten Schul- 
den ſind vom Stempel befreit. 


Aus Anlaß einer von der k. k. Hofkriegsbuchhaltung 
verlangten beſonderen, mit einem Klaſſenmäſſigen Stem⸗ 
pel verſehenen Quittung über die Intereſſen, welche 
wegen Zahlungs-Verzug einer Requiſtzionsleiſtung vom 
Jahre 1610. erfolgt wurden, iſt im Einverſtändniſſe 
mit dem k. k. Hofkriegsrathe, und der allgemeinen 
k. k. Hofkammer von der hohen Hofkanzlei feſtgeſetzt 
worden, daß für Intereſſen, welche für ältere aus Res 
quiſtzionslieferungen entftandene Schulden vom aller⸗ 
höchſten Aerario bezahlt werden, keine beſondere mit 
Stempeln berſehene Quittungen abzuverlangen , die 
Zahlung ſowohl der Requiſtzionsleiſtung, als auch die 
Intereſſen in eine Summe zuſammengezogen, auf einer 
ungeſtempelten Quittung zu beſtättigen ſey. 

Dieſer Beſchluß ſteht mit der, durch das Kreis⸗ 
ſchreiben vom 24. Dezember 1815. Zahl 46885. allge⸗ 
mein bekannt gemachten hohen Hofkammer⸗Verordnung 
vom 25. November 1818. im Einklange, daher hier 
auch, unter Requiſtzionslieferung oder Leiſtung, eine 
gebothene oder Zwangslieferung oder Leiſtung gegen. 
über einer freiwilligen oder vertragsmäßigen verſtanden 
werden muß. 

Wovon die k. Kreisämter in Folge hohen Hof 
kanzleidekrets vom 2. b. M. zur weiteren Kund⸗ 
machung im Kreiſe verſtändiget werden. 


Gubernialdekret vom 17. Juli 1820. Gub. Zapf 29212. 


Prov. Geſeßſ. von Galizien 1820. L 
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85. 

Diejenigen philoſophiſchen Schuͤler, welche 
um Diſpens vom 5ten Jahrgange anſu— 
chen, und zur Theologie uͤbertreten wol⸗ 
len, muͤſſen das 2ote Lebensjahr zählen. 


In dem Gubernial⸗Erlaße vom 15 April d. J. Nro. 
13623. kömmt vor, daß diejenigen Schüler der Phi- 
loſophie im zweiten Jahrkurſe, welche mit Zuruͤcklegung 
dieſes Jahrkurſes das ıgte Jahr ihres Alters erreichten, 
und dann gleich fi) dem Studium der Theologie wid⸗ 
men wollen, um die Diſpens don dem dritten Jahr“ 
kurſe der Philoſophie anſuchen dürfen. 

Nunmehr wird den k. Direktoraten nachtraͤglich zu 
dieſem Gubernial⸗Erlaße im Grunde der von der Bo, 
hen Studienhofkommiſſion mit Dekret vom 24. Mai l. 
2 gemachten Erinnerung zur Oarnachachtung bedeutet: 
daß nach den beſtehenden Verordnungen die erwähnten 
Schüler, um don dem dritten Jahrkurſe der Philoſo⸗ 
phie diſpenſirt, und zu dem Studium der Theologie 
zugelaſſen werden zu können, mit Beendigung des 
zweiten Jahrkurſes der Philofophie das ıgte Lebensjahr 
zurückgelegt, und wenigſtens das zote erreicht haben 
müffen. 

©ubernial - Verordnung vom 8, Juli Zahl 26897. 


86. 

Die bei den Landwehr-Bataillons angeftell- 
ten penſionirten Militär - Offiziere find 
waͤhrend der wirklichen Dienſtleiſtung 
von der Perſonalſteuer befreit. 


Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, wie näm⸗ 
lich die bei den Landwehrbataillons angeſtellten penfio- 
nirten Militär ⸗ Offiziers ruͤckſichtlich der Perſonalſteuer 
zu behandeln ſeyen, wurde mit hohen Hofkanzlei⸗— 
dekrete vom 22. b. M. Juni entſchieden: daß die 
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bei den Landwehrbataillons der verſchiedenen k. k. In⸗ 
fanterie » Regimenter in der wirklichen Dienſtleiſtung ſich 
befindenden penſtonirten Offiziere, fo lange fie bei der⸗ 
ſelben verbleiben, gleich den bei Linientruppen dienen⸗ 
den Offizieren von Bezahlung der Perſonalſteuer befreit 
ſeyn ſollen. 

Wovon die k. Kreisämter zur eigenen Nachachtung, 
und zur Belehrung der in ihrem Bezirke befindlichen 
Dominien und Magiſtrate in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernialdekret vom 15. Juli 1820. Gub. Zahl 33505. 


87. 
Beſtimmung der Beſoldung fuͤr die Admini⸗ 
ſtratoren der unter der Kongrua ſtehen⸗ 
den Pfruͤnden. 


Une einen, in Beziehung der Spiritualien⸗Adminiſtra⸗ 
toren tief unter der Kongrua ſtehenden Pfarren, deren 
Temporalien denſelben ohne Nechnungslage überlaſſen 
werden ſollten, der höchften Behörde erſtatteten Vor⸗ 
trag, geruhte höchſtſelbe mit hohen Hofkanzleide⸗ 
kret vom 15. b. M. folgendes zu erwiedern: 

»Es hat die unterm 4. Mai l. J. Zahl 12417. 
»ausgeſprochene Beſtimmung auch auf Pfründen 
» dieſer Art ihre Anwendung zu erhalten. Es haben 
» ſonach die auf denſelben angeſtellten Proviforen, ihre 
» monatliche Gebühr mit 20 fl. Konvenziong » Münze zu 
» empfangen. « 

Um daher einerfeits jedem erponirten Spiritualien⸗ 
Adminiſtrator ſolcher unter der Kongrua dotirten Pfat« 
ren des lat. Ritus, ſogleich zu dem vollen Genuß des 
ihm mit 20 fl. Konv. Münze zugedachten Gehaltes zu 
verhelfen, andererſeits aber den Neligionsfond von dem, 
bei jeder Temporalien-Verwaltung auf eigene Rech⸗ 
nung unvermeidlichen Schaden zu verwahren, hat man 
zu entſchließen befunden, von nun an die Temporalien 
aller, auch unter der Kongrua ſtehenden lat. Pfründen, 
wenn ſie nicht bloß aus trockenen Zinſen beſtehen, im 

La 
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Lizitazionswege verpachten, dem Spiritualien⸗Admini⸗ 
ſtrator aber feinen Gehalt, in fo weit der Pachtſchilling 
nicht zureicht, aus dem Religionsfonde erfolgen zu 
laſſen. 

? Hievon werden die k. Kreisämter in Beziehung 
der hierortigen Verordnung vom 23. Mai d. J. Zahl 
24422. zur genaueſten Darnachachtung mit dem Bei⸗ 
ſatze in die Kenntniß geſetzt: daß dieſe Verfügung ſich 
bloß auf lat. Pfründen zu erſtrecken, rückſichtlich jener 
des gr. kath. Ritus aber, es bei der bisherigen Uibung 
unberändert zu verbleiben hat. 

Gubernialdekret vom 14. Juli 1820. Gub. Zahl 51449. 


88. 

Direktiven wegen der im Wege oͤffentlicher 
Verſteigerung zu bewirkenden ſowohl 
neuer Baugegenſtaͤnde, als auch deren 
Reparaturen. 


Seine Majeſtät haben aus Anlaß eines ſpeziellen Fal; 
les das Gutachten abzuverlangen geruhet; wie bei eis 
ner allgemeinen Anwendung des, der Maxime nach 
ſchon beſtehenden Syſtemes der verſteigerungsweiſen 
Verpachtung der ärarialiſchen Bauſührungen wohlfeis 
lere Preiſe zu erzielen, dann Umtreibe und Einverſtänd⸗ 
niſſe zu beſeitigen ſeyn dürften. 

Der in Folge dieſes allerhöchſten Auſtrages von der 
Hofkanzlei einvernehmlich mit den übrigen betroffenen 
Hofſtellen erſtattete allerunterthänigſte Vortrag beſchäf— 
tigte ſich mit der Löfung der zwei Hauptfragen: 

J. welche Bauobjekte, und dieſe 

II. unter welchen Modalitäten zu verpachten ſeyen. 

Hierüber iſt nun unterm 17. d. M. die aller⸗ 
höchſte Eniſchießung herabgelangt: 

ad Imum. In Abſicht auf der erſten Fragepunkt 
haben Seine Majeftät höchſt Ihren Willen dahin zu 
erklären geruhet: daß alle jene Baugegenſtände und 


ëm." 1 ` 


Reparaturen, die im Wege der Verfteigerung bewerk⸗ 
ſtelliget werden können, nach dieſer Art zu vollführen 
ſeyen. 

Es find daher in der Regel alle Baulichkeiten, 
ſte mögen in neuen Bauführungen, oder Reparaturen 
beſtehen, im Wege der Verſteigerung zu accordiren, 
und zwar ſowohl beim Eivil- als auch beim Waſſer⸗ 
baue, und bei den ſogenannten Extrabaulichkeiten an 
den Straſſen, indem das Verfahren rückſichtlich der ci, 
gentlichen Fahrbahn auf den Straſſen durch beſondere 
umſaſſende Vorſchriften ſchon geregelt iſt. 


Bei neuen Bauen werden der Ausführung im 
Wege der Verſteigerung nicht leicht Hinderniſſe entgegen 
ſtehen; ſchwieriger aber könnte die Verpachtung der 
Reparaturen ſcheinen, es ift daher nothwendig, die Ge: 
ſichtspunkte zu bezeichnen, von welchen hierbei ausge⸗ 
gangen werden muß. 


Die vorzunehmenden Reparaturen können entive- 
der ſolche ſeyn, die einer genauen Beſtimmung rück⸗ 
ſichtlich ihrer Quantität und Qualität fähig, und zu⸗ 
gleich beträchtlich genug ſind, um das Objekt einer 
beſonderen Verſteigerung zu bilden, oder ſolche, die 
von Zeit zu Zeit vorfallen, oder genau in Voraus ber 
ſtimmt, um an, und für ſich einer beſonderen Verſtei⸗ 
gerung lohnend zu feyn Im erſteren Falle hat die Ver⸗ 
pachtung derſelben auf die nämliche Art, wie jene der 
neuen Baue zu geſchehen. Nicht genau beſtimmbare 
oder zu geringfügige Reparaturen hingegen find collec- 
tiv, und bedingt in vorhinein nach einem Einheits⸗ 
maße zu lizitiren; ſo dürften z. B. die ſämtlichen Mau⸗ 
rer, Zimmermanns⸗, Tiſchler⸗, Schloſſer „ Glaſer⸗ 
Arbeiten u ſ. w. die bei einem Gebäude im Laufe des 
Jahres vorkommen, dergeſtalt auf ein Jahr in vor⸗ 
hinein verlizitiret werden, daß demjenigen, welcher ſich 
verbindet, den Kubikſchuh Mauer, den Quadratſchuh⸗ 
Anwurf, oder Weißung, ein beſtimmtes als Einheit 
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geltendes Maß von Zimmermanns⸗, Tiſchlers⸗, Gla⸗ 
ſers⸗, Schloſſers⸗ Arbeiten u. ſ. w. um den billigften 
Preis in guter Qualität herzuſtellen, alle während des 
Laufes eines Jahres vorkommenden ſolche Arbeiten zus 
gewieſen, und nach gehöriger Uibernahme von den 
dazu berufenen Beamten und Erprobung des Maßes 
und der Qualität der hergeſtellten Arbeit in dem Lizi⸗ 
tazionspreiſe bezahlt werden. 


Auf gleiche Weiſe können die Arbeiten an den ein» 
zelnen Bauobjekten der Straſſen, z. B. Bruͤcken, Ka⸗ 
näle, Parapeten, u. ſ. w. dann jene bei Straſſen⸗ 
werken z. B. Uferbeſchlächten, Dämmen, u. ſ. w. nach 
einem Maße von Mark zu Mark lizitirt werden, ſo, 
daß während der Dauer eines ſolchen Accordes nur 
über das Maß der Arbeit, nicht mehr aber über den 
Preis derſelben, und über die zu ihrer Ausfuͤhrung zu 
berufenden Perſonen Verhandlungen nothwendig ſind, 
ſondern Preis und Arbeiter beſtimmt bleiben, es möge 
nun ſchon viel oder wenig zu thun geben. 


Wo die Verſteigerung von Bauobjekten was immer 
für einer Art unüberwindlichen Schwierigkeiten unters 
liegen follte, haben Seine Majeftät den Behörden nach 
dem Geiſte der erwähnten allerhöchſten Entſchließung 
das Befugniß, einen anderen Weg einzuſchlagen, zwar 
einzuräumen geruht, es bleibt jedoch die Entſchei⸗ 
dung, ob von dem geſetzmäßigen Wege der Ber» 
ſteigerung bei einer Reparatur, oder wegen beſonders 
rückſichtswürdiger Umſtände auch bei einem neuen Baue 
abzugehen ſey, nur jener höheren Behörde überlaſſen, 
die überhaupt die Zuſtimmung zu dem Baue, um den 
es ſich handelt, zu ertheilen berechtiget iſt: Niemals 
alfo den ausführenden Unter» oder techniſchen Be⸗ 
hörden. 

ad IIdum. Bei der verſteigerungsweiſen Verpach⸗ 
tung der Bauführungen ſelbſt haben in Folge der aller 
höchſten Entſchließung nachſtehende Modalitäten Stait 
zu finden. 


tens. Jedes zuverpachtende Bauodjekt ſoll, fo viel 
als es nur immer thunlich iſt, in einzelnen Partien 
nach der Gattung der Arbeit, und des zuliefernden 
Materials ausgebothen werden; alſo z. B. bei einem 
Gebäude das Ziegelmateriale, der Steinbedarf, der 
Kalkbedarf, das Holz u. ſ. w. abgeſondert, und eben 
fo auch die Maurerarbeit, Zimmermannsarbeit, Tiſchler⸗, 
Schloſſers , Glaſerarbeit, u. ſ. w. eine jede für ſich. 
Wenn jedoch ein und derſelbe Unternehmer mehrere 
und auch alle Theile bei ihrer einzelnen Verſteigerung 
allein übernehmen wollte: ſo iſt er von einem ſolchen 
Unternehmen unter der Vorausſetzung nicht auszuſchlieſ⸗ 
fen, daß er für jeden einzelnen Theil die vortheilhafte⸗ 
ſten Bedingungen mache, uud für die Erfüllung einer 
jeden der übernommenen Verbindlichkeiten die geforderte 
Sicherheit leiſte. 


ztens. Da nach dem vorſtehenden Abſatze bei Sa, 
lichkeiten die Lieferung des Materials abgeſondert don 
der Verarbeitung deſſelben gepachtet werden kann: ſo 
entſteht die Frage: ob in dem Falle, wenn wegen des 
nicht in der gehörigen Güte gelieferten Materials ein 
Bau im Ganzen oder an irgend einem Theile ſchadhaft 
würde, der das Material berbrauchende Arbeiter, oder 
etwa der Lieferant dafür zu haften, und den Schaden 
zu erſetzen habe? 


Dieſe Frage wurde durch allerhöchſte Entſchließung 
dahin entſchieden, daß nur der Pächter der Verarbei⸗ 
tung des Materials dem Aerar für allen an dem bon 
ihm ausgeführten Baue, ſowohl wegen der ſchlechten 
Arbeit, als auch wegen der ſchlechten Qualität des 
dazu verwendeten Materials entſtehenden Schaden ver— 
antwortlich ſey, da es ihm zuſtehe, die nicht in kon⸗ 
traktmäßiger Qualität gelieferten Materialien den Lie⸗ 
feranten auszuſtoßen. Zugleich wurde jedoch angeordnet, 
daß die in Folge des folgenden gten Abfages bei den 
Bauten zur Aufſicht beſtellten Baubeamten ſorgfältig 
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darüber zu wachen haben, damit nur gute Materialien 
kontraktmäßig geliefert, und angenommen werden. 


Steng, Zur Sicherſtellung für die ordentliche Liefe⸗ 
rung des Materials und Führung des Baues ift den 
Unternehmern eine Kauzion abzufordern. 


Dieſe iſt in der Regel auch nicht weniger als fünf, 
und nicht mehr als zehn von Hundert des erftandenen 
Pachts⸗ oder Lieferungsbetrags feſtzuſetzen. Die eigent« 
liche Ausmeſſung der einzulegenden Kauzion, ſo wie 
auch der Dauer der Zeit, bis wohin die Kauzion liegen 
zu bleiben hat, um ihren Zweck zu erreichen, iſt der 
Behörde, unter deren Leitung das Oekonomiſche des 


Baues geſtellt ift (alſo niemals den techniſchen Schär, 
den allein) zu überlaſſen. 


Den Pachtunternehmern iſt in der Kegel frei zu 
ſtellen, entweder die vorgeſchriedene Kauzion vorläufig 
zu leiſten, oder ſtatt dieſer Vorausentrichtung eine oder 
nach Umſtänden auch mehrere Raten der in das Verdienen 
gebrachten Zahlung in ſo lange zur Sicherheit des Aerars 
zurückzulaſſen, bis der Pachtvertrag ihrerſeits in allen 
Punkten vollkommen erfüllt ſeyn wird; nur verſteht 
es ſich von felbft, daß in dieſem letzten Falle von Uns 
ternehmern, die nicht hinlänglich bekannt ſind, durch 
vorläufigen Erlag eines Neugeldes (Vadiums) der Be. 
weis geliefert werden muͤſſe, daß es ihnen mit der Gr, 
ſtehung des Untennehmens Ernſt iſt. 


Die Kauzion kann auch auf andere Art, als durch 
die Einlage des Baaren Geldes z. B. durch Einlegung 
verzinslicher Staatspapiere, durch Pränotirung auf 
Häuſer oder liegende Gründe nach den beſtehenden 
Rormen, oder auch fidejuſſoriſch geleiſtet werden, wenn 
nur der Zweck der vollen Sicherſtellung des Aerars da— 
bei erreicht wird. 

Die Behörde, welche eine Kauzion annimmt, bleibt 
dafür verantwortlich, daß die beabſichtigte Verſicherung 
des Aerars dadurch erreicht werde. 


atens Um die Konkurrenz der Unternehmer bei 
Pachtverſteigerungen nicht etwa durch die Art der Bes 
dingungen ſelbſt zu vermindern, find alle nicht unum⸗ 
gänglich nothwendigen die freie Wirkſamkeit des Unter« 
nehmers beſchränkenden Bedingungen auszulaſſen, und 
insbeſondere bei größeren neuen Bauführungen, wo 
keine Gefahr am Verzuge haftet, die Verſteigerungen 
einije Monate vor dem Beginnen des Baues, und wo 
möglich im Spätjahre oder Winter vorzunehmen, wo 
die günftigfte Zeit zu den Vorbereitungsarbeiten für 
jeden Unternehmer vorhanden iſt. 


5teng. Uiber die zur Sprache gekommene Frage! 
ob es nicht zweckmäßig wäre, um nicht bloß auf die im 
Orte der Bauführung ſelbſt befindlichen Unternehmer 
beſchränkt zu ſeyn, und um entfernten Pachtluſtigen die 
Mühe und den Aufwand von Seiten oder von Beftel- 
lung Bevollmächtigter zu erſparen, größere Unterneh— 
mungen etwa an mehreren Orten zu verſteigern, haben 
Seine Majeftöt zu entſchließen geruhet: daß die Siet, 
ſteigerung von Bauführungen zwar immer nur an ei« 
nem nach den Umſtänden zu beſtimmenden Orte abzu— 
halten, jedoch bei ausgedehnteren Unternehmungen, wo 
das Zuſtrömen von Pachtluſtigen aus entfernten Orten 
zu erwar en iſt, die Vornahme der Verſteigerung nicht 
allein in der betroffenen Provinz, ſondern auch in mech, 
reren Provinzen, ſo fruͤh als möglich allgemein kund 
zu machen ſey, damit die Pachtluſtigen bei derſelben 
entweder in Perſon, oder durch Beſtellte zur gehörigen 
Zeit erſcheinen können. 


6tend. Bei allen im Wege der öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerungen zu verpachtenden Bauführungen ſoll ein 
jeder Unternehmungsluſtige, wenn er auch nicht ſelbſt 
Erzeuger des Materials oder Verfertiger der Arbeit iſt, 
ohne Anſtand zugelaſſen, und Niemand, ſobald er der 
Beſtbiethende wird, und die vorgeſchriebene Sicherheit 
leiſtet, von dem Pachte ausgeſchloſſen werden. 


Da der Plan ohnehin von einer offentlichen Kunſt⸗ 
behörde verfaßt ſeyn muß: fo handelt es ſich hierbei 
nur um die Beſtimmung, daß jeder Unternehmer, der 
nicht ſelbſt zur Ausführung der gepachteten Arbeiten 
berechtigt und fähig wäre, die Ausführung nur folchen 
Leuten anvertraue, die dazu geeignet, und berechtigt 
ſind. Geſchieht dieß; ſo iſt es vollkommen gleichgiltig, 
ob der Unternehmer zugleich auch der Ausführende iſt, 
oder ob derſelbe den Bau für feine Rechnung durch 
einen andern führen läßt, denn auf jeden Fall bleibt 
er unmittelbar mit feiner Kauzion für die richtige Aus⸗ 
führung haftend. 


tens. Die als Grundlage der Verpachtung die- 
nenden Bauprojekte müſſen mit der großen Genauigkeit, 
und Umſicht entworfen werden, wobei bis zur Feſtſtel⸗ 
lung einer beſonderen Norm, die die hohe Hofkanzlei 
ſeiner Zeit zu ertheilen ſich vorbehält, die dießfalls 
ſchon beftehenden Vorſchriften genau zu handhaben find. 


stens. Um die Verzögerungen zu vermeiden, die 
von der Einholung der höheren Beſtätigung eines Gut, 
tazionsaktes unzertrennlich ſind, und die Pachtluſtigen 
oft abſchrecken, wird beſtimmt: daß jede Lizitazion von 
Bauführungen oder Lieferungen von Baugegenftänden 
an und für ſich als genehmigt, und beſtätigt zu be, 
trachten ſey, ſobald ſie mit Bewilligung der kompeten⸗ 
ten Behörde vorgenommen wurde, und dabei der von 
dieſer Behörde beſtimmte Fiskalpreis nicht überſchritten 
worden iſt. Nur dann, wenn eine ſolche Uiberſchrei⸗— 
tung Statt gefunden hätte, müßte die Ratifikazion von 
der kompetenten höheren Behörde erſt eingeholet werden. 


gtens Zur Erzielung einer beſtändigen Aufſicht auf 
die Erfüllung der Pachtbedingniſſe muß bei den an Unter⸗ 
nehmer überlaffenen Bauführungen die zur Aufſicht be 
»rufene techniſche Behörde einen, und bei befonders wich— 
tigen ſchwierigen oder umfaſſenden Bauführungen auch 
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mehrere Baubeamte beſtellen, welche wahrend des Baues 
nicht nur auf die genaue Führung deſſelben nach dem 
vorgezeichneten Hauptplane und den Detailplänen, ſon⸗ 
dern auch hinſichtlich der dazu verwendeten Materialien 
das genaueſte und ſtrengſte Augenmerk zu richten, und 
jede Uibertretung der Pachtbedingniſſe ſogleich entweder 
ſelbſt abzuſtellen, oder zu dieſem Behufe die ſchleunige 
Anzeige an die kompetenten Behörden zu machen haben. 


iotens. Da jede techniſche Behörde und insbeſon⸗ 
dere die Perſon ihres Vorſtehers für die gute Herſtel⸗ 
lung eines unter ihrer Oberaufſicht geführten Baues 
verantwortlich bleibt: fo find die aufgeſtellten Baube- 
amten von Zeit zu Zeit gehörig zu kontroliren. 


ritens. Die Bauführungen ſelbſt find immer nach 
ihrer Vollendung in allen Theilen auf das genaueſte 
zu unterſuchen; nach voller Uiberzeugung, daß wirklich 
alles im kontraktmäßig guten Stande hergeſtellet ſey, 
iſt von Seite der techniſchen Baubehörde dem Unter— 
nehmer das Zeugniß auszuſtellen, daß er den übernom⸗ 
menen Verbindlichkeiten entſprochen habe, welches Zeug» 
niß ihm ſowohl zur Erlangung der vollſtändigen Zah⸗ 
lung für ſeine Leiſtungen, als auch bei verlaufener 
Haftungsfriſt zur Auslöſung der erlegten Kauzion un⸗ 
entbehrlich iſt. 


Nach dieſen allerhöchſt feſtgeſetzten, mit hohen 
Hofkanzleidekret vom 28. April d. J. be 
kannt gemachten Direktiven haben ſich die k. Kreisäm⸗ 
ter nun Ton genau zu benehmen, und den unterge— 
ordneten Kreis⸗ Ingenieur zu belehren. 


Gub. Dekret vom 18. Juli 4620. Gnb. Zahl 25023. 


89. 

Wie jene Hauſierer zu behandeln find, wel⸗ 
che ſich Traͤger halten, Waaren auf Waͤ⸗ 
gen verführen, oder fie in eigenen Ge— 
woͤlbern niederlegen. 


Uider eine Anfrage des Guberniums von Inneröfters 
reich, wie jene Hauſierer zu behandeln ſeyen, welche 
ſich Träger halten, Waaren von einem Orte an den 
andere auf Wägen verführen, ſie in eigenen Gewölbern 
niederlegen, und von da aus damit bon Haus zu Haus 
gehen, hat die hohe Kommerz⸗Hofkommifſion 
zu Folge Dekrets vom 25. Mai d. J. folgende 
Belehrung erlaſſen: 

Vermöge des gten 9. des Hauſterpatents, iſt nicht 
nur das Hauſieren mit Waaren auf befpannten Wägen 
verboten, ſondern es iſt auch der Grundfag aufgeſtellt 
worden, daß das Hauſteren bloß auf den kleinen Des 
tailhandel beſchränkt ſeyn ſoll. 

Nach dem sten $. dieſes Patents können Weibs⸗ 
perfonen vor Erreichung ihres zwanzigſten, Mannsper— 
ſonen aber dor Erreichung ihres dreißigſten Jahres, 
wenn dieſe letzteren nicht etwa früher zum Militärſtande 
fuͤr immer untauglich erklärt worden ſind, Hauſterpäſſe 
nicht erhalten. 

Der 17te 5. des erwähnten Patents enthält endlich 
die Vorſchrift, daß kein Hauſierpaß als gültig angeſehen 
werden kann, wenn er ſich nicht in den Händen desje— 
nigen befindet, auf deſſen Nahmen er lautet, weshalb 
auch jenen, welche Hauſierpäſſe erhalten, auf das ſtrengſte 
verboten iſt, dieſelben an wen immer abzutreten. 

Hieraus folgt offenbar, daß den Hauſterern weder 
die Betreibung ihres Handels auf befpannten Wägen, 
noch die Errichtung von förmlichen Niederlagen, und 
das Halten von Gehilfen unter irgend einem Vorwande 
geſtattet werden könne, weil fonft den Hauſierern, die 
doch eine unbedeutende Erwerbſteuer bezahlen, und 
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überhaupt jene Handelserforderniße, welche nach der 
noch beſtehenden Handelsverfaſſung von den ordentli« 
chen Handelsleuten verlangt werden, nicht auszuweiſen 
haben, ein höchſt unbilliger Vorzug vor den letzeren 
eingeräumet werden würde, indem unter dem Zeg, 
mantel von Gehilfen alle Gattungen Menſchen zum 
Hauſierhandel berechtiget würden, die es nach dem 
Hauſierpatente offenbar nicht ſind, und gegen alle (Gr, 
fälls⸗ und Polizei⸗Nückſichten allerlei Geſindel zum 
Hauſierhandel zugelaſſen würde, und weil überhaupt 
die oben angeführten Beſtimmungen des Haufierpaten- 
tes leicht umgegangen, und nicht mehr gehandhabt 
werden könnten. 

Es wird nunmehr den k. Kreisämtern obliegen, 
auch ihrerſeits auf die genaue Beobachtung des Hau— 
fierpatents mit Rückſicht auf dieſe Bemerkungen zu ſe— 
hen, ſich aber dabei die in Beziehung auf die Goſcheer 
und Keifniger Unterthanen beſtehenden Vorſchriften, und 
insbeſondere den Inbalt des in Abſchrift beiliegen⸗ 
den aus Anlaß eines ſpeziellen Falles hierüber erlaſſenen 
hohen Kommerz-Hofkommiſſionsdekret vom 15. April 
1818. genau gegenwärtig zu halten, nachdem den ger 
nannten Unterhanen vor uralten Zeiten her ihrer be, 
ſonderen Verhältniſſe wegen eigene Begünſtigungen bei 
dem Hauſierhandel zuſtehen, welche ihnen nicht füglich 
entzogen werden koͤnnen. 

Gub. Dekret vom 18. Juli 1820. Gub. Zahl 27046. 


Jr Kommerzhofkommiſſionsdekret vom 13. 
April 1818. Zahl 6221— 2749. an das 
k. k. boͤhmiſche Landesgubernium. 


Den Gotſcheern, welche mit ordentlichen Hauſierpäſſen 
auf welſche Früchten verſehen ſind, ſteht der Hauſler⸗ 
handel mit dieſen, in dem Hauſterpatente vom Jabre 
1785, benannten Früchten in Städten und Märkten, 
wie auf dem flachen Lande, gleich allen andern Don, 
fterern, das ganze Jahr hindurch zu, ſohin an Wochen⸗ 
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werktstagen eben ſo, wie an den uͤbrigen Werktagen 
zu, doch bleiben dieſelben immer nur auf das Hauſie— 
ren, das iſt, auf den Verkauf von Haus zu Haus 
beſchränkt, und es iſt ihnen (außer auf den, zum freien 
Handel mit allen erlaubten Waaren beſtimmten Jahrmärk— 
ten) nicht geſtattet, bei Hauſe oder in offenen, Gewölbern 
oder auf Ständchen ihre Waaren feilzubiethen. Was 
den Bezug ihrer Waaren betrifft, ſo kann ihnen um ſo 
minder verwehrt werden, ſich ſolche mittelſt Fuhren in 
beliebigen Quantitäten zum Betriebe ihres Hauſterhan— 
dels zu verſchaffen, als dieſe Art des Bezuges ſchon aus 
der Beſchaffenheit der italieniſchen Früchte, und aus der 
großen Entfernung dieſer Händler von ihrer Heimath, 
und dem Orte des Bezugs nothwendig folget; dage⸗ 
gen iſt ihnen das Hauſieren ſelbſt mit beſpannten Wä⸗ 
gen, ſo wie allen Hauſterern ſtrenge unterſagt. 

Eben ſo liegt es in der Natur der Sache ſelbſt, 
daß dieſen welſchen Früchtenhändlern, wie es bereits 
im Hofkammerdekrete vom 50. Jult 1796. beſtimmt 
wurde, das Halten eigener Einſätze, in denen ſte ihre 
zum Hauſteren beſtimmten, und dem Verderben ſo ſehr 
ausgeſetzten Waaren auſbewahren können, auf keine 
Weiſe unterſagt werden kann. Es bleibt ihnen jedoch 
ſtrenge verboten, in dieſen Einſätzen ihre Waaren zu 
verkaufen, und in denenſelben einen förmlichen ſtabilen 
Handel zu treiben, worüber die Ortsobrigkeiten zu Ida» 
chen haben. 

Uibtigens unterliegt es keinem Anſtande, vaß Don, 
delsleute derlei Waaren in größeren Parthieen von den 
Gotſcheer Fruchthändlern abnehmen, und ſohin letztere 
ſolche an erſtere auch im Großen abſetzen können, in⸗ 
dem dafür ſelbſt das Intereſſe der Handelsleute ſpricht, 
die auf ſolche Art, ohne auf irgend eine Weiſe gebun⸗ 
den zu ſeyn, ſich dieſer Händler, wenn ſie es ihrem 
Handelsvortheile angemeſſen finden, zur Beiſchaffung 
der erwähnten Artikel bedienen können. 
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, 902 
Der Ausfuhrszoll fuͤr die rohe Schafwolle 
wird herabgeſetzt. 


Seine k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkam⸗ 
merdekrets vom 12. Juli d. J. den bisher De, 
ſtimmten Ausfuhrszoll von 8 fl. für jeden Wiener Zent⸗ 
ner roher Schafwolle, auf Einen Gulden herabzuſetzen 
geruhet. 

Welches mit dem Beiſatze allgemein kund gemacht 
wird, daß dieſe neue Beſtimmung fur den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, vom 1. Auguſt d. J. an, in 
Wirkſamkeit trete. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 18. Juli 1820. Gub. 

Zahl 35196. 


91. 
Wegen Erhaltung der oͤffentlichen Gicher- 
heit und Beſeitigung der Raͤubereien. 


Obgleich in den, den Kreisämtern mit den hierorti— 
gen Verordnungen vom 24. Hornung und 30. April l. 
J. 3. 1901. und 20100. ertheilten Weiſungen zur Er. 
haltung der öffentlichen Sicherheit und Befeitigung der 
feit einigen Jahren hierlandes verübten Räubereien , 
beſonders für den Fall, als letztere in einem oder dem 
andern Punkte ſich wieder ergeben ſollten, auch mehre⸗ 
re augenblickliche Polizei⸗Maaßregeln eingeleitet wor⸗ 
den ſind; ſo findet man denenſelben demnach aus An⸗ 
laß der neuerlichen Ereigniße im Stanislawower und 
Bukowinager Kreiſe zu erinnern, im Falle eine Gegend 
oder Ortſchaft von Näuberbanden bedroht werden ſollte, 
oder ſich Räuber wirklich gezeigt hätten. 

itens. Die Nachtwachen in den Ortſchaften Ger, 
doppeln zu laſſen. 

rend. Menſchen befonders aufzuſtellen, welche 
Sturm zu läuten, und bei etwaigen Uiberfällen Lärm 
zu machen hätten. 


gen, u 2 


Steng. Bei befonderet Gefahr auch berittene Wäch⸗ 
ter, beſonders an den Haupt» und Seiten» Berbin- 
dungsſtraſſen. 

Atens. Mit Pechkränzen verſehene Allarmſtan gen 
an geeigneten Plätzen aufzuſtellen, die leicht angebun- 
den werden können, um den nächſt gelegenen Gemein- 
den zum Signale zu dienen, wovon die Umgegend 
ſtets zu derftändigen iſt. 

breng. Die Einleitung einer ſpeziellen Aufſicht auf 
verdächtige oder abfeitig wohnende Unterthanen, allen» 
falls bei beſonderer Bedenklichkeit die Anweiſung be, 
ſtimmter Wohnörter für felbe in den größeren Dörfern 
und Ortſchaften, jedoch mit ſteter Ruͤckſicht auf den 
Rahrungs⸗Erwerb und Lebens „Unterhalt, und die Auf⸗ 
ſtellung von fo genannten Zehendmaͤnnern, oder nach 
Umſtänden der Weitläufigkeit der Ortſchaften und An« 
ſäßigkeiten auch für eine mindere Anzahl Häuſer, welche 
dieſe und deren Einwohner, deren Aufenthalt, Abmes 
ſenheiten und Verrichtungen ſtets unter beſonderer Auf— 
ſicht zu halten, und alle etwa bemerkenswertbe Verän— 
derungen, oder verdächtigen Vorfälle den Doininien 
anzuzeigen hatten, wobei ſich von ſelbſt verſteht, daß 
zu allen Wacht⸗ und Auſſichtspoſten nur vollkommen 
verläßliche Gemeindglieder zu wählen ſeyen. 

Endlich haben die Kreisämter die denſelben bereits 
mit der hierortigen Verordnung vom 24 Hornung Zahl 
1901. ad 6 angedeutete Verantwortlichkeit der Ge, 
meinden für die in ihren Bezirken ſich ergebenden Näus 
bereien hiemit ohneweiters allgemein zu erklären, und 
ſelbe zur ſtrengſten Aufſicht und Ergreifung der thäs 
tigſten Maaßregeln und des Widerſtandes gegen ſich 
zeigende Räuber, zu verpflichten. 


®ubernial = Verordnung vom 18. Juli 2820. Gub. 
Zahl 54634. 


907 gef 
Die für den unbefugten Verſchleiß des 
Schießpulvers feſtgeſetzten Geldſtrafen 
Go in Konvenzions-Muͤnze zu ent: 
richten. 


=, die Einlöſungs⸗ und Verkaufspreiſe des Salpe⸗ 
ters und Schießpulvers dermal auf Metal-Münze ges 
ſetzt, und die Strafbeträge auf Uibertretungen der in 
Konvenzions-Münze einfließenden Abgaben im Allge- 
meinen in Konvenzions⸗ Münze eingehoben werden 
ſollen: fo wird in Folge hohen Hofkanzleide⸗ 
krets vom 50. b. M. hiemit bekannt gemacht: daß 
die mit dem Patente vom 21. Dezember 1807. über 
die Pulver » und Salniter⸗ Erzeugung, auf den un- 
befugten Sserfchleiß des Schießpulvers feſtgefetzten Geld⸗ 
ſtrafen, vom 1. November laufenden Jahres anzufan⸗ 
gen, in Konvenzions⸗ Münze eingehoben werden follen. 

Gubernial-Kundmachung vom 19. Juli 1820. Gub. 

Zahl 54555. 


912 
Beamte und mindere Diener, welche fta- 
tusmaͤßig angeſtellt, ab Aerario befol- 
det, beeidet, und penſions⸗ oder pro⸗ 
viſionsfaͤhig find, werden von der Klaſ⸗ 
ſenſteuer befreit. 


uf eine Anfrage, wie das mindere an jährlichen 
Lohn 100 fl. beziehende Perſonale bei den verſchiede⸗ 
nen Gefälls⸗ Branchen und bei Stellen und Aemter, 
ruckſichtlich der Klaſſenſteuer, zu behandeln ſey? wurde 
mit hohen Hofkanzleidekrete vom 30. Juni 
L J. entſchieden, daß die Extreme, nach welchen ſich 
beurtheilen läßt, ob Jemand zu den in unmittelbarem 
höchſten Dienſte ſtehenden, daher von der Klaſſenſteuer 
patentmäſſig befreiten Beamten gehöre? — in dem bes 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. * 
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ſlehen, wenn derſelbe mit Kreditiv ſtatusmäßig ange⸗ 
ſtellt, folglich ab Aerario beſoldet, beeidet, und pen⸗ 
fiong » oder proviſionsfähig iſt. 

Wovon die k. Kreisämter zu ihrer Benehmung 
in die Kenntniß geſetzt werden. 


Gub. Dekret vom 24. Juli 1820. Gub. Zahl 34564. 


92. 
Die in den Aerarial-Kontrakten aufgenom⸗ 
mene Klauſel der Verzichtleiſtung auf 
den Rechtsweg wird abgeaͤndert. 


Mi hohen Hofkanzleidekret vom 29. Ju⸗ 
ni d. J. wurde entſchieden, daß ſtatt der bisher in den 
Aerarial⸗Kontrakten aufgenommenen Klaufel der Ver— 
zichtleiſtung auf den Rechtsweg, folgende geſetzt mer, 
den ſoll: 

»Es ſtehet den politiſchen oder fonſtigen mit der 
» Erfüllung des Kontraktes beauftragten Behörden frei, 
»alle jene Maßregeln zu ergreifen, welche zur unauf— 
» gehaltenen Erfüllung des Kontraktes führen, woge— 
» gen aber auch dem Kontrahenten der Rechtsweg für 
»alle Anſprüche, die er aus dem Kontrakte machen zu 
» können glaubt, offen ſtehen ſoll.« 

Von dieſer höchſten Entſchließung werden ſämtliche 
Kreisämter zur Wiſſenſchaft und Benehmung in die 
Kenntniß gefetzt, und denſelben bedeutet: daß dieſelbe Mo⸗ 
dalität ſich auch auf alle unter Aufſicht der öffentlichen 
Landesbehörde hinſichtlich ihrer Vermögens⸗Verwaltung 
ſtehenden Komunkörper und ſonſtigen Fonde beziehe, 
bei welchen auch gegenwärtig die Verzichtleiſtung auf 
den Rechtsweg faſt durchgehends ſtipulirt war, wenn 
es ſich um die Verpachtung einer Realität oder eines Ge⸗ 
falls oder um eine Lieferung handelte. 


Gubernialdekret vom 25ten Juli 1820. Gub. Zahl 
55129. 


95. 
Ausfuhrszoll auf die Schaafwolle wird auf 
einen Gulden C. M. pr. Centner her— 
abgeſetzt. 


Seine k. k. Majeſtat haben zur Beförderung des Schaaf⸗ 
wollenhandels, und um hiedurch der Schaafzucht ein 
höheres Intereſſe zu verſchaffen, den Ausfuhrszoll der 
rohen Schaafwolle auf 1 fl. Konvenziong » Münze pr. 
Wiener Zentner herabzuſetzen geruhet. 


Gubernial = Verordnung vom 27ten Juli Zahl 34971. 


94. 


Weiſung ruͤckſichtlich der zu verhaͤngenden 
Gehaltsſperre wider die Glieder eines 
organiſirten Magiſtrats. 


Uer die borgekommene Frage: ob wider die Glieder 
eines organiſirten Magiſtrats überhaupt, insbeſondere 
aber wegen Steuerrückſtände von der politiſchen Lan⸗ 
desſtelle allein, und ohne Einvernehmen mit dem k. k. 
Appellazionsgerichte die Gehaltsſperre verhängt werden 
könne, haben Seine Majeſtät unterm 1. Juli 1819. 
und 2 6. April d. J. laut hohen Hofkanzlei⸗ 
dekrets vom J. Juli d. J. Folgendes zu entſchließen 
geruhet: 

Bei jenen Magiſträten, wo die Judizial⸗ und po⸗ 
litiſchen Geſchäfte von den Magiſtratsbeamten gemein⸗ 
ſchaftlichĩ ohne Abſonderung in Senate, und Zuweiſung 
beſtimmter Individuen für die Judizial⸗Geſchäfte, 
und anderer bloß für die politiſch-ökonomiſchen Ge⸗ 
ſchäfte behandelt werden, könne im allgemeinen auch 
eine Gehaltsſperre eines derlei Magiſtratsbeamten nur 
mit gemeinſchaftlichen Einvernehmen des Guberniums 
und des Appellazionsgerichts verhängt werden, und ſey 
der Fall bei nicht Statt findenden Einverſtändniße den 

M2 
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Hofſtellen zur gemeinſchaftlichen Entſcheidung vorzu⸗ 
legen. 

In einzelnen Fällen aber, wenn die Gehaltsſperre 
bet jenen Magiſtraten, welche politiſche und Judizial⸗ 
geſchäfte zugleich beſorgen, gegen einen oder den andern 
Beamten einzutreten hat, ſep ſich auf nachſtehende Art 
zu benehmen: 

Beſorgt der mit der Gehaltsſperre zu beſtrafende 
Beamte nur rein politiſche Geſchäfte, und iſt derſelbe 
mit judiziellen oder gemiſchten Geſchäftsgegenſtänden 
nicht zugleich betheilt, dann hat die politiſche Landes⸗ 
ſtelle für ſich allein die Gehaltsſperre zu verhängen; da— 
gegen ſteht beis Gehaltsſperre dann allein dem Appel— 
lazionsgerichte zu, wenn der Beamte bloß und allein 
mit judiziellen Geſchäften betheilt iſt. 

Das gemeinſchaftliche Einvernehmen zwiſchen der 
politiſchen Landesſtelle und dem Appellazionsgerichte 
aber hat bei der Gehaltsſperre eines Magiftrats » Beam» 
ten dann einzutreten, wenn dieſer entweder gemiſchte, 
oder politiſche und Judizialgegenſtände zugleich zu ver» 
ſehen hat. 

Hievon werden die k Kreisämter mit dem Beiſatze 
verftändiget: bei Fällen, wenn gegen einen Magiftratds 
beamten die Gehaltsſperre zu verhängen iſt, jederzeit 
die Anzeige mit Beiſetzung der erforderlichen Daten zu 
erſtatten, um entſcheiden zu können, ob das Einver— 
Cen mit dem k. k. Appellazionsgerichte nothwendig 
wird. 

Gub. Dekret vom 27. Juli 1820. Gub. Zahl 36526. 


95. 
Inſtrukzion 


zur Nr 
Erhebung der Hauszins-Ertraͤgniſſe 


deren 
Kontrolle und Zuſammenſtellung. 
J. Abſchnitt. 
Von den Behoͤrden, welche bei der Erhe⸗ 
bung der Hauszins⸗Ertraͤgniſſe einzu⸗ 
wirken haben. 


©. 1. 


Die erhebun i 

f d der Hauszins⸗Erträgniffe in den dazu 
deſtimmten, und durch die Eirkular er go 
ten März d. J., oder durch ſpätere Nachtrags⸗Ver⸗ 
ordnungen namhaft gemachten Ortſchaften 

a) hat in der Neſidenzſtadt Wein mit ihren Vor⸗ 
ftädten inner den Linien, und in der Hauptftädt 
Prag die für dieſes Geſchäft in jeder Städte ei⸗ 
gens aufgeſtellte Kommiſſion, 

b) in anderen Probinzial-Haupt⸗ oder Kreisſtädten 
das Kreisamt, 

e) in Städten oder Orten, die zur Hauszins⸗Steuer 
beſtimmt, und nicht Provinzial» oder Kreisſtädte 
ſind, die Steuer- Bezirksobrigkeit, und wo ſolche, 
wie in Böhmen, nicht beſtehen, die Drtsobrig- 
keit, nämlich das Dominium oder der Magiſtrat 
zu beſorgen. 

+ 2 
Die Kommiſſion in Wien iſt in Beziehung auf 
dieſes Geſchäft der zur sea Mn Së r 
Proviſoriums in Nieder- Defterreich aufgeſtellten Pros 
binzial⸗Kommiſſion, die Kommiſſion in Prag dem 
dortigen Gubernio; die Kreisämter, mit Ausnahme 
Löhmens, ſind der zur Ausführung des Grundſteuer⸗ 
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Proviſoriums aufgeſtellten Provinzial » Kommifjion; in 
Böhmen aber dem Gubernio; die Steuer- Bezirks 
Obrigkeiten, Dominien und Magiſtrate, mit Ausnahme 
von Nieder-Oeſterreich, dem vorgeſetzen Kreisamte; 
in Rieder » Defterreich aber der in Wien eigens aufge— 
ſtellten Kommiſſion untergeordnet. 

. 

Den zur Erhebung beſtimmten Behörden wird die 
erforderliche Anzahl von Hilfs⸗Individuen für die Dauer 
dieſes Geſchäſtes von der demſelben vorgeſetzten Behörde 
bewilliget. 

§. ER 


So ferne dieſe bloß zum Abſchreiben beſtimmt 
ſind, erhalten fie täglich 45 kr. Metall-Münze; fo ferne 
fie für die Arbeiten des Caleuls verwendet werden, 
täglich ı fl. 50 kr., und fo ferne fie zu kontrollirenden 
Lokal⸗Unterſuchungen beſtimmt find, für die Dauer 
dieſer Unterſuchungen täglich 2 fl. Metall» Münze. 

+ Ce 

Die Zahl dieſer Individuen muß auf den (renge 
ften Bedarf beſchränket werden, und fie find, fobald 
fie entbehrlich werden, fogleich zu entlaffen. Bei der 
Wahl von Ealculanten und Copiſten find vorzüglich 
diejenigen zu berückſichtigen, welche ſchon bei den 
Grundertrags- Erhebungen mit gutem Erfolge verwen— 
det wurden, und bei dieſem Geſchäfte entbehrlich ſind. 


1 
Zu Lokal- Unterſuchungen müſſen aber rechtliche, 
gemäßigte Individuen, und da, wo ſchon dermal die 
Hauszins-Steuer beſteht, vorzugsweiſe ſolche gewählt 
werden, welche mit gutem Erfolge in dieſem Geſchäfte 
verwendet wurden, und anerkannte Lokal -Kenntniſſe 
beſitzen. 
§. 7. 
Zur Beſtreitung dieſer Auslagen ſind durch die un⸗ 
mittelbar vorgeſetzte Behoͤrde Vorſchüße bei der Provinzials 


u Ra 


Kommiſſion, in Böhmen bei der Landesſtelle anzu« 
ſuchen. 6 


Uiber den Fortgang der Erhebungen haben die 
dazu beſtimmten Behörden der vorgeſetzten von 8 zu 8 
Tagen Arbeits⸗Napporte nach den beiliegenden Form, I. 
und überdieß die Geſchäftsprotokolle von 14 zu 14 Tas 
gen in der gewöhnlichen Art der kreisämtlichen vorzulegen. 

Die Provinzial» Kommiffion hat den Zuſammenſatz 
der Arbeits» Rapporte von 14 zu 14 Tagen der k. k. 
Hofkanzlei zu überreichen. 


II. Abſchnitt. 


Von den allgemeinen Grundſaͤtzen zur Er⸗ 
hebung der Hauszins-Ertraͤgniſſe. 


§. 9. 

Im allgemeinen iſt D bei der Erhebung der Haus 
zins⸗Erträgniſſe nach den mit der Eirkular⸗Verordnung 
vom 1. März d. J. bekannt gegebenen Grundſätzen zu 
benehmen. 

§. 10. 

Es ſind ſich dabei insbeſondere die Beſtimmungen 
gegenwärtig zu halten, daß in den beſtimmten Ortſchaften 
alle Wohngebäude, mit alleiniger Ausnahme der im J. 2. 
jener Verordnung bemerkten, der Hauszins⸗Steuer 
unterliegen; daß der einzährige Zins mit dem im A. 7. 
bemerkten 15perzentigen Abzuge das Objekt der Ve— 
ſteuerung bilde, und daß dieſer Zins da, wo der Fall 
der Vermiethung wirklich eintritt, nach dem jährlichen 
wirklichen Ertrage, wo er durch den eigenen Genuß der 
Wohnung indirekte als eine Erſparung bezogen wird, 
im Wege der Parifikazion nachgewieſen werden muß. 

ll, 

Die detailirte Anwendung dieſer Beſtimmungen 
geht aus der dem Abſchnitte IV. beigebogenen beſonde⸗ 
ren Belehrung, nach welcher die Zinsertrags⸗Bekennt⸗ 


— 184 — 


niſſe zu überreichen ſind, und aus den folgenden Ab⸗ 
ſchnitten dieſer Inſtrukzion hervor. 


III. Ab ſchnitt. 


Von den Vorarbeiten zur Zins-Ertrags— 
Erhebung. 


§. 12. 
Die zu dieſen Erhebungen beſtimmte Behörde hat 
bor allem: 
a) das Verzeichniß der Hausbeſitzer zu entwerfen, 
welche die Zins-Bekenntniſſe zu überreichen haben; 
b) jedem derſelben mit Beziehung auf die Cirkular— 
Verordnung vom 1. März d. J. die Belehrung, 
nach welcher dieſe Bekenntniſſe zu berfaſſen find, und 
die dazu erforderlichen Druckbögen mitzutheilen; 
c) gleichzeitig im Orte felbft die Publikazion zu Der, 
anlaſſen, daß die Betheilung mit dieſer Belehrung 
borgenommen worden iſt, und die Hausbeſttzer, 
welche ſolche nicht erhalten hätten, ſich darum zu 
melden haben. 
§. 15. 


Das Verzeichniß der Hausbeſitzer iſt in der beilie— 
II. genden Form, nach der Konſkripzion ſowohl in Ber 
ziehung auf den Ort ſelbſt, als auch auf die Gebäude 
zu berlegen. 

Ss, 39. 

Die Anzahl der Gebäude, welche unter einer ei« 
genen Ortsbenennnung konſkribirt iſt, muß auch in ein 
beſonderes Verzeichniß zum Behufe der Hauszins⸗Er⸗ 
trags⸗Bekenntniſſe aufgenommen werden, z. B. die 
Stadt Wien, die Vorſtädte, Jägerzeile, Roßau, Wie⸗ 
den, Joſephſtadt u. ſ. w. find beſonders konſkribirt, fo 
muß für jedes dieſer Orte auch das bemerkte Ver⸗ 
zeichniß beſonders verlegt werden. 

§. 15. 
Wo der Ort durch den Umfang und die Zahl der 


B ` eg 


Gebäude gar zu groß, in der Konfkripzion aber als 
ein Ganzes behandelt iſt, darf zwar für denſelben auch 
nur ein Verzeichniß entworfen, dieſes aber muß in 
Sekzionen von der zur Erhebung beſtimmten Behörde 
abgetheilt werden. 

§. 16. 


Bei dieſer Untertheilung in Sekzionen iſt nach der 
topographiſchen Lage vorzugehen, und der Umfang 
und die Zahl der Gebäude zu berückſichtigen. 

Ohne beſonders erhebliche Gründe ſoll die Sekzion 
nicht weniger, als 200 Gebäude enthalten. 

Dieſe Abtheilung in Sekzionen hat übrigens aus» 
ſchließend den Zweck, die Reviſion der Bekenntniſſe und 
ihre Zuſammenſtellung in größeren Orten unter mehrere 
Beamte vertheilen zu können. 


17. 

In das nach den vorausgegangenen Beſtimmun— 
gen vorbereitete Ortsverzeichniß werden alle in demſel⸗ 
ben befindlichen, und konſkribirten Gebäude in der 
Ordnung der Konſkripzions-Nummern nach den im 
Formulare II. aufgeführten Rubriken eingetragen, und 
nur die zwei letzten Kolonnen, bis der Fall der Vormer⸗ 
kung eintritt, leer gelaſſen. 

§. 18. 

Wäre die Erhebungs- Behörde in der Kenntniß 
der Eriſtenz von Gebäuden, welche nicht konfkribirt 
ſind, ſo muͤſſen dieſe am Ende des Verzeichniſſes mit 
fortlaufender Nummer angeſetzt, Dart der Konſkripzions⸗ 
zahl aber durch Buchſtaben a, b, o, u. ſ. w. unter⸗ 
ſchieden werden. 

§. 19. 

Hat ein und daſſelbe Gebäude mehrere Konfkrip⸗ 
giond- Nummern, fo werden ſte alle bei dieſem Ge, 
bäude angeführt. Sind aber unter einer Konſkripzions⸗ 
Zahl mehrere unter einem eigenen Dach abgeſonderte 
Gebäude begriffen, ſo werden dieſe mit wiederholter 
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Aufführung der Konſkripzions-Zahl durch Buchſtaben 
unterſchieden und untergetheilt, z. B. 124124 124 124 


und ſo weiter. b 
§. 20, 

In das Verzeichniß müſſen die Gebäude alle ohne 
Unterſchied aufgenommen werden, ſelbſt diejenigen, 
welche nach der Beſtimmungen der Cirkular-Verord⸗ 
nung vom 1. März d. J. der Zinsbeſteuerung nicht un⸗ 


terliegen. 
§. 21. 


Diejenigen Gebäude, welche nach dieſen Beſtim⸗ 
mungen notoriſch ſteuerfrei, und von der Einbeken⸗ 
nung des Zinſes losgezählt ſind, werden als ſolche in 
der dazu eigens eröffneten Rubrike angemerkt, und die 
Urſache wird in der Anmerkung kurz angegeben. 

22. 

Im Zweifel, ob ein Gebäude ſteuerfrei iſt, oder 
nicht, muß daſſelbe als ſteuerpflichtig in dem Verzeich⸗ 
niſſe erſcheinen, bis über die zu ſtellende Anfrage an 
die höhere Behörde " WEN Beſtimmung erfolgt, 

+ 29» 

Um dieſe Anfragen möglichſt zu beſeitigeu, wer— 
den nachſtehende nähere Erläuterungen zur Richtſchnur 
gegeben: 

Steuerfrei ſind: 

a) Kirchen, jedoch nur als ſolche. Sind fie in der 
Verbindung mit dem Wohngebäude, fo wird die⸗ 
ſes deswegen nicht ſteuerfrei, es verſteht ſich jedoch, 
daß die Kirche auch in diefem Falle in keinen Ans 
ſchlag kommen darf. 

b) Staatsgebäude, d. i. ſolche, welche unmittelbar 
dem Staate gehören, und zu irgend einem Staates 
zwecke oder öffentlichen Gebrauche verwendet werden, 

c) Militär- Kaſernen, wenn das Gebäude perma— 
nent nur dieſe Beſtimmung hat, und für ſolche 
nicht etwa zeitweife gemiethet iſt, in welchem Falle 
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der Miethzins von dem Eigenthuͤmer des Gebäu— 

des allerdings verſteuert werden mußte. 

d) Spitäler, wenn das Gebäude dem Staate oder 
einem öffentlichen Fonde angehört. 

Steuerfrei in Beziehung auf das Zins⸗Erträgniß 
ſind auch alle Hütten, Buden, Kramladen, deren eigene 
Benutzung oder Vermiethung dem Eigenthümer derſel— 
ben nur zeitweife zuſtehet, ohne daß er auch das Eis 
genthum der Area, auf welcher fie ſtehen, hat, Top, 
dern vielmehr verpflichtet iſt, den Platz nach einer ſchon 
beſtimmten Zeit, oder nach voraus gegangener Auffors 
derung zu räumen. Dagegen unterliegen derlei Hütten, 
Buden, Läden, wenn fie permanent find, die Area, 
auf der fie ſtehen, zum Gebäude gehört, der Verſteu— 
erung, fie mögen nun von dem Eigenthümer ſelbſt be» 
nützet, oder einem Dritten vermiethet feyn. So wie 


auch 
$ 24. 
alle übrigen hier nicht ausdrücklich ausgenomme⸗ 
nen Gebäude. 
We, Ss 


Sobald das Verzeichniß der Gebäude, für welche 
die Zinsfaſſionen einzubringen ſind, vollendet iſt, hat 
die Behörde nach demſelben jedem Hausbeſitzer die Be— 
lehrung zur Uiberreichung der Zins Ertrags-Faſſion 
mit dem Auftrage zuzuſtellen, die Faſſion ſelbſt nach 
dieſer Inſtrukzion binnen 14 Tagen vorzubringen. 

5” 26. 

d Die Behörden erhalten zu dieſem Behufe gleich⸗ 
zeitig mit der gegenwärtigen Inſtrukzion die erforder» 
liche Anzahl von Zins ⸗Ertrags⸗Faſſions⸗ Belehrungen. 

Kee, 

Mit der Betheilung der Zins » Faffions » Belehrung 
hat die Erhebungs » Behörde in jedem Orte, in wel- 
chem die Bekenntniſſe einzubringen find, die Kundma— 
chung zu veranlaſſen: daß die Hauseigenthuͤmer mit der 
erforderlichen Belehrung zur Uiberreichung der Zins⸗ 
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Ertrags- Bekenntniſſe betheilet worden find, daß aber 
diejenigen, welche ſolche nicht erhalten hätten, und 
nach dem Inhalte der Cirkular-Verordnung vom 1ten 
März d. J. zur Uiberreichung ſolcher Bekenntniſſe Der, 
pflichtet ſind, ſich darum binnen 8 Tagen um ſo ge— 
wiſſen zu melden haben, als die nicht erhaltene Be— 
lehrung die nicht überreichte Faſſion keineswegs ent— 
ſchuldiget, ſondern die Hausbeſitzer, welche ſolche in der 
feſtgeſetzten Zeit nicht einbringen, unnachſichtlich nach 
den Beſtimmungen des A, 11. der Eirkular⸗Verordnung 
vom 1. März d. J. behandelt werden würden. Außer- 
dem iſt aber die geſchehene Betheilung in dem $. 15. 
bemerkten Verzeichniſſe individuel vorzumerken, ſohin 
in der betreffenden Rubrike der Tag, an welchem die 
Zuſtellung geſchah, anzuſetzen. 


IV. Abſchnitt. 


Von den Zins-Ertrags-Bekenntniſſen, de⸗ 
ren Einſammlung und Vormerkung. 


§. 28. 
Die Hauseigenthümer, haben die Zins Ertrags- 
III. Bekenntniſſe genau nach der beiliegenden Beleh— 
rung, und in der derſelben beigebogenen Form zu über— 


reichen. 
$. 29. 

So wie eine Faſſion einlanget, wird auf dieſelbe 
die fortlaufende Nummer oder der Buchſtabe geſetzt, 
in welcher das Gebäude in dem $. 15. angeordneten 
Verzeichniſſe erſcheint. 

§. 30. 

In dem nämlichen Verzeichniſſe wird in der dazu 
eröffneten Rubrike das Datum, unter welchem ſie ein⸗ 
gelangt iſt, eingetragen. 

, Si 

Iſt der Termin zur Wiberreihung der Faſſionen 

umgelaufen: jo werden die rückſtaͤndigen mit Feſtſetzung 
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einer Friſt bon 5 Tagen, und mit dem Beiſatze betrie⸗ 
ben, daß, wenn ſie binnen dieſer Zeit nicht vorgelegt 
werden, ein Strafbetrag von 10 Gulden Metall» Münze 
zu erlegen iſt. Bleibt dieſes Zwangsmittel 8 Tage 
fruchtlos: fo iſt ein eigenes Individuum zu delegiren, 
welches die Faſſion von dem Hauseigenthümer oder von 
dem von ihm Bevollmächtigten aufzunehmen, in die 
gehörige Form zu bringen, und vorzulegen hat. Dieſes 
Individuum erhält täglich von dem Hauseigenthümer 
in Wien und Prag 5 Gulden, in andern Orten täglich 
5 Gulden Metallmünze. 

In ganz beſonderen Fällen, wo es ſich nämlich 
um Gebäude von gar großem Umfange handelt, kann 
die Erhebungsbehörde den Termin zur Uiberreichung 
der Bekenntniſſe jedoch nicht über 4 Wochen im Gate 
zen verlängern. 


Beni tt, 
Von der Reviſion und Kontrolle der Faſ— 
ſionen. 


Ge 26, 

Die Reviſton und Kontrolle der Faſſionen beſteht in 
der Würdigung: ob dieſelbe in der gehörigen Form verfaßt, 
die Berechnung der angeſetzten Beträge dem Kalkul nach 
richtig, und das Zins⸗Erträgniß ſelbſt wahrſcheinlich iſt. 

Eine in der Form weſentlich von der Vorſchrift 
abweichende Faſſion iſt dem Fatenten ſogleich zur Abän⸗ 
derung mit dem Beiſatze zurückzuſtellen, dieſe binnen 
8 Tagen um ſo gewiſſer zu bewerkſtelligen, als im wi⸗ 
drigen Falle die Beſtimmungen des §. 31. eintreten. 
Sind aber die Vernachläßigungen in der Form minder 
weſentlich, oder kann die Berichtigung von der Behörde 
vorgenommen werden: ſo iſt darüber hinauszugehen, 
oder die Verbeſſerung von N vorzunehmen. 

S. A, 
Kalkulsfehler find in der Regel immer von Amts⸗ 
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wegen richtig zu ſtellen, es ſey denn, daß eine gut, 
klärung unbedingt nothwendig würde, welche im kuͤrze— 
ſten Wege durch Vorladung des Fatenten einzuholen iſt. 

Entſtehen aber Bedenken über die Nichtigkeit der 
Angabe des Zinsertrages dadurch; daß derſelbe im Gan, 
zen, oder in einzelnen Theilen anffallend zu gering 
angeſetzt wäre: fo müffen dieſe im Wege einer Lokal-Un⸗ 
terſuchung gehoben werden. 

§. 36. 

Dieſe Unterſuchung kann in Wien und Prag inner 
den Linien nur auf Verfügung der Kommiſſſon, in den 
Kreisſtädten nur auf Verfügung des Kreisvorſtehers, in 
andern Orten nur auf Verfügung der leitenden Obrig⸗ 
keiten oder der in dieſem Geſchäfte unmittelbar vorge⸗ 
ſetzten Behörde eintreten. e 

Se. Ae? 

Dieſe Verfügungen müſſen aber erfolgen, fobald 
die Angabe als zu gering auffällt, oder gegründeter 
Verdacht verſchwiegener Beſtandtheile eintritt. 

Zu ſolchen Lokal⸗Unterſuchungen find aber rer, 
liche und beſcheidene Individuen zu delegiren; die Un— 
terſuchung ſelbſt muß mit Zuziehung des Hauseigen— 
thümers oder feines Bevollmächtigten vorgenommen; 
es müſſen wenigſtens zwei Hauseigenthümer des Ortes, 
in dem das Gebäude liegt, und welche die Erhebungs— 
Behörde eigens zu beſtimmen hat, beigezogen; dem 
Fatenten müſſen die Bedenken, die gegen ſeine Faſſion 
obwalten, vorgehalten, und derſelbe muß durch gütli⸗ 
che Vorſtellungen dahin gebracht werden, die verhält— 
niß mäßige Erhöhung ER e 

. 59 

Wäre derſelbe dazu nicht zu vermögen, und bes 
harret er auf feiner Angabe, fo iſt dieſe durch die Lo⸗ 
kal⸗Beſichtigung des Gebäudes, durch Einvernehmen 
der Zins⸗Partheien zu verifiziren, oder es ſind in 
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dieſem Wege die Daten zur Widerlegung derſelben zu 
ſammeln. 
§. 40. 

Uiber die Reſultate der Lokal-Unterſuchung hat 
der Unterſuchungs-Kommiſſär ein Protokoll aufzuneh- 
men, und in demſelben die Bedenken gegen das Be— 
kenntniß, den Lokal-Befund, und die Erklärung des 
Fatenten in Kürze und klar darzuſtellen, zugleich die 
Meinung der bei gezogenen Hauseigenthümer des Orts 
über die Frage: ob die zur Verſteuerung einbekannten 
Beträge billiger Weiſe angenommen werden können, 
oder auf welche Summe ſie zu erhöhen ſeyen, aufzu— 
nehmen. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß es ihnen uns 
benommen bleiben muß, dieſe Meinung in Abweſenheit 
des Fatenten abzugeben, wenn fie es wünſchen 

§. 41. 

Der Unterſuchungskommiſſär hat der Erhebungs⸗ 
Behörde das Unterſuchungs-Protokoll vorzulegen, ſein 
Gutachten darüber beſtimmt zu äußern, und die Summe 
in der Ziffer anzugeben, auf welche der Zins im Gans 
zen oder in einzelnen 8. 43 zu ſetzen wäre. 

+ Sos 

Der Kommiſſion in Wien, und in Prag, und 
den Kreisämtern, als Erhebungs-Behörden, ſteht es 
zu, dieſe Berichtigung der Faſſionen aus eigenem Anz 
ſehen vorzunehmen. Wo aber die Erhebungs- Schär, 
den, Steuer-Bezirksobrigkeiten, Dominien und Magis 
ſtrate ſind, da dürfen ſie zwar dieſe Berichtigungen in 
dem Ausweiſe IV. anſetzen, fie müſſen aber die Fälle 
in einem beſonderen Verzeichniſſe unter Beilegung der 
Protokolle nachweiſen, und die Beſtätigung der Be— 
hörde, an welche ſie nach der Beſtimmung des VI. 
Abſchnittes den Abſchluß zu überreichen haben, gleich» 
zeitig mit demſelben vorlegen. 

§. 45. 

Bei Aenderungen der Faſſionen, die von Amtswe⸗ 

gen vorgenommen werden, iſt mit Billigkeit vorzuge⸗ 
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hen, und insbeſondere darauf RNüͤckſicht zu nehmen, 
wenn: 

a) der Grund der geringen Angabe notoriſch in einer 
gewohnten billigen Forderung des Hauseigenthü— 
mers liegt, in welchem Falle keine Erhöhung der 
Angabe Statt findet, wenn es auch gewiß iſt, daß 
der Eigenthümer einen «höheren Zins erwirken 
könnte. 

b) Wenn eigene Wohnungen von Gewerbsleuten ge— 
ringerer Klaſſe, oder Grund - Produzenten, die 
den Grund ſelbſt bearbeiten, verhältnißmäßig ge⸗ 
ring angeſetzt würden, auch da ſoll der Zins nicht 
erhöhet werden, wenn nach Abſchlag von 1s Pers 
zent zwei Fünftheile deſſelben dem Betrage gleich 
kommen, der von ſolchen Gebäuden im Wege der 
Klaſſifikazion nach dem J. 17. der Eirkular⸗Ver⸗ 
ordnung vom 1. 08. entfiele. 

e Ale 
Gegen die vorgenommene Aenderung des einbes 
kannten Zins-Ertrages findet der Rekurs an die Pros 
vinzial-Kommiſſion, in Böhmen an die Landesſtelle, 
erſt dann Statt, wenn dieſe dem Hauseigenthümer 
ſamt der davon entfallenden Steuer-Quote bekannt ges 
geben iſt. 
S. 45 


Zeigt ſich aus den Refultaten der Unterſuchung, 
daß der Fatent das Zins» Erträgniß mir einer abſicht⸗ 
lichen Verſchweigung geringer angegeben hat: ſo ſteht 
es der Behörde, welche zur Aenderung der Faſſion nach 
dem A 45. berufen iſt, zu, darüber Amt nach den 
Beſtimmungen des $. 11. der Eirkular- Verordnung 
vom 1. März zu handeln, und im Falle des Rekur⸗ 
ſes dieſen, der ihr in dieſem Geſchäfte vorgeſetzten Bes 
hörde zur Entſcheidung vorzulegen. 


VI. Ab ſchnitt. 
Von der Zuſammenſtellung der Faſſions— 
Reſultate. 


ch 46: 

Sobald eine Faſſion richtig geſtellt iſt, ift das Se, 
IV. Jr ſultat derſelben in eine nach dem beiliegenden 
Formulare eingerichtete Vormerkung, welche für jeden 
Ort abgeſondert verlegt wird, zu übertragen. 

Dabei wird erinnert: 

a) In die Rubrik: Poſt Nro. 1. wird die Nummer 
geſetzt, mit welcher die Faſſion nach A 29. bei 
ihrem Einlangen zu bezeichnen iſt. 

p) Der ı5perzentige Abzug iſt zu berechnen, und 
in der Kolonne anzuſetzen. 

c) Der Betrag der Steuer wird erſt dann, wenn 
die Beſtimmung des Steuer » Perzentes erfolgt, 
ausgewieſen. 

| . 47. Ae 

Sind alle Faſſionen richtig geſtellt, und in die 
6, 46. bemerkte Vormerkung eingetragen: fo wird Dies 
ſelbe in allen Rubriken der Ziffern ſummirt. 

F. 48, 

Dieſe Summen werden dann in einem eigenen 
V. .] Summario dargeſtellt, welches nach der neben» 
verwahrten Form EN iſt. 

+ 49. 

Das Summarium haben die zut Einhebung bes 
ſtimmten Steuer » Bezirks » Obrigfeiten, in Böhmen 
die Dominien und Magiſtrate der ihnen in dem Ge⸗ 
ſchäfte nach den Beſtimmungen des $. 2. vorgeſetzten 
Behörde abgeſondert, für jede Ortſchaft zu überreichen, 
und das $. 46. bemerkte Vormerkungs⸗Verzeichniß in 
mundo beizulegen. 

§. 50, 


Die Kommiſſion in Wien und Prag , und die 
Kreisämter haben daraus den Hauptzuſammenſatz Für 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820, N 
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alle Orte, in welchen ihnen die Erhebung unmittelbar 
oder mittelbar übertragen iſt, zu verfertigen, und dies 
fen der Provinzial-Kommiſſion, in Böhmen dem Gu, 
bernio borzulegen. 

S. 51. 


Die Provinzial-Kommiſſion, und das Gubernium 
in Prag verfaßt das Totale für die ganze Provinz, und 
überreicht dieſes der Hofkanzlei. 

S. 52. 

Die Bekenntniſſe muͤſſen bis zur Hälfte des Mo⸗ 
nats September d. J. eingebracht, und berichtiget, und 
die Total- Abſchlüſſe bis Ende des Monats September 
vorgelegt werden. 

§. 35. 


Die Faſſionen ſelbſt, ſo wie die Vormerkungen 
bleiben in der Verwahrung der erhebenden Behörde, 
und müſſen von derſelben in einer Ordnung, in wel— 
cher jede leicht aufgefunden werden kann, und geſichert 
vor jeder Beſchädigung bis auf weitere Anordnung ver— 
wahrt werden. 


VII. Abſchnitt. 


Von Nachweiſung der Gebaͤude, deren Zins⸗ 
Ertraͤgniſſe nicht erhoben worden ſind, und 
derjenigen, von welchen ſie zwar erhoben 
wurden, bei welchen aber die Steuer⸗ 
pflicht zweifelhaft iſt. 


§. 54. 
Die Gebäude, welche nach der Beſtimmung des 
$. 2. der Eirkular-Verordnung vom 1. März d. J., 
und nach den befonderen Erläuterungen des 5. 23. die⸗ 
ſer Inſtrukzion von der Erhebung des Zins-Erträgniſſes 
losgezählet ſind, müſſen in einem beſonderen, nach der 
VI. . beiliegenden Form eingerichteten Verzeichniſſe 
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nachgewieſen werden. In der Rubrike, Anmerkung, 
iſt die Begründung dieſer Loszählung anzugeben. 
§. 38. 

Jene Gebäude, bei welchen noch ein Zweifel ob, 
waltet, ob fie der Bing» Ertragsfteuer unterliegen, oder 
nicht, ſind in einem weiteren nach der beiliegenden 
VII. Jr Form verfaßten Ausweiſe zu verzeichnen, und 
es ſind die Gründe, welche für und gegen die Steuer— 
Befreiung ſprechen, umſtändlich auseinander zu ſetzen. 
Dieſes hindert jedoch nicht, daß derlei Fälle auch ein. 
zeln zur höheren Entſcheidung gebracht werden, nur 
iſt deswegen der Total-Abſchluß nicht zu verzögern. 

Die Beſtimmungen der vorausgegangenen Para— 
graphe beziehen ſich jedoch nur auf diejenigen Gebäude, 
welche von der Zins⸗Ertrags⸗Erhebung ganz losge⸗ 
zählet find. Gebäude, welche nur zeitweife ganz oder 
zum Theile ſteuerſrei gehalten werden, müffen, allen 
übrigen gleich, mit ihrem wirklichen Zins Erträgniſſe 
in Anſchlag kommen, da die zeitweiſe Befreiung von 
der Steuer nach den darüber abgeſondert folgenden Be— 
ſtimmungen eintreten wird. 

Wien den 26. Juni 1820. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom 29. Juli 4820. Gub. 
Zahl 36900. 
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Arbeits⸗ Rapport: 
dom ten bis ten 1820. 
über die in dem Orte (Stadt) (Markt) N. eingebrachten, und berichtigten Hauszins⸗Ertrags⸗ 
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Beilage III. zum §. 28. 


leb run g 
für die Hauseigenthuͤmer zur Verfaſſung und 
Uiberreichung der Zins-Ertrags-Be⸗ 
kenntniſſe. 
$- 1, 


Das Zins⸗Ertrags-Bekenntniß zerfällt in die detai⸗ 
lirte Beſchreibung aller einzelnen Beſtandtheile des Hau- 
ſes und in die Angabe des Zinſes, welcher für jede 
Wohnung in demſelben, oder für einzelne Hausbeſtand⸗ 
theile, und von dem Gebäude im Ganzen entweder 
direkte durch die wirkliche Vermiethung oder indirekte 
durch den eigenen Genuß jahrlich bezogen wird. 
§. 2. 
Die Beſchreibung des Hauſes ift nach der neben- 
I .|* verwahrten Form, das Zins⸗Bekenntniß ſelbſt 
II. .] nach der beiligenden Tabelle zu entwerfen. Die 
Bögen dazu erhält der Hauseigenthuͤmer von der zur 
Sammlung und Kontrolle dieſer Bekenntniſſe aufgeftells 
ten Behörde. Sie müſſen in der Art zuſammen gehef— 
tet werden; daß erſt die Beſchreibung des Hauſes, dann 
das Zins⸗Ertrags-Bekenntniß erſcheint, und ein Uiber⸗ 
ſchlag über beide die Aufſchrift enthält: 
Zins⸗Ertrags⸗Bekenntniß und Beſchreibung des 

Hauſes Nro. — 

in der Stadt N. 

für das Jahr 1820. 

von R. N. 

3 


Die Beſchreibung des Hauſes enthalt: 

a) einen fortlaufenden Nummer für jeden in demfels 
ben befindlichen Beſtandtheil; 

b) die Rummer des Hoſes, in dem derſelbe liegt, 
wenn das Haus mehrere Höfe hat; 


** 


c) die Nummer der Stiege, don welcher der Zugang 
iſt, wenn das Haus mehrere Stiegen hat; 
d) die Lage; 
e) die Beſtimmung des Beſtandtheiles; 
f) die Nummer der Wohnung, zu welcher derſelbe 
vermiethet oder benützet wird. 
§. 4. 

Jeder Beſtandtheil des Hauſes, welcher durch ei⸗ 
gene Wände von den uͤbrigen abgeſondert iſt, oder einer 
beſtimmten Wohnung angehört, oder einer beſtimmten 
Parthei vermiethet iſt, erhält eine eigene Nummer. 

Jedes Zimmer, jede Kammer, Küche u. d. gl. 
erhält alſo eine beſondere Nummer, 

Ein Keller, der durch Wände abgeſondert iſt, er— 
hält fo viele Nummern, als derlei Abſonderungen bes 
ſtehen; wäre er aber durch Wände wirklich nicht abge— 
ſondert, aber an verſchiedene Partheien nach einer be— 
ſtimmten Ausmaaß vermiethet: ſo erhält er ſo viele 
beſondere Nummern, als ſich Partheien in die Benüt— 
zung theilen. 

Daſſelbe gilt von Bodenlagen, Stallungen, Schupfen 
u. d. gl. Es wird aber in ſolchen Fallen in der Ru⸗ 
brik: Beſtimmung des Beſtandtheiles, immer die Aus⸗ 
maaß bemerkt, z. B. Keller auf 20 Eimer, Stallung 
auf 2 Pferde, Wagen -Remiſe auf 2 Wägen, ein 
Viertel des ganzen Bodens, u. d. gl. 

Die Rummerirung der Beſtandtheile fängt von 
dem Unterſten des Hauſes an, und geht in dieſer 
Ordnung bis an das Oberſte, nämlich: erſt die unter— 
irdiſchen Beſtandtheile, Keller, Holzlagen, und d. gl. 
dann die zu ebener Erde, dann jene im erſten Stocke, 
im zweiten Stocke, im dritten Stocke, u. ſ. w., unter 
dem Dache. Dieſe Ordnung wird in der Rubrik: Lage, 
durch die Angabe unter der Erde, ebener Erde, erſten 


Stock u. ſ. w. erſichtlich gemacht. ö 
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er 
Die Angabe der Nummer des Hofes und der 
Stiege bedarf feiner befonderen Erläuterung, eben fo 
wenig, als die der Lage nach der eben gegebenen Gr, 
klärung. 


§. 7. 

Unter der Beſtimmung des Beſtandtheiles wird 
feine Benützungsart verftanden, ob derſelbe nämlich 
als Keller, Holzlage, Zimmer, Kammer, Boden, 
Stallung, Gewölbe, Kramladen, u. d. gl. gebraucht 
wird. 

Dieſe Beſtimmung wird in den eben bemerkten 


Worten, mit dem in J. 4. vorgedachten Falle bemerkten 
Beifage angegeben. 8 
en 


Die Nummer der Wohnung, zu welcher der Be— 
ſtandtheil vermiethet iſt, muß genau mit derjenigen 
übereinſtimmen, unter welcher die Wohnung in der 
Angabe des Zins-Ertrages erſcheinet. 

Sie kann daher auch erſt dann angeſetzt werden, 
wenn jene Tabelle überhaupt, und insbeſondere nach 
der Beſtimmung des A. 10. dieſer Belehrung zu Stande 
gebracht iſt. 


Die Zins-Ertrags » Tabelle enthält: 

a) Die fortlaufende Nummer der Wohnung, oder 
der beſonders dermietheten Veſtandtheile des Hauſes; 

b) die Beſtimmung der Lage der Wohnung; 

c) die Angabe der Beſtandtheile, aus welchen ſie 
zuſammengeſetzt iſt; 

d) den jährlich im Ganzen und in jeder Periode der 
geſetzlichen Vermiethungszeit direkte bezogenen oder 
durch eigene Benützung erſparten Zins; 

e) die Nedulzion deſſelben auf Metall » Münze nach 
dem Kurfe von 250; 

f) die Beſtätigung der Nichtigkeit der Angabe von 
Seite der Zinsparthei; 

5) die erläuternde Anmerkung. 
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. 10: 

Jede Wohnung des Haufes, fo wie die von dem 
Hauseigenthuͤmer beſonders an eine beſtimmte Parthei 
vermietheten einzelnen Beftandıheile des Hauſes, z. B. 
ein Gewölbe, welches allein an eine beſtimmte Parthei 
vermiethet iſt, erhält eine eigene Nummer. Der Haus- 
eigenthümer iſt verpflichtet dieſe Nummer an dem Gin, 
gange zur Wohnung kennbar, und leicht leſerlich, Au, 
gleich aber haltbar heſten oder zeichnen zu laſſen. Dieſe 
Rummer wird in der betreffenden Rubrik der Zins. 
Erirags- Tabelle, und nach den Beſtimmungen des 
$. 8. in der betreffenden Rubrik der Hausbeſchreibung 
eingetragen. 

8 

Die Beſtimmung der Lage der Wohnung erfolgt 
nach den Hauptbeſtandtheilen, aus welchen ſie zuſammen 
geſetzt iſt. Eine Wohnung z. B., deren Haupt-Be— 
ſtandtheile im erſten Stocke find, wird in Beziehung 
auf Lage, als im erſten Stocke angeſetzt, wenn gleich 
dazu Keller unter der Erde, Küche, und Küchenzim⸗ 
mer zu ebener Erde, ein Zimmer im zweiten Stocke, 
eine Bodenlage ER 

a 

Die Angabe der Beſtandtheile, aus welchen die 
Wohnung zuſammengeſetzt iſt, geſchieht durch den An 
ſatz der Rummern, unter welchen dieſe Beſtandtheile 
in der Haus » Beſchreibung erſcheinen. 

e, l, , 5, 4, 32. 
§. 15. 

Der Zins Ertrag wird für jede Wohnung im Gan⸗ 
zen, und für jeden an eine beſtimmte Parthei Det, 
mietheten Hausbeſtandtheile im Ganzen ſo angeſetzt, 
wie er für das Jahr 1820. in den einzelnen gefeplis 
chen, und wo dieſe nicht beſtehen, üblichen Miethungs⸗ 
und Vermiethungs⸗ Perioden, und im Ganzen für das 
Jahr 1820. entfällt. 
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§. 14. 

Es find für die Vermiethungs⸗Periode vier Kolon⸗ 
nen eröffnet. 

In dieſe wird der vierteljährige Zins da eingettas 
gen, wo die Vermiethungs-Periode vierteljährig geſetz⸗ 
lich oder ortsüblich iſt. Wäre die geſetzliche oder orts⸗ 
übliche Vermiethungs- Periode halbjährig; fo wird der 
halbjährige Zins in den Rubriken des zweiten und vier— 
ten Quartals angeſetzt. In der Rubrik: Summe, 
wird dann der geſammte jährliche Ertrag angegeben. 

Wo weder geſetzliche, noch übliche regelmäßige Ver⸗ 
miethungs⸗ Perioden beſtehen, ſondern die Vermie— 
thungen nur in einem Theile des Jahres, und da nur 
nach Monathen, Wochen oder Tagen eintreten, muß 
der Eigenthümer des Hauſes den Zins, den das Ge— 
bäude im ganzen Laufe des Jahres wirklich getragen 
hat, und den er bis zum Ausgange deſſelben etwa 
noch erwartet, in der Rubrik der Summe angegeben 
werden. 

Gaſthäuſer, welche nach Tagen, Wochen, oder 
Monathen vermiethet, oder lediglich zur Bewirthung 
verwendet werden, ſind in dem Zins-Ertrage, wie 
Wohnungen, anzuſehen, welchen ſie gleich gehalten 
werden können. 

et? 


Als Zins ſelbſt muß nicht nur die baare Geldlei— 
ſtung, die unter dieſem Titel wirklich ſtipulirt iſt, ſon⸗ 
dern es muͤſſen auch alle wegen der Miethe bedungenen 
Leiſtungen im Gelde, Arbeit u. d. gl. in Anſchlag 
kommen. Wenn alſo Jemand z. B. für eine Wohnung 
200 fl. Metall⸗ Münze entrichtet, außerdem einen Zäre, 
trag zur Steuer mit 20 fl. leiſtet, überdieß die Vers 

pflichtung übernimmt, das Geſchäft der Zinserhebung 
im Haufe zu beſorgen, ohne dafür ein beſonderes Ents 
gelt zu erhalten, ſo kann der Zins nicht mit 200 fl. M. 
M. ſondern er muß, mit Rückſicht auf dieſe Rebenver⸗ 
pflichtungen, z. B. mit 250 fl. angeſchlagen werden. 
Der Hauseigenthümer muß ſich in diefen und ähnlichen 
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Fällen immer die Frage ſtellen: fuͤr welchen Zins⸗Be⸗ 
trag er die Wohnung vermiethen wuͤrde, wenn derlei 
Nebenbedingungen nicht beſtünden, und muß daher 
den Zins ſelbſt nach dieſem Betrage gewiſſenhaft an⸗ 


geben. 
S. 16. 

Auch die eigene Wohnung muß der Hauseigenthuͤ— 
mer in Anſchlag bringen, und zwar in dem nämlichen 
Betrage, in welchem er fie bermiethen würde, wenn 
er ſie nicht ſelbſt benützte. Daſſelbe gilt auch von ein- 
zelnen Beſtandtheilen des Hauſes, die der Eigenthü— 
mer ſelbſt benüget. 

§. 17. 


Wird die Wohnung mit einem Garten oder mit 
Meublen vermiethet: fo kann für den Garten und für 
die Meublen, wenn dießfalls nicht Dien eine Abfondes 
rung in dem Kontrakte ſelbſt gemacht iſt, von dem ſti— 
pulirten Zinſe der Abzug gemacht werden, das Verhält— 
niß muß aber aus der Anmerkung erſichtlich ſeyn. 

Es wird nämlich in derſelben z. B. bemerket, die 
Wohnung Nr. iſt zwar um 1000 fl. Metall - Münze 
vermiethet, da aber 6 Zimmer derſelben mit der nä, 
thigen Einrichtung von Seite des Hauseigenthümers 
verſehen, überdieß der Genuß des dazu gehörigen Gar— 
tens der Parthei überlaſſen iſt: ſo werden dafür 200 fl. 
Metall» Münze in Abſchlag gebracht, und der Zins iſt 
daher nur mit 300 fl. Metall-Münze angeſetzt. 

§. 18. 
Die Zins⸗Erträgniße aller Wohnungen und Haus⸗ 


beſtandtheile find dann am Schluße der Faſſion zu ſum⸗ 
miren. 


D 1 LU 
In der Rubrik u. auf Metall» Münze 
wird von jeder Wohnung der Zins, welcher in Wiener 
Währung ſtipulirt iſt, in der Rubrik der Wiener Wäh⸗ 
rung angeſetzt, nach dem Kurſe von 250 auf Metall⸗ 
Münze reduzirt, und der reduzirte Betrag in Metall⸗ 


Münze angefegt, in der dritten Kolonne der Zins, der 
wirklich in Metall⸗ Münze ſtipulirt iſt, angegeben und 
in der Summe der Zins⸗Ertrag im Ganzen in Metall 
Münze dargeſtellt. 

§. 20. 

Auch dieſe Rubriken müſſen am Ende aller Woh⸗ 
nungen und Li ſummirt werden. 

+ DE 

Die Zins» Ertrags » Angaben haben die Partheien 
in der dazu eigens eröffneten Rubrik, durch ihre Nah— 
mensunterfertigung zu beſtätigen. Der Hauseigenthüs 
mer ift verbunden, jeder Parthei zu dieſem Behufe 
die Zins⸗Faſſion mitzutheilen, und ihr Einſicht in die 
Angabe nehmen zu laſſen. Auch muß der Hauseigen⸗ 
thümer jeder Parthei die Eirkular-Verordnung vom 1. 
März d. J., und insbeſondere die Beſtimmung des 
$. 11. derſelben gegenwärtig halten. 

§. 22. 

In Fällen, wo die Partheien im Verlaufe des 
Jahres 1820 die Wohnung gewechſelt haben, dem Eis 
genthuͤmer des Hauſes aber bekannt, und es demſelben 
möglich iſt, inner der zur Uiberreichung der Faſſion 
beſtimmten Friſt die Beſtätigung der Angabe einzuho— 
len, muß dieſes geſchehen. 

Wäre aber dem Hauseigenthümer der dermalige 
Aufenthalt einer ſolchen Parthei unbekannt, oder wäre 
es ihm nicht möglich, ihre Beſtätigung in der gehöri— 
gen Zeit einzuholen, fo iſt dieſes in der Rubrik: Ans 
merkung zu bemerken. 

. os 


Da der Mangel der Beſtätigung der Angabe von 
Seite der Parthei immer die Nothwendigkeit einer nä. 
hern Kontrolle nach ſich zieht: ſo wird der Hauseigen— 
thümer bedacht ſeyn, ſich ſolche zu verſchaffen, um da— 
durch nicht läſtigeren Nachforſchungen und Unterſuchun⸗ 
gen ausgeſetzt zu werden. 
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§. 24. 

Die Hauseigenthümer werden zu gemiffenhaften 
und wahren Angaben um ſo mehr aufgefordert, als 
dieſelben einer Lokal-Unterſuchung und Kontrolle un⸗ 
terliegen, und bei Entdeckung unrichtiger Bekenntniſſe 
nach den Beſtimmungen des $. 1. der Cirkular-Ver⸗ 


ordnung vom 1. März d. J. unnachſichtlich verfahren 
wuͤrde. 
25. 


Insbeſondere muß ſich der Hauseigenthümer ge— 
genwärtig halten, daß der Zins⸗Ertrag bon allen Be- 
ſtandtheilen des Hauſes, ſie mögen wirklich vermiethet, 
von ihm felbft benüger, oder unbewohnt oder unbenutzt 
ſeyn, anzugeben iſt; im erſten Falle nämlich: nach 
dem wirklichen Zins-Ertrage, in beiden letztern nach 
dem vergleichweiſen, in der Vorausſetzung nämlich, daß 
der Fall der wor — — eintrete. 

. 26. 

Für die leer ſtehenden und mit dem Zins⸗Ertrage 
unbekannten Wohnungen und Beftandtheile des Hauſes 
wird nach den Beſtimmungen des A. 12. der Eirkular⸗ 
Verordnung vom 1. März d. J. die Zins⸗Steuer⸗Ver⸗ 
gütung im beſonderen Wege nach den dießfalls folgen— 
den Anordnungen in dem nämlichen Wege eintreten, 
in welchem die gefetzlichen zeitweiſen Steuer-Befreiun⸗ 
gen erfolgen. Nur iſt gleich dermal das Leerſtehen einer 
Wohnung, und die Zeit, durch welche ſie leer ſtehet, 
in der Anmerkung darzuſtellen. 

, En 27 

Die nach den Vorſchriften der vorausgegangenen 
A. verfaßten Zins⸗Ertrags⸗Bekenntniſſe hat der Eigen⸗ 
thümer des Hauſes, oder der von demſelben hierzu 
eigens Bevollmächtigte, unter Beilegung der Vollmacht 
eigenhändig mit folgender Klauſel zu unterſertigen. 

»Ich Endesgefertigter erkläre hiermit, daß ich die 
vorſtehenden Zins-Erträgniſſe der Wahrheit getreu und 
gewiſſenhaft angeſetzt, die Beſchreibung des Hauſes genau 
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angegeben, und mir dabei die Beſtimmungen des 9. 11. 
der Cirkular-Verordnung vom 1. März d. J. gegen 
wärtig gehalten habe. Urkund deſſen meine eigenhän⸗ 
dige Unterſchrift. “ 
N. den 
N. N. 
S. 28. 

Bei Fidei⸗Kommiſſen darf nur der Fidei⸗Kommiß⸗ 
Nutznießer, oder deſſen Bevollmächtigte, bei Eigenthüs 
mern, die in der Vormundſchaft oder Curatel ſtehen, 
muß der Vormund oder Curator die Faſſion einlegen, 
und unterfertigen. Wenn mehrere Eigenthümer find, 
müſſen fie das Bekenntniß mit der $. 27. bemerkten 
Klauſel: Alle, oder der von ihnen dazu eigends bevoll: 
mächtigte unterfertigen, und es ſind für die Richtigkeit 
deſſelben auch alle in 9 berantwortlich. 

+ 29. 

Die Bekenntniſſe ſind von den dazu Verpflichteten 
in der feſtgeſetzten Zeit um ſo gewiſſer zu überreichen, 
als ſie bei längerer Verzögerung in eine Geldſtraſe ver— 
fallen, und bei noch weiterer, die Erhebung durch ei— 
gene Kommiſſäre auf ihre Koſten vorgenommen werden 


würde. 
§. 30. 

Von dem einbekannten und richtig befundenen 
Haus⸗-Zins-Erträgniſſe findet nach der Eirkular⸗-Ver⸗ 
ordnung vom 1. März d. J. f. 7. ein Abzug von 15 
Perzent Statt. Da aber dieſer erſt dann gemacht mer: 
den kann, wenn die Angaben als richtig erkannt ſind: 
fo wird ſolcher von der zur Erhebung und Kontrolle be, 
ſtimmten Behörde von Amtswegen vorgenommen wer⸗ 
den, und die Hauseigenthümer haben daher die Zin⸗ 
ſungen, ohne Rückſicht auf dieſen Abſchlag, fo wie fie 
bedungen ſind, oder bedungen werden könnten, anzu⸗ 
ſetzen. 


Wien den 26. Juni 1820. 


(Zur Seite 206.) 
Sub Beilage zur Beilage III. 1. zu 5. 2. 


— 


Land: 
Kreis: 
Beſchrei bung: 


des Hauſes Nro. 
in dem zur Hauzins⸗Steuer beſtimmten Orte (Stadt) (Markt) N. 
fuͤr das Jahr 1820. 


Nu mmer der Beſtandtheile Numer 
der 
Wohnung, 
der zu welcher der Anmerkung. 
Beftandrheile || des der Beſtim⸗ Beſtandtheil ber⸗ t 
des Hofes Stiege] Lage SCH: miethet, oder 


Haufes benützt wird 


— 


K 


Sub Beilage zur Beilage III. 2. zu 8. 2. 


Land N. 
Kreis N. ö 
Zins ⸗Ertrags⸗Bekenntniß: 
des Hauſes Nro. 
in dem zur Hauszins⸗ Steuer beſtimmten Orte (Stadt) (Markt) N. 
Fur das Jahr 1820. 
Nummer Jährlicher Zins ſte⸗ 
der 2 Beſtand⸗ b 3 K Haupt: Beſtati⸗ 
Wohnung = theile, Bu» m —— m —— $ 
oder der [ aus wels || und Bot» > e 8 
beſonders 1 gen die || nahme W n = Subme 
bermiethe⸗ Wohnung der I. Quartal II. Quartal III. Quartal IV. Quartal M a: 
ten Ber Tei zufam= || Parthei | oon Seite E 
ſtandtheile S mengefegt m 1 Zo in . in? 2 E Tin 3. An der Binde 1 
See 2 5 WB. M. M. WW. N. N. W W. er n 28 N Parthei 
2 — FD = = m 
fl. kr. For D fl. fl. Er. ein (pelt. fl. kr. fl. fl. kr. f. 5 fl. fl. kr. . 


Formulare IV. zum $. 46. 


Land N. Erhebungs » Behörde N. 
Kreis R. 


Vormerkung: 


Uiber die Neſultate der eingelangten Faſſionen von dem zur Hauszinsſteuer beſtimmten Orte (Stadt) (Markt) N. 
Für das Jahr 1820. 


| Des Gebäudes Dieſer Zins-Ertrag wurde richtig geſtellt | 
Poſten Einbekann⸗ 8 | 
und ter Zins⸗ abon Bleiben Davon 
E Faſſions⸗ Konſkrip⸗ Zu und Vornahme Ertrag In 15 pEt. zur beträgt a H 
| Nro. zions⸗ des in Metall⸗ in Verſteu⸗ die nmerkung. 
im Ver⸗ 1. . . o Metall⸗ Münze Metall- erung Steuer 
5 Nro. $ d : e l 
zeichniſſe 1 Sekzion || Hauseigenthümers Münze mi Münze n zu Wé 
der Hauſer / oiuerg Abzug Metall⸗ in Metall⸗ 
und Haus: Münze Münze 
eigenthü⸗ 
mer 


fl. ffr. UI Cl fl. kr. fl. Ir 


ag 


EE TUE ,,————— 


Formulare V. zum S. 48. 


Land N. Erhebungs⸗Behoͤrde N. 


Kreis N. x 
Summarium: 


Uider die Vormerkungen der Neſultate der eingelangten und richtig geftellten Faſſionen von dem zur 
Hauszinsſteuer beſtimmten Orte (Stadt) (Markt) N. 
Für das Jahr 1820. 


eie Betrag 
Gegenſt an d. Metal- Ae. Anmerkung. 


Als Bing» Ertrag wurden einbekannt 


Nach Richtigftellung der Bekenntniße 
wurde der Zins⸗Ertrag geſetzt auf 


Davon beträgt 1s pCt. Abzunung 


Es bleiben ſohin zur Beſteuerung. 
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Formulare VI. zum §. 54. 


Land N. Erhebungs⸗Behörde N. 

Kreis N. 

Verzeichniß: 

Jener Gebäude, welche von der Erhebung des Zins— 
Erträgniſſes in dem Orte (Stadt) (Markt) N. nach 
der Beſtimmung der Cirkular-Verordnung vom 1. 
März 1820. A 2., und der Inſtrukzion für die 
Haus = Zins » Erhebungs - Behörden $. 25. losgezah⸗ 
let find. 


Zu⸗ und Vornahme | Begründung 
des der 


Hauseigenthümers. Loszaͤhlung. 


Poſten Nro. 
Haus Nro. 
1 
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Formulare VII. zum §. 55. 


Land R. Erhebungs » Behörde R. 
Kreis N. 


Verzeichniß: 


Jener Gebäude, bei welchen noch ein Zweifel obwaltet, 
ob ſie der Zinsſteuer unterliegen oder nicht. 


Gründe 
| Zu⸗ und Vornahme welche fü E 
für oder gegen 
| | des die Seil ` 


Hauseigenthümers. || gereeiung ſprechen. 


l 


Voſten ro. 
Haus Nro. 


96. 

Alle unter dem Einftuße der Staatsverwal— 
tung vorzunehmenden Baufuͤhrungen, 
find im Wege der Öffentlichen Verſtei— 
gerung zu bewirken. 


s wurde über das hohe Hofkanzleidekret vom 28. 
April d. J., womit die allerhoͤchſt vorgeſchriebenen Ze, 
ſtimmungen über die Vornahme der Verpachtungen von 
ararialiſchen Bauführungen allgemein kund gemacht 
wurde, ein Zweifel erhoben, in welchem Sinne hier 
das Wort ärariſch zu nehmen, und ob es auch auf 
öffentliche Fondsbaulichkeiten, und auf jene der lan— 
desfuͤrſtlichen Städte auszudehnen ſey? Zur Behebung 
dieſes Zweifels wurden mit hohem Hoflanzlei- 
dekret vom 6. Juli d. J. nachſtehende Bemer⸗ 
kungen eröffnet: 

Als Seine Majeſtät von den betroffenen Hofſtellen 
Vorſchläge abzufordern geruheten, wie die Verſteige⸗ 
rungen ärarialiſcher Baufuͤhrungen am entſprechendſten 
vorzunehmen wären, und als Höchſtdieſelben ſodann 
dieſen Vorſchlägen die allerhöchſte Zuſtimmung ertheil— 
ten, lag es keineswegs in der Abſicht Seiner Majeſtät, 
das Verpachtungsſyſtem bei Bauführungen, welche ſchon 
vorlängſt bei allen unter Leitung der Staats- Verwal⸗ 
tung vorzunehmenden Bauen, geſetzlich beſteht, in en⸗ 
gere, als die bisherigen, durch Vorſchriften beſtimm⸗ 
ten, und nur in der Ausübung zum Theile nicht bes 
achteten Schranken einzuſchlieſſen, vielmehr beweiſet 
der Wortlaut und Sinn der unterm 28. April d. J. de⸗ 
kannt gemachten allerhöchſten Entſchließung, daß die— 
ſem Syſteme die größtmögliche Ausdehnnug gegeben 
werden ſoll. Es iſt demnach wohl von ſelbſt einleuch⸗ 
tend, daß der Ausdruck: ärariſche Bauführun⸗ 
gen in der weiteſten Bedeutung, nämlich: für alle 
unter dem Einfluße der Staatsverwaltung vorzuneh— 
menden Bauführungen zu gelten habe. Um etwa 


— 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. Se 


S Ya "` 


nicht ähnlichen Zweifeln Naum zu geben, wird die hohe 
Erläuterung den Kreisämtern im Nachhange zu dem ers 
wähnten, unterm 18. Juli Gub. Zahl 25025. bekannt 
gemachten hohen Hofkanzleidekret zur Wiſfenſchaft, und 
weiteren Veranlaſſung eröffnet. e 
©ubernial = Dekret vom iten Auguſt 1820. Gub. 
Zahl 56548. 


. ROTE 
Beſtimmung, in wie ferne durch Nozionen 
der Kammeralbehoͤrden auferlegte Geld⸗ 
ſtrafen auf die Erben uͤbergehen. 


Une die Frage, in wie ferne durch Nozionen der 
Kammeral-Behörden auferlegte Geldſtrafen nach dem 
Sinne des d. 548. des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches auf die Erben übergehen, iſt im Grunde eis 
ner allerhöchſten Entfchließung Seiner Ma⸗ 
jeſtat vom 8. April d. J. mittelſt hohen Hof⸗ 
kanzleidekrets vom 29. Juni d. J. der ö. 548. 
des bürgerlichen Geſetzbuches dahin erläutert worden: 
die in dieſem Paragraphe vorkommende Verfügung, nach 
welcher die von dem Geſetze verhängten Geldſtrafen, wozu 
der Verſtorbene noch nicht verurtheilt war, auf den Erben 
nicht übergehen, in Beziehung auf den Ausdruck per, 
urtheilt, ſey ſo zu verſtehen, daß der Verſtorbene 
nur dann als verurtheilt angeſehen werden könne, wenn 
gegen das vor dem Tode deſſelben erfolgte Urtheil, 
kein Rechtsmittel mehr geſetzlich ergriffen werden konnte, 
das Urtheil daher bereits vor dem Tode des Erblaſſers 
in Rechtskraft erwachfen war. 

In Folge deſſen können die von Kammeral-Behör« 
den auſerlegten Geldſtrafen nur dann auf die Erben 
übergehen, wenn entweder die Nozion noch bei Leb⸗ 
zeiten deſſen, gegen den ſie lautet, wegen weder im 
Wege Rechtens, noch im Wege der Gnade dagegen 
angebrachten Beſchwerden rechtskräftig geworden, oder 
wenn im Falle eines im Wege der Gnade überreichten 
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Rekurſes die Entſcheidung der höheren Behörde, über 
eine gerichtliche Aufforderung aber das rechtskräftige 
Endurtheil der Juftisbehörden noch vor dem Tode des 
Angeſchuldeten erfolgt, und dadurch die Nozion beftä- 
tiget worden iſt. 

Dagegen behält die rechtsmäßig geſchehene Kon⸗ 
fiskazion auch gegen die Erben ihre rechtliche Wirkung, 
wenn auch erſt nach dem Tode des Eigenthuͤmers dar— 
über entſchieden wird. 

Welches hiermit zur allgemeinen Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung bekannt gemacht wird. 

Gubernial- Kundmachung vom 2. Auguſt 1820. Gub. 

Zahl 35619. 


Sn 5 
Rekrutirungsfluͤchtlinge dürfen bei allen Re⸗ 
ſerveſtellungen auf Rechnung des Con— 

tingents angenommen werden. 


In Folge hohen Hofkanzleidekrets vom 24ten v. M. 
Zahl 22277. wird demſelben bedeutet: daß die während 
des Zuges der heurigen Keſerveſtellung von den Do— 
minien abgeſtellt werdende Rekrutirungsflüchtlinge ohne 
Anſtand auf Nechnung des dießjährigen Reſerbekontin⸗ 
genz für die Reſerve zu aſſentiren, jedoch nach ihrer 
Abſtellung, nicht wie die Übrigen Reſervemänner mit 
Reſervekarten nach Haufe zu entlaffen, ſondern ſogleich 
zu den betreffenden Regimentern abzugeben ſeyen. 
Hiernach iſt ſich auch bei allen künftigen Reſerve⸗ 
ſtellungen zu benehmen, jedoch darauf zu achten, daß 
dieſe während der jehwailigen Reſerveſtellungen in die 
Contingente der betreffenden Dominien eingerechnete 
Leute nicht etwa auch in den jährlichen Guthabungs⸗ 
Ausweis aufgenommen werden, weil hiedurch nur zu 
doppelter Anrechnung derſelben, der Anlaß gegeben 
würde. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 4. Auguſt 1820. Gub. 
Zahl 38116, 
of 
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99. 

Die Kirchenpatronen ſollen bei Kirchen- und 
Pfarrbaulichkeiten nicht mit unnoͤthigen 
Reiſekoͤſten der Kreis-Ingenieurs be: 
laͤſtiget werden. 


* 
Man hat ſich mehrfältig die Uiberzeugung verſchafft, 
daß die ohnehin läſtigen Seiten der Kirchen- und Pfarr- 
baulichkeiten oft durch leicht vermeidliche, oder wohl 
auch ganz unnöthige Kommiſſionsköſten zum Nachtheile 
des Patrons bedeutend vermehrt werden, indem 

a) zu den, mit Verordnung vom 25. Juni 1815. 

Zahl 24077. angeordneten Vorerhebungen, über 

die Nothwendigkeit des Baues, und die Art der 

Herſtellung deſſelben, nebſt dem Kreis Ingenieur met, 

ſtens auch noch ein Kreiskommiſſär abgeſendet wird. 

b) Einige Kreis Ingenieurs aus eben dieſer Anord— 
nung, wegen von den eingepfarrten Dominien 
einzuholender Erklärung über die in Natura lei— 
ſten wollenden Bauſtoffe, Anlaß genommen haben, 
das ganze Bauoperat im Kommiſſionsorte zu ders 
faſſen, und 

c) felbft bei ſolchen einſachen Reparaturen, welche 
ausſchließend Kirchen und Pfarreyen priv. Collat. 
betreffen, oft wiederholte, ganz überflüßige Nach⸗ 
ſichtsreiſen unternommen werden. 

Damit nun die ohnehin am meiſten ins Mitleiden 
kommenden Kirchenpatronen nach Möglichkeit geſchont 
werden, hat man Folgendes zu entſchließen befunden: 

ad a) Die unterm 25. Juni 1815. Zahl 24077. 
angeordnete Erhebung hat den doppelten Zweck, 
von den konkurrenzpflichtigen Partheien die Noth- 
wendigkeit der vom Kreis, Ingenieur erhobenen 

Reparaturen anerkennen zu laſſen, und von denen 

ſelben die Erklärung einzuholen, ob und welche 

Bauſtoffe fie in Natura leiſten wollen, beide Aeu— 

ßerungen der eingepfarrten Dominien, fo wie das 
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Verzeichniß über den Seelenſtand kann der Kreis, 
Ingenieur ohne Dazwiſchenkunft eines Kreiskom- 
miſſärs, in jenes Protokoll aufnehmen, welches 
derſelbe zur Erhebung und Darftellung der noth⸗ 
wendigen Neparaturen aufnimmt, ein Geſchäft, 
welches, nach gehöriger Vorausbeſtimmung der 
Tagſatzung durch das Kreisamt, ſehr leicht in et 
nem Tage abgethan werden kann, erſt dann, wenn 
Dë die Meinungen der konkurrenzpflichtigen Par⸗ 
theien mit jener des Kreis-Ingenieurs nicht verei— 
nigen ſollten, wird es die Sache des Kreisamtes 
ſeyn, zu beſtimmen, ob eine nähere Erörterung 
durch einen Kreiskommiſſär auf Koſten der Schuld» 
tragenden nothwendig ſey, oder ob auch ohne 
dieſe über die vorgekommenen Widerſpruͤche abge— 
ſprochen werden kann. 

ad b) Hat der Kreis-Ingenieur die nöthigen Sat, 
lichkeiten erhoben, fo muß er auch gleich zu beſtim⸗ 
men wiſſen, welche Bauſtoffe zu derſelben Herſtel⸗ 
lung erforderlich ſeyn werden, ohne daß es noth— 
wendig wäre, Plan, Vorausmaaß, und Uiber⸗ 
ſchlag im Kommiſſionsorte zu verfaſſen, und eben 
ſo können die Dominien, die Gattung und Menge 
jener Bauſtoffe angeben, die fie in Natura bei» 
tragen wollen, ohne daß es nöthig ſey, ſolche 
gleich bei dieſer Vorerhebung beſtimmt mit der 
Ziffer auszuſprechen; vereinigen ſich mehrere Zo, 
minien zu einer Gattung, ſo wird das nach der 
Hand ausgemittelte Erforderniß unter alle nach 
dem Verhältniſſe ihrer Beitragspflichtigkeit vertheilt, 
und von dem auf ſie entfallenden Beitrag in Ab⸗ 
fall gebracht — Endlich 

ad c) Sollen die Kreis -Ingenieurs die Nachſicht 
bei minder beträchtlichen Baulichkeiten immer ge— 
legenheitlich ihrer andern Dienſtreiſen beſorgen, 
und werden denſelben für ſolche Reifen keine Kos 
Den vergütet, wenn fie hiezu nicht eigends vom 
Kreisamte beauftragt worden ſind, zu welchem 
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Behufe der die Nothwendigkeit der Reife zurei⸗ 
chend darſtellende kreisämtliche Auftrag dem dieß⸗ 
fälligen Neiſepartikulare beigelegt werden muß. 


Dieſes wird den k. Kreisämtern zur genaueſten 
Darnachachtung bekannt gemacht. 


Gubernial⸗Dekret vom 13. Auguſt 1820. Gub. Zahl 
33553. 


100, 


Die Kontrollirung der Subarendatoren 
durch Mehl- und Backproben wird auf— 
gehoben. 


Oogleich den Kreisämtern von Seite diefer Landesſtelle 
das vom k. k. Hofkriegsrathe unterm 7ten Oktober v. 
J. an das k. k. General⸗Militär⸗Kommando erlaſſene Re⸗ 
ſkript, wegen Kontrollirung der Militär-Verpflegsſub⸗ 
arrendatoren durch vierteljährige Mehl- und monathli⸗ 
che, auch halbmonathliche Backproben nicht zugekom— 
men iſt; ſo wird doch bei dem Umſtande, wo hier und 
da von den Verpflegs-Magazinen zwiſchen mehr und 
weniger, ſich nach dem Innhalte dieſes Reſkripts bisher 
benommen worden ſeyn dürfte, den Kreisämtern die 
laut Hoſkanzleidekrets vom 21. v. M. zeuge der Anlage . 
von Seiner k. k. Majeſtät angeordnete Auſhehung dies 
ſes Reſkriptes, und die Zurückſührung der Subarren— 
datoren auf die Beſtimmung der Kontrakte mit dem 
Beiſatze eröffnet: in ſofern dortkreiſes dieſes Neſkript in 
Uibung beſtehet, auch bei der nächſten Verhandlung 
den Pachtungsluſtigen die Aufhebung dieſer, für die 
Subarrendatoren läſtig geweſenen Kontrolle insbeſondere 
zu verſichern. 


Gubernial-Verordnung vom 14ten Auguſt Zahl 39357. 
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.]: Entwurf des Cirkular-Reſkripts an die 
General-Kommandanten in der Lom⸗ 
bardie, im Venezianiſchen, in Dalma⸗ 
zien, Inner- Oeſterreich und Illyrien, 
der Banalgraͤnze, Nieder⸗ Defterreich, 
Boͤhmen, Maͤhren und Galizien. 


Aug dem Anlaß, daß über die mit dem Cirkular⸗Re⸗ 
ſkript vom 7ten Oktober v. J. Nro. 5464. auch für die 
Subarrendatoren angeordnete Kontrolle der kontrakt— 
mäßigen Brodqualität, mit der kommiſſionälen Erzeu— 
gung und Unterhaltung der nämlichen Mehl- und Brod— 
muſterproben angeordnet worden iſt, welche ſeit dem 
Jahre 1803. her, mehrmahl wiederholt, bei der eige— 
nen Regie vorgeſchrieben wurde; ſind mehrere Vorſtel— 
lungen der Suharrendatoren über die Erſchwerniſſe ein— 
gelangt, welche denſelben durch die oſtmal dießfälligen 
Kommiſſionen, und durch die Forderung der Frucht zu 
dieſen Proben verurſacht werden. 

Dieſe haben die k. k. Hofkanzlei zu dem Antrage 
veranlaßt, daß beſagte Kontrolle bloß auf die bereits in 
den Subarrendirungskontrakten vorgezeichneten Maaßre⸗ 
geln beſchränkt werden ſollen. 

Allerhoͤchſt Seine Maſeſtät haben bieten Antrag 
mit dem Beiſatze zu genehmigen geruhet: 

» daß jedoch dafür zu ſorgen ſey, daß die, zu 
» den Faſſungen kommandirt werdenden Offiziere das 
» Brod fo viel möglich mit Zuziehung eines Militärs 
» Arztes, und nach Umſtänden in Gegenwart des im 
» Orte befindlichen Verpflegs-Beamten und Magazins⸗ 
» Kontrollors, gleich bei der Faſſung unterſuchen, und 
» nur dasjenige abnehmen, welches qualitätsmäßig, 
» und im Gewichte untadelhaft anerkannt wird. « 

» Sollte bei den Faſſungen ſich zeigen, daß das 
» von dem Subarrendator zur Abgabe angebothene 
» Brod fehlerhaft ſey, und die Urſache in der Verſal— 
»ſchung der Frucht oder des Mehls, mithin in einem 
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» kontraktwidrigen Benehmen mit Grund vermuthet 
» werden; dann iſt die Sache im vorſchriftsmäßigen 
» Wege zu erheben, und der Schuldtragende nach Maaß⸗ 
» gabe der Geſetze zu behandeln. 

Hiernach wird das General⸗Commando, die unter, 
ſtehenden Regimenter, Magazine, und Magazins⸗Kon⸗ 
trolleurs rückſichtlich der Handhabung der im uten $. des 
Subarrendirungskontrakts genau bezeichneten Qualität 
des gebührenden Brodes anzuweiſen, dann die im A. 15. 
den Berpflegs» Behörden, Stazionskommandanten und 
Nebiſionskommiſſars vorbehaltenen Uiberzeugung von der 
Ordnungs- und kontraktmäßigen Manipulazion des Sub— 
arrendators bei der Bearbeitung und Vorbereitung der 
Verpflegs⸗Bedürfniße und von dem Vorhandenſeyn des 
kontraktmäßigen Vorraths, auf die denſelben bloß ein⸗ 
beräumte zeitweiſe Nachſicht bei den dießfälligen Arbei— 
ten des Subarrendators in den bloß unter ſeiner Sperre 
bleibenden Behältnißen zu beſchränken haben; übrigens 
iſt, bei ſich ergebenden Anſtänden, genau die aller— 
höchſte Vorſchrift zu vollziehen. 


101. 
Wie die Beſchleunigung der Wahlen der 
Stiftsaͤbte, und Proͤbſte zu erzwecken iſt. 


In der Anlage wird den Kreisämtern eine Abſchrift 
der mit hohem Hofkanzleidekret vom 6ten Juli d. J..“ 
Zahl 19655. eröffneten Direktiben, welche Seine Maje⸗ 
ſtät in Hinſicht der Wahlen der Stiftäbte und Pröbſte 
zur Vermeidung aller Unzukömmlichkeiten, die aus der 
Verzögerung derſelben entſtehen, zu erlaſſen geruhet 
haben, zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung in vor» 
kommenden Fällen zugeſtellt. 

1 - Verordnung vom 19. Auguſt 2820. Zahl 

28. 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß die 
Wahlen der Stiftäbte und Probſte zur Vermeidung 
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aller Unzukömmlichkeiten, welche aus der Verzögerung 
derſelben entſtehen, künftig jedoch ohne Nachtheil der 
landesfürſtlichen und Ordinariats-Rechte möglichſt ber 
ſchleuniget werden. 

Zur Erreichung dieſer allerhöchſten Abſicht kann 
zweierlei geſchehen: 

ıtens, Die Akte, welche bei Erledigung einer Präs 
latenſtelle in einem Stifte vorgenommen werden müfe 
ſen, können beſchleuniget, und 

2tens. die Bewilligung zur Abtenwahl kann früher 
ertheilt werden, als alle dieſe Akte gänzlich vollendet 
ſind. 

Das erſte kann geſchehen, wenn das Stift die 
Erledigung der Prälatur alſogleich, da ſie ſich ereignet, 
der Landesſtelle, ſo wie dem Ordinariate anzeigt, wenn 
alle Beamten und Geſchäftsführer des Stiftes angewie— 
ſen werden, fogleich als ſich ein ſolcher Erledigungsfall 
ergiebt, und ohne erſt die Ankunft der Inventurs Kom⸗ 
miſſion abzuwarten, alle zu den von ihnen beſorgten 
Theile der Stiftökonomie gehörigen Dokumente und 
Ausweiſe auf eine ſolche Art vorzubereiten, daß die 
Inventurs⸗Kommiſſion, ſtatt fie ſelbſt mit vielem Zeite 
verluſte aufzunehmen, fie bloß durch eine genaue Ver⸗ 
gleichung der Ausweiſe mit den Daten, worauf dieſe 
Ausweiſe beruhen, zu berichtigen hat, wenn die Sn» 
venturs Kommiſſion ſich die Zuſammenſetzung und Mun⸗ 
dirung des Inventars, wenn die Provinzial » Staats- 
Buchhaltung ſich deſſen Prüfung ſorgfältig angelegen 
ſeyn läßt, endlich wenn, ſobald die Bewilligung zur 
Wahl gegeben iſt, mit Beſtimmung des Tages zu de— 
ren Vornahme durch Einverſtändniß der landesfürſtli⸗ 
chen und biſchöflichen Kommiſſäre nicht gezögert wird. 

Alle Behörden, Aemter und Perſonen, welche bei 
den erwähnten Akten interveniren, haben die ſo eben 
bezeichnete Beſchleunigung zwar bon ſelbſt für ihre Pflicht 
anzuſehen. 

Indeſſen haben Seine Majeftät zur Beförderung 
dieſer Angelegenheit doch zu entſchließen geruhet, daß 
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ihnen dieſe Beſchleunigung mittelſt der Landesſtelle im 
allerhoͤchſten Ramen einzuſchärfen ſey. 

Was den 2ten Punkt betrifft, fo gehört die voll 
ſtändige und genaue Richtigſtellung des Inventars zur 
Ordnung, und ſie darf auf keinen Fall beſeitiget werden. 

Allein um einem Stifte die Wahl eines Prälaten 
geſtatten zu können, bedarf es dieſer Genauigkeit nicht 
in den kleinſten Poſten. Es iſt hinreichend die Uiber⸗ 
zeugung zu haben, daß das Vermögen des Stiftes im 
Ganzen ſich im aufrechten Stande befindet, nicht ab— 
ſondern zugenommen habe, und daher das Stift ganz 
wohl im Stande ſey, den einem Abte ſelbſt Anſtands⸗ 
halber angemeſſenen Aufwand zu beſtreiten. 

Dieſe Uiberzeugung hat die Inventurs⸗Kommiſſion 
ſogleich nach geſchloſſener Inventur. Darüber kann dieſe 
Kommiſſion alſo auch einen wohlgegründeten Bericht 
ſogleich, und noch eher abgeben, als das Inventar 
in feinem ganzen Detail zuſammengeſetzt, und ad mun- 
dum gebracht wird. Es iſt den Inventurs » Zomm, 
ſionen aufzutragen, daß fie einen dergleichen Bericht er: 
ſtatten. 

Bet der Inſtallazion, welche ſogleich nach der 
Wahl vorzunehmen iſt, wird der Regel nach das Stifts⸗ 
inventar wohl mundirt und berichtiget ſeyn. 

Wäre es dieſes aber auch nicht, fo kann die Li» 
bergabe dieſes Inventars an den neuen Prälaten ben: 
noch mit dem Vorbehalte der kuͤnftig, aber auch be, 
ſtens vorzunehmenden Berichtigungen ſtatt finden. 

Das Gubernium hat das Gehörige zu verfügen, 
damit dieſe allerhöchſte Entſchließung künftig auf das 
genaueſte beobachtet werde. 


102, 

Sitftlinge, welche in die k. k. thereſianiſche 
Ritterakademie aufgenommen werden, 
haben ſich die erſten Equipirungsſtuͤcke 
anzuſchaffen, und die jaͤhrlichen Neben⸗ 
auslagen zu beſtreiten. 


ach Inhalt des herabgelangten hohen Hoſkanz⸗ 
leidekrets vom 5. Juliel. J. haben Seine Maje— 
ſtät, hinſichtlich der Beſtreitung der Rebenauslagen für 
die galiziſchen Zöglinge der k. k. thereſtaniſchen Suter, 
akademie laut allerhöchſter Entſchließung vom 
26. Juni l. J. zu beſtimmen befunden, daß für die 
im Jahre 1801. errichteten Stiftsplätze von den Stifts 
lingen nichts, als die Mitbringung der ausdrücklich be— 
zeichneten erſten Equipirungsſtücke zu fordern ſey, das 
Uibrige aber die Stiftlinge unentgeltlich zu erhalten 
haben. e 

Was die Stiftsplätze des Jahres 1816. betrifft; 
ſo ſind die Zöglinge, die ſie bekommen, zu verhalten, 
daß fie die jährlichen Rebenauslagen beſtreiten; daber 
zu Folge der allerhöchſten Entſchließung hinſichtlich de— 
ren Ernennung keinem ein ſolcher Stiftsplatz hätte zu 
Theil werden ſollen, der dieſe Nebenanslagen nicht be— 
ſtreiten konnte. 

Da dieß indeſſen nicht geſchehen iſt: ſo haben 
Seine Majeſtät aus Gnade jene aus ihnen, welche die 
Bezahlung der Nebenauslagen zu leiſten nicht im Stande 
find, davon loszuzählen, und zu befehlen geruhet, dieſe 
bei ſich ergebenden Erledigungen von Stiftsplätzen vom 
Jahre 1801. in ſelbe unterzubringen. 

Endlich haben Seine Majeſtät auch angeordnet: 
daß dieſe allerhöchſte Willensmeinung wegen der Stifts— 
plätze vom Jahre 1816 zu dem Ende bekannt gemacht 
werde, damit ſie zur Wiſſenſchaft jener, die darum an— 
ſuchen wollen, gelange, und daß von den Stiftlingen 
vom Jahre 1801. nichts gefordert werde, wozu ſie, 
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vermög der Stiftung, nicht verbunden ſind, ja ſogar 
das von ihnen derſelben ungebührlich Bezahlte ihnen 
vollſtändig zurückgeſtellt werde. 

Wobon man die k. Kreisämter mit dem Bedeuten 
verſtändiget, dieſe allerhöchſten Beſtimmungen im Kreiſe 
kund zu machen. 

Gub. Dekret vom 21. Auguſt 1820. Gub. Zahl 34620. 


105, 

Die bei einem Kriminalgerichte zu erheben⸗ 
den Protokollsabſchriften unterliegen der 
vorfchriftsmäßigen Schreib- und Vidi⸗ 
e und muͤſſen geſtempelt 
eyn. 


Mit hohem Hofkammerdekrete dom 26. 
b. M. Zahl 50145. wurde bedeutet, daß die bei ei⸗ 
nem Kriminalgerichte in Beziehung auf die 8.8. 524. 
und 525. des Strafgeſetzbuches I. Theils zu erheben— 
den Protokollsabſchriften den vorſchriftsmäſſigen Schreib— 
und Vidimirungs-Gebühren unterliegen; und es müßte 
auf die Vorſchreibung und richtige Einbringung dieſer 
Gebühren um fo mehr geſehen werden, als ſolche eigent⸗ 
lich nur zur Entſchädigung für eigene Aerarial-Aus— 
lagen dienen, und überdieß auch ſchon mit Hofdekret 
vom 17. Jänner 1805. beſtimmt erklärt worden iſt, 
daß, wenn Partheien von Kriminals Erpedigionen und 
Protokollen Abſchriften verlangen, und der Kriminal- 
richter ſolche bewilliget, dieſe Handlung, als keine 
Kriminal⸗ Verhandlungen mehr, ſondern ſchon als 
Partheiſache betrachtet, und als ſolche dann 
auch dem Stempel unterzogen werden müßte. 

Hievon werden die k. Kriminalgerichte mit dem 
Beiſatze verſtändiget, daß die bei denenſelben eingegan⸗ 
genen Vidimazionstaxen und Schreibgebühren mit Ende 
eines jeden Quartals mittelſt des durch das hohe Dot, 
kamnzerdekret vom 27. Mai 1817. Zahl 25760. (. 4. 
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vorgefihriebenen Verzeichniſſes an die k. Kreis⸗ 
Faffen für Rechnung des General⸗Taramts abzuführen 
ſeyen. 

. Uibrigens wird denſelben eine Abſchrift des 
obigen hohen Hofkammerdeirets in der Anlage mitge— 
theilt. 

Gub. Dekret vom 27. Auguſt 1820. Gub. Zahl 39475. 


e Hofkammerdekret vom 27. Mai 1817. 
Hof⸗-Zahl 25760, 


Da man hierorts zur Kenntniß gelangt iſt, daß die 
Schreibgebühren für die zur Vidimirung beſtimmten 
Abſchriften bisher nicht ordnungsmäßig dem allerhöch- 
ſten Aerarium verrechnet worden ſind, und daß es über— 
haupt in Anſehung der Vidimirungsgebühren an der 
nöthigen Kontrolle mangle: fo wird dem Gubernium 
zur Nachachtung bedeutet: 

tens. Daß in Gemäßheit der Cirkular-Verord⸗ 
nung der k. k. bereinigten Hofkanzlei vom 31. Jänner 
1788. in Zukunft die von einer Parthei verlangte, und 
aus den amtlichen Akten zu nehmende Abſchrift nur 
nach vorläufig bei dem Kanzlei» Direktor, oder Refe— 
renten, oder Amtsvorſteher b. M. eingeholter, auf dem 
betreſſenden Aktenſtücke eigenhändig zu ſchreibender Be— 
willigung zu erfolgen ſey; 

ztens. Daß vom Tage des Empfangs dieſer Ver⸗ 
ordnung jede Vidimirung entweder von dem Erpedits⸗ 
oder von dem Regiſtraturs⸗ oder bon dem Archivs⸗Direkt or; 
bei Behörden aber, wo derlei Direktoren nicht beſtehen, 
von dem Amtsborſteher zu geſchehen habe; 

5tens. Daß ſämmtliche Vidimirungs⸗Gehühren, 
die Abſchrift mag nun aus den amtlichen Akten echo» 
den , oder von der Parthei beigebracht werden, fo wie 
auch die Schreibgebühren für das allerhöchſte Aerarium 
in Empfang zu nehmen, und an den Taxrfond zu Der- 
rechnen ſind; daß ferners die Ausfertigung der Du— 
plikate Gott der vidimirten Abſchriften nicht geſtattet, 


. 
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und jede unentgeltliche Vidimirung unter eigener Got, 
tung derjenigen Beamten, welche dieſelbe vorgenom— 
men haben, ganzlich unterſagt ſey; 

gtens. Daß die das Bidimirungsgefchäft beſorgen— 
den Beamten mit Ende des Militär-Jahres 1817. in 
Zukunft aber vom 1. November des Militär-Jahres 
1818. angefangen, vierteljährig mittelſt eines Verzeich⸗ 
niſſes, in welchem der Nahme desjenigen, welcher die 
Vidimirung angeſucht hat, dann der kurze Inhalt des 
vidimirten Öegenftandes nebſt der Bemerkung: ob die 
Abſchrift von der Parthei beigebracht, oder ämtlich be⸗ 
ſorgt worden ſey, aufzuführen, und zugleich die dafür 
eingehobene Gebühr anzugeben iſt, die eingegangenen 
derlei Gebühren bei Hofſtellen an das General, Got, 
taramt, bei Länderſtellen und Gefällsbehörden aber an 
das Landestaxamt gegen Abquittirung abzuführen find, 
und ſelbſt in dem Falle, wenn keine derlei Gebühren 
eingefloſſen ſind, jedesmal nach Verlauf der erwähnten 
Zeitfriſt die dießfällige Anzeige ſchriftlich an das betref— 
fende Taxamt zu erſtatten ſey, welches ſodann die An⸗ 
zeige den Tarrechnungen beizuſchließen hat, endlich 

Steng, daß nach der politiſchen und Kam meral— 
Taxordnung für jede Seite Abſchriſt, wenn fie nicht von 
der Parthei beigebracht, folglich amtlich beſorget wird, 
die Schreibgebühr mit vier Kreuzern Konv. Münze 
dann für die Vidimirung eines ganzen Bogens jeder— 
zeit bierzig Kreuzes, wenn der Inhalt aber we— 
niger als einen Bogen beträgt, zwanzig Kreuzer 
als Vidimirungstare in Konv. Münze einzuheben, und 
zu verrechnen Ten, es jedoch in Anſehung der Vidimi— 
rung und Schreibgebühren bei den Gerichtsbehörden 
unabänderlich bei den bisher feſtgeſetzten Gebühren zu 
verbleiben habe. 
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104. 


Vorſpanns⸗Inſtrukzion fuͤr das Miltaͤr und 
Einſtellung der Anweiſung der Vorſpann 
fuͤr die Fouriere, Offiziersfrauen, dann 
die wegen Ankaufs von Montoursſor— 
ten nach Wien geſendeten Offiziere. 


Seine Majeſtät haben aus Anlaß einiger in verſchie— 
denen Provinzen Statt gefundenen Anſtände und Miß 
brauche bei dem Gebrauche der Militär⸗Vorſpann aller⸗ 
höchſt zu entſchließen geruhet: daß bis zum Erſcheinen 
eines neuen allgemeinen Normals die von Seiner Ma— 
jeſtät im Jahre 1782. über die Militär-Vorſpann ges 
nehmigte Inſtrukzion jeden Falls zur Richtſchnur zu 
gelten habe. 

Eben ſo haben Se. Majeſtät die Anweiſung der Vor⸗ 
ſpann für die Fouriere und Offiziers-Frauen, dann für 
die wegen Ankaufs von Uniformirungsſorten nach Wien 
geſendeten Offiziere abzuſtellen geruhet. 

Von dieſen Beſtimmungen werden die k. Kreisäm— 
ter in Folge hohen Hofkanzleidekrets vom 
6. v. M. zur genaueſten Darnachachtung mit dem Set: 
ſatze in die Kenntniß geſetzt: daß das k. k. General- 
Militär⸗Kommando geſammte Militär» Behörden bier, 
nach angewieſen habe. 

Auch wird den k. Kreisämtern im Anſchluße 
eine Abſchrift der obgedachten Inſtrukzion vom Jahre 
1782. zur Richtſchnur für alle bis zur Erſcheinung des 
neuen Regulativs vorkommende Fälle der Vorſpanns⸗ 
anweiſung für das k. k. Militär mitgetheilt. 


Gubernialdekret vom 27ten Auguſt 1820. Gub. Zahl 
55129. 
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I Auszug 


Aus der Inſtrukzion uͤber die Verwendung 
und Verguͤtung der Militaͤr-Vorſpann 
vom Jahre 1782. 


Von der Vorſpann. 
Widmung den Vorſpann. 


Die Vorſpann iſt bloß zur Beförderung des allerhöch⸗ 
ſten Dienſtes gewidmet, die Nothwendigkeit der dieß⸗ 
faͤlligen Abgabe ergibt ſich: 

1. In Friedenszeiten uͤberhaupt, dann 

2. beſonders im Lager, und 

5. in Kriegszeiten. 


Erſter Artikel. 


Von der Vorſpann in Friedenszeiten. 


§. 1. 
Es ergibt ſich die Vorſpann in Friedenszeiten: 

a) Wenn ordentliche Truppenmärſche von Regimentern, 
Bataillons, Kompagnien oder Eskadrons in dem 
nämlichen Lande, oder von einem Lande in das 
andere vor ſich gehen, und denſelben Vorräthe an 
Montour, Gewehr, und Feldrequiſiten mit trans 
portirt werden. 

b) Für die auch außer einem ordentlichen Truppen⸗ 
Zug aus einem Lande, Kreis, Diſtrikt, oder Eos 
mitat in den andern ſich ergebenden Montour- 
Feldrequiſiten⸗Artillerie-Munizion⸗ und Proviant⸗ 
Transporte; hiebei iſt ſich gegenwärtig zu halten, 
daß, wo entweder zu Waſſer, oder mit Militärs 
Fuhrweſen, oder mit gedungenen Fuhren wohllei⸗ 
ler und ſicherer, wie z. B. mit Pulverwägen des 
Auf» und Abladens fortzukommen iſt, keine Vor⸗ 
ſpann abzureichen ſeye. 
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c) Wenn kranke Mannſchaft, und derlei Weiber ſamt 
Kindern transportirt, oder Kommandirte zur Be— 
ſchleunigung eines Marſches auf Wägen an Ort 
und Stelle befördert, oder eſtrupirte Invaliden in 
die Invaliden-Häuſer, oder Knaben in die Militärs 
Erziehungshäuſer abgeſchickt werden müſſen. 

d) Wenn Kommanden abgeſchickt, dann Nimonten, 
Rekruten, oder Areſtanten-Transporte vor ſich 
gehen, und endlich 

e) Wenn Militär - Partheien, Generäle -Staabs— 
Ober-Offiziere, und andere Regiments-Indivi— 
duen, wie auch ſonſtige, beſondere Aufträge ha— 
bende Partheien in Dienſt- oder Regiments-An⸗ 
gelegenheiten zu reiſen bemüſſiget ſind. 


Anweiſung der Vorſpann. 
H 2% 

Bei allen in Friedenszeiten vorfallenden Märſchen, 
es mag die Abrufung eines ganzen Regiments, und 
Bataillons, oder die Abſchickung eines Kommando, ei— 
nes Transports, oder einzelnen Offiziers oder Militärs 
Beamten in Dienſt-⸗ Angelegenheiten betreffen, muß die 
kriegskommiſſariatiſche Vorſpannsanweiſung anverlanget 
werden. 

Wenn die Entfernung, und der ſchleunige Vollzug 
einer Dienftporfallenheit es nicht zuließe, vom Kriegs- 
kommiſſariat die Vorſpanns⸗Anweiſung anzuverlangen, 
muß in den ſämtlichen Erbländern das marſchierende 
Militär, oder die einzeln reiſende Perthei die Anwei— 
ſung bei dem nächſten Kreisamte, Diſtrikte, Amte, 
oder bon dem fonft ex parte Provincialis beſtellten 
Kommiſſär begehren. In ſehr dringenden Fällen, wo 
auch dieſe Einholung nicht möglich iſt, muß der Regi— 
ments, oder Bataillons -Kompagnie- oder Eskadrons⸗ 
Kommandant, wenn z. B. ein erkrankter Mann in das 
Spital abzuſchicken wäre, ein Zertifikat, und reſpektive 
Anweiſung für das betreffende Individuum ausſlellen, 
weil Niemand außer demjenigen, welcher ſich auf eine 

prov. Geſehl. von Galtgien 1820. * 
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oder die andere borberührte Art ausweiſen kann, eine 
Vorſpann anverlangen darf. 

In einer jeden Vorſpannsanwelſung, fie mag von 
dem Kriegskommiſſariat, oder von dem Regiments oder 
Bataillons » Kommandanten ausgeſtellt werden, muß 
nicht nur das betreffende Regiment oder Bataillon, dann 
das etwa einzeln reiſende Individuen benennt, ſondern 
auch alle nöthige Umſtände, vorzüglich aber die Urfas 
che der Seite, und in was für Angelegenheiten eigent— 
lich die Vorſpann angewieſen werde, dann wie biel für 
jedes Stück Zugvieh pr. Meil und Stazion, oder auch nach 
dem Gewicht zu bezahlen ift, und falls Kranke trans— 
portirt würden, nicht nur die Anzahl, ſondern auch die 
Nahmen der Leute und die Kompagnie oder Eskadron, 
zu welcher die Mannſchaft gehoͤret, jedesmal beigefegt 
werden. 


Wenn der Kriegskommiſſar in Loco iſt, wo ein 
Transport abgehet, muß er ſolchen ſelbſt in Augen« 
ſchein nehmen, und die Anzahl der Fäſſer, Ballen, und 

„Verſchlage nebſt Gewicht, und was darinnen ſich be— 
findet, in der Oeſignazion anführen, iſt er aber nicht 
in Loco, fo muß der den Transport führende Offizier, 
oder Unter⸗Offizier mittelſt Dokuments von dem Zeug— 
hauſe, von der Oekonomie-Kommiſſion, oder fonftigen 
Uibergabs⸗ Behörde obige Umſtände darthun, damit fie 
in der Marſch⸗Oeſignazion eingeſetzet, und nichts meh⸗ 
reres aufgeladen werden dürfe. 


Ausmaaß der Vorſpannswaͤgen für die Regi⸗ 
* menter und Korps. 


* 3. 

Die ordentlichen Truppen. Märfıhe in Friedens⸗ 
zeiten theilen ſich in zweierlei Gattungen, nämlich: 
wenn ein Regiment, Bataillon, Divifion, dann Koma 
pagnie oder Eskadron ſeine Stazion ändert, und alle 
Bagage mitnehmen muß, oder wenn dieſe zwar aus 
marſchieren, jedoch in ihre vorige Stazionen wieder 


einrücken, mithin ſämtliche Geräthſchaften mitzuneh⸗ 
men nicht nothwendig haben. 


Wenn ein Regiment ꝛc. ꝛc. von ſeiner Stazion mit 
ganzer Bagage marſchiret; fo find in den deutſchen 
Erbländern, in der Lombardie, im römiſchen Neich, 
und in den Niederlanden für den Staab von zwei Feld— 
bataillons ſowohl, als für eine jede Kompagnie oder 
Eskadron zwei bierſpännige, oder vier zweiſpännige Vor⸗ 
ſpannswägen anzuweiſen; in Galizien aber werden we— 
gen der üblen Wege und ſchlechten Viehes vierſpännige 
Wägen paſſirt. 


Wenn die Garniſons- Bataillons marſchieren, fo 
find jeder Compagnie die Vorſpanns-Wägen nach der 
bereits eben in den zerſchiedenen Ländern beſtimmten 
Ausmaaß anzumeifen, dahingegen iſt fir den Staab des 
Garniſons- Bataillons nur die Hälfte von der vorwärts 
nach Zerſchiedenheit der Länder für den Regiments 
Staab ausgemeſſenen Vorſpann zu verabreichen. 


Für die marſchierenden Grenadier⸗ Bataillons wird 
pr. Kompagnie die Vorſpann ebenfalls nach der obbe— 
ſtimmten Ausmaaß angewieſen, und für den dabei be= 
findlichen Staab die Hälfte von der für den Regiments⸗ 
Staab ausgemeſſenen Vorſpann paſſirt. 


Wenn die Regimenter, Bataillons oder Korps 
nicht mit ganzer Bagage ausmarſchiren, und wieder in 
die vorige Stazionen zurückkehren; ſo iſt in allen Erb⸗ 
ländern, wie auch im Reich nur die Hälfte von der 
oberklärten Vorſpanns⸗Ausmaaß zu paſſiren. 


Wo Proviant Wägen bei Regimentern find, und 
die Vorſpann angewieſen wird, find von der beſtimm⸗ 
ten Anzahl der Vorſpann fo viele Wägen, als Proviant⸗ 
wägen mitgeführet werden, und zwar dergeſtalt abzu— 
ſchlagen, daß in derlei Fallen ein beſpannter Pros 
viantwagen in Galizien für zwei vierfpännige Vorſpanns⸗ 
Wägen zu gelten hat. 


2 
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Ausmaaß der Vorſpann bei kleinen Komman⸗ 
den, Reconvalescenten ꝛc. ꝛc. 


§. 4. 

Wenn kleine Kommanden, Reconbalescenten, 
Rekruten, Civil⸗ oder Militär» Arreftanten , oder oe 
dere Transporte von 20 bis 50 Köpſen vorfallen, kann 
für ſolche nach obwaltenden Umſtänden, und Einſicht 
des kommiſſariatiſchen Beamten in Deutſchland, im 
Reich, in der Lombardie, und in Niederlanden ein 
zweifpänniger, für 60 bis 100 Köpfe aber ein vierſpän⸗ 
niger, oder zwei zweiſpännige, in Galizien fuͤr 20 bis 
50 Köpfe ein vierſpänniger, und für 60 bis 100 Köpfe 
zwei vierfpännige Wägen angewieſen werden. 

Wenn Kommandirte zur Beſchleunigung eines Mar— 
ſches auf Wägen an Ort und Stelle befördert werden 
müſſen: fo find die Vorſpanns⸗Fuhren nach den Köpfen 
dergeſtalt zu beſtimmen, daß in Deutſchland wenigſtens 
10 Köpfe mit ihrer beihabenden nöthigen Bagage fort— 
gebracht werden können, und weil ſo diele Leute auf 
einen Wagen nicht allezeit Platz haben dürften, ſind in 
dieſem Falle, ſtatt der vierſpännigen Wägen, zwei 
zweiſpännige zu gebrauchen; in Galizien kommen aber 
nur 4 Köpfe auf einen vierſpännigen Wagen mit In» 
begriff ihrer unentbehrlichen Bagage zu rechnen. 

Bei Transportirung der Knaben, welche in die 
Militär⸗Erziehungshäuſer kommen, wird es in Aus— 
meſſung der Vorſpann der Beurtheilung desjenigen Ober, 
laffen, welcher die Vorſpann anweiſet, wenn mit derlei 
Knaben allemal auch einige Leute zur Aufſicht mitge— 
ſchicket werden müſſen, mithin auf ſelbe bei Anweifung 
der Vorſpann die Rüdficht zu nehmen iſt. 


Ausmaaß der Vorſpann bei Transportirung der 
Kranken. 
9, 5. 


Bei Transportirung der kranken Mannſchaft und 
derlei Weiber mit Kindern, oder eſtrupirten Invaliden 
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in die Invalldenhäuſer ꝛc. ꝛc. iſt die Vorſpann fo wie 
bei den Kommandirten, die der geſchwinderen Beförde⸗ 
rung halber auf Wägen geführt werden, erſtbeſagter— 
maſſen nach den Köpfen zu behandeln. 

In jenem Falle hingegen, wo nur ein oder zwei 
Kranke ꝛc. ꝛc zu führen wären, iſt in deutſchen Erb« 
ländern, im Reich, in der Lombardie, in Niederland, 
und in Galizien ein zweiſpänniger Wagen anzuweiſen. 

Uiberhaupt wird von der Beurtheilung des kommiſ— 
ſariatiſchen Beamten die Ausmaaß abhängen, ob die 
Beſchaffenheit der Kranken, wenn z. B. ein oder ande⸗ 
rer liegen müßte, es geſtatte, die oben erklärte Anzahl 
der Kranken auf den Wagen zu führen, oder ob da, 
wo es unumgänglich nöthig iſt, eine verhältnißmäßige 
Vermehrung der Vorſpanns-Wägen Platz greife. 

Wenn ausmarſchiret wird, haben alle Kranke, oder 
nicht marſchiren könnende Leute bis zu ihrer Reconva— 
lescirung zurückzubleiben. Die unterwegs Erkraͤnken— 
den find nicht weiter mitzuführen, als wo ftch die Ge— 
legenheit zu derſelben ſchickſamen Unterbringung ergibt. 

Diejenigen, welche während des Marſches zwar 
mit keinem ſchweren, jedoch mit ſolchem Zuſtande bes 
fallen werden, der ſie auf einige Zeit zum Gehen un— 
tüchtig macht, find mit der Truppe bis zur erſten Sta— 
zion, in welcher ein kommiſſariatiſcher Beamte befind— 
lich iſt, fortzubringen, und demſelben anzuzeigen; die— 
ſer hat ihre Beſchaffenheit wohl zu unterſuchen, und nach 
Befund die nöthige und verhältnißmäßige Vorſpann für 
ſelbe anzuweiſen. 

In allen, in dieſem, und in dem vorhergehenden 
g. 4. angeführten Fällen wird die Vorſpann ab Ae- 
rario bergütet. 


Anzahl der Vorſpanns Pferde für Partheien. 


$ 6. 
Was einer jeden im allerhöchſten Dienſte reiſen⸗ 
den Parthei an Vorſpann paſſirt wird, enthaltet die An. 
lage unter Nro. 1. Neo. 


Bei derlei Gelegenheiten darf die darin ausgemeſ—⸗ 
ſene Anzahl der Vorſpannspferde nicht überſchritten wer⸗ 
den, es wäre denn, daß der Perzipient ſich über die 
Nothwendigkeit der dießfälligen mehreren Erforderniß 
mit glaubwürdigen Atteſtaten ausweiſen koͤnne, wie es 
beſonders in Fallen geſchehen kann, wo der Reiſende ſei⸗ 
ne ganze Familie, oder Bagage mitzunehmen hätte, 
in welchem Falle für derlei umſiedelnde Partheien die 
Gebühr von der vorgeſetzten Behörde, nach vorherge— 
gangener billig mäſſiger Beurtheilung allemal derge⸗ 
ftalt beſtimmt werden müßte, daß in keinem Falle das 
Duplum von der Nro. 1. beſtimmten Ausmaaß über⸗ 
ſchritten werde, worüber fodann das Veranlaßte in ei— 
nem jeden Falle allemal gleich dem Hofkriegsrath zur 
Wiſſenſchaft einzuberichten wäre. 

Wer hingegen die ausgemeffene volle Gebühr nicht 
brauchet, darf nicht mehr, als er nöthig hat, verlangen, 
mithin nur die wirklich abgenommene Vorſpann in Aufs 
rechnung ſetzen. 

enn mit eigenen Pferden, worauf auch keine 
Naturalien bezogen werden, gereiſet wird, ſo kann keine 
Vorſpann angeſetzet werden, gleichwie auch im Reich 
nur damals der Kaleſche⸗Betrag aufgerechnet werden 
kann, wenn ſich nicht des eigenen Fuhrwerks bedient, 
folglich dießfälliger Aufwand entrichtet worden iſt. 

Wo keine Pferde zu bekommen ſind, müſſen ſich 
die Reiſenden mit Ochſen begnügen, und wird in ſol— 
chem Falle ein Ochs für ein Pferd gerechnet. 


Beſtimmung des aufzuladen kommenden Gr, 
wichts. 


§. o 
Die Laſt, welche ein bierſpänniger Vorſpannswa⸗ 
gen bei allen Transporten zu führen hat, wird in den 
deutſchen Erblanden, wie auch im roͤmiſchen Reich auf 
20 Zentner gerechnet, wenn aber die Verſchiedenheit 
der Bagage, und der erforderliche Raum es nicht zu⸗ 


— — 


ließe, auf einen Wagen 20 Zentner zu packen: fo muͤſ⸗ 
ſen dießfalls 2 zweiſpännige Wägen genommen werden, 
deren jeder 10 Bentner führet. 

In Siebenbürgen werden auf einen 4 ſpännigen 
Wagen nicht mehr als 15 Zentner, und in Galizien 10 
Zentner gerechnet. 

Es müffen die Fäffer, und Ballen, Verſchläge 
oder Kiſten bei vorfallenden Transporten und Märſchen 
abgewogen, und über das ausgeſetzte Gewicht kein Wa» 
gen mit mehreren beſchweret werden. Sollten aber nur 
5 oder 4 Zentner übrig bleiben, ſo iſt ein halber Vor⸗ 
ſpannswagen anzuweiſen. 

Den Vorſpanns - Bauern kann nicht verwehret 
werden, ihre Fourage auf die Bagage oder Transports⸗ 
Mägen zu legen. 


Bezahlung der Vorſpann. 


WT 

Was nach Verſchiedenheit der Länder für einen 
bier ⸗ oder zweiſpännigen Wagen, und für ein Reit— 
pferd auf zwei Meilen, oder eine Stazion bei jeder 
§. imo. aufgeführten Gelegenheit, theils vom Aera— 
rio, Regimentern ſelbſt, theils von Staabs- und Ober— 
Offizieren, und ſonſtigen Militär- Partheien und Bes 
amten, mithin auch dermalen zu bezahlen iſt; wann 
bei vorkommenden Verſchickungen und Märſchen die Vor⸗ 
ſpann angewieſen wird, zeigt der unter Nro. 2. .] Nro. 2. 
anberwahrte Aufſatz. 

Neitpferde werden in deutſchen Erblanden, im rä. 
miſchen Reich, und in Siebenbürgen lediglich bei Zen, 
penmärſchen damals nämlich erfolgt, wenn die Offiziers 
von der Infanterie in Frieden mit keinen eigenen Pfer« 
den berſehen find, und ohnehin gelegenheitlich des Mar⸗ 
ſches mit der Truppe Vorſpannswägen angewieſen met: 
den, außer ſolchen Fällen aber find keine Reitpferde ger 
ſtattet. 

Wenn Kranke transportirt, oder Kommandirte zu 
mehrerer Beförderung auf Wägen geführet werden müͤſ⸗ 
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fen, ſind für jeden Kopf pr. Meil in deutſchen Erblan⸗ 
den und in Galizien 4 kr. zu bezahlen. 

Sollten aber nur ı oder 2 Kranke zu transporti⸗ 
ren ſeyn, fo wird die Vorſpann in Deutſchland, Nies 
derland und Italien nicht mehr pr. Kopf, ſondern pr. 
Wagen, in Galizien aber allezeit pr. Kopf bezahlet. 

Wenn außer einem ordentlichen Truppenmarfche, 
Montour » Gewehr - Feld » Kequiftten, und Artillerie 
Transports nach dem Gewichte eingeleitet werden: fo 
geſchieht die Bezahlung in deutſchen Erblanden und in 
Galizien mit 2 kr. für jeden Zentner pr. Meil, im Falle 
aber die Wägen mit dem vorwärts erklärten Gewicht 
ſchon deladen wären, und nur 1 Ballen oder Kiſte übrig 
bliebe, die nur 5 oder 4 und in Galizien 4 oder 6 
Zentner wiegete: ſo wäre der dazu angewieſene halbe 
Wagen nicht nach dem Gewicht, ſondern pr. Stazion 
nach dem in der Beilage ausgewiefenen Unterſchiede der 
Länder zu verguͤten. 

Für die zu den verpflegsämtlichen Natural⸗Trans⸗ 
porten erforderliche Vorſpann wird in den deutſchen Erb— 
landen und in Galizien die Vergütung ebenfalls mit 
2 kr. pr Zentner und Mell geleiſtet. 

Falls in Galizien mit bedungenen Fuhren nicht 
aufzukommen wäre, und das Holz mittelſt Vorſpann 
zugeführet werden müßte: fo wären für jede Klafter pr. 
Meil 30 kr. zu bezahlen. 


Art wegen Bezahlung der Vorſpann. 
§. 11. 


In geſammten deutſchen und hungariſchen Erb— 
landen, in Siebenbürgen, und in Galizien muß die 
Vorſpann durchgehends in der Stazion, wo fie abge— 
nommen wird, es betreffe ſolche das Aerarium oder den 
Perzipienten, mit Ausnahme derjenigen, welche ein 
oder anderes Land etwa ohnehin gratis zu leiſten hat, 
baar bezahlet werden. 

In den Ländern, wo nach der vorwärts erwähn⸗ 
ten Art die Vorſpann quittiret, oder bezahlet wird, muß 
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bei den aus mehreren Regimentern beſtehenden Trans- 
ports die Quittung, es möge die Vorſpann bezahlet, 
oder nur beſcheinigt werden, auf das Regiment des da— 
bei das Kommando führenden Ober- oder Untec-Offi⸗ 
ziers ausgeſtellet werden. 


Schonung der Vorſpann. 
§. 15. 


Die Vorſpann ſoll niemals übertrieben werden, 
und nicht weiter als eine Stazion zu fuͤhren ſchuldig 


epn. 

Beladene Wägen ſind nur im Schritt zu fahren 
verbunden. 

Der betreffende Ort hat allezeit fuͤr die Ablöſung 
und weitere Beförderung zu ſorgen, derjenige, welcher 
einen Bauer mit der Vorſpann aufhält, muß bei ent» 
ſtehender Klage ohne alle Ausflucht zur Strafe dem 
Vorſpannsbauer eben ſo viel bezahlen, als wenn die 

Zeit hindurch, an welcher der Bauer aufgehalten wor— 
SH geführet worden wäre. Die nämliche Beſchaffen— 
heit hat es damal, wenn die Vorſpann einen Tag 
fruher, als ſelbe gebraucht wird, abgefordert, und dar» 
über geklaget würde. 


Bezahlung der Vorſpann bei ſchwachem Zugvieh. 


§. 14. 


Wenn gleich wegen der Schwäche des Zugviehes 
von dem Vorſpannsſteller mehrere Pferde oder Ochſen, 
als für das allenthalben für jeden Wagen beſtimmte 
Gewicht, oder für die meil- oder ſtazionsweiſe Aus: 
maaß vorgeſchrieben iſt, angeſpannt werden müſſen: 
kann doch nicht mehr, als die darauf paſſirte, und an— 
gewieſene Anzahl derſelben bezahlet oder quittiret werden. 
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Befreiung der Vorſpanns⸗Pferde von der Weg⸗ 
und Bruͤcken⸗Mauth. 


É §. 15. 

Die Militär⸗Vorſpanns⸗ Wagen find nebſt ihren 
Pferden ohne Unterſchied des Landes von allen Weg⸗„ 
Brücken⸗ und übrigen Mäuthen befreiet. 

Auf die von dem Militär zu ertheilende Vorſpanns⸗ 
Zeugniſſe wird jedoch keine Rückſicht getragen, ſondern 
es werden in deutſchen Erblandern der auf kommiſſa⸗ 
riatiſchen Entwurf von dem Kreisamte oder betreffen⸗ 
den Stadthauptmannſchaft, oder nach Verſchiebenheit 
der Lander von dem, welchem es obliegt, anzuweiſenden 
Vorſpann jederzeit eigene gedruckte Militär- Atteftate 
ertheilet, gegen deren Vorweiſung von dem, mit (ol, 
chen verfehenen Vekturanten, weder auf den Hin- noch 
Rückweg einige Mauthabgaben gefordert werden können. 
In den übrigen Erblanden hat ſolche Befreiung der 
Vorſpannspferde gegen Vorweiſung der Marſchroute zu 
ſtatten zu kommen. Wenn aber der Vorſpanns-Bauer 
auf den Rückweg eine Partikular-Fracht zu führen be— 
käme: ſo könnte demſelben dieſe Begünſtigung nicht 
zu ſtatten kommen. 

Die mit Landkutſchern oder andern Fuhren reis 
ſenden Militärpartheien, Ober- oder Unter⸗Offiziers 
müſſen ſich der Entrichtung vorbeſagter Abgaben jeder⸗ 
zeit ohne Weigerung unterziehen. 


Verbot wegen Beladung der Vorſpanus⸗Waͤgen 
mit den zum Handel und Wandel belade- 
nen Sachen. 


§. 16. 

Die Vorſpann ſoll niemal mit Waaren, Wein, 
oder ſonſtigen zum Handel und Wandel gehörigen Sa— 
chen, ſondern nur mit den zum Marſche gehörigen Er— 
forderniſſen, und andere Aerarial-Vorrathen beladen 
werden, und wenn dergleichen Waaren heimlich unter 
einem andern Vorwande mitgeführet, und auf dem 
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Borfpanns- Wagen bei der Viſttirung, die ſich jeder 
Vorſpannswagen, oder jede gedungene Fuhr zu unter⸗ 
ziehen hat, angetroffen werden ſollten, ſolche dieſerwe— 
gen ſowohl, als wegen der berkürzten Mauthgefälle, 
wie jede andere Kontrebande, konfiszirt werden. 


Zweiter Artikel. 
Von der Vorſpann im Lager. 
Ausmaaß der Vorſpanns⸗Waͤgen im Lager. 


. 


Wenn die Regimenter in oder aus dem Lager ruͤcken, 
kann in allen Ländern nur die Hälfte der in Friedens⸗ 
zeiten 5. 5. feftgefegten Vorſpanns-Ausmaaß für jede 
Kompagnie oder Escadron, dann für den Staab ange— 
wieſen werden, damit ein jeder Mann ſeine Bagage zu 
tragen, oder auf das Pferd zu packen, und zu führen, 
wie es im Feld geſchehen muß, gewöhnet werde. 


Vorſpanns⸗Ausmaaß für die Schmieden. 
e EI 

Wenn die Regimenter die Schmieden in das Lager 
mitnehmen: fo gebühren für ſolche in den deutſchen Erb» 
landen, in der Lombardie, und in Niederlanden zwei 
angeſchirrte pferde, dann in Galizien, in Hungarn, nebſt 
dem dazu inkorporirten Banat und in Siebenbürgen, 
vier angeſchirrte Pferde. e d 


Vorſpann zur Artillerie» Befpannung und 
Service. 


„. 

In Anſehung der Beſpannung der Artillerie, der 
Zufuhr des Holzes, Stroh, Brod, dann der Better 
für die Kranken in die angewieſenen Spitäler, und 
Transportirung der Kranken während der Lagerszeit 
werden, fo weit ſolches nicht durch das Militär ⸗Fuhr⸗ 
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weſen geſchehen kann, oder nicht ohnehin vom Land 
gratis zu bewirken iſt, bedungene Fuhren kontrahirt, 
und iſt die dießfallige Erforderniß, nebſt Bemerkung 
des kontrahirten Preiſes, von dem betreffenden (Gene, 
ral⸗Kommando nebſt dem Lager-Plan zur Approba— 
zion des Hofkriegsraths einzuſenden. 


Vorſpann fuͤr kleine Kommanden, Arreſtanten 
und Kranke. 


eh 4. 

Für Meine Kommanden, Kranke, oder auch allen. 
falls für Arreſtanten, welche nach vollendetem Lager 
transportiret werden müffen, hat die Ausmaaß Statt, 
die in dem Artikel von Friedenszeiten $. 4. und 5. nach 
dem Unterſchiede der Länder dießfalls beſtimmt por, 


den iſt. 


Vorſpann fuͤr kommiſſariatiſche Beamte, und 
das Verpflegs-Perſonale. 


§. 5. 

Denen in das Lager mitrückenden kommiſſariati— 
ſchen Beamten und dem Verpflegsperſonale iſt die für 
ſelbe $. 6. bereits vorwärts feſtgeſetzte Vorſpann anzu— 
weifen. 

Bezahlung Ben Vorſpann. 

Die Vergütung der Vorſpann geſchieht in und aus 
dem Lager nach dem A, 10. bei dem erſten Artikel für 
jedes Land erflärten Verhältniſſe. 

In dem Lager ſelbſt aber, ſoweit ſolche nämlich 
nicht durch das Militär⸗Fuhrweſen deſtritten wird, wird 
der gehörig kontrahirte Fuhrlohn bezahlt. 


Baare Bezahlung und rejpeftive Quittirung. 
ef IR 

In Anſehung der baaren Bezahlung und reſpektive 

Du. rungen nach dem Verhältniß der Länder wird Dë 
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auch in Betreff des Reitpferdes auf die $$. 10. 11. und 
12. bei der Abtheilung in Friedenszeiten enthaltene um, 


ſtandliche Vorſchrift bezogen. 


Vorſchrift in Anſehung der Vorſpanns⸗Scho⸗ 
nung; Deutlichkeit der Quittungen. 


§. 8. 

Mit gleicher Genauigkeit iſt ſich alles dasjenige ge» 
genwärtig zu halten, was in Abſicht auf die bei allen 
Vorſpanns-Erforderniſſen immerhin vorher zu gehen 
habende kommiſſariatiſche Aſſignazion, die Deutlichkeit 
der auszuſtellenden Quittungen, die Schonung der Vor— 
ſpannspferde, in Anſehung des Gewichts, der wäh— 
rend dem Marſche und Rückkehr aus dem Lager ge— 
nießenden Mauthfreiheit, dann der Hintanhaltung aller 
Excessen bereits in den vorhergehenden $phen zur 
ſtetten Beobachtung vorgeſchrieben worden iſt. 

Wenn in einem Lager auf Befehl des kommandi— 
renden Generals die Vorſpann aufgehalten, oder zur 
Artillerie-Beſpannung, oder zu einem andern Lager— 
Erforderniß verwendet wird, fo hat das Kriegskommif— 
fariat zu ſorgen, daß für das Land die nach Umſtän— 
den billigermaſſen gebührende Vergütung aſſigniret 
werde. 

Die Erkenntniß wird dem kommandirenden Gene— 
ralen eingeräumet, und das Kommiſſariat hat darüber 
die Weiſung einzuholen. 


Dritter Arti den 
Von der Vorſpann in Kriegszeiten. 


Von der Vorſpann in verſchiedenen Faͤllen im 
Kriege. 


S. 1. 


Die Vorſpann in Kriegszeiten wird nöthig: 
Eng, Von der Armee in die Länder, 


m 288 — 


ztens. Aus den Ländern zur Armee, und 
Steng, in der Armee ſelbſt. 


Von der Armee in die Laͤnder 
wird ſolche erforderlich: 

Bei Abſchickung der verſchiedenen Kommanden, um 
Rekruten, Nimonten, Monturs-Sorten, und andere 
Kriegs » Erforderniffe abzuholen. 

Bei Transportirung der Kranken in die Spitäler. 

Bei Eskortirung der Militär- und Zivil Arre⸗ 
ſtanten, feindlicher Kriegsgefangenen und Geißeln. ꝛc. 


Aus den Laͤndern zu der Armee 
ergibt ſich die Borfpanns „ Erforderniß : 

Bei denen zur Armee abgehenden Regimentern, 
Bataillons, Frei⸗Korps, oder andere kleinen Kom— 
manden; bei Eonvoyirung der zur Armee abſchickenden 
Rimonten und Rekruten. 

Bel Abſchickung der Nekonvalescenten aus den Spi⸗ 
tälern zu ihren Regimentern. 

Bei Transportirung der Montoursforten, und Ton, 
ſtiger Regiments » Nothwendigfeiten, und zu deren Fou— 
rage⸗ Transporten. 


Zu der Armee ſelbſt iſt die Vorſpann noͤthig: 

Bei Wartwägen, bei Sauer» Pferden, zu Brief⸗ 
Ordonanzen in dem Hauptquartier. 

Bei Fortbringung der Feldrequiſtten, in Ermang⸗ 
lung eigener Zelter-Wägen, oder Tragpferde, dann, 
wenn letztere nicht drauchbar wären; 

Bei Zuführung der Naturalien für die auf Vorpo⸗ 
Gen ſtehende Mannſchaft, wo entweder keine Proviant⸗ 
wägen vorhanden find, oder dieſe nicht auf Vorpoſten 
mitgenommen werden können, oder aber ein Regiment 
an mehreren Orten getheilet ift. ze. 

Für die Effekten des Staabſtockhauſes jft der nöthige 
Wagen vom Militär⸗Fuhrweſen zu erfolgen. 
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CR 

Die Anweifung hat von dem Ober « Kriegs » Kon» 
miſſariat, oder wenn derjenige, der die Vorſpann nöthig 
hat, von dieſem zu entfernet, und der Fall von der 
Vorſpannsſtellung ſehr dringend wäre, von dem bei der 
Armee eingetheilten betreffenden Feldkriegskommiſſariat 
unter der Mitfertigung des Brigadiers nach vorher be, 
ſtätigter und anerkannter Nothwendigkeit von der Vor— 
ſpanns-Abgabe zu geſchehen. 

Derlei Anweiſungen haben alle Umſtände in ſich zu 
faſſen, die in Friedenszeiten J. 2. bereits angeführet 
worden ſind. 

Die zu den Natural» Transporten bei der Armee 
erforderliche Vorſpann wird nach Anleitung des Ver— 
pflegs-Inſpekteurs von dem Oberlandes-Kommiſſariat 
erfolgen gemacht. 


Ausmaaß der Vorſpann fuͤr Regimenter. 


S. 5. 

Wenn Regimenter, Korps, Frei⸗Bataillons, oder 
Frei⸗Korps zur Armee abgehen: ſo hat die bereits für 
die Friedenszeiten beſtimmte Ausmaaß, auf jede Kom— 
pagnie und den Staab nach der Verſchiedenheit der 
Lander auch in Anſehung der vorhandenen Proviant« 
Wägen allenthalben Statt, für welche letztere aber ſol⸗ 
che nur damal Platz greifet, wenn die Propiant-Wägen 
nicht beſpannt wären, ſolche vor dem Feind verloren 
gingen, oder aber zur Zufuhr der Naturalien für die 
Vorpoſten, oder von der Armee in Dienſt-Angelegen⸗ 
heiten von einem Korps d' Armee zum andern, oder 
wo immerhin beordert werden. 

Die Offiziers und ſonſtigen Partheien genießen die 
für die Friedenszeiten $. 6. ausgemeſſene Vorſpann 
auf den Fall, wenn ſelbe keine Pſerdporzionen beige, 
hen, widrigenfalls aber ſie alle im Dienſt vorfallende 
Reifen außer einer beſonderen Bewilligung in Folge 


welcher das Aerarium die Vergütung zu tragen hat, 
mit eigenen Pferden zu beſtreiten haben. 


Vorſpanns⸗Ausmaaß fuͤr Kriegsgefangene. 


§. A, 

Wenn mehrere kriegsgefangene Offiziers, und Geis 
ßeln condopiret werden, oder dießſeitige aus der Kriegs— 
gefangenfchaft zurückkommen: fo iſt ein ganzer Vor— 
ſpanns⸗ Wagen auf 5 bis 4 Köpfe, im Falle aber nur 
einer oder zwei wären, nur ein halber Wagen a Conto 
des Aerars gegen daare Bezahlung anzuweiſen. 


Gewicht, mit welchem die Vorſpanns⸗Waͤgen 
zu beladen find. 


8.5. 

Ein vier⸗ oder zweiſpänniger Wagen iſt, wie in 
Friedenszeiten mit dem gleichen Gewichte zu beladen, 
mithin auch in dem Falle, wo es nur um geringes Ge— 
wicht zu thun iſt, ſoll ſich dasjenige zur Richtſchnur 
genommen werden, was hierwegen in Friedenszeiten 
A, 10., und in Abſicht auf die dabei nöthige Vorſicht 
dazumal, wenn es thunlich wäre, A. 9. vorgeſehen mot: 
den iſt. 

Bezahlung der Vorſpann. 
* cf 

Die Vergütung für jede Vorſpann, es ſey für 
marſchirende Truppe, Offiziers, ſonſtige Militär- Par⸗ 
theien, oder Beamte, kleine Kommanden, Arreſtanten⸗ 
Transports, Kriegsgefangene, Geißeln, Kranke, Re 
konvalescenten, zur Konvoyirung der Rekruten, oder 
Rimonten, Montour⸗, Gewehr⸗, Feld⸗Nequiſiten, Pro» 
viant, Medikamenten, zur Zufuhr der Naturalien für 
die auf Vorpoſten ſtehende Mannſchaft ꝛc. ꝛc. iſt nach 
dem Verhältniß der Länder mit derjenigen in Friedens⸗ 
zeiten gleich, und muß ſich in Anſehung derer, außer 
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den noch in Kriegszeiten ergebenden Verguͤtungsfällen, 
folgendes gegenwärtig gehalten werden: 

Für ein Bauernpferd, welches bei der Armee zur 
Beſtreitung der Brief⸗Ordonanzen ausgeſtellet iſt, wird 
auf jeden Tag, wo ſelbes zum Ritt wirklich verwendet 
wird, ein Gulden ausgemeſſen, an Tägen, wo derlet 
Pferde nicht gebraucht werden, ſind pr. Pferd täglich 
50 kr. zu vergüten. 

Für Vorſpanns-Wägen, die bei der Armee in der 
Nähe des Hauptquartiers auf unvorgeſehene Fälle zu 
halten jeweil der Befehl ergehet, werden an täglichem 
Wartgeld 

für einen zweiſpännigen — fl. 30 kr. 
„ dreiſpännigen —⸗ 40 
e „ bierſpännigen 1° — e 
ſolchergeſtalt bezahlt, daß, weil jeder Knecht eine Brod— 
porzion, und jedes Pferd auf Anverlangen des Bauern 
eine Heu» und eine Hafer» Porzion, nebſt ein oder 
zwei kr. zu feiner Subſiſtenz bekömmt, der Vorſpanns⸗ 
ſteller von dieſem Wart⸗Gelde täglich zwei Kreutzer für 
das Brod, und reſpektive ſechs Kreuzer für jede Pferd» 
porzion, wie auch den zur Subſiſtenz bezogenen Geld⸗ 
betrag zurückzulaſſen hat 

Die nämliche Bezahlung hat auch damal Statt, 
wenn die Regimenter zur Zufuhr der Naturalien für die 
Vorpoſten Wartwägen nöthig haben; in Feindes-Landen 
mëllen derlei Pferde unentgeltlich abgegeben werden. 

Zur Fortbringung der Feldrequifiten von den Gränz⸗ 
truppen, dann bon den Chevaux-Legers, und Hu⸗ 
ſaren Regimentern find für einen vierſpännigen Zort: 
ſpannswagen täglich 28 kr., 4 Heu- und 1 Brodpor⸗ 
pion abzureichen. 

ie Naturalien werden entweder auf die repartirte 
Schuldigkeit von den Dominien, oder von Untertha⸗ 
nen für ſich felbſt in die Verpflegs⸗ Magazine einge⸗ 
liefert, oder aus einem Magazine ins andere verführet. 

In Fällen, wo es um die von den Dominien zu 
geſchehen habenden Naturalien Lieferungen ſich handelt, 
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welche durch ihre Unterthanen in die Magazine ver⸗ 
führt werden, bezahlet das Aerarium in deutſchen Erb⸗ 
landen und Galizien, nach Abſchlag der erſten zwei 
Meilen, für welche keine Vergütung geleiſtet wird, 
2 kr. pr. Centner für jede Meile, und der Ate kr. 
kommt von Seiten der Dominien dem Unterthan zu 
entrichten. 

Für die Lieferungen, welche die Unterthanen für 
ſich ſelbſt vom Hauſe in die Magazine verführen, hat 
die Vergütung ebenfalls, nach Abſchlag der zwei erſten 
Gratis-Meilen, mit 2kr. pr Eentner für jede Meile 
ab Aerario zu geſchehen. 

Bei denen von einem Verpflegsmagazin in das an⸗ 
dere verführten Naturalien, wird pr. Genten und Meil 
der Erſatz mit 2 kr. ab Aerario geleiſtet. Bei den Heu⸗ 
Lieferungen aber wird die Vorfſpann ohne Abzug der 
zwei Gratis-Meilen vergütet. 

In Anſehung der aus Hungarn zur Armee gelie— 
fert werdenden Naturalien wird die Transportirung als 
lemal nach dem Verhältniß der Diftanz, wohin näm⸗ 
lich die Lieferung zu geſchehen hat, zu dem nach der 
verſchiedenen Gattung des Naturals beſtimmt werden⸗ 
den Preiſe gleich mit zugerechnet. 


Baare Bezahlung und reſpektive Quittirung der 
Vorſpann. a 


§. 7. 


Die Vorſpann wird von der Armee in die ruͤck— 
wärtigen Länder, und aus den Ländern zur Armee 
durchgehends bloß quittiret, für die Vorſpanns-Wägen, 
welche in der Armee felbſt nöthig find, als: Wartwägen, 
Ordonanz, Bauern» Pferde ze. 2c. wird die Vergütung aus 
der Feld⸗Operazions⸗Kaſſe baar geleiftet, fo wie die Vor— 
ſpann, welche für kriegsgefangene Offiziere und Geißeln 
während ihrer Transportirung angewieſen wird, in je— 
der Stazion in allen Ländern baar bezahlet werden 
muß, und die kriegsgefangenen Offiziers, wie auch die 


Geißeln zu ſolchem Ende mit dem nöthigen Geldverlag 
gegen ihre Quittungen zu verfehen find. 

Damit aber in Anſehung der in der Armee zu 
Brief⸗Ordonanzen noͤthigen Bauern » Pferde ` Wart— 
Wägen und übrigen zur Zufuhr der Naturalien für die 
auf Vorpoſten ſtehenden Kommanden erforderlichen Vor— 
ſpanns-Wagen kein Mißbrauch ſich ergebe, ſoll Niemand 
als der beim Haupt-Quartier angeſtellte Offizier beim 
General-Staab, und der allda befindliche kommiſſaria⸗ 
tiſche Beamte für die en Reserve ſtehende Wart⸗Wä⸗ 
gen und Bauern » Pferde; für derlei auf Vorpoſten ſte— 
hende Wägen und Pferde, aber nur der betreffenbe 
Korps⸗Bataillons- oder auch der detachirt ſtehende 
Diviſtons-Kommandant, jedoch nach hierüber einges 
holter Beſtättigung des Brigadiers, oder des etwa nach 
Umſtänden unmittelbar vom General» Kommando der 
Armee abhängenden Staabs-Offiziers die gewöhnlichen 
Beſcheinigungen ausſtellen, gegen welche ſodann die be— 
treffenden Partheien auf Anmeldung und Vorzeigung 
derſelben den Betrag gleich auf der Stelle aus der Feld— 
Operazions⸗Kaſſe zu empfangen haben. 


Deutlichkeit der verfaſſenden Qnittungen. 


+ 8, 

Im Feld müſſen die Quittungen, welche der Pers 
zipient für die Vorſpann ausſtellet, dergeſtalt verfaßt 
ſeyn, daß bei der nachherigen Liquidirung und Vergü⸗ 
tung das Aerarium nicht verkürzt werde, daher das 
hierwegen in Friedenszeiten 5. 12. Vorgeſchriebene ge⸗ 
nau zu beobachten iſt. 

ie Quittungen, welche die Korps- Bataillons, 
oder detachirten Siviſions⸗Kommandanten für die zur 
Fortbringung der Feldrequiſtten in Ermanglung oder 
Untauglichkeit der Zelter-Wägen oder Tragpferde, dann 
für die zur Naturalien-Zufuhr auf den Vorpoſten pafs 
ſterliche Vorſpanns⸗ Wägen für die Zeit ausſtellen, als 
folge gebraucht werden, haben die Diſtanz, die Zahl 


gësch e 


der Wägen, und der Pferde mit der Bemerkung: wie 
oſt ſelbe in Gebrauch waren, und was dafür zu ver⸗ 
guten iſt, zu enthalten. 

Wenn derlei Vorſpanns-Wägen einige Tage bei— 
behalten werden müſſen: fo hätten die Quittungen, 
welche wegen Vergütung des täglichen Wartgeldes, und 
wegen der Wart-Wägen, und Brief-Ordonanz Baus 
ernpferde, die in dem Hauptquartier en Reserve ftes 
hen, ausgeſtellet werden, die Anzahl der Täge, dann 
die genoſſenen Brod-Heu⸗ und Haber-Porzionen nebſt 
dem ſonſt zu ihrer täglichen Subſtſtenz beſagtermaſſen 
erhaltenen Gelbbetrag in ſich zu faſſen. 

In den Quittungen, welche nach den Zentnern 
oder Köpfen für Transports abgegeben werden, iſt das 
Gewicht und die Anzahl der Köpfe, die Diſtanz, dann, 
wenn die Vergütung pr. Meile geſchiehet, die Anzahl 
der Pferde, und wie viel in jedem dieſer Fälle nach der 
Kriegs⸗Ausmaaß zu vergüten iſt, oder ſchon bezahlet 
worden, umſtändlich aufzuführen. 

Soweit Vorſpannsſteller gleich in der Armee die 
baare Bezahlung erhalten, iſt nöthig, daß in der Dutt, 
tung, welche der Unterthan oder die Herrſchaft über den 
erhaltenen Betrag ausſtellet, ebenfalls die Anzahl der 
Pferde, und Wägen, die Tage, wie lange, und zu 
was ſolche im Gebrauche waren, dann die Herrſchaft 
und der Ort, von wo die Vorſpann geſtellt worden, 
genau angemerkt, und hierzu von einer glaubwürdi— 
zen Perſon die Beſtätigung beigerückt werde; dieſes hat 
in Anſehung der bisweilen an mehreren Orten vertheil— 
ten Ordonanz⸗Bauernpferde, wo keine Militär « Offi⸗ 
ziere gegenwärtig find, von der Ortsobrigkeit zu ge» 
ſchehen. a 

Macht der Mangel am Gelde bei Militär-Ver⸗ 
pflegs » Magazinen die Ausſtellung der Quittungen über 
Statural » Transports nothwendig, fo muß der betreffende 
Verpflegs⸗ Beamte in derſelben Ausſtellung die vorzüg⸗ 
lichſte Rückſicht nehmen, daß in derlei Quittungen, 
nebſt dem Nahmen des Dominiums, und nebſt dem 
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Gewicht zugleich die wahre Entfernung des zu machen 
gehabten Wegs, und der Umſtand wegen Abſchlagung 
der 2 Gratis-Meilen, da, wo es nach der Gattung der 
Naturalien dorgefihrieden iſt, ausgedrücket werde. 

Die Vorſpann für alle feindliche Kriegsgefan- 
gene, von Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts, muß 
immerhin abgeſondert, von dem Konvoy ausgeſtellet mr, 
den, damit nach Maaß der kartelmäßigen Konvenzion, 
dafür dem Aerario die Vergütung geleiſtet werden 


konne. Des 
Uibrigens ift in allem das nämliche, was in der 


Abtheilung von der Vorſpann in Friedenszeiten $. 12. res- 
pective der Verfaſſung der Quittungen bemerket Got 
den, ununterbrochen einzuhalten. 


Schonung der Vorſpann, Vermeidung der 


Excessen. 


§. 9. 

Die in Anſehung der Schonung der Vorſpann, Be— 
freiung von Weg und andere Mäuthen, Hintanhaltung 
der Excessen und des Verbots: fremde oder andere 
nicht zur Bagage gehörige Waaren aufzuladen, für die 
Friedenszeiten beſtehende Vorſchrift hat auch in Kriegs- 
zeiten ohne Unterſchied der Länder allenthalben zu 
gelten. 


Beſtrafung der Vorſpanns⸗Excedenten. 
$. 10. 


Sollte ſich Jemand beigehen laſſen, gegenwärtige 
auf die Kriegs- und Friedenszeiten eingerichtete Vor⸗ 
ſchrift zu überſchreiten, oder gar mit Ungeſtüm oder 
Gewalt die Vorſpann ohne kommiſſariatiſche Anweiſung 
vom Landmann unentgeltlich zu erzwingen, und des⸗ 
ſelben Zugvieh durch Uibertreibung zu Grund zu rich. 
ten; ſo haben die Regimenter derlei Excedenten zu 
beſtraſen, zum Erſaß des verurſachten Schadens zu ber⸗ 
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halten, und durch angemeſſene Vorſicht und Strenge 
die öftere Dawiderhandlung forgfamft einzuſtellen. 

Es muß übrigens in jeder Ablöſungs⸗Stazion von 
denen transportsführenden Ober- oder Unteroffiziers dem 
Richter, oder der ſonſtigen Obrigkeit in Gegenwart des 
Vorſpannsbauern mündlich erkläret werden, daß das 
Vieh nicht übertrieben worden ſey. 

Welche Vorſchrift auch in Kriegszeiten, ſoweit es 
thunlich iſt, beobachtet werden muß. 


el: Nro. 1. 
Nu fe. S 


Was bei denen im allerhöchſten Dienſt erfolgenden Vers 
ſchickungen an Poſt⸗ und Vorſpannspferden für 
nachbenannte Partheien gewöhnlich iſt. 


— — 


Most» oder 


Vorſpans⸗ 
Pferde. 
Ein Feldmarſchall. > 20 
— Feldzeugmeiſter oder General der So, 
ballerie 0 12 
— General» Feldmarſchall⸗ Sne S 8 
— General» Major 0 6 
— Dbriſter $ 2 0 7 8 4 
— Obrifllieutenant ` s d 0 A 
— Obriſtwachtmeiſter . 5 
— Hanptmann, Sapieänlieutenant oder 
Rittmeiſter ` 2 
— Oberlieutenant ) 
— Unterlieutenant ) - 2 
— Fähnrich 
— Fahnenkadet . . P d o 2 
— Negimentskaplan . ? 2 
— Regimentsauditor . $ 8 2 
= Regimentsrechnungsführer . l 3 


Ein Regimentschyrurgus 


— Regimentsadjutant, und übrige min, 


dere Partheien 


Kriegsexpedizion. 


Einem Hofrath 


II 


AS, 7 H 


— Kammeral⸗ oder gutt ` 


m. 


— 


— 


— 


Ini 


Konzipiſt . 
Regiſtrator 
Expeditor 
Regiſtrant 
Kanzliſt . 
Akzeſſiſt . 
Kanzleidiener 


D 


D 


„ 
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Hof⸗ oder Bedtiegefeneär 


* 


Kriegskommiſſariat. 
Oberkriegskommiſſar . 


Feldkriegskommiſſar . 
Kommiſſariatsoffizier . 


Buchhalterei. 


Raitrath 
Naitoffizier 
Ingroſſiſt. 
Akzeſſiſt . 


Kriegskaſſe. 
Ein Kriegszahlmeiſter 


Kaſſeverwalter 
Kriegskaſſier 
Kriegskaſſakontrollor 
Kriegskaſſaofftizier 


+ 


D 


Buchhalter oder n 


Poſt⸗ oder 
Vorſpanns 
Pferde 


de d % a e A a 


e 


N Ola 


Poſt⸗ oder 
Vorſpanns 
Pferde 
Ein Kriegskanzliſt S 5 R E 2 
— Kriegsakzeſſiſt D un 2 
Verpflegsbeamte. 
— Amtsrath A 2 8 1 . 4 
— Amtsſekretär . ; = - e 4 
— Öberverpflegsverwalter . o 2 5 
— Oberverpflegsofftzier 5 4 > 2 
— Oberverpflegsadjunkt e v 8 2 
— Amtsſchreiber. 8 ? b 2 
— Oberbäckermeiſter . e "Së 2 
— Unterbäckermeiſter . S 2 
Haupt» und Feldzeugamt, 
Zeugamtsſekretä . ı . P . R 4 
— Konzipift . e 8 4 4 
— Regiſtrator 0 8 S . 2 
— Kanzliſt . 2 
Profeſſor Mathefeos nach dem begleitenden 
Offizierskarakteur . e 2 
Oberfeuerwerksmeiſter . S 8 2 
Oberzeugwart . H . c k 2 
Unterzeugwatt = H e e 2 
Munizionäre e e D . . 2 
Studgiefer . 6 2 
Pulverinſpektor und Verwalter ) 
Subinſpektor . 2 
Groſſant und Faktor 
Genies und Fortiſtkazionsamt. 
Sekretär. 2 5 . 2 4 
Konzipiſet 0 „ 8 2 
Kegiftrator D H D = RS H — 
Regiftrant . © a e e 2 


Doft= oder 

Vorſpanns 

Pferde. 
Kanzliſt S e ` R 2 
Fortifkazionsrechnungsführer. Be 

— ebm EN 2 
Direfzionsfourier . e . . 2 
Ober» und Schanzkorporal . . 2 
Fortifikazionsmaurermeiſter oder Pallier S 2 
— Zimmermeiſter . . e 2 
Auditoriatamt. 
General- Auditorlieutenant . A 
Staabsauditor . 8 0 ` . 2 
Gerichtsſchreiber . . 2 
P. Superior e 8 2 
Generalgewaltiger . . . 2 
Staabsprofos A . e . 2 
Staabsquartiermeifteramt. 
Staabsquartiermeiſter . e - % 2 
Vice» Staabsquartiermeifter . 8 e 2 
Staabsfowier . S 8 e g 2 
Staabswagenmeiſteramt. 
Oberſtaabswagenmeiſter . e . 2 
Unterſtaabswagenmeiſter . ? . 2 
Se 
Oberwegmeiſter . e 3 Za 2 
Unterwegmeifter , 5 S > ` 2 
Medici, Chirurgi, und Spitalsper⸗ 
ſonale. 

Feldprotomedikus . . d 4 4 
Oberſtaabs⸗Chirurgus. . ` 8 4 
Feldmedikus 8 e . . e 2 
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Poſt⸗ oder 


Vorſpanns 
Pferde. 
Staabschirurgus . 8 ` h 8 2 
Feldapothekendirektor. . e 8 1 2 
Spitalsober⸗ und Unterverwalter . 2 
Bettforniturenverwalter a G 2 
Spitalskaplan . 5 a R 8 2 
Spitals⸗ und Bettforniturenaſſiſtent 8 2 
Oberchirurgus 2 e 1 e R 2 
Kontagionsmedikus ` . . 2 
Kontumazchirurgus a 0 2 
— Kommiſſär oder Direktor 2 
Proſeſſor artis veterinariae . 5 2 
Erſter Roßarzt . ` a GR — 2 
Verſchiedene Partheien. 
Dollmetſch. 0 9 ` e g 2 
Kaferneverwalter . . $ S - 2 
Roßarzt R 0 . . S R 2 
Demonstrator artis veterinariae 2 
Wirthſchaftsbeamte bei der Militär » Um» 
ſiedlung S © 2 


Kerhnungsabjunft bei der Montourskom⸗ 
miſſion . S . R ` 2 


Notandum : Da die Landpferde, beſonders aber in 
Hungarn, Slavonien, Galizien, und Siebenbür— 
gen, gemeiniglich von ſchwachem Schlag, und in 
dieſen Ländern die Straſſen nicht ſo gut, wie in 
den deutſch⸗ und böhmiſchen Erblanden beſchaffen 
find, werden ſtatt 2 Vorſpannspferden 3 bis 1 pat, 
ſirt, nachdem in Hungarn, Slavonien und Sie⸗ 
benbürgen 4 Pferde nicht mehr, als 2 in Deutſch⸗ 
land, in Galizien aber noch weniger betragen; 
dieſe Vermehrung erſtreckt ſich aber nicht auf die 
Poſtpferde. 
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(Zur Seite 251.) 


RK Se SE SE e ge E ee 
Was in nachbenannten kaiſerl. koͤnigl. Landen und Provinzen für die Vorſpann entrichtet werden muß. 
= 2 8 5 = Zwimch In den Niederländifden Provinzen 

auf S = SS Së 8 2 PR — Brabant Fan- I Henne || Namur ag — Geldern | Meipein EE Turnai Tour- 
ERZIE N FART, , Sa |etmelomm]| EE veroeeles 

gë Zén san Kaiſerliche Währung 8 33 | 53 8 | 59 Siren. 647 ER SES, 

WETTER Ile IRC H dr Tir br T te br T Aer 

. m KSE 

1 ferhsfpänniger Wagen. K K d e == K * 
1 dreiſpänniger detto . 3 R R — — Ekel — — — 8 CH DER || 22 8 ge 
1 zweiſpänniger detto oder Chariot . . . r r Ta r 2 5 32 5 8 — — 
1 bierſpännige detto pro Aerario 2 — ſ20— 48 — 46 — 5207 e 2 be 5|—|—|| 5 5 ZS, — 
1 vierſpänniger detto für Offiziers und Partheien 24 — Nk F 11—l—140|| 7 " 2 d 5 28 BE 5 e: en 
1 zweiſpänniger pro Aerario . h , e 2 1 F 40 —— 124 E 4 — e [re — — — — R > S 
1 zweiſpänniger für Offiziers und Partheien 2 14 = ö d 8 e * 2 3 * 5 Ze wc? wë 
1 Paar angeſchirrte Ochſen für alle Falle. 2 — FR — Wa — . — > * 5 3 ge 55 — 1 lecher * ai - 
1 zweiſpänniger Karren oder Chariotte wll — tr Tt En Fe: 7 iu re 2 ab 2 
1 leerer Karren oder Ehariotte . . = j em A 2 | ze | ka I Zi — — Be — S K H 
1 angeſchirrtes Pferd pro Aerario . Ko — | 50 wů 12 12 - SR T "CT 12 — At - + ei 
1 angeſchirrtes Pferd für die Offiziers — | 50 —1 50 — 1150 — FEIT: 238 1 JL 1 S e, 
ı einſpänniger Karren oder Chariotte — | — — 1 — 71711 Ir = * — 1110 Pr 
1 Reitpferd . | — | 30 Së Kë = 18 | 2 = E | 30 


Min m e t Eier 


d Art der Zahlung für die Vorſpann pro Aerario wird verſtanden, wenn Unter - Offiziers, Gemeine, Prima Planiften, dann Montours⸗ und andere ärarifihe Sorten geführt werden, 
K Ale ee ei Se Artikel A. 5 enthaltenen Vorſchrift nach dem Gewicht eingeleitet, dann für die Kranken die Vorſpann nicht nach den Köpfen bezahlt wird. Pr - ei 
p) Im venezianiſchen Gebieth werden bei einem Durchmarſche aus oder in Tyrol führenden vierſpannigen Wagen 3, römiſche Währung bezahlet, dann werden in Italien auf eine Stazion ordinäre 20 walſche Miglien gerechnet. 
e) Wenn ſich außer Italien der Fall mit Ochſen zu fahren ergibt, geſchieht alsdann die Vergütung, wie für ein Pferd, nach Verſchiedenbeit der Lander. f 
A) Wenn in Siebenbürgen Staabs- und Oberoffiziers mit ihren Regimentern, Corps, oder fonft einer Truppe zugleich marſchiren, haben ſie für einen vierſpännigen Wagen pr. Stazion 48 kr. zu vergüten. 
r) Uibrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß für halbe Stazionen die Bezahlung auch nur nach ſothaner Verhältniß zu leiſten ſey. 


wo namlich dießfällige 
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Einem Militärofftzier werden bei der jährlich per, 
zunehmenden Werb = Bezirks- Revifion in deutſchen Erb⸗ 


landen nicht mehr als 2, in Galizien aber 4 Vorſpanns⸗ 
Pferde paſſiret. 


105. 


Die zeitliche Steuerbefreiung fuͤr neue Bau⸗ 
ten wird auch auf jene Gebäude ausge⸗ 
dehnt, welche im Wege der Klaſſifika— 
zion der Verſteuerung unterzogen wor— 
den ſind. 


D Anlaß einer Anfrage: ob die Anſpruͤche auf die 
zeitliche Steuerbefreiung im Falle neuer Bauten auch 
bei Gebäuden eintreten, welche der Verſteuerung im 
Wege der Klaſſifikazion unterzogen werden, hat die hohe 
Hofkanzlei mit dem Dekrete vom 7ten d. M. folgendes 
eröffnet: 

Da die Beſteuerung der Gebäude im Wege der 
Klaſſiſtkazion von jener im Wege des Zinsertrages, nur 
durch den Maaßſtab, nach welchem das Objekt veran— 
ſchlagt wird, unterſchieden iſt, in beiden Fallen aber 
die Beſteuerung ſelbſt eintritt: ſo liegt es in der Natur 
der Sache, und im Geiſte der Cirkular-Verordnung 
vom 1. Marz dieſes Jahres, daß auch die geſetzlichen 
Befreiungen eben ſo bei der Gebäudeſteuer, welche 
durch die Klaſſifikazion als bei jener, welche nach dem 
Zinsertrage ausgemittelt wird, Platz greifen. 

Da ferner in der Cirkular-Verordnung vom ıten 
März d. J. ausdrücklich bemerket iſt, daß in Abſicht 
auf die Gebäudeſteuer die Beſtimmungen des Patentes 
vom ıten September 1788. einzutretten haben: fo 
fern dieſelben nicht abgeändert ſind: ſo unterliegt es 
keinem Anſtande, in Ermangelung anderer geſetzlichen 
Beſtimmungen, dieſelben in Abſicht auf die Frei⸗Jahre 
bei neuen Bauten in Anwendung zu bringen. 

Nur muß dieſer Beſtimmuugen ohngeachtet die 
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Steuer bon den Gebäuden ohne Rückſicht auf die etwaigen 
Anſprüche auf eine zeitweife Befreiung ausgemittelt, und 
ſeiner Zeit vorgeſchrieben werden, weil es die Sache 
der betreffenden Parthei iſt, dann, wenn die Entrichtung 
gefordert wird, die Anſprüche auf eine zeitweiſe Be— 
freiung nachzuweiſen, und im ordentlichen Wege gels 
tend zu machen. 
Verordnung der Provinzial-Kommiſſion zur Einfüͤh— 
rung des Grundſteuer-Proviſoriums vom 28. Juny 
Zahl 5446. 


106. 


Zur Vorbeugung der Blatternepidemie wer⸗ 
den die Mittel vorgeſchrieben, und die 
Gebrechen bei der Kuhpockenimpfung 
abgeſtellt. 


In Folge hohen Hofkanzleidekrets vom Ar. 
v. M. haben Seine Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchließ ung vom 26. v. M. den im Jahre 
1818 erfolgten Ausbruch einer Blatternepidemie in 
ganzen Kreifen Galiziens um fo mißfälliger erſehen, 
als jährlich eine ſo bedeutende Summe Geldes für die 
Vaccination verwendet wird, und eine Epidemie nicht 
Statt finden könnte, wenn jene gehörig verwendet 
würde, und wenn die Behörden die beſtehenden Ver— 
ordnungen gehörig befolgten; endlich iſt den Kreisärzten 
zur Pflicht zu machen, bei ihren fonſtigen Geſchäfts⸗ 
reiſen den Impfärzten nachzufehen, und die gemachten 
dießfälligen Beobachtungen ſtrenge und zweckmäßig zu 
benützen. 

Die k. Kreisämter werden daher im Grunde dieſer 
allerhöchſten Entſchließung verantwortlich mit dem Kreis- 
phiſtkus erklärt, damit das Impfgeſchäft genau und or⸗ 
dentlich geleitet, die imffähigen Kinder in den einzels 
nen Ortſchaften wirklich abgeimpft, hiezu die Impfärzte 
mit Kückſicht auf das Populazions⸗ Verhältniß verhal⸗ 


ten, und die ausgebrochenen Blatternepidemien unge⸗ 
ſaumt getilget werden, welche nie ſtark verbreitet, oder 
lange dauernd ſeyn können, wenn weniger blatternfähige 
Kinder vorhanden, und die Impfung in einem ſolchen 
Falle ſchnell borgenommen werden wird, worüber ſchon 
ſo häufige Erinnerungen geſchehen, auch unter dem 29. 
Jänner v. J. Zahl 4202 ſind dieſe Gebrechen neuerdings 
ur Abſtellung den k. Kreisämtern erinnert worden; 
dieſe Landesſtelle ſieht ſich daher bemüſſiget zu erklä— 
ren, daß ſelbe, um ſich aller Verantwortlichkeit zu ent, 
ziehen, mit aller Strenge gegen alle Unordnungen, 
Gebrechen, und Fahrläſſigkeiten ſowohl in der Aufſicht 
und Leitung des Impfgeſchäftes, als in der Ausübung 
deſſelben vorgehen werden, auch erwartet man von den 
k. Kreisämtern, daß ſelbe jeden Saumſal in der An— 
zeige des Ausbruches der Blattern an dem Dominium 
und Ortspfarrer, auch jede Abweichung von den Vor— 
ſchriften an den Impfärzten mit Geldſtrafen, oder Ent⸗ 
fernung vom Impfgeſchäfte ſtrenge, und unnachſichtlich 
ahnden, die Kreisarzte aber die k. Kreisämter von allen 
Gebrechen in genaue Kenntniß ſetzen. 

Durch Abforderung der 14 tägigen Rapporte, durch 
gründliche Einſicht in die diesfälligen eingehenden Rap⸗ 
porte, Berichte, und Partikulare, durch ſtrenge Auf— 
ſicht über das Impfgeſchäft überhaupt, und Nachſicht 
über das Thun der Impfärzte an Ort und Stelle bet 
andern Reiſen ſein Amt mit aller Genauigkeit handeln 
werde, da es offenbar iſt, daß nur durch deſſen Thä— 
tigkeit die Vaccination gehörig geſchehen, die Koſten ver» 
ringert, und Blatternepidemie verhütet, wenigſtens 
ſchnell getilget werden können, derſelbe bleibt daher vor— 
züglich verantwortlich, und fein Saumſal, feine Un— 
gründlichkeit, feine Sorgloſigkeit find zu reich an Ze, 
gen, um ſte nicht in vorkommenden Fällen mir unnacht⸗ 
licher Strenge ahnden zu können. 


Gubernialdekret vom ꝛ9ten Auguſt 1820. Gub. Zahl 
39483. 
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107. 


Wegen Aufſtellung gepruͤfter Hebammen auf 
dem Lande. 


In Folge hoher Hofkanzleiberſügung som 
29. v. M. wird den k. Kreisämtern mit Beziehung 
auf die hierortige den Landhebammen » Unterricht bes 
treffende Verordnung vom 17. April l. J. Zahl 16174. 
aufgetragen, mit aller Thätigkeit mitzuwirken, damit 
fähige Schülerinnen der Hebammenkunſt an die Lehr— 
anſtalt in Lemberg, oder Czernowitz abgeſendet, und 
ihnen Beſtallungen oder andere Emolumente von den 
Dominien und Gemeinden angewieſen werden, wenn 
gleich kein Zwang hierinn Statt finden ſoll, ſo wie dieſe 
in allen geeigneten Wegen und bei jeder Gelegenheit 
anzueifern find, den Wehmüttern die Subſiſtenz zu 
ſichern. Da endlich mit dem Anfange des künftigen 
Monats November der erſte Hebammen Unterricht auf 
die, unter den 17. April l. J. feſtgeſetzte Art, wo nam⸗ 
lich den Schülerinnen, welche ſich zu Landhebammen 
bilden, das Stipendium pr. 100 fl. W. W. ertbeilet 
wird, anfängt; fo haben die k. Kreisamter daß in Ze, 
ziehung auf die angeführte hierortige Weiſung alfogleich 
bekannt zu machen. 

Gubernial-Dekret vom 29. Auguſt 1820. Gub. Zahl 

39941. 
108. 

Wie ſich bei Stellung der heimath- und Als 
ternloſen Vagabunden zum Militär zu 
benehmen ſey. 

Zur Vermeidung bon Mißbräuchen, welche bei Anwen⸗ 

dung der den k. Kreisämtern unterm 14. Juni l. J. 

Zahl 23790. bekannt gemachten allerhöchſten Entſchlieſ⸗ 


fung wegen Stellung der heimath- und älternloſen Vaga⸗ 
bunden zum Militär etwa eintreten könnte, hat die 


8 


hohe Hofkanzlei unterm 12. v. M. Zahl 
22859. folgendes angeordnet: 

ıtens. Eine ſolche Abſtellung hat während der 
Oauer einer wirklichen Nekrutirung d. i. Ergänzung der 
aktiven Armee aus der Referve nicht Statt zu finden. 

atens. Jede ſolche Stellung hat erf dann zu ge— 
ſchehen, wenn die Eigenfchaft des zu ſtellenden als 
Vagabund, und deſſen Heimathloſigkeit durch ein bei 
dem k. Kreisamte aufgenommenes Protokoll gehörig 
konſtatirt iſt, und das k. Kreisamt zur Stellung die 
Bewilligung ertheilt hat. 

stens. Die von einer Rekrutirung zur andern auf 
dieſe Art geſtellten ſind den Dominien jener Orte, wo 
fie ſich befinden, und aufgegriffen werden, bei der nach 
ſten Stellung auf ihr Kontingent zu guten zu rechnen, 
und für felbe iſt in den vorgeſchriebenen Jahrs-Aus- 
weiſen eine eigene Rubrik zu eröffnen. 

Dieſe hohe Anordnung wird den k. Kreisämtern zur 
genauen Nichtſchnur mit dem Beiſatze eröffnet, daß das 
k. k. General-Militär-Kommando vom k. k. Hofkriegs⸗ 
rathe angewieſen worden ſey, derlei abgeſtellte Vaga— 
bunden nie ohne beſondere Urſachen, und dloß mit Siet, 
ſtimmung der politiſchen Behörden des betreffenden 
Urlaubsortes zu beurlauben. 

Gubernial - Dekret vom Aten September 1820. Gub. 

Zahl 45625. 


* , : 

Der Vollzug eines Todesurtheils wider ei— 
nen Abweſenden muß durch den Scharf— 
richter geſchehen, die Brandmarkung 
hingegen kann ein anderes hiezu geeig— 
netes Individuum vollbringen. 

Seine Majeſtät haben über einen bezüglich auf die A8. 

498. 22. und 535. des Strafgeſetzbuches von der k. k. 

oberſten Juſtitzſtelle einverſtändlich mit der k. k. Got, 
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kommiſſion in Juſtitz⸗Geſetzſachen erſtatteten Vortrag 
durch allerhöchſte Entſchließung vom 2. Juli 
d. J. zu entſcheiden geruhet: 

»Der Vollzug eines Todesurtheils wider einen Abs 
» weſenden, oder Flüchtigen hat durch den Scharfrich— 
» ter zu geſchehen; die Brandmarkung hingegen kann 
»der Scharfrichter, oder ſein Knecht, oder ein anderes 
» hiezu geeignetes Individuum vollbringen; nur muß 
» dafür geſorgt werden, daß fie die hierzu erforderlichen 
» Eigenſchaften beſitzen, um den gebrandmarkt Werden⸗ 
» den nicht härter zu behandeln, als das Geſetz mit 
» Gi bringt. « 

Welches zu Folge hohen Hofkanzleidekrets 
vom 7. Auguſt d. J. zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 8. September 1820. Gub. 

Zahl 41002. 


110. 
Beſtimmung des Termins zur Verpachtung 
der Pfarrtemporalien der erledigten 
Pfruͤnden. 


Um den bei Verpachtung der Pfarrtemporalien wahr— 
genommen Unzukömmlichkeiten, welche theils durch eine 
nicht gleichförmige, unrichtige, und oft ganz zweckwi— 
drige Aufnahme der Erträgnißausweiſe, vorzüglich aber 
durch die Verſchiedenheit der Pachtperioden, welche mei— 
ſtens vom Tage der Verſteigerung auf 1 Jahr feſtgeſetzt 
zu werden pflegen, zu begegnen, eine gleichſörmige 
Behandlung für dieſes Geſchäft zu erzielen, und das 
Abrechnungsgeſchäft mit dem ausgetretenen Benefiziaten, 
oder ſeiner Maßa, und dem Interkalar-Fonde bei dem 
Umſtande zu erleichtern, daß für dieſe Abrechnung die 
geſetzliche Periode des geiſtlichen Jahres vom 25. März 
des laufenden, bis 24. März des künftigen Jahres, 
als Grundlage, ſo zwar ſeſtgeſetzt iſt, daß alle ganz⸗ 
jährig in Concreto eingehenden Erträgniſſe, als Fech⸗ 
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ſung⸗Zehende, Zinſe, ꝛc. ꝛc. dem ausgetretenen Se, 
nefiziaten, oder feiner Maſſa für jene Zeit zu Guten 
gerechnet werden; während welcher derſelbe inner der 
vorangezeigten Periode im Beſitze der Pfründe war, 
findet man folgendes zur genauen Darnachachtung Pot, 
zuſchreiben: 

ıtens. Gleich nach dem Tode oder Austritte eines 
Benefiziaten iſt dem, zur Sicherſtellung des Kirchen⸗ 
vermögens und kundus instructus abgeſendeten, Kreis— 
kommiſſär zur Pflicht zu machen, einen, alle Ertrags- 
rubriken genau und beſtimmt nachweiſenden Erträgniß— 
ausweis zu verfaſſen, in welchem der eigentliche und 
wahre Werth des Pachtobjekts zur Zeit der Erledigung 
erſichtlich gemacht werden muß. 

Um dem Zwecke gemäß, zur Beurtheilung des 
Ausſchlags der hiernach eingeleiteten Verpachtung zu 
dienen, und die erwünſchte Konkurrenz an Pachtluſtigen 
herbeizuführen, muß dieſer Erträgniß-Ausweis die Urs 
barialleiſtungen der Unterthanen nach dem wirklichen 
Beſtande, und Lokalpreiſen, den Ertrag der Fechſung 
nach der wirklichen Ausſaat, und den zur Zeit des Ver— 
kaufs gewöhnlichen Marktpreiſen, jenen der Zehenden 
nach dem wahrſcheinlichen Erträgniſſe der zehendpflich⸗ 
tigen Gründe, und überhaupt jede Ertragsrubrik in le- 
nem Werthe darſtellen, welchen fie nach den Verhält— 
niſſen der Zeit und des Orts wirklich hat. Eben ſo müſſen 
unter die Auslagen die Steuern und ſonſtigen öffentlichen 
Leiſtungen nach der zur Zeit der Erledigung beſtehenden 
Fürſchreibung, die Kultursauslagen, und ein billiger Gr, 
werbsgewinn nach gleichen Grundſätzen berechnet, und 
vom Ertrage abgeſchlagen werden, alle baaren und 
trockenen Einkünfte, als Intereſſen von Aktiv» Kapi⸗ 
talien ꝛc., welche von der Verpachtung ausgeſchieden 
werden, ſind in einem beſonderen Ausweiſe aufzuneh⸗ 
men, und bei jeder Poſt erſichtlich zu machen, bis wo⸗ 
hin ſolche von den ausgetretenen Benefiziaten erhoben 
worden ſind. 

ztens. Zu der nach dieſem Erträgniß⸗Ausweiſe 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1830. N 


— 253 — 


einzuleitenden, und längſtens 4 Wochen nach der Er⸗ 
ledigung im Lizitazionswege vorzunehmenden Verpach— 
tung iſt, wenn dieſe vor der Fechſung eintrat, der Er— 
ledigungstag der Pfründe pro termino a quo anzu— 
nehmen, das Pachtobjekt bis zur Einführung des Päch⸗ 
ters auf ſeine Rechnung verwalten zu laſſen, die Dauer 
der Pachtung aber durchgehends, und ohne Unterſchied 
der Gegend bis nächſten 24. März feſtzuſetzen, tritt aber 
der Erledigungstag, nach der Fechſung ein, wo dieſe 
bereits ganz oder zum Theil veräußert und verbraucht 
iſt: ſo ſind die Temporalien bis nächſten 24. März auf 
Rechnung des ausgetretenen Benefiziaten oder feiner 
Maſſa verwalten zu laſſen, und der nach der gegen» 
wärtigen Weifung pro rata temporis für den Inter— 
kalarfond zu verrechnende Erträgnißantheil, in ſo weit 
ſolches nicht durch die angetroffenen und mit Beſchlag 
zu belegenden Getraidborräthe oder noch unbehobene 
Ertrags⸗Rubriken gedeckt wird, iſt in andern geſetzlichen 
Wegen ſicher zu ſtellen, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß, wenn der nach der Fechſung austretende Bene— 
fiziat, oder der Vertreter ſeiner Maſſa dieſen Erträgniß— 
antheil baar erlegt, oder gehörig ſicherſtellt, derſelbe 
ohne weitere Einmengung bis nächſten 24. März im 
Beſttze der Temporalien gegen dem zu belaſſen iſt, daß 
er den Fundus instructus, die Ausſaat, kurz alles 
was zu dem Pachtobjekt gehört, in dem vorgeſchriebe— 
nen Zuftande zurücklaſſe, und hiefür Gewähr leiſte, 
für das nächſte geiſtliche Jahr aber iſt die Verpachtung 
nach der vorgegebenen Weiſung einzuleiten. Endlich kann 

Steng, ein im Beſitze der Temporalien angetroffe— 
ner Pächter unter dem Vorwande dem ausgetretenen 
Benefiziaten den ganzjährigen Pachtſchilling bereits bës 
zahlt zu haben, im Falle die Erledigung vor der Fech— 
fung eintrat, die politiſche Behörde in der im aten Ab» 
fage vorgezeichneten Amtshandlung um fo weniger be⸗ 
irren, als das Genußrecht des Benefiziaten mit dem 
Tage feines Todes oder Austritts erliſcht, und der On. 
tretende Interkalarfond berechtiget iſt, die Tempora⸗ 
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lien der erledigten Pfründe beſtmöglichſt zu benützen, 
tritt aber der Erledigungstag nach der Fechſung ein, ſo 
gilt für den Pächter all dasjenige, was am Schluſſe 
des zweiten Abſatzes vorgeſchrieben wurde, und er kann, 
jedoch nur bis nachſten 24. März ungehindert im Ges 
nuße der Pachtung belaſſen werden, wenn er das pro 
rata temporis nach dem erſten Abſatze berechnete Er— 
trägniß baar erlegt, und für das Pachtobjekt Gewähr 
leiſtet. 

Indem man dieſes den k. Kreisaͤmtern zur genaue, 
ſten Darnachachtung eröffnet, und die Herrn Amtsvor— 
ſteher für den durch Nichtbefolgung dieſer Anordnung dem 
Religionsſonde verurſachten Schaden verantwortlich er— 
klärt, wird den k. Kreisämtern ſtrenge zur Pflicht ge— 
macht, die hiernach bewirkte Erhebung ſamt dem zur 
Sicherſtellung des Kirchenvermögens, und Fundus in- 
structus abgeſondert aufgenommenen Protokoll unver— 
züglich nach der erſten Lizitazion, wenn fie auch miß⸗ 
lingen ſollte, zur Einſicht vorzulegen, und mittlerweile 
die Tagſatzung für die zweite Lizitazion zu verlaut⸗ 
baren. 

Gub. Dekret vom 9. September 1820. Gub. Zahl 42059, 


111. 


Wie ſich Artillerie -Rekruten von der Re⸗ 
krutirungspflichtigkeit befreien, und bloß 
in die Landwehrpflichtigkeit eintreten 
koͤnnen. 


Seine Majeſtät haben zu geſtatten geruhet, daß die 
Rekruten der Artillerie dadurch von der Nekrutirungs⸗ 
pflichtigkeit ſich befreien, und bloß in die Landwehrber⸗ 
pflichtung übertreten können, wenn fie nebſt Erlag des 
Montourgeldes einen Artilleriſten, der bereits 10 oder 
wenigſtens 8 Jahre gedient hat, nicht ohnehin auf See 
benszeit obligat ift, und nebſt dem, daß er gut con- 
duisirt auch geſchickt iſt, auf SL „oder auf 
R 2 
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eine vom gänzlichen Ablaufe der erſten zu beginnenden 
zweiten Kapitulazion von 14 Jahren auf ihre Koſten 
reangagiren. 

Von dieſer zur Erleichterung der Rekrutirnngs⸗ 
pflichtigen dienenden höchſten Entſchließung haben die 
k. Kreisämter die gehörige Bekanntmachung zu Der, 
fügen. N 

Hiebei wird noch in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leidekrets vom 18. p. M. folgendes erinnert: 

ıtend. Da die Entſcheidung, ob der von dem Oe, 
kruten gewählte Stellvertreter wirklich die in der hoͤch⸗ 
ſten Entſchließung vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſitze, 
nur von dem Regimente, bei welchem ſich letzterer bes 
findet, gefällt werden kann: fo hat ſich der Rekrut me. 
gen Zuläſſigkeit der Stellvertretung durch den Gewähl— 
ten nur an das betreffende Regiment zu wenden, und 
dieſe Entſcheidung abzuwarten, wo er ſodann erſt den 
Stellbertreter bei ſeiner Behörde anzeigt. 

ztens. Durch die von den Artillerie-Regimentern 
bewilligte Renegagirung eines gedienten Artilleriſten und 
Entlaſſung des Rekruten hört der letztere auf, für feis 
nen Stellvertreter, es mag ſich mit dieſem von dieſem 
Zeitpunkte eine Veränderung durch Deferzion, Tod, 
oder wie immerer ergeben, verantwortlich zu ſeyn. 

In dieſer Beziehung haben daher jene Direktiven 
zu gelten, welche bei der Reengagirung von ausgedien« 
ten Kapitulanten für Entlaſſungswerber ſchon beſtehen. 

stens. In Fällen, wo ein Supplirter den mit ſei— 
nem Stellvertreter eingegangenen Vertrag nicht zuhals 
ten ſollte, hat ſich letzterer zur weiteren Veranlaſſung 
an feine eigene vorgeſetzte Militärbehoͤrde zu wenden. 


Gubernial-⸗Dekret vom 9. September 1820. Gub. 
Zahl 439 4b. 
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112. 
Republizirung der Vorſchrift wegen wider⸗ 
rechtlichen Entlaſſungen auf ſteuerbare 
Wirthſchaften. 


Aus Anlaß mehrerer vorgekommenen Fälle, daß In⸗ 
dividuen, welche auf ſteuerbare Wirthſchaften entlaſſen 
wurden, darauf bei den Konſkripzions⸗Reviſtonen nicht 
vorgefunden worden ſind, wird den k. Kreisämtern die 
hierortige Verordnung vom 12. Mai 1816. Zahl 1688 1. 
zur weiteren Verfügung an die Magiſtrate und Domi⸗ 
nien in Erinnerung gebracht, wornach, wenn ein Ma— 
giſtrats⸗ oder Dominikal-Beamte überwieſen wird, 
durch ein unwahrhaftes Zeugniß einen Soldaten von 
der Militärpflicht losgemacht zu haben, derſelbe für ſol⸗ 
chen zwei der Militär-Widmung durch die Konffripzion 
nicht unterligende Männer völlig montirt zu ſtellen 
habe, der widerrechtlich Entlaſſene aber, wenn er dienfts 
tauglich ift, zu dem Webbezirks⸗Negimente abzuge- 
ben iſt. 

Uibrigens iſt ſich bei den gemeinſchaftlichen Ent⸗ 

laſſungs » Ronzertazionen ſtrenge an die beſtehenden 

Vorſchriften zu halten. 

Gub. Dekret vom raten September 1820. Gub. Zahl 
412673. 
- 119. 

Vorſchrift ruͤckſichtlich des Unterrichts der 
theologiſchen Zoͤglinge, und der dieß— 
faͤlligen Lehrbuͤcher. 

Laut des herabgelangten hohen Studienhofkommiſſions⸗ 

dekrets vom igten Juli l. J. Nro. 209. hat es nach 

den höchſten Entſchließungen vom loten März 1818. 

und ı3ten Dezember 181g. von der frühern, unterm 

sten Juli 1817. Nro. 1565. bekannt gemachten, dem 

k. Direktorate mit Gubernial» Erlaffe vom zoten Aus» 
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guſt 1817. Nro. 36722. zur Kenntniß gebrachten, aber 
unterm ı7ten September 1817. Nro. 47356. wieder 
ſiſtirten allerhöchſten Entſchließung, womit Seine Maje— 
ſtät zu geſtatten geruheten, daß bei bloß ſpekulativen 
Gegenſtänden an ſchwächere Schüler der Theologie keine 
beſondere Forderungen gemacht, und dieß der klugen 
Beurtheilung der Profeſſoren überlaſſen werden ſolle, 
abzukommen. 

Es genehmigen zwar Seine Majeftät für die ſchwä⸗ 
cheren Theologen die Ausſcheidung der Materien, jedoch 
mit dem Beiſatze, daß die erſte Klaſſe mit Vorzuge 
nur jene theologiſchen Schüler erlangen ſollen, welche 
ſich alle Zweige ihres Studiums mit vorzüglichem Fort⸗ 
gange eigen machen. 

In Rückſicht auf die Ausſcheidung der Materien in 
den Vorleſebüchern befehlen Seine Majeſtät, daß die 
Profeſforen angewieſen werden ſollen: 

itens. Damit fie ſowohl bei der erſten Vorleſung 
des Schuljahres, als auch gelegenheitlich im Laufe des 
Jahres die Zuhörer auf den Unterſchied dieſer Mate⸗ 
rien auf eine Art auſmerkſam machen, wodurch die 
fähigern Talente zugleich angeſpornet werden, nicht aus 
Trägheit ſich der Erlernung des Schwierigeren zu ent— 
ziehen. 

ztens. Daß bei künftigen Auflagen der alten, oder 
bei der Herausgabe neuer Vorleſebücher die weſentlich 
nothwendigen Materien von den mehr zur gelehrten 
Bildung führenden durch die Art des Druckes mit ver— 
ſchiedenen Lettern, oder durch Verlegung der letztern 
in Scolien und Anmerkungen unterſchieden werden. 

Endlich haben Seine Majeſtät anzuordnen geru— 
het, mit borzüglichem Eifer dafür zu ſorgen, daß ganz 
entſprechende Vorleſebücher für jene Lehrzweige thun— 
lichſt bald zu Stande gebracht werden, bei welchen es 
daran noch mangelt, und daß da, wo ſolche ſchon be> 
ſtehen, die Profeſſoren nach den, in denſelben enthal⸗ 
tenen Grundſätzen lehren. 

Den k. Direktoraten der theologiſchen Fakultät 
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wird unter einem nach dem weitern Inhalte des ange⸗ 
führten hohen Studien-Hofkommiſſions-Dekrets in 
Folge dieſer höchſten Entſchließung aufgetragen; bier, 
nach das Erforderliche zu veranlaſſen, und in Bezie— 
hung auf den letzten Punkt, derſelben, die Profeſſoren 
der Theologie zur Verfaſſung zweckmäßiger Lehrbücher 
mit dem Beifage aufzufordern, daß fie bei der Bear— 
beitung derſelben das Wefentliche der Wiſſenſchaft, met, 
ches jedem Seelſorger zur entſprechenden Amtsführung 
und Pflichterfüllung nothwendig iſt, das iſt, die Haupt⸗ 
begriffe und Lehrfätze mit den nothwendigen Erklärun— 
gen und Hauptbeweifen in die Paragraphe, das bloß 
Wiſſenſchaftliche aber, die ſchwierigeren Beweiſe, die 
feineren Hipotheſen u. f. w. was nicht für den gewöhn⸗ 
lichen Seelſorger, wohl aber für den höhern Theologen 
wiſſenswerth ift, in die Scolien verlegen, um auf 
dieſe Art die ſchwächeren Talente nicht zu überladen, 
den fähigeren hingegen nichts Wiſſenswurdiges vorzu— 
enthalten. 

ä vom 12. September 1820. Zahl 

214. 


114. 


Wegen richtiger Konſkribirung der fremd⸗ 
herrſchaftlichen Unterthanen ſamt ihren 
Angehoͤrigen. 


Was der k. k Hofkriegsrath wegen eines richtigen Ver⸗ 
fahrens bei der Konſkripzion in Betreff der fremdherr— 
ſchaftlichen Unterthanen ſamt ihren Angehörigen an das 
k. k. General-Militär⸗Kommando erlaffen hat, wird 
den k. Kreisämtern in beiliegender Abſchrift zur Wiſ⸗ 
ſenſchafr und Belehrung der Dominien mitgetheilt. 


Gubernial⸗Dekret vom 16. September 1820. Gub. Zahl 
45660. 
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.] Hofkriegsraͤthliche Verordnung vom 20. 
Auguſt 1820. Nro. 2768. K. 


In einer der konſkribirten Provinzen find die in der 
Provinzial-Hauptſtadt, und in den übrigen Städten 
ſich aufhaltenden verheuratheten fremdͤherrſchaftlichen 
Unterthanen ſamt ihren Angehörigen gegen die Klagen 
und beſtimmten Anordnungen des Konſkripzions-Sy⸗ 
ſtems vom Jahre 1804. der einheimiſchen Bevölkerung 
ihrer Aufenthaltsorte zugezählet worden, wodurch zu 
offenbaren Uiberbürdungen der betreffenden Städte bei 
den Rekruten-Betheilungen, dann zu gegründeten Bes 
ſchwerden und weitläufigen Verhandlungen der Anlaß 
gegeben worden iſt. 

Indem dem General-Kommando, insbeſondere 
aber der Konſkripzions-Direkzion der betreffenden Pros 
vinz über dieſes fehlerhafte Verfahren die nachdrücklich 
ſte Ausſtellung gemacht, und derfelben für künftig die 
pünktlichſte Einhaltung der im Konſkripzions-Syſteme 
enthaltenen Anordnungen eingeſchärft wird, findet man 
ſich veranlaßt, dem General: Kommando für den Fall, 
daß ein derlei irriges Benehmen etwa auch anderswo 
wider Vermuthen Statt finden ſollte, den gemeſſenen 
Auftrag zu ertheilen, fämtliche unterſtehende Werbbe— 
zirks Regimenter, und fonftige einwirkende Militär 
Behörden unter Darſtellung der nachtheiligen Folgen 
eines ſolchen Verfahrens zu belehren, daß künftig alle 
fremdherrſchaftlichen Unterthanen aus den konſkribirten 
Provinzen ohne Nückſicht, ob fie ledig oder verheura— 
thet ſind, ſo lange ſte von ihren rechtmäßigen Obrig⸗ 
keiten nicht förmlich aus dem Bande der Unterthänig« 
keit entlaſſen werden, allenthalben in Bezug auf Kon— 
ſkripzion, als konſkribirte Fremde zu behandeln, und 
bei ihrem rechtmäßigen Dominio, als zur einheimiſchen 
Bevölkerung gehörig, und nur zeitlich abwefend zu 
konſkribiren ſind. 

Die in jedem einzelnen Orte anweſende Bevölke— 
rung iſt daher nach Anhandlaſſung der 5. 26. und 27. 
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des Konſkripzions⸗Syſtems genaueſtens in die einheimi⸗ 
ſche und fremde zu ſcheiden, und dabei ſich auch dasje⸗ 
nige gegenwärtig zu halten, was in dem 2ten Abſatze 
des ). 26. insbeſondere hinſichtlich der konſkribirten 
fremden Aelternloſen angeordnet worden iſt. 

Denen mit oder ohne obrigkeitlichen Consens 
in den betreffenden Orten beſindlichen fremden Familien 
find nach Anordnung bes 8. 24. zwar eigene Aufnahms⸗ 
bögen zu widmen, dieſelben jedoch, ſo wie einzelne 
fremdherrſchaftliche Unterthanen mit der Qualiſtkazion 
in die Fremdentabelle zu übertragen, ſofort nach den 
Beſtimmungen des $. 42. und 45. in die befonderen 
Vorzeichniſſe Nro. 9. und 10. verläßlich einzubeziehen, 
und in dem vorgeſchriebenen Wege ihren rechtmäßigen 
Dominien bekannt zu machen, bei welch letzteren die— 
ſelben bis zur förmlichen Entlaſſung aus dem Unter— 
thansbande fortan klaſſifizirt, der einheimiſchen Be— 
völkerung zugezählt, und als abweſend geführt werden 
müſſen. 

Den betreffenden Dominien iſt anbei beſonders zu 
erinnern, daß in dem Falle, wenn die Gattin eines 
fremdherrſchaſtlichen Unterthans zu der einheimiſchen 
Bevölkerung des Aufenthaltsorts-Dominiums früher ges 
hört hat, auch dieſelbe ſamt den in dieſer Ehe erzeug— 
ten Kindern bloß qualifiziert, und in die Fremdentabelle 
aufgenommen werden müſſe, weil fie dem Forum 
des Mannes folgen, mithin gleich dieſem als Fremde 
zu behandeln iſt. 


. 

Alle zur Berichtigung von Forderungen des 
Aerars boͤrſenmaͤßig einzulöfende, auf 
beſtimmte Nahmen lautende Obligazio- 
nen muſſen mit der Zeffion an die Til⸗ 
gungsfonds-Hauptkaſſa verſehen werden. 


Da bisher mehrere Kreditskaſſen üder Anmelden der 
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Staatsſchulden⸗Tilgungsfonds-Hauptkaſſe die Vormer— 
kung der börſemäßig einzulöſenden, auf beſtimmte Nah- 
men lautenden Obligazionen als Eigenthum der Til: 
gungsfonds-Hauptkaſſe, und die Verabfolgung der rück— 
ſtändigen Intereſſen aus dem Grunde verweigert ha— 
ben, weil dieſelben nicht mit den gehörigen Zeſſionen 
der Eigenthümer an die eben genannte Kaſſe verſehen 
waren: fo hat die hohe Hofkammer unterm 15. b. M. 
verordnet: daß künftig auf allen jenen Obligazionen, 
welche zur Berichtigung von Forderungen des Aerars 
börſemäßig eingelöſet werden ſollen, und auf beſtimmte 
Nahmen lauten, bevor ſie zu dieſem Ende derſelben vor— 
gelegt werden, von ihrem jeweiligen Eigenthümer oder 
im Verweigerungsfalle von jener Behörde, welche we— 
gen Hereinbringung des Erſatzes hiebei einzuſchreiten 
hat, die gehörige Zeſſion an die Tilgungsfonds⸗Hauptkaſſe 
zum Behuf der börſemäßigen Einlöſung ordnungsmäßig 
anzuſetzen iſt. 

Ferner hat dieſelbe angeordnet, daß zur Erleichte— 
rung der Amtshandlung der Tilgungsfonds-Hauptkaſſe, 
und zur ſchnelleren Beförderung des Einlöſungsgeſchäf⸗ 
tes jede Behörde, welche eine Obligazion zu dieſem 
Ende hohen Orts vorlegt, ihrem Einſchreiten zugleich 
ein Zertifikat der betreffenden Kreditskaſſa über den In⸗ 
tereſſen-Ausſtand von der Obligazion anzuſchließen hat. 


Gubernial-Verordnung vom 18. September Zahl 43387. 


116. 

Vereinigung der Mosciskaer Wegmauthaͤm⸗ 
ter und Einfuͤhrung der Marktbolleti⸗ 
rung. 

* 

Die hohe Hofkammer hat laut Dekrets vom 

19. Juli d. J. zu beſtimmen befunden, daß das 

Wegmauthamt Nro. 1. zu Mosciska mit dem dorti⸗ 

gen Wegmauthamte Nro. 2. vereiniget, und für die 

Seit der zu Mosciska abzuhaltenden Jahr- und Wos 
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hen: Märkte daſelbſt die Marktbolletirung eingefuhrt 
werden ſoll. 

Welches zur allgemeinen Wiſſenſchaft mit dem Be⸗ 
deuten kund gemacht wird, daß die Vereinigung vom 
ten November des laufenden Jahrs in Wirkſamkeit zu 
treten habe. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 22. September 1820. Gub. 

Zahl 39405. 


. 


Bethhaͤuſer aller Glaubensgenoſſen, ſomit 
auch juͤdiſche Synagogen, find von der 
Hausſteuer befreit. 


Se hohe Hofkanzlei hat mit Dekret vom 21. v. M. 
zu entſcheiden befunden, daß der im 9. 23. der Inſtruk— 
zion über die Hauszins-Erträgniß- Erhebung gegebene 
Ausdruck » Kirchen « die öffentlichen Bethhäuſer aller 
Glaubensgenoſſen, ſomit auch die jüdiſchen Synagogen, 
da der Zweck ihrer Beſtimmung an und für ſich ganz 
gleich iſt; begreift, alle Bethhäuſer gehören daher zu 
den von der Hausſteuer freizulaſſenden Gebäuden. 
Verordnung der Provinzial Kommiſſton zur Einführung 
des Grundſteuer = Proviforiumd vom 7ten Oktober 
Zahl 6018. 


118. 


Einrichtung des Lemberger und Brodyer 
ſtaͤdtiſchen Waaggefaͤlls, und Beſtim⸗ 
mung der Waaggebuͤhren. 


Nachdem die veränderten Handels-Verhältniſſe der 
Städte Lemberg und Brody eine Modifikazion des das 
Lemberger ſtädtiſche Waaggefäll betreffenden, und im 
Jihre 1812. auch in Brody eingeführten Kreisſchrei— 
bens vom ten Jänner 1808. nothwendig machen: fo 
wird über dieſen Gegenſtand Folgendes beſtimmt, und 
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für Lemberg vom 1. Dezember; für Brody bom ıten 
November l. J. in Wirkſamkeit geſetzt. 

tens. Können zur ſtädtiſchen Waage in Lemberg 
und Brody gebracht werden, alle, wie immer Nahmen 
habenden Handels und Frachtgüter, überhaupt alle 
Waaren oder Sachen, die Jemand freiwillig abwägen 
laffen will, wobei alfo jeder Waagezwang wegfällt. 

ztens Iſt Jeder, welcher in Lemberg oder Brody 
befugterweiſe eine anhaltende Beſchäftigung führt, zu 
deren Betrieb eine ſogenannte Zentner-Waage noth— 
wendig iſt, ſich eine ſolche anzuſchaffen, berechtigt, ihm 
jedoch unter den im vierten Abſatze ſeſtgeſetzten Strafen 
verboten, dieſelbe zu entgeldlichen oder unentgeldlichen 
Wägungen, welche mit feinem Gewerbe in keiner Ver⸗ 
bindung ſtehen, zu verwenden. 

Eben ſo dürfen für Niemanden bei der Lemberger 
oder Brodyer k. k. Zoll-Legſtätte andere Waaren und 
Sachen als nur ſolche abgewogen werden, die der zoll— 
ämtlichen Behandlung unterliegen, und die taeiffmäßig 
nach dem Gewichte verzollt werden müſſen. 

Steng, Hiernach muß jeder Einwohner von Lem— 
berg oder Brody, welcher zu ſeinem Gewerbsbetrieb 
eine ſolche Waage benöthiget, die Anſchaffung derſelben 
vorläufig, unter einer Geldſtrafe von 50 fl. Konv. Münze, 
nebſt Konfisfazion der Waage und der Gewichte, dem 
Magiſtrate zur Genehmigung und Wiſſenſchaſt anzeigen. 

jtend. Auf das unerlaubte Abwägen der, der 
ſtädtiſchen Waage zugewieſenen Gegenſtände bei Priva— 
ten oder bei der k. k. Zolllegſtätte wird, wenn dieſe Ge⸗ 
genſtände im Gewichte einen Zentner nicht erreicht ha— 
ben ſollten, eine von dem Eigenthümer der Pridats 
waage, oder von dem betreffenden Bolllegftätte » Ber 
amten mit 9 fl. Konv. Geld unnachſichtlich zu entrich⸗ 
tende Strafe, wenn ſie aber mehr als einen Zentner 
wiener Gewichtes, oder 128 Pfund galiziſchen Gewich⸗ 
tes betragen haben ſollten, eine Strate von 153 fl. 50 kr. 
Konv. Münze feſtgeſetzt, die in die betreffende Stadt⸗ 
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kaſſe einzufließen hat, und wovon ein Drittheil dem 
Denunzianten zukommen wird. 


Sollte aber der Eigenthümer einer Peivatwaage 
zum dritten Mahle überwiefen worden ſeyn, unge: 
achtet der vorhergegangenen Strafentrichtungen, den— 
noch wieder unbefugte Abwägungen vorgenommen zu 
haben: ſo wird ſeine Waage zum Beſten des ſtädti— 
ſchen Waaggefälls, vom Magiſtrate konfiszirt, und ein 
Drittheil des dießfälligen Werthes dem Anzeiger zufal— 
len; für die Zukunft aber ihm die Haltung einer der— 
gleichen Waage ein für alle Mahl unterſagt bleiben. 

breng, Darf kein Inhaber einer Privat-Waage an 
wen immer, und unter was immer für einem Vor⸗ 
wande Waagzettel, wozu das Recht nur dem Stadt— 
Waaggefäll allein zuſteht, bei den im vierten Abſatze 
feſtgeſetzten Strafen ertheilen. 

tens. Wird bis zu einem Steine, oder 32 Pfun⸗ 
den galiziſchen Gewichtes ı fr. Sonn, Geld als Waag⸗ 
Gebühr für die ſtädtiſchen Renten abgenommen, und 
darüber der Parthei ein Jurtabollet ausgefertiget wer— 
den; wornach alſo für 16 Pfunde oder darunter kr. 
Konv. Geld und für mehr als 16 Pfunde bis zu einem 
Steine ı fr. Kond. Geld; ſofort für einen Stein und 
16 Pfunde, oder darunter 12 kr. Conv. Geld, und 
für mehr als einen Stein und 16 Pfunde bis zu 2 Stei⸗ 
nen 2 kr. Konv. Geld u. ſ. w. Falls aber die Abwä⸗ 
gung nach wiener Gewichte berechnet wird, bis 1 Zen, 
ten oder 25 Pfunden ıfr. Konv. Geld; für mehr als 
25 bis 50 Pfunden oder bis A Zentner 2 kr. Konv. Geld, 
für mehr als 50 bis 75 Pfunden oder 4 Zentner 3 kr. 
Kond. Geld, für mehr als 75 Pfunde bis 1 Zentner 
4 kr. Konv. Geld zu entrichten kommen. 

ytens. Wird für jene Gegenſtände, die bei der 
Stadtwaage auf kurze Zeit niedergelegt werden, vom 
Steine lemberger oder von Z Zentner wiener Gewichtes 
2 fr. Kond. Geld als Niederlagsgebühr dergeſtalt feftge- 
ſetzt, daß dieſe Gebühr für jeden Verlauf von 24 Stun⸗ 
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den in dem Zeitraume, wo die Gegenſtände deponirt 
bleiben, zu entrichten ſeyn wird. 

dtens. Wird das Lemberger und Brodyer ſtädtiſche 
Waaghaus alle Tage (Sonn- und Feyertage ausgenom— 
men) Vormittags von 8 bis 12 Uhr, und Nachmittags 
von 2 bis 6 Uhr ununterbrochen für Jedermann offen 
gehalten; jede zum Abwägen vorkommende Waare nach 
der Neihe, wie fie gebracht wird, immer auf der Stelle 
gegen Abnahme der tariffmäßigen Gebühr abgewogen, 
und endlich für die gute und ſichere Unterkunft der 
ſtädtiſchen Waage, beſonders der Niederlage wegen, 
ſtets gehörig geſorgt werden. 

gtens. Beziehen die zur Bequemlichkeit der Waag— 
gäſte bei der Stadtwaage befindlichen Träger keinen 
Lohn aus dem ſtädtiſchen Waaggefälle, ſondern es wird 
die Beſtimmung des Lohns für das Auf- und Abladen, 
und allenfällige Uibertragen der Waaren dem wechſelſei— 
tigen Uibereinkommen der Waaggäſte mit den Trägern 
überlaſſen. 


Gubernial⸗ de vom 25. Sept. 1820. Bub, 
Zahl 45413. 


119, 


Naͤhere Beſtimmungen wegen Vergütung 
der Standrechtsauslagen. 


Seine Majeſtät haben mittelſt aller höchſten Ent⸗ 
ſchließung 7. Auguſt d. J. zu verordnen geruhet: 

Die Reiſekoſten und Diäten find für die interve— 
nirenden Beamten in Standrechtsfällen, welche von 
Gemeinden beranlaßt werden, von dieſen erga re- 
gressum gegen die eigentlich Schuldigen, in Fallen 
aber, wo einzelne ſchuldig erkannt werdende Indivi⸗ 
duen zum Standrechte Anlaß geben, von dieſen Indi— 
viduen zu tragen, in fo weit nämlich ihr Vermögen 
hinreicht, und darauf nach den Geſetzen zu greifen ges 
ſtattet iſt. 
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Das ſodann nicht einbringliche hat der Kriminal⸗ 
fond zu übernehmen. 

Welche allerhöchſte Entſchließung zu Folge bo, 
hen Hofkanzleidekret vom 15. Auguſt d. J. 
Zahl 24425— 1298. zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
wird. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 29. September 1820. Gub. 

Zahl 45504. 

120. - 
Beſtimmungen des Maaßes für die Rekru⸗ 
ten der Artillerie und Kavallerie. 


Das k. k. General» Kommando hat die Eirkular: Vers 

ordnung vom 3ten November 1818. Zahl 11426. neuer» 

dings geſammten Werbbezirks-Kommanden gegenwär— 

tig gehalten, mit welcher das Maaß für die zur Sarl, 

lerie und Kavallerie geſtellt werdenden Leute mit 5 

Schuh zwiſchen 2 und 3 Zoll beſtimmt wurde. 
Wovon die k. Kreisämter verſtändiget werden. 

Gubernial-Dekret vom Zoten September 1820. Gub. 

Zahl 47052. 


OH, 
Die Perfonalfteuer wird für das Jahr 1821. 
ausgeſchrieben. 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſtem Kabis 
netsſchreiben vom 26. Auguſt l. J. allergnä⸗ 
digſt anzuordnen geruhet: daß die Perſonal-Steuer 
nach dem in dem Patente vom 1. Juni 1816. feſtge⸗ 
festen Ausmaß von 30 kr. in Kond. Münze für jeden 
Steuerpflichtigen auch in dem Militärjahr 1822. einge» 
hoben werden ſoll. 

Diefe allerhöchſte Entſchließung wird in Folge 
höchſten Hofkanzleidekrets vom 4. b. M. zur 
Wiſſenſchaft und Nachachtung hiermit allgemein kund 
gemacht. 

Gubernial-Kundmachung vom 2. Oktober 1820. Gub. 

Zahl 47053, 
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122 
Ausfuhrsverboth der Waffen, und des Pul— 
vers nach Sizilien, und den italieniſchen 
Staaten, dann den Haͤfen des adriati— 
ſchen und mittellaͤndiſchen Meeres. 


Es iſt laut hohen Hofkammerdekrets vom 
18. und 25. September d. J. unter den gegen⸗ 
wärtigen Zeitumſtänden nothwendig befunden worden, 
die beſtehende Freiheit der Ausfuhr der Waffen, und 
Waffenbeſtandtheile aller Gattungen, fo wie die Aus— 
fuhr des Pulvers, und jeder Art von Schießbedarf nicht 
bloß nach dem Königreiche beider Stzilien, ſondern nach 
allen Punkten der angränzenden italieniſchen Staaten, 
und nach den Häfen des adriatiſchen und mittelländi— 
ſchen Meeres einſtweilen bis auf weitere Beſtimmung 
aufzuheben. 

Welches allgemein kund gemacht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 4. Oktober 1820. Gub. 
Zahl 49335. 


129. 

Vergleiche zwiſchen Dominien und Unter: 
thanen muͤſſen bei aͤmtlicher Dazwiſchen⸗ 
kunft ſo deutlich verfaßt werden, daß 
uͤber ihren Sinn ſpaͤter kein Zweifel ent⸗ 
ſtehen kann. 


Die hohe Hofkanzlei hat vermög Eröffnung vom 
26. Auguſt d. J. aus einer bei der oberſten Juſtitzſtelle 
gepflogenen Prozeß » Verhandlung erſehen, daß über 
mehrere Punkte eines, unter kreisämtlicher Interveni— 
rung zwiſchen einer Gemeinde und ihrem Grundherren 
geſchloſſenen Vergleiche, wegen der zweifelhaſ— 
ten Tertirung deffelben Streitigkeiten entſtan⸗ 
den ſind. 

Die Herrn Kreisvorſteher werden daher, in Folge 
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des bezogenen Hofkanzleidekrets, aufgefordert, die von 
den Unterſuchungs⸗Kommiſſären vorgelegten Vergleiche 
zwiſchen Grundherrſchaften und Unterthanen mit der 
größten Aufmerkfamkeit durchzugehen, und wo die er» 
forderliche Beſtimmtheit und Deutlichkeit ver- 
mißt wird, über Einvernehmung der Partheien rüdfs 
ſichtlich des Sinnes, welchen ſie der zweifelhaften Stelle 
beilegen, entweder die Textirung zu verbeſſern, oder 
im Falle keine Uibereinſtimmung zu erreichen wäre, 
die ſtreitigen Punkte der weiteren Verhandlung zu un⸗ 
terziehen, damit nicht aus ämtlich beſtätigten Verglei⸗ 
chen noch verwickeltere Streitigkeiten entſtehen, als die⸗ 
jenigen waren, die man durch diefe Vergleiche beizule⸗ 
gen bemühet war. 


Qubernials Defret vom 5. Oktober 1820. Gub. Zahl 
45505. 


124. 


Wie ſich bei Entlaſſungen der Militär = In: 
dividuen durch Abtretung zugefallener 
Wirthſchaften oder Gewerbe zu beneh⸗ 
men ſey. 


Mit hohen Hofkanzleidekret vom 15. v. M. iſt anher 
bedeutet worden: daß Über die vorgekommene Frage: 
ob die beſondere Zuſtimmung der Regimentskommanden 
in Fällen der Entlaſſung der Militär > Individuen auf 
Wirthſchaften oder Gewerbe, welche ihnen durch Ab- 
tretung zufallen, nothwendig ſey, oder nicht, Seine 
Majeſtät Folgendes zu entſcheiden geruheten: 
»Die Abtretung einer Wirthſchaft oder eines Ge⸗ 
» werbes an einen dienenden Soldaten iſt, wenn fie 
» ohne Entgelt geſchieht, als eine Schenkung, und wenn 
» ein Entgelt bedungen iſt, als ein Kauf anzuſehen, 
»und bei der Verhandlung über die Entlaſſung eines 
» folgen Mannes, iſt ſich nach denjenigen Vorſchriften, 
» welche für einen und den andern Fall, nämlich für 
Prov. Geſtecſ. von Galizien 180. S 


» ben Fall der Uibertragung durch Schenkung und durch 
» Verkauf beſtehen, zu benehmen. « 
Gubernial⸗Verordnung vom 7. Oktober Zahl 50058. 


125. 
Wegen der neu zu errichtenden Kadeten⸗ 
ſchulen. 


* Jin Anſchluſſe wird den k. Kreisämtern ein Exem⸗ 
plare der mit hohen Hoſkanzleidekret vom 
14. September l. J. herabgelangten, von Seiner 
Majeſtät bereits im Jahre 1808. genehmigten Vorſchrift 
für die zu errichtenden Kadetenſchulen, von denen ber, 
mal eine zu Ollmütz, und eine ausnahmsweife in Gratz 
beſtehet, zur Wiſſenſchaft mitgetheilt. 
Gub. Dekret vom 8. Oktober 1820. Gub. Zahl 49539. 


og i ft, 


die neu zu errichtenden Kadetenſchulen be⸗ 
treffend. 


Zweck der Kadetenſchulen. 


Um denjenigen k k. Kadeten, welche nicht ſchon vor 
ihrem Eintritt in die Armee eine militäriſche Bildung 
erhalten haben, die unentbehrlichſten Vorkenntniſſe zu 
ihrer künftigen Beſtimmung beizubringen, und dadurch 
zugleich der Infanterie einen ergiebigeren Nachwachs 
brauchbarer Unter- und Oberoffiziere zu ſichern, haben 
Seine Majeftät die Errichtung eigener Kadetenſchulen 
nach folgenden Grundſätzen zu genehmigen geruhet: 


Zuſammenſetzung von 4 Kadeten⸗Kompagnien 
aus Kadeten der vg Regimenter. 
* 1 
Es ſind 4 Kadeten⸗Kompagnien, und zwar eine 
in Böhmen, eine in Mähren, eine in Niederöfterreich, 
und eine in Inneröſterreich dergeſtalt zuſammenzuſetzen, 
daß zu jener in Böhmen die Kadeten von 16, zu jener 
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in Mähren ebenfalls von 16 Infanterie- Regimentern, 
zu jener in Niederöfterreich von 15, dann zu jener in 
Inneröſterreich ebenfalls von 15 Infanterie ⸗Regimen⸗ 
tern abgegeben werden. 

Dabei iſt bloß auf die jeweilige Dislokazion der 
Regimenter Rückſicht zu nehmen, daß nämlich ſowohl 
bei der erſten Zuſammenſetzung der Kadeten » Koms 
pagnien, als bei den kuͤnftigen Ergänzungen, die in 
jeder der benannten Provinzen bequartirten Regimen⸗ 
ter jederzeit ihre Kadeten zu der Kadeten Kompagnie 
im Lande abgeben, von den in andern Ländern verleg- 
ten Regimentern aber immer diejenigen beſtimmt wer⸗ 
den, welche dem Standorte der Kompagnie am näch⸗ 
ſten liegen. 


Unterbringung der Kompagnien in Kaſernen. 


§. 2. 

Dieſe Kompagnien ſind ſoviel möglich in dem Mit⸗ 
telpunkt eines jeden Landes, jedoch nie in der Haupt⸗ 
ſtadt deſſelben, in Kaſernen unterzubringen, dagegen 
iſt fo viele Mannſchaft als nothig wird, aus der Kaferne 
auszuquartiren, und bei dem Landmann gegen Bezah⸗ 
lung des Schlafkreuzers zu verlegen. 


Stand derſelben. 
S. 3. 

Der Stand einer jeden diefer bier Kompagnien hat 
aus 124 Kadeten zu beſtehen; indeſſen iſt es von fei, 
ner Bedeutung, wenn dieſe Zahl bei der erſten Errich⸗ 
tung nicht ganz erreicht, oder in der Folge bei einer 
oder andern diefer Kompagnien um einige Köpfe über⸗ 
ſchritten werden ſollte. 


Welche Kadeten in dieſe Kompagnien aufzuneh⸗ 
men find, und zwar: a k. k ordinaͤre Kadeten. 
§. A, 

Zur Aufnahme in dieſelben ſind vorzuͤglich alle jene 
k. k. ordinäre Kadeten beſtimmt, welche nicht in der 
S 2 
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Ingenieurs- oder in der Neuftädter Akademie erzogen, 
und von dieſen Inſtituten zu den Regimentern ausge⸗ 
muſtert worden ſind. 

Die neu eintretenden k. k. ordinären Kadeten wer« 
den daher künftig nicht mehr an die Regimenter, fon« 
dern unmittelbar an die Kadeten⸗Kompagnien abgege— 
ben werden. 


Privat⸗Kadeten. Wer dieſe vorzuſchlagen hat. 


In fo weit die k. k. ordinären Kadeten zur Som, 
pletirung der Kompagnien nicht zureichen, ſind dieſe 
durch Privat ⸗Kadeten von allen 62 Linien- Infanterie» 
Regimentern zu erganzen. Es hat daher jeder Regie 
ments- Inhaber 4 Privat» Kadeten dazu in Vorſchlag 
zu bringen, welche nebft den übrigen erforderlichen Ei. 
genſchaften auch wenigſtens eine ſolche Zulage haben 
müſſen, daß fie dadurch in dem Genuße einem k. k. 
Kadeten gleich ſtehen. Rur von dem Jäger» Regiment, 
deſſen Dienſt vorzüglich gewandte Ober- und Unter, 
offiziers fordert, find 8 Privat » Kadeten vorzuſchlagen. 


Wem die Befugniß zur Beſetzung dieſer Ka⸗ 
detenſtellen eingeraͤumt iſt. 


$. 6. 

Die Befugniß zur Beſetzung der in diefen Kompa⸗ 
gnien offenen Kadeten-Plätze, iſt dem General» Kom- 
mando des Landes, in welchem ſich die Kadeten⸗Kom⸗ 
pagnie befindet, eingeräumt. 

Zu dieſem Ende hat jedes Regiment das Verzeich⸗ 
niß der von feinem Inhaber für die Kadetenſchule vor⸗ 
geſchlagenen Privat⸗Kadeten, und zwar in der Ordnung, 
wie fie von dem Negiments-Inhaber zur früheren oder 
ſpätern Aufnahme angetragen werden, zu verfaſſen, und 
ſolches an jenes General⸗Kommando einzuſchicken, dem 
die für das Regiment beſtimmte Kompagnie unterſtehet. 

Das General» Kommando hat hierüber eine ſtets 
dollzählige Vormerkungsliſte zu halten, und aus der⸗ 
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ſelben nach der in den Verzeichniſſen der Regimenter 
erhaltenen Ordnung die Individuen zur jeweiligen Kom⸗ 
pletirung der Kadeten - Kompagnie dergeſtalt zu wäh. 
len, daß kein Regiment vor dem andern begünſtiget 
werde. 


Frequentanten. 


. I 
Bemittelten Vätern kann auf ihr Anſuchen geſtat⸗ 
tet werden, ihre Soͤhne, als Frequentanten, an dem 
Unterrichte unter der Bedingung Theil nehmen zu laſ— 
ſen, daß ſie ſich rückſichtlich dieſes Unterrichts und der 
dabei zu beobachtenden Disziplin den Geſetzen des In⸗ 
ſtituts, und einer ganz gleichen Behandlung mit den 
wirklichen Kadeten durchaus unterwerfen. Für den Un, 
terricht haben fie den Betrag von fünfzig Gulden jähr- 
lich dem Inſtitute zu entrichten. Koſt und Wohnung 
müffen fie ſich außer dem Inſtitute verſchaffen. 
Die don den Frequentanten eingehenden Betrage 
find bei den Kompagnien ordentlich zu verrechnen. 


E 
Stiftungs - Pläge. 
§. 8. 

Auf gleiche Weiſe bleibt es auch Ständen, Kor- 
porazionen, und vermöglichen Privaten unbenommen, 
Plätze in dieſen Kadetenſchulen zu ſtiften, und ſich die 
Erſetzungen derſelben vorzubehalten; in welchem Falle 
jedoch die Stiftung den ganzen zum Unterhalt eines 
Kadeten erforderlichen Aufwand tragen muß. 

Bei dieſen Stiftlingen wird, wenn nicht das Ge, 
gentheil ausdrücklich erklärt wird, die Widmung zum 
Militärſtande vorausgeſetzt. 

Sie treten bei ihrer Aufnahme als Privat- Kade- 
ten ein, und haben bei der Ausmuſterung nach vollen⸗ 
detem Kurſe mit den übrigen Kadeten eine ganz gleiche 
Behandlung zu erwarten; dadurch werden ſte jedoch 
don jenen Verpflichtungen nicht beſreit, deren ſie nach 
dem Konſkripzions⸗Potent unterliegen. 
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Uiber die für geſtiftete Plätze vorgeſchlagenen Indibl⸗ 
duen, ſo wie auch über die zu Frequentanten⸗PlaͤtzenAſpi⸗ 
rirenden hat das General⸗Kommando, dem eine Kadeten⸗ 
ſchule unterſteht, gleichfalls Vormerkungsliſten zu führen. 


Eigenſchaften der Aufzunehmenden. 
§. 9. 

Niemand kann in ein ſolches Inſtitut aufgenom⸗ 
men werden, der nicht das 16. Jahr erreicht, auch in 
der Religion, im deutſch Leſen und Schreiben, und in 
den Anfangsgründen der Rechenkunſt den gehörigen Un⸗ 
terricht bereits erhalten hat. 

Vor der Aufnahme muß ein jeder hierüber geprüft, 
und derjenige, welcher als wirklicher Kadet eintreten 
will, auch in Hinſicht auf ſeine phyſiſche Angemeſſenheit 
vorſchriftsmäßig unterſucht werden. 

Unter mehreren Mitwerbern für einen erledigten 
Platz hat immer jener den Vorzug zu erhalten, der 
die meiſten Sprachkenntniße beſitzt. 


Stand der zur Aufſicht und zum Unterrichte 
beſtimmten Chargen. 
§. 10. 
Zur Aufftcht und zum Unterrichte werden für jede 
Kompagnie folgende Chargen beſtimmt: 
1 Hauptmann, 
1 Oberlieutenant, 
1 Unterlieutenant, 
1 Feldwebel, 
6 Korporale, 
dann für das Rechnungsgeſchäft 1 Fourier. 


Wo dieſe Chargen im Stande zu fuͤhren ſind. 
S. 11. 

Alle dieſe Individuen bleiben in dem Stande ders 
jenigen Regimenter und Korps, aus welchen fie genom⸗ 
men ſind, und ihre Chargen werden in denſelben nur 
bei dem Ausbruch eines Krieges erſegt. 


Statt des Fouriers kann jedoch das Regiment, wel. 
ches ihn dahin abgibt, nöthigenfalls ſogleich einen an⸗ 
dern aufnehmen. 

Eigenſchaften der bei den Kompagnien ange⸗ 
ſtellt werdenden Ober⸗ und Unteroffiziere. 
Ss: 

Bei der Auswahl der Oberofftziere iſt nicht nur 
auſ die zu dieſer Anſtellung erforderlichen Kenntniſſe, 
ſondern auch auf einen untadelhaften Karakter, und auf 
ſolche moraliſche Eigenſchaften zu ſehen, durch die fte 
ſich bei ihren Untergebenen jene Achtung und Ehrfurcht 
verſchaffen, ohne welche die Erhaltung der Ordnung und 
Disziplin kaum denkbar iſt. 

Die Unteroffiziere muͤſſen geſchickte, dienſterfahrene, 
vertraute, und verläßliche Männer ſeyn. Der verheis 
rathete Stand ſchließt zwar einen Ober oder Unter- 
offizier von diefer Anſtellung nicht unbedingt aus, doch 
iſt bei ſonſt gleichen Eigenſchaften der Ledige vorzugs⸗ 
weiſe dazu zu wählen. 


Montirung der lieh ꝛc. Betten. 
. 109 
Die Kadeten erhalten die egaliſirte Montour, Waf- 
fen, Rüftung u. f. w. eben fo, als ob fie bei ihren 
Regimentern wären, und bleiben auch in dem Stande 


derſelben. e 
Alle Kadeten ohne Ausnahme muͤſſen mit einfa⸗ 


chen Betten aus den ganz neuen Vorräthen verſehen 
werden, und dieſe, ohne ſie je mit den übrigen zu 
vermiſchen, ausſchließlich für die Kadeten⸗Kompagnien 
gewidmet bleiben. 

Koft. 


. 14, 
Es wird für die 5 in der Menage gekocht. 
Zu diefem Ende muͤſſen jeder Kompagnie fo viele 
alte vertraute Gemeine zugetheilt werden, als für alle 
Kammeradſchaften zum Kochen erforderlich ſind. 
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Ein Theil der Kommandirten kann derheirathet 
ſeyn, damit ihre Weiber für die Kompagnie die Wäſche 
beſorgen. 


Verrechnungsart der Gebühr der bei den Kom⸗ 
pagnien befindlichen Ober-Unterroffiziere, 
Kadeten und Gemeinen. 


S. 1 

Die Offiziere, Unteroffiziere, und Gemeine, wels 
che in die Kadeten» Schulen zu ſtehen kommen, fo wie 
die Kadeten ſelbſt, find bei ihren Regimentern als ab⸗ 
ſent ohne Gebühr zu führen, und daher zu den Kas 
deten⸗Kompagnien nicht förmlich zu transferiren, ſon⸗ 
dern nur mit Reviſtonsliſten dahin abzugeben. 

Bei der Kompagnie ſelbſt wird mittelſt einer mo⸗ 
natlichen Verpflegsliſte die Gebühr und der ganze Ge» 
nuß aller dieſer Individuen ausgewieſen, und ſowohl 
das baare Geld, als die Montour und alles übrige, 
ordentlich verrechnet, welches das Geſchäft des einer 
jeden Kompagnie bewilligten Fouriers ausmacht. 


Dependenz. 
S. 16. 

Jede Kadeten⸗ Schule ſtehet unter der Brigade 
eines Generals, der von dem Hofkriegsrathe ſelbſt hierzu 
beſtimmt wird, und dem die ununterbrochene genaueſte 
Aufſicht darüber obliegt. 

Die Ober⸗Aufſicht hingegen iſt dem kommandiren⸗ 
den Generale des Landes, in welchen ſich die Kadeten⸗ 
Schule befindet, übertragen. 


Lehrgegenſtaͤnde. 


8.17. 
Die Gegenſtände, in welchen die Kadeten unter⸗ 
richtet werden, ſind: 
1. Dienſt⸗ und Exerzier⸗Reglement. 
2. Fertig und ortographiſch Diktando » Schreiben, 


Arithmetik 

. Planimetrie 5 nach Unterberger. 

. Situazions⸗Zeichnung und A la vue Aufnahme. 
Feldbefeſtigung, 

7. Kenntniß der Waffen und) nach Unterberger. 

ihres Gebrauches, 

8. Angewandte Taktik, vorzüglich für Infanterie, 
nach den Beiträgen zum praktiſchen Unterrichte im 
Felde für die Offiziere der k. k. Armee. 

9. Erdbeſchreibung, Fabri, nach der letzten Aus» 
gabe. 

10. Allgemeine Weltgeſchichte, nach Schuͤtz. 

11. Böhmiſche Sprache. 


Dauerzeit und Eintheilung des Unterrichtes. 


§. 18. 

Der ganze Kurs umfaſſet drei Jahre. 

Im erſten Jahre werden Arithmetik, Planimetrie, 
und Situazions⸗ Zeichnung gelehret. 

Im zweiten Jahre A la vue Aufnahme, Feldver— 
fhanzung, und Waffenkenntniß; zugleich wird mit der 
angewandten Taktik der Anfang gemacht. 

Außer dieſen durch beide Jahre das Dienft- und 
Ererzier » Reglement, das Schreiben, die boͤhmiſche 
Sprache, die Erdbeſchreibung und Geſchichte. 

Im dritten Jahre wird, nebſt der ſummariſchen 
Wiederholung und praktiſchen Uibung der in den erſten zwei 
Jahren vorgetragenen Lehrgegenſtande, hauptſaächlich in 
der angewandten Taktik fortgefahren. 

Am Ende eines jeden Schuljahres im Herbſte ſind 
mit den Kadeten Spaziergänge vorzunehmen, um ihren 
militäriſchen Uiberblick zu bilden, und ihnen die ange⸗ 
wandte Taktik der Inſanterie auf dem Terrain zu zeigen. 


Unterrichts «Methode, 
S 19. 
Bei der Uibung im Schreiben find abwechſelnd 
Stellen aus guten deutſchen Schriften, die ſich nicht 


E 
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nur durch lehrreichen Inhalt, ſondern auch als Muſter 
bes guten Geſchmacks und einer reinen Schreibart 
empfehlen, dann gut verfaßte Geſchäfts⸗Aufſätze, Briefe, 
Berichte u. ſ. w. zum Diktiren zu wählen, damit dieſe Lehr⸗ 
ſtunde den Kadeten zu gleicher Zeit in mehr als einer 
Hinficht nuͤtzlich werde. 

Bei der Geographie muß jede Gelegenheit benützt 
werden, um den Kadeten zugleich die erſten Begriffe 
von der Terrain⸗Kenntniß beizubringen. 

Der Lehrer der Geſchichte muß fein Augenmerk Be, 
ſonders auf merkwürdige, ihrem Detail nach näher be⸗ 
kannte Kriegsbegebenheiten richten, und vorzüglich ſolche 
Thaten in ein helleres Licht ſtellen, welche die Seele 
zu erheben, Muth, Ehrgefühl, Ruhmbegierde zu wecken, 
und das Herz zu edlen Handlungen zu entflammen ge⸗ 
eignet ſind. 

Es berſteht ſich dabei von ſelbſt, daß fomohl Ge, 
ſchichte als Erdbeſchreibung; da, wo fie mit dem Ba» 
terlande in nähere Beziehung kommen, auch umftänd» 
licher und eindringlicher zu behandeln ſind. 


Exerzieren. 


§. 20, 

Die Kadeten⸗ Kompagnie rückt zu gleicher Zeit mit 
der Garniſon des Ortes, wo eine ſolche Kompagnie be» 
quartirt iſt, zum Exerzieren aus, und wird bei größe» 
ren Abtheilungen eingetheilt. 


Woher die Offiziere zum Unterrichte zu neh⸗ 
f men ſind. 


§. 2. 

Im Dienſt⸗ und Ererzier » Reglement find die Ka⸗ 
deten don den bei jeder Kompagnie zur Aufficht ange⸗ 
ſtellten Offizieren zu unterrichten. In ſo fern dieſe 
Offiziere die Fähigkeit haben, auch irgend einen der 
übrigen Lehrgegenſtände gründlich vorzutragen, (worauf 
bei ihrer Auswahl unter andern auch geſehen werden muß) 
ſo iſt ihnen Meter ebenfalls, jedoch immer mit der Rürk⸗ 
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ſicht zuzutheilen, daß keiner derſelben dadurch mit Arbeit 
zu ſehr überladen werde. 

Für jene Fächer, welche auf dieſe Art nicht beſetzt 
werden können, ſind Offiziere und Unteroffiziere der Ar⸗ 
tillerie- des Ingenieurs » Mineurs - und Sappeurs⸗ 
Korps, oder wo ſie ſich ſonſt befinden, ſelbſt aus dem 
Penſionsſtande, zu Lehrern zu wählen, nur müffen fie 
geſchickte, thätige und in allem Betracht dazu geeignete 
Männer ſeyn. 

Um ſich von ihrer vollkommenen Angemeſſenheit 
zu überzeugen, iſt ein jeder zum wirklichen Lehrer an⸗ 
getragene Offizier oder Unteroffizier vorläufig zu prüfen. 

Dieſe Prüfung hat in Böhmen, Mähren, und In⸗ 
neröſterreich durch eine von dem General» Kommando 
eigens zu ernennende Kommiſſion, in Riederöſterreich 
aber durch die Ingenieurs- oder Neuſtädter Akademie 
zu geſchehen. Das Reſultat davon iſt dem Hofkriegs⸗ 
rath jedesmal vorzulegen, der ſodann nach Befund über 
die Anſtellung des Geprüften entſcheiden wird. 

Zum Unterrichte in der böhmiſchen Sprache iſt eis 
ner von den bei jeder Kompagnie befindlichen Ober⸗ oder 
Unteroffizieren auszuwählen, und nur in dem Falle, 
wenn kein hierzu fähiges Individuum unter ihnen ges 
funden würde, ein Lehrer aus dem Zivilſtande für dieſe 
Sprache anzuſtellen. 

Auch ſind zu Feldwebeln und Korporalen bei den 
Kadeten⸗ Schulen, fo viel möglich ſolche zu wählen, die 
ebenfalls der böhmiſchen Sprache kundig ſind, um den 
Kadeten zur mehreren Uibung derſelben die Gelegen⸗ 
heit zu verſchaffen. 


Die als Lehrer angeſtellten Offiziere ſollen ſo 
ſelten als möglich verwechſelt werden. 
SG, 28 
Die als Lehrer zu bieten Kompagnien beſtimmten 
Offiziere müffen fo lange es möglich iſt, und fie die. 
fen Amte entſprechen, dabei gelaſſen, mithin aus an, 
dern Dienſtesrückſichten nicht berwechſelt werden, da⸗ 
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mit der gute Gang des Unterrichtes nicht durch öftere 
Aenderungen gehemmt werde. 


Beförderungen, befondere Belohnungen, und 
Beguͤnſtigungen fur die bei Kadetenſchulen 
angeſtellten Offiziere. 


* Gë 

Degegen haben aber dieſe ſowohl, als die zur Auf⸗ 
ſicht angeſtellten Offiziere nicht nur nach der bei ihrem 
Regimente oder Korps fie betreffenden Tour in höhern 
Chargen vorzuruͤcken, fondern es wird auch nach Ver⸗ 
hältniß ihrer längeren und ausgezeichneteren Dienitleis 
ſtung auf beſondere Belohnung derſelben durch Ge: 
haltszulagen, Beförderungen, außer der Tour, und im 
Falle ihrer gänzlichen Invalidität durch Penſionen, der 
Bedacht genommen werden. 


Dauerzeit des jaͤhrlichen Kurſes. 
§. 24. 

Der jährliche Kurs fängt mit dem ıten November 
an, und wird am letzten September des folgenden Jah- 
res geſchloſſen. 

Nur an Sonn» und Feiertagen, dann in den 
drei letzten Tagen der Charwoche iſt mit dem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Unterrichte auszuſetzen. 


Jaͤhrliche Prüfung und Klaſſiftzirnng der Ka⸗ 
deten nach ihren Faͤhigkeiten und Fortſchritten. 
§. 25. 

Nach geendetem Kurſe werden alle Jahre die Kade⸗ 
ten, und zwar jede der drei Klaſſen beſonders, in Set, 
ſeyn des Brigadiers, und der dazu geladenen Generale, 
Staabs⸗ und Oberoffiziere, aus allen Unterrichtsfä⸗ 
chern öffentlich geprüft, ſodann in eigenen Verzeichniſſen 
nach ihren gemachten Fortſchritten klaſſiſizirt, und dieſe, 
von dem Brigadier beſtätigt, durch das General⸗Kom⸗ 
mando an den Hofkriegsrath eingeſendet. 


af 


Eonduite » Befchreibungen. 
S, 26. 

Eben fo ift über die Conduite und Verwendung 
der Kadeten bei jeder Kompagnie eine genaue Vormer— 
kung zu halten, und alle Jahre in dem vorgeſchriebe⸗ 
nen Termin die von ſämtlichen Kompagnie » Offizieren 
zu unterfertigende Conduite-Beſchreibung an den Hof⸗ 
kriegsrath einzuſenden. 


Zeit der Ausmuſterung und Ergaͤnzung des 
Abgangs. 
§. 27. 

Nach abgehaltenen Prüfungen iſt die Ausmuſterung 
der Kadeten des dritten Jahres, und die Ergänzung des 
dadurch entſtehenden Abgangs vorzunehmen. 

Die Ausgemuſterten werden ohne Aufenthalt zu 
ihren Regimentern abgeſchickt, und die neu Aufzuneh— 
menden muͤſſen vor dem ıten November bei der Kade— 
ren Kompagnie eintreffen. 

Später als in dem erſten Monate nach angefange— 
nem Lehrkurſe kann die Einrückung eines neuen Zöglings 
in keinem Falle Statt finden. 

Hiernach werden auch künftig allemal im Auguſt 
jene Offiziers » Söhne beſtimmt werden, welche der Hof— 
kriegsrath als k. k. ordinäre Kadeten zur Aufnahme in 
die Kompagnien geeignet finden wird. 

Die Eingaben uͤber die zu ſolchen Kadetenſtellen 
qualifizirten Offiziers Söhne find, wie bisher, an den 
Hofkriegsrath einzuſenden; und da derſelbe auch die neu 
ernannten k. k. ordinären Kadeten bei den Regimentern 
einzutheilen ſich vorbehält: ſo iſt es nothwendig, daß 
er von dem Stande der Kadeten-Kompagnien vor jeder 
Ausmuſterung durch nahmentliche Verzeichniſſe der Aus⸗ 
tretenden und der zur Aufnahme Angetragenen in ges 
nauer Kenntniß ſtehs. 
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Wie in den erſten drei 7 die Muſterung 
zu geſchehen hat. 
§. 28. 

Um die berhältnißmäßige jährliche Ausmuſterung 
und Nachruͤckung gleich in den Gang zu bringen, hat 
von den itzt bei der Errichtung dieſes Inſtituts auf ein⸗ 
mal aufzunehmenden 496 Kadeten ein Drittheil nach 
Verlauf des erſten Schuljahres, das zweite Drittheil 
nach zwei Jahren, und das dritte nach Endigung des 
dreijährigen Lehrkurſes auszutreten und jedes Mal eine 
gleiche Zahl neuer Zöglinge dafür einzurüͤcken. 

Da jedoch auf ſolche Art die im erſten und zwei— 
ten Jahre auszumuſternden Kadeten nicht in allen Lehr⸗ 
gegenſtänden vollkommen unterrichtet ſeyn können, ſo 
muß wenigſtens getrachtet werden, ſie nach Möglichkeit 
in den weſentlichſten Fächern auszubilden. 

Auch ſind zum Austritte in dieſen zwei Jahren nur 
ſolche Kadeten zu beſtimmen, die ſich durch Fleiß und 
Talente ausgezeichnet, und die meiften Fortſchritte ges 
macht haben. 


Ordentliche Ausmuſterung der Kadeten in der 
Zukunft. 
829. 

In der Folge kann der Regel nach, zumal in Frie⸗ 
denszeiten, kein Kadet vor Verlauf der beſtimmten drei 
Jahre zum Regimente austreten. 

Wenn jedoch einer derſelben eines gröberen Siet, 
gehens oder eines wirklichen Verbrechens ſich ſchuldig 
gemacht hätte: ſo muß er zur Strafe ausgeſtoſſen, und 
zu feinem Regimente als Gemeiner zurückgeſchickt werden. 


Verfahren bei minderfaͤhigen und nachlaͤſſigen 
Kadeten. 
§. 30. 

Kadeten, die zu Folge der Beobachtungen des er⸗ 

ſten Jahrs wegen Mangel an Fähigkeit oder gutem Wil⸗ 
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len keine Fortſchritt im Unterrichte erwarten laſſen, find 
nach geendigter Prüfung aus der Schule zu entfernen, 
und dem Regimente zurückzuſenden, wozu jedoch por, 
läufig die Genehmigung des Hofkriegsrathes einzuho⸗ 
len iſt. 

Mit Kadeten von ſchwächeren Anlagen, die aber 
Luſt und Eifer ſich auszubilden zeigen, kann auch noch 
das zweite Jahr hindurch der weitere Verſuch gemacht 
werden. 


Beſtimmung der von einem aus dem Militaͤr⸗ 
tand tretenden Kadeten dem Aerarium zu 
leiſtenden Entſchaͤdigung. 
Be 51. 

Ein Kadet, der während des dreijährigen Kurſes 
mit gänzlichem Austritt aus dem MNilitär⸗Stande frei⸗ 
willig die Kompagnie verläßt, hat dem Aerarium zu 
einiger Entſchädigung für die auf feinen Unterricht per, 
wendeten Koften , für jedes in der Kadetenſchule zuge» 
brachte Jahr 50 fl. zu vergüten. Nur ein unverſchul⸗ 
deter Unglücksfall, wodurch er zur Fortſetzung der Kriegs⸗ 
dienſte untüchtig wird, macht dießfalls eine billige 
Ausnahme. 

Ein freiwillig aus der Schule ausgetretener Kader, 
der in der Folge bei einem Regiment wieder dienen 
will, kann nur als Gemeiner aſſentirt werden. 


Anſtellung der Kadeten nach geendigtem Kurſe. 
§. 32. 

Von den nach vollendetem dreijährigen Kurſe zu 
ihren Regimentern zurücktretenden Kadeten find die vor⸗ 
züglichſten und gebildeſten ſobald als möglich in Unter» 
offiziers⸗Chargen einzubringen. 

Dieſe haben ſodann, wie überhaupt alle in den 
vier Kadetenſchulen gebildeten, und mit guten Zeugniſ⸗ 
fen verfehenen Zöglinge, auf die ſich öffnenden Fahn⸗ 
richsſtellen vorzüglichen Anſpruch, in ſo weit hierzu 
keine Zöglinge der Neuftädter oder der Ingenieurs⸗Aka⸗ 
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demie vorhanden ſind, bei welchen eine hoͤhere Bildung 
vorausgeſetzt wird. 

Hiernach haben denn auch die Regiments-Inhaber 
auf die Zöglinge der Kadetenſchulen die gehörige Rück— 
ſicht zu nehmen; wiewohl ihnen auch fernerhin unbes 
nommen bleibt, bei Beſetzung erledigter Offiziers⸗Char⸗ 
gen ſolchen jungen Leuten einen Vorzug zu geben, die 
vor dem Eintritte in den Militär⸗Stand bereits bei ihren 
Familien eine feinere Erziehung und höhere Bildung 
genoſſen haben. 


Aushuͤlfe mit Zöglingen des Inſtituts zur Be⸗ 
ſetzung vacanter Faͤhnrichsſtellen in Kriegszeit. 
e, 33. 

Sollte es in Kriegszeiten einem oder dem andern 
Negimente an tauglichen Subjekten zum Erſatz der ſich 
öffnenden Fähnrichsſtellen mangeln, ſo kann demſelben 
auf fein Anſuchen aus den Kadetenſchulen mit Zöglingen 
des dritten Jahres auch vor geendigtem Kurſe ausge— 
holfen werden, und ſind hiezu jedesmal die am meiſten 
ausge bildeten Individuen zu wählen, 

Wien am 16. Juni 1808. 

Wenzel Graf v. Colloredo, 
Hofkriegsraths⸗Präſident. 


126. 


Die eigenmaͤchtige Verfertigung der Amts— 
ſiegel wird verbothen. 


A hohen Hofkanzleidekrets vom 23. Au⸗ 
guft d. J. haben Seine Majeſtät wegen Verfertigung 
der Amtsſtegel unterm 12. deſſelben Monats 
folgende allerhöchſte Entſchließung zu erlaſſen ger 
ruhet: 

Wer ein ämtliches Siegel ohne ſchriftlichen Zut, 
trag des Amtes, für welches daſſelbe gehört, verſer— 
tigt, oder das Verfertigte an Jemand Andern verab— 

folgt, als an das Amt, welches die Verfertigung auf⸗ 
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getragen hat, macht ſich einer ſchweren Polizeiübertre— 
tung gegen die öffentlichen, zur allgemeinen Sicherheit 
gehörigen Anſtalten und Verfügungen ſchuldig, und iſt 
das erſte Mal mit Arreſt von einer Woche bis zu einem 
Monate, bei wiederholter Uibertretung aber nebſt einem 
einmonatlichen Arreſte, wenn er ein Gewerbsmann iſt, 
auch mit dem Verluſte des Gewerbes zu beſtrafen. 

Dabei verſtehet es ſich von ſelbſt, daß inſofern bei 
der ſo gearteten Handlung ein Verbrechen unterläuft, 
auch die gegen das Verbrechen beſtehenden Strafgeſetze 
in Anwendung zu kommen haben. 

Uibrigens gehören zu den ämtlichen Siegeln nicht 
nur die Siegel der landesfuͤrſtlichen, ſondern auch jene 
der ſtändiſchen, ſtädtiſchen, ortsgerichtlichen öffentlichen 
Aemter, der öffentlichen Lehranſtalten, der Pfarreien oder 
öffentlichen Notare, der Innungen, und ähnlicher Kor⸗ 
porazionen. 

Endlich ſollen die Siegel aller erwähnter oͤffentli⸗ 
chen Aemter und Behörden, durch Um» oder Inſchriſt 
ihre Beſtimmung ausdrücken. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 9. Oktober 1820. Gu, 

Zahl 46607. 


7. 
Errichtung zweier Wegmauthaͤmter zu Ko- 
lomea. 


Nachdem die Straße von Kolomea bis Horodenka 
in einer Länge von 54 Meilen, dann die Straſſe von 
Kolomea nach Sniatyn in einer Länge von 5 4 Mei⸗ 
len ſolid ausgebaut find; fo hat die hohe k. k. Hof⸗ 
kammer mit Dekrete vom 30. Auguſt die⸗ 
ſes Jahres die Errichtung eines Wegmauthamtes 
für jede dieſer Straſſen, zu Kolomea bewilligt. 

Dieſe Wegmauthämter werden vom ten Robem⸗ 
Ber dieſes Jahrs in Wirkſamkeit treten, und es werden 
bei denenſelben im Grunde des Kreisſchreibens vom 21. 
Juni 1811, folgende Gebühren eingehoben werden: 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. 3. 


ıtens. Für jedes Stück Zugviehes bei ſchweren 
Fuhren 8 kr. W. W. 

atens. Für jedes Stück Zugvieh bei leichten Fuh⸗ 
ren, als Reiſewägen, Landkutſchen, oder Kaleſchen mit 
oder ohne Gepäck 6 kr. W. W. 

stens. Für ein beladenes Pferd, oder ein anderes 
Laſtthier 5 kr. W. W. 

gtens. Für jedes Stück ſchweren Triebviehes, als 
Pferde, Ochſen, Stiere, Kühe 2kr. W. W. 

stens. Für jedes Stück leichten Triebviehes, als 
Kälber, Schweine, Schöpſen, Ziegen, Schafe 1 kr. W. W. 

Uibrigens haben alle, in Abſicht auf die Weg⸗ 
mauth⸗ Befreiungen beſtehenden, mit den gedruckten 
Kreisſchreiben vom 13. September 1795, vom 15. 
Dezember 1811. und vom 9. Juni 1820. kund gemach⸗ 
ten Vorſchriften auch dei dieſen zwei Wegmauthämtern 
ihre Anwendung. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 11. Oktober 1820. Gub. 
Zahl 51166. 


128. 


Abſtellung der Unfuge, daß Kranke, um ſie 
zu verſehen, vor die Kirche gebracht, 
und bei Geburten die Taufen verſpaͤtet 
werden. 


Mit hohem Hofkanzleidekret vom 22. v. 
M. iſt anher eröffnet worden: 

Es iſt zu Folge allerhöchſtem Kabinets⸗ 
ſchreiben vom 45. September l. J. zur 
Kenntniß Seiner Majeſtät gebracht worden, daß in 
Galizien der Unfug die Kranken zum Verſehen vor die 
Kirche zu bringen beſtehe, und ſolcher von den geiſtli⸗ 
chen Behörden nicht abgeſtellt werden kann, weil nicht 
die Seelſorger, ſondern die Pfarrgenoſſen Schuld daran 
ſeyn ſollen, um nämlich nicht zweimal fahren zu muͤſ⸗ 
ſen, dann, daß auch die Taufen, befonders bei Ho⸗ 
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norazioren auf längere Zeit eben ohne Verſchulden der 
Pfarrer verſchoben werden, weil die Mütter ſelbſt den 
Ceremonien und dabei üblichen Traktamenten beiwoh⸗ 
nen wollen. 

Da es der Wille Seiner Majeſtät iſt, daß dieſe 
wider die Kirchengebothe ſo ſehr verſtoſſende Unſüge 
nicht geduldet werden: fo wird ſämtlichen Konſiſtorien 
mit Beziehung auf die über beide Gegenſtände unter 
dem 28. Hornung 1785. Zahl 5276., 22. Mai 1812. 
Zahl 18871. und 22. Auguſt 1817. Zahl 40170. ge⸗ 
ſchehenen hierortigen Erläſſe aufgetragen , dieſe Verfü⸗ 
gungen, von welchen Abſchriften zu machen ſind, dem 
geſammten Kuratklerus in Erinnerung zu bringen, und 
deren Kundmachung von den Kanzeln anzuordnen. 

Indem ſerner dieſer Landesſtelle die Abſtellung 
dieſer Mißbräuche zur beſondern Pflicht gemacht wird, 
dieſe aber am wirkfamſten durch Beſtrafung der Uiber⸗ 
treter erzielet wird: ſo iſt ſämtlichen Magiſtraten und 
Ortsobrigkeiten die Uiberwachung dieſer allerhöchſten 
Anordnung nachdrücklichſt mit dem Beiſatze aufzutra⸗ 
gen, daß jeder zu ihrer Kenntniß kommende Uibertre⸗ 
tungsfall den k. Kreisämtern anzuzeigen ſey. 

Gubernial Dekret vom adten Oktober 1620. Gub. 

Zahl 50490, 


129. 

Erhebung des Kriminal⸗Senats vom Lem⸗ 
berger Magiſtrate zu einer landesfuͤrſtli⸗ 
chen Stelle. 


Done k. k. apoſtoliſche Majeſtät haben mittelſt aller- 
höchſten Hofdekrets vom Aten September 
18 18. den Lemberger Kriminal⸗Senat vom Magis 
ſtrate der königl. Hauptſtadt Lemberg zu trennen, und 
denſelben zu einer landesfürſtlichen Stelle allergnädigit 
zu erheben, die Wirkſamkeit aber dieſes k. k. Lember⸗ 
ger Kriminalgerichts auf den ıten November 1820. 
mit allerhoͤchſten Hofdekreten (éi 18. A u⸗ 
D 


guft 1820. dann 29. September ı820. feſt⸗ 
zuſetzen geruhet. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird allen und je⸗ 
den Behörden, dann Inſaſſen der Königreiche Galizien 
und Lodomerien zur Wiſſenſchaft und gehörigen Dar- 
nachachtung hiemit bekannt gegeben. 

Appellazionsgerichts⸗Kundmachung vom 16. Oktober 1820. 

Appellaz. Zahl 14134. 


150. 
Die Poftmeifter unterliegen der Klaffen- 
fteuer. 


Wegen Behandlung der Poſtmeiſter Hinficpeli der 
Klaſſenſteuerzahlung von den Briefporto-Antheilen oder 
den Beſoldungen, die fie anderer Statt beziehen, ba» 
ben Seine k. k. Majeſtät mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 9. September l. J. anzuord⸗ 
nen geruhet, daß die Poſtmeiſter in Anſehung der obt, 
gen Bezüge vom Jahre 1819. an, gleich den andern 
Steuerpflichtigen zur Entrichtung der Klaſſenſteuer zu 
verhalten ſeyen. 

Uibrigens geruhten aber Seine k. k. Majeftät die 
nachträgliche Bezahlung der Klaſſenſteuer für die frühere 
Zeit denenſelben allergnädigſt nachzuſehen. 

Von dieſer allerhöchſten Entſchließung werden die 
Kreisämter in Folge hohen Hofkanzleidekrets 
vom 22. v. M. zur eigenen Wiſſenſchaft und Rachach⸗ 
tung, dann zur weiteren Verſtändigung der betreffen⸗ 
den Dominien und der in ihrem Kreiſe befindlichen 
Poſtmeiſter mit dem Bedeuten in die Kenntniß geſetzt, 
daß dieſelben ihre Beſoldungen, welche fie anſtatt der 
Briefporto-Antheile beziehen, und die übrigen der et» 
wähnten Steuer unterliegenden Einkünfte vom Militär⸗ 
Jahr 1821. angefangen, in den Faſſionen detaillirt er⸗ 
ſichtlich zu machen haben. 

Was die Klaſſenſteuer von ihren Beſoldungen für 
die Jahre 1819. und 1820. betrifft, ſo wird, um ſol⸗ 
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che nachträglich vorſchreiben laſſen zu können, der er. 
ſorderliche Ausweis unter einem von der Oberpoſtver⸗ 
waltung abverlangt. 
Gubernial⸗Dekret vom 17. Oktober 1820. Gub. Zahl 
50497. 


131. 


Die Klaſſenſteuer fuͤr das Militaͤrjahr 1821. 
iſt, jedoch ohne den 50 prC. Zuſchuß, 
in Konv. Muͤnze zu berichtigen und 
einzuheben. 


Seine k. k. apoſtoliſche Majeſtät haben mit aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 2. September 
d. J. zu verordnen geruhet, daß die Klaſſenſteuer 
für das Militärjahr 1821. auf Konvenzions⸗Münze um⸗ 
zuſetzen ſey, daß hiernach die Einkommens⸗Faſſionen 
dergeſtalt eingerichtet werden follen, daß ſowohl die 
Einfünfte, als die zum Abzug geeigneten Ausgaben, 
in fo fern fie in Konvenzions⸗Münze beſtehen, im Nenn⸗ 
werthe angeſetzt, in ſo fern ſie aber im Papiergelde 
beſtehen, nach dem Kurſe von 250 auf Konvenzions⸗ 
Münze reduzirt werden, und daß es übrigens bei dem 
dermaligen Perzentenausmaße, und bei den fonft beſte⸗ 
benden Vorſchriften vor der Hand zu verbleiben, der 
50 perzentige Klaſſenſteuer⸗Zuſchuß hingegen aufzuho⸗ 
ren habe. 
Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird daher zu Fol⸗ 
ge hohen Hofkanzleidekret vom 29. v. M. 
zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachachtung hiermit 
kund gemacht. 
Guberniak⸗ Kundmachung vom 17. Oktober 1820. Gub. 
Zahl 51448. 


D 132. 
Wegen Hintanhaltung der Unterſchleife bei 
Salzabladungen unter Weges von Seite 
der Fraͤchter. 


Um den Unterſchleiſfen zu begegnen, welche von Seite 
der Frächter des in den Salzwerken zu Wieliczka 
und Bochnia zur Verführung in die Magazine zu 
Bilitz in Schleſten, zu Kalwaria in Galizien, dann zu 
Sillein, Thurdosin, und Altendorf in Ungarn ge⸗ 
ladenen Aerarial » Steinfalzes, durch Abladung deſſel⸗ 
ben unter Weges, und durch dabei vorgehende Verfäl⸗ 
ſchung oder Unterſchlagung, wie auch Verpfändung des 
Aerarialgutes Statt finden, zu begegnen, wird im 
Grunde der von der hohen Hofkammer über Eins 
verſtändniß mit der hohen Hofkanzlei und der oberſten 
Juſtitzſtelle erlaſſenen Dekrete vom 7. März und 25. 
September l. J. hiermit zur allgemeinen Nachachtung 
verordnet: 
2er, 

Jeder Frächter ift ſchuldig, das in den Salzmaga⸗ 
zinen zu Wieliczka, Dwory, Bochnia und Pod- 
gorze zur Verführung nach Ste, Kalwaria, Sil- 
lein, Thurdosin, oder Altendorf geladene Salz mit 
möglichſter Förderung und auf dem geradeſten Wege, 
ohne daſſelbe unter Weges abladen zu dürfen, in diejes 
nige Stazion, in welche er daſſelbe zu verführen über⸗ 
nommen hat, unaufgehalten abzuſtellen. 

D 2% 

Die längſte Dauer des Transports mird mit Rück⸗ 
ſicht auf die Entfernung der Aufladungsmagazine von 
den Abftellungs » Stazionen 

a) von Wieliczka, Podgorze und Bochnia nach 

Bilig auf 8 bis 10 Tage; 

b) von Dwory nach Bilip auf 2 Tage; 
c) von Wieliczka nach Kalwaria auf 3 Tage; 
d) von Wieliczka und Bochnia nach Sillein, 
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Thurdosin und Altendorf auf vier Monathe feſt⸗ 
geſetzt. 
3 


§. A 

Schon das bloße Abladen des transportirten Sal⸗ 
zes unter Weges, auch wenn kein Unterſchleif mit dem⸗ 
ſelben vorgenommen oder verſucht worden wäre, macht 
in der Regel den Frächter ſtraffällig. Als Strafe für 
das Abladen des Salzes unter Weges in Wirths oder 
in Privathäufern wird, wenn das Salz noch unver⸗ 
fälſcht und in dem im Aufladungs⸗ Magazine übernom- 
menen Zuſtande befunden wird, der einfache Werth 
deſſelben zu Handen des Salzgefälls feſtgefetzt, welchen 
der betretene Frächter unnachſichtlich zu erlegen, und 
für den er, ſalls er dieſes wegen Mittelloſigkeit nicht im 
Stande wäre, zu gewärtigen hat, daß er zur Abar⸗ 
beitung eines jeden Gulden mit einem Tage in Eiſen 
berurtheilt und verhalten werde. 

S. 4. e 

Unter der fo eben ausgeſprochenen Wechſelbedin⸗ 
gung wird auf diejenigen Fälle, wo das Salz nicht 
mehr in dem übernommenen Stande, ſondern Der, 
ſälſcht, oder geringer in der Quantität befunden wird, 
als es nach dem Aufladungsſcheine ſeyn ſollte, die dop⸗ 
pelte Werthſtrafe feſtgeſetzt, und hat außer derſelben ge⸗ 
gen den Defraudanten auch noch das Verfahren nach 
den Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes Platz 
zu greifen. 

5 


Rur in jenen Fällen, wo die Abladung des Sal⸗ 
zes während des Transportes durch unvermeidliche 
Rothwendigkeit, als durch eintretende ungünſtige Wit⸗ 
terung, Unfahrbarkeit der Straſſen oder unterbrochene 
Kommunikazion, durch Erkrankung oder Umfall des 
Zugviehes, durch Beſchädigung des Frachtzeuges und 
andere derlei unausweichliche Zufälle ganz oder zum 
Theile unerläßlich wird, iſt die Abladung unter der nie 
zu verſäumenden Vorſicht geſtattet, daß das adzuladende 
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Salz bei der nächſten Ortsobrigkeit oder dem nächften Magi⸗ 
ſtrate gegen einen unentgeldlich und ſtempelfrei auszu⸗ 
fertigenden Schein hinterlegt werde, woher es der Fräch⸗ 
ter, auf ſeine Gefahr und ſeine Koſten, ſobald als mög⸗ 
lich wieder zu erheben, und an die Abladungsſtazion 
abzuſtellen hat. 

Die Verabſäumung dieſer Vorſicht unterwirft den 
Frachter den in den A. 5. ung 4. feſtgeſetzten Strafen. 


Eine Ausnahme von der Strenge dieſer Vorſchrift 
wird rückſichtlich der nach Ungarn beſtimmten Salztrans⸗ 
porte, jedoch nur in fo fern zugeſtanden, daß das bloße 
Abladen des Salzes unter Weges, ohne daß an dem 
abgeladenen Salze eine Defraudazion verübt worden iſt, 
keiner Strafe unterliege, welche aber bei entdecktem Un, 
terſchleife nach der vollen Strenge des A. 4. einzutre⸗ 
ten hat. 

o Ze 

Jedermann, der von einer geſchehenen heimlichen 
Salzablegung, oder von einem Unterſchleife damit, 
Wiſſenſchaſt erlangt, iſt berufen, den Fraͤchter oder De⸗ 
fraudanten unter Beitritt der Ortsobrigkeit anzuhalten, 
und dem nächſten Kreisamte anzuzeigen. 

Einem ſolchen Apprehendenten, und auch demje⸗ 
nigen, der die geſchehene Ablegung nur angibt, wird, 
wenn die Angabe ſich als richtig erweiſet, von dem 
Betrage der einfachen Werthſtrafe Jedem ein Drittheil 
aus dem Salzgefälle zur Belohnung abgereicht werden, 
es mag der Strafbetrag baar eingehen oder nicht. 


9. 

Der Hehler, derjenige nämlich, welcher den Salz⸗ 
ablegungen in feinem Haufe, oder in einem ihm gehö⸗ 
rigen Behältniſſe öffentlich den Unterſtand geſtattet, 
oder das Salz den Fuhrleuten abkauft, ſoll mit der ein⸗ 
fachen Erlegung des Werthes des abgelegten Salzes un⸗ 
nachſichtlich beſtraft werden. 


— 297 — 


S 10. 

Der Salzbeamte, welcher im Einverſtändniſſe mit 
den Frächtern zu den Salzablegungen ſelbſt mitwirket, 
ſolche unterſtützt, oder begünſtigt, mithin an der Be⸗ 
vortheilung des Aerariums Theil nimmt, unterliegt 
ohnehin der Behandlung nach dem allgemeinen Straf- 
geſetze. e 

§. 11. 

Derjenige Beamte aber, der nach der Lage der 
Umſtände, und durch Gegeneinanderhaltung der Daten 
der geſchehenen Ausſtellung der Bollete, der Salzaufla⸗ 
dung und der erfolgten Entdeckung der Ablegung, übers 
wieſen wird, daß er ſein Amt fahrläſſig gehandelt, und 
nicht auf die richtige und zeitrechte Zurückkunf des Fräch- 
ters geſehen habe, ſoll in einem ſolchen Falle, zur 
Strafe feiner Dienftesvernachläßigung , den dem Anges 
ber und Anhalter gebührenden Strafantheil zu erlegen 
ſchuldig ſeyn. 

§. 12. 

Die Fällung der Nozionen oder Straferkenntniſſe, 
ſomit auch die Unterſuchung und Erhebung des Thatbe⸗ 
ſtandes, ſteht ganz in der Art, wie es bei Lottogefälls⸗ 
übertretungen mit allerhöchſten Patente vom 15. März 
1815. borgeſchrieben iſt, den Kreisämtern zu, von des 
ren Erkenntniſſen den verfällten Partheien in der Friſt 
von 6 Wochen der weitere Zug entweder im Wege des 
Rekurſes oder der Gnade an die k. k. Landesſtelle, oder 
durch die Aufforderung des k. Fiskus im Rechtswege bei 
dem zur Aburtheilung in diefer Salzangelegenheit 
eigens berufenen k. k. Landrechte zu Tarnow offen Debt, 
welcher Gerichtsbehörde auch in ſolchen Fällen, wo es 
ſich bei einer eintretenden Zahlungs » Unfähigkeit des 
Uibertreiers um eine, drei Monate überſteigende, Fürs 
perliche Strafe handeln ſollte, das Erkenntniß mit der 
Beſtimmung eingeräumt iſt, daß die höchſte körperliche 
Strafe nicht über 4 Jahre ſich belaufen koͤnne, übrigens 
aber dem Verurtheilten frei bleibt, um allenfällige Mil⸗ 
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derung der wider ihn erkannten Strafe bei der k. k. 
Hofkammer einzuſchreiten. 
§. 15. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen haben ruͤckſichtlich 
der Salztransporte nach Kalwaria und Bilitz mit 1. 
Dezember 1820., rückſichtlich der Salztransporte nach 
Sillein, Thurdosin und Altendorf aber mit 1. No⸗ 
vember 1821. in Wirkſamkeit zu treten. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 18. Oktober 1820. Gub. 
Zahl 51509. 


135. 
Reiſepartikularien muͤſſen binnen ſechs Mo⸗ 
naten nach beendigtem Geſchaͤfte vorge⸗ 
legt werden. 


E, beſteht die allgemeine höchſte Vorſchriſt vom 28ten 
Jänner 1808. Gubernial⸗Zahl 10257. wodurch der Ter⸗ 
min von ſechs Monaten zur Vorlegung der Reifepartis 
kularien dergeſtalt für peremptotiſch erklärt wurde, daß 
nach Verlauf dieſer Zeit nicht nur keine Verguͤtung mehr 
geleiſtet, ſondern dem Beamten die auf der Reiſe er— 
haltenen Vorſchüße ganz zum Erſatze geſchrieben, und 
durch Beſoldungs⸗Abzuͤge hereingebracht werden würden. 

Dieſe Vorſchrift wegen Verrechnung der zu Kom— 
miſſionsreiſen erhobenen Vorſchuͤße und Einreichung der 
Reiſepartikularien in der peremptoriſchen Friſt von läng⸗ 
ſtens ſechs Monaten nach beendigtem Geſchäfte (welcher 
Termin für die Kaſſebeamten insbeſondere auf 14 Tage 
beſchränkt iſt) wurde unterm ten Juli 1818. Zahl 
28869. ſämtlichen Kreisämtern und Kreiskaſſen mit dem 
Bedeuten in Erinnerung gebracht, daß man künftig ge⸗ 
gen derlei verſpätete Einlagen keine weitere Nachſicht 
Statt finden, ſondern die Anwendung der beſtehenden 
Vorſchrift gegen den ſaumſeligen Beamten durch bat, 
ge der erhobenen Vorſchüße von der Beſoldung des 
Perzipienten ohne alle Schonung eintreten laſſen werde. 


Nachdem jedoch wahrgenommen worden iſt, daß 
ohngeachtet dieſer wiederholten Vorſchrift häufige Falle 
vorkommen, daß von Beamten über die vorgenomme— 
nen Kommiſſionen die Reiſepartikularien erſt nach Ser, 
lauf des borſchriſtsmäßigen Termins vorgelegt werden: 
fo haben die Kreisämter die erwähnte höchſte Vor» 
ſchriſt wegen Vorlegung der Reiſepartikularien in der 
beſtimmten Friſt den ſämtlichen, den Kreisämtern uns 
terſtehenden Beamten mit dem Beiſatze wiederholt in 
Erinnerung zu bringen, daß wenn demungeachtet dieſe 
Vorſchrift von ihnen außer Acht gelaſſen werden ſollte, 
fie ſich ſelbſt die Schuld beizumeſſen haben werden, wenn 
ihre zu ſpät vorgelegte Reiſepartikularien nach ganzer 
Strenge der höchſten Anordnung dehandelt werden 
würden. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 24. Oktober 1820. Gub. 

Zahl 45142. 


134. 

Das Verboth, fremdes, hungariſches oder 
ſiebenbuͤrgiſches Salz nach Galizien ein⸗ 
zufuͤhren, wird erneuert, und gegen die 
Uibertreter die Strafe beſtimmt. 


Schon mittelſt der Kreisſchreiben vom 17. Mat 1799. 
8. Oktober 1805. und 5. Juli 1807. iſt die Einſuhr 
des Salzes und der Salzſola aus dem Auslande, wie 
auch aus Ungarn und Siebenbürgen nach Galizien und 
der Bukowina verboten, und find dießfalls mit Rück⸗ 
ſicht auf die jedes Mahl beftandenen Zeitverhältniſſe ge⸗ 
gen die Uibertreter die angemeſſenen Strafen feſtgeſetzt 
worden. 

Der Verboth der Salz⸗Einfuhr aus dem Auslande, 
dann aus Ungarn und Siebenbürgen nach Galizien und 
der Bukowina wird dermal in Folge hohen Hofkam⸗ 
merdekrets vom 4. d. M. in ſeinem ganzen Um⸗ 
ſange erneuert, und für Uibertretungsfälle verordnet: 
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tens Das in der Einfuhr betretene fremde Salz 
unterliegt der Konſiskazion und einer Nebenftrafe von 
Eilf Gulden 30 kr. Rhn. Konv. Münze, welche der 
Uibertreter dieſes Einfuhrverbothes von jedem Zentner 
Salzes, ohne Unterſchied der Gattung, zu entrich⸗ 
ten hat. 
ztens. Dieſe Nebenſtrafe fallt, wenn fie eingebracht 
wird, ganz dem Denunzianten und Apprehendenten, 
oder wenn kein Denunziant eingetreten iſt, allein dem 
Apprehendenten als Belohnung zu. 

Steng, Kann die Nebenſtrafe nicht eingebracht wer» 
den, ſo ſoll dem Denunzianten und Apprehendenten, 
oder in Ermanglung des erſteren, dem Apprehendenten 
allein der ganze Betrag des eingebrachten, und in das 
nächſte k. k. Verſchleißamt abzuliefernden Salzes nach 
dem kurrenten Verſchleißpreiſe, jedoch nach Abzug der 
Materialien » Einlieferungs » und der allenfälligen Un⸗ 
terſuchungskoſten baar vergütet werden; wobei für den 
Fall, wenn der Betrag der zum Theil einzubringen 
möglichen Nebenſtrafe entweder mehr, oder das Näm⸗ 
liche ausmacht, als bei der Vergütung nach dem Tur, 
renten Verſchleißpreiſe aus der Salzamtskaſſe ausfällt, 
beftimmt wird, daß dem Denunzianten und Apprehen— 
denten der wirklich eingebrachte Betrag der Nebenſtrafe 
zu belaffen, dagegen aber von dem Aerarium keine weis 
tere Vergütung zu leiſten fen. 

Atens. Das eingebrachte Salz ſoll jedesmal ſogleich 
an das nächſtgelegene Aerarial⸗Salzamt ohne weitere 
Vergütung zur ordentlichen Verrechnung abgeliefert 
werden. 

breng, Wenn von dem betretenen Schleichhändler 
die beſtimmte Nebenſtrafe nicht einbringlich iſt: ſo muß 
dieſelbe eben fo wie die Strafbeträge in Zollüubertre⸗ 
tungsfällen, nach Vorſchrift der allgemeinen Zollord⸗ 
nung durch Arbeit im Arreſte abgebüßt werden. i 

otens. Die galiziſche Zollbehörde hat, wie bisher, 
in allen Salzeinſchwärzungsfällen die Unterſuchung zu 
pflegen, und die Nozion zu ſchöpfen, wie auch alle 
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weiteren Verfuͤgungen zur vollſtändigen Erfüllung der 
gegenwärtigen geſetzmäßigen Vorſchrift, welche in Be⸗ 
zug auf die Strafbeſtimmungen vom 1. Dezember d. 
J. in Kraft zu treten hat, zu treffen. 
Gubernial⸗ Kundmachung vom 26. Oktober 1820. Gub. 
Zahl 53284. 


135. 
Mit harten Baumaterialien beladene Fub⸗ 
ren muͤſſen die Weg⸗ und Bruͤckenmauth 
bezahlen. 


Um dem bedrängten Straſſenfonde jene Zufluͤſſe wie⸗ 
der zuzuwenden, die ihm bisher durch ſpezielle, don 
Zeit zu Zeit zugeſtandene, in den Wegpatenten nicht 
gegründete Befreiungen entzogen worden ſind, hat die 
hohe Hofkammer laut Dekret vom 15. Sep⸗ 
tember d. J. zu beſtimmen beſchloſſen, daß von nun an 
auch die von Fall zu Fall in Galizien den Fuhren mit 
harten Baumaterialien zugeſtandene Befreiung von der 
Weg, und Brückenmauth nicht mehr Statt zu finden 
habe, daher auch don nun an alle derlei Geſuche um 
Enthebung von der Wegmauth ohneweiters zurückzu⸗ 
weiſen ſind. 

Wovon die k. Kreisämter mit Bezug auf die hier— 
ortige Verordnung vom 51. Dezember 1818. Zahl 46849. 
zur Wiſſenſchaft verſtändiget werden. 

ee vom 29ten Oktober 1820. Gub. Zahl 
49701. F 


156. 

Naͤhere Beſtimmungen zu dem zwiſchen Oe⸗ 
ſterreich und Preußen beſtehenden De⸗ 
ſerteursauslieferungs-Kartell ruͤckſicht⸗ 
lich der Ausfolgung der Taglia. 


Vermög höchſten Hofkanzleidekrets vom 
5. I. M. hat die k. preußiſche Regierung nunmehr ihre 


Beiſtimmung dazu gegeben, daß die im 11. Artikel des 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen beſtehenden Deferteurs« 
Kartells ſtipulirte Taglia nicht nur an die in keinem öfs 
fentlichen Dienſte ſtehenden gegenſeitigen Unterthanen, 
fondern auch an die dießſeitige Militär⸗Gränz⸗Kordons⸗ 
Mannſchaft, und an das Zivilaufſichtsperſonale an den 
Gränzen einſchließig der Mauthbeamten, fo wie im Ges» 
genſatze an die jenſeitigen königl. Gensd' armes und 
Gränzzollbeamten in jenen Fällen ohne Anſtand erfolgt 
werde, wenn ſie einen Deſerteur der anderen Macht 
unaufgefordert entdecken, und dieſe Entdeckung deſſen 
Ergreifung und wirkliche Auslieferung zur Folge hat. 
Wovon die k. Kreisämter mit dem Beiſatze Det 
ſtändiget werden, daß vom 1. November I. J. ange» 
fangen, für die von den königl. preußiſchen Behörden 
ausgeliefert werdenden k. k. öſterreichiſchen Deferteurs 
die Artikel 11 des Kartells ſtipulirte Taglia nicht nur in 
jenen Fällen, wenn die betreffenden dießſeitigen Deſer⸗ 
teurs von ſolchen k. preußiſchen Unterthanen entdeckt und 
angehalten werden, welche in keinem öffentlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſe ſtehen, ſondern auch in jenen Fällen, ohne 
allen Anſtand an die k. preuß. Gränzbehörden von 
Seite der k. k. Militärbehörden ausbezahlt werden wird, 
wenn die ausgeliefert werdenden k. k. öſterr. Deſerteurs 
von den k. pr. Gensd' armes oder Gränzzollbeamten 
entdeckt, und in Folge dieſer Entdeckung wirklich ergrif⸗ 
fen, und zur Auslieferung gebracht worden find, fer» 
ners, daß eben ſo nicht nur für die von dießſeitigen in 
keinem öffentlichen Dienſtverhältniſſe ſtehenden Unter⸗ 
thanen entdeckten oder ergriffenen k. preuß. Deferteurs, 
fondern vom 1. November I. J. angefangen auch für 
alle, von der dießſeitigen Militär ⸗Gränz⸗Kordons⸗ 
Mannſchaft, und dem Zivilauffichtsperfonale an den 
Gränzen einſchließig der Mauthbeamten unaufgefordert 
entdeckten und zur Auslieferung gebracht werdenden k. 
preuß. Deferteurs von den jenfeitigen Behörden, welche 
bis dahin hierwegen die nöthige Weiſung von ihrer Re⸗ 


gierung erhalten werden, die Artikel 11 des Kartells 
feſtgeſetzte Taglia anzuſprechen iſt. 

Endlich iſt erinnert worden, daß von der Militär- 
mannſchaft öſterreichiſcher Seits, ausſchließlich nur die 
Militär⸗Granz⸗Kordons⸗Mannſchaſt, und preuß. Seits 
nur die k. Gensd armes die Taglia für angehaltene 
gegenſeitige Deferteurs anzuſprechen habe, mithin ſolche 
in keinem Falle an andere Militär⸗Individuen erfolgt, 
oder für dieſelben aufgerechnet werden darf. 

Gubernial- Dekret vom 29. Oktober 1820. Gub. 

Zahl 55012, 


157. 
Die verſchaͤrften Vorſichtsmaßregeln und 
Verzollungsbeſchraͤnkungen in Anſehung 


der Schafwollenausfuhr werden aufge— 
hoben. 


Die hohe Hofkammer hat im Einvernehmen mit der 
k. k. Kommerz⸗Hofkommiſſion beſchloſſen, daß es von 
den in Anſehung der Schafwollenausfuhr im Jahre 1804. 
ausgeſprochenen, und laut hierortigen Kreisſchreibens 
vom 51. Dezember 1817. Zahl 70466—4175. verſchärf⸗ 
ten Vorſichtsmaßregeln und Verzollungs⸗Beſchreibungen, 
in fo lange der gegenwärtige geringe Zoll beſteht, ob, 
zukommen babe, und daß dagegen die Schafwolle in 
der Ausfuhr eben ſo, wie alle gering belegten Artikel 
zu behandeln ſey. 
Welches in Folge hohen Hofkammerdekrets 
pom 10. Oktober allgemein bekannt gemacht wird. 
Gubernial⸗Kundmachung vom Zoten Oktober 1820. Gub. 
Zahl 55750. 
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158. 

Wie ſich in Hinſicht jener Landwehrmaͤnner 
zu benehmen ſey, welche durch Veraͤn⸗ 
derung ihres Jurisdikzions- Bezirks in 
den Werbbezirk eines andern Regi⸗ 
ments treten. 


E, hat ſich der Fall ergeben, daß ein Landwehrmann 
durch Veränderung ſeines Jurisdikzionsbezirks in den 
Werbbezirk eines andern Regiments getreten iſt, ohne 
zu letzteren Regiment transferirt, und folglich bei deſſen 
Landwehrbataillon in Zuwachs genommen worden zu 
ſeyn, wodurch dieſer Landwehrmann ſtillſchweigend und 
geſetzwidrig dem Landwehrſtande entgangen iſt. 

Um ähnlichen Mißgriffen (wodurch der Weg ger 
öffnet würde, Leute gegen die in der Landwehr ⸗In⸗ 
ſtrukzion enthaltenen Vorſchriften mit Umgehung der für 
die geſetzliche Entlaſſung der Landwehrmänner borges 
ſchriebenen Beobachtungen aus dem Stande der Land— 
wehr zu bringen) für die Zukunſt zu begegnen, werden 
die Werbbezirks⸗Negimenter angewieſen werden, in 
Fällen, wo Landwehrmänner ihre politiſche Jurisdikzion 
geſetzlich verändern, und dadurch zugleich in den Werb⸗ 
bezirk eines andern Regiments treten, ſelbe zur Land⸗ 
wehr dieſes Regiments förmlich zu transferiren, und 
davon dieſes Regiment von Fall zu Fall mittelſt Uiber⸗ 
ſendung eines Extrakts aus dem Grundbuche in Kennt» 
niß zu ſetzen, damit das Regiment, in deſſen Bezirk 
derlei Landwehrmänner treten, ſelbe als transferirt in 
Stand nehme, und zur jeweiligen Waffenübung ein⸗ 
rücken mache. 

Wornach die k. Kreisämter in Folge höchſten 
Hofkanzleidekrets vom 12. l. M. ſich zu beneh⸗ 
men, und den Dominien vorzüglich zur Pflicht zu ma⸗ 
chen haben, daß ſte für einen ſolchen Landwehrmann, 
welchen ſie aus der Jurisdikzion entlaſſen, bei der Jet, 
ten Landwehrmuſterung den Erfag leiſten, wo hingegen 
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aber auch der überfiedelte Landwehrmann feinem neuen 
Dommium zu Guten zu ſchreiben, und wenn das Kons 
tingent dieſes Dominiums komplet iſt, ſo lange als über⸗ 
zählig zu führen kömmt, bis in dem Landwehr-Kon⸗ 
tingente des Dominiums ſich ein Abgang ergibt. 
3 vom Boten Oktober 1820. Gub. Zahl 
1147. 


159. 

Privatgebaͤude zu Spitälern, Armenhaͤu⸗ 
ſern oder andern wohlthaͤtigen Anſtalten 
gewidmete, ſind von Entrichtung der 
Gebaͤudeſteuer befreit. 


Nach Eröffnung des Hofkanzlei-Dekrets bom 22. dos 
rigen Monats haben Seine Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchließung vom 12. b. M. anzuordnen geruhet, daß 
jene Privatgebäude, welche von ihren Eigenthümern 
zu Spitälern, Armenhäuſern, oder andern wohlthätigen 
Anſtalten gewidmet werden, in ſo lange, als ſie dieſer 
Widmung gemäß verwendet bleiben, von der Entrich⸗ 
tung der Gebäudeſteuer enthoben ſeyn ſollen. Da je 
doch der Fall möglich ift, daß derlet Gebäude in der 
Folge nicht mehr zu den erwähnten wohlthätigen Zwecken 
benützt werden; wo dann auch der Grund ihrer Steuer⸗ 
befreiung aufhört: fo müßte auf alle Fälle die Gebäude 
Klaſſifikazion oder Ausmittlung des Hauszinsertrages 
auch in Anſehung dieſer Häuſer vorgenommen werden, 
um dann gleich den Maßſtab zu ihrer Beſteuerung zu 
beſitzen. 

Die Kreisämter haben daher ſogleich zu erörtern, 
welchen Gebäuden die gedachte Beſtimmung in dortigen 
Kreiſen zukömmt, und auszuweiſen, welcher Vetrag an 
den, durch die Häuſer⸗Klaſſifikazion und Hauszins⸗Er⸗ 
hebung ausgemittelten Summen aus dieſem Anlaße in 
Abſall zu bringen iſt. 4 

In Hinſicht jener Gebäude der angedeuteten Gat⸗ 
tung, welche der Häuſerklaſſifikazion oder Hauszins Er⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1830. u 
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hebung nicht einbezogen worden wären, hat dieß nach⸗ 
träglich zu geſchehen, ohne daß jedoch deßwegen die 
Steuer, ſo lange die bisherige Widmung fortdauert, 
gefordert wird. 
Verordnung der Provinzial-Kommiſſion zur Einfuͤh⸗ 
rung des Grundſteuer-Proviſoriums vom A. Modem- 
ber Zahl 6563. 


140. 

Theologiſche Theſen, welche an den theolo— 
giſchen Lehranſtalten oͤffentlich verthei⸗ 
diget werden, muͤſſen vorlaͤufig dem be⸗ 
treffenden Ordinariate zur Einſicht vor— 
gelegt werden. 


Seine Majeſtät haben mit allerhoͤchſter Entſchließung 
vom 22ten Auguſt d. J. anzuordnen geruhet, daß theo⸗ 
logiſche Theſes, welche an den theologiſchen Lehranſtal— 
ten öffentlich vertheidiget werden, vorläufig immer den 
betreffenden Ordinariaten, fo wie Manuffripte, welche 
auf die Religion Bezug haben, zur Einſicht und Gut, 
heißung zu unterlegen ſeyen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom Aten Nov. Zahl 54745. 


141. 

Fuͤr die Auslieferung der Konſkripzions⸗ 
fluͤchtlinge wird keine Taglia bezahlt, 
ſondern lediglich die Verpflegsgebuͤhren 
verguͤtet. 


Vermög hohen Hofkanzleidekrets vom 14ten vorigen 
Monats iſt in Folge ſtatt gefundener miniſterieller Ver⸗ 
handlungen eine nachträgliche Uibereinkunft zwiſchen den 
k. k. öſterreichiſchen, und dem k. bayeriſchen Hofe, zu 
Stande gekommen, wodurch feſtgeſetzt wird, daß kuͤnf⸗ 
tig für die, von den k. k. öſterreichiſchen und den k. 
baieriſchen Behörden ausgelieſert werdenden gegenſeiti⸗ 
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gen Konſkripzionsflüchtlinge, die Bezahlung der, in dem 
mit dem Königreiche Bayern abgeſchloſſenen Oeſerteurs— 
Kartelle J. 6. für wirkliche Deferteure feſtgeſetzten Ze: 
glia nicht Statt zu finden habe. 

Von dieſer Beſtimmung werden die Kreisämter 
mit Bezug auf die hierortigen Dekrete vom 16. Sep- 
tember 1817. Zahl 47596. und 27. April 1819. Zahl 
17417. mit dem Beiſatze in die Kenntniß geſetzt, daß 
für die, von den k. bayeriſchen Behörden ausgeliefert 
werdenden k. k. öſterreichiſchen Konſkripzionsflüchtlinge, 
gleichwohl die im MW 5. des Kartells feſtgeſetzten Ver— 
pflegsgebühren vergütet werden müffen, und daß dieſe 
Auslagen nicht von dem Militar-Aerarium zu tragen, 
ſondern von dem Politikum gegen Hereinbringung des 
Erſatzes aus dem Vermögen der betreffenden Konſkrip— 
zionsflüchtlinge zu beſtreiten ſind. 

Dieſemnach werden die Militär - Gränzbehörden 
durch das k. k. General-Militär-⸗Kommando angewie⸗ 
ſen werden, die von Seite der k. bayriſchen Behörden 
ausgeliefert werdenden dießſeitigen Konſkripzionsflücht⸗ 
linge ohne ihnen in Conto des Militär » Aerars etwas 
zu verabreichen, immer ſogleich an die nächſte politiſche 
Behörde zur weiteren Behandlung abzugeben, und eben 
fo auch die von den k. bayriſchen Behörden für dieſe 
Individuen angeſprochene Vergütung für die denſelben 
verabreichte Verpflegung an das Polieum zu verweiſen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 4. Nov. Zahl 54748. 


142. 
Poſtknechte und Eſtaffetenreiter find nicht 
vom Militaͤr befreit. 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 6. b. M. zu befehlen geruhet, daß 
die Poſtknechte nicht vom Militärſtande zu befreien 


ſeyen. - o 
Welches den k. Kreisämtern in Folge höch ſten 
Höfkanzleidekrets vom 15, v. ap mit dem 
2 
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Beiſatze bedeutet wird, daß nunmehr die unterm 14. 
April 1806. Zahl 15786. erlaſſene Vorſchrift, Kraft 
welcher die Befreiung eines Poſtknechtes und eines 
Eſtaffetenreiters auf jeder Poſtſtazion bewilliget wurde, 
durch die obige allerhöchſte Entſchließung außer Kraft 
geſetzt (ep ` fo wie auch überhaupt alle im Konſkripzions⸗ 
patente vom Jahre 1804. nicht enthaltenen Befreiun⸗ 
gen einzelner Klaſſen laut hierortigen Verorbnung vom 
28. September 1617. Zahl 50222. allgemein aufgeho⸗ 
ben wurden. Wornach ſich genau zu benehmen iſt. 
Gubernialdekret vom A. Nov. 1820. Gub. Zahl 54744. 


143. 
Die Vorſpannsgebuͤhr wird für das Mili- 
taͤr mit oft, Konv. Münze pr. Pferd 
und Meile feſtgeſetzt. 


Mit Bezug auf die hierortige Verordnung vom 6. 
November 1818. Zahl 57760. mit welcher die Vor⸗ 
ſpannsgebühr auf 25 kr. W. W. feſtgeſetzt wurde, wird 
den k. Kreisämtern zur weiteren Kundmachung bedeu⸗ 
tet, daß vom 1. November l. J. die für die Militär- 
Behörden, und Militär » Individuen geleiſtete Vorſpann 
ohne Unterſchied, ob fie zur Uiberführung von Perſo— 
nen oder Laſten verwendet wird, mit zehn Kreuzer in 
Konb. Münze pr. Pferd und Meile bezahlt werden wird. 
Die bisherige Gebühr von 25 kr. W. W. für die 
Zivilvorſpann bleibt unverändert, und ift bis auf wei— 
tere Anordnung mit 25 kr. in Einlöfungsſcheinen pr. 
Pferd und Meile zu entrichten. 
Gub. Dekret vom 7. Nov. 1820. Gub. Zahl 55809. 


144. 
Errichtung einer Bruͤckenmauth zu Kolomea 
und Manasterzyska. 


In golge hohen Hofkammerdekrets vom 18. 
v. M. wird vom 1. Dezember 1820. bei dem Kolo⸗ 


meaer Wegmauthamte Nro. 1. die Brückenmauthge⸗ 
bühr nach der dritten Klaſſe des mit Kreisſchreiben vom 
50. Auguſt 1811. Zahl 52282. bekannt gemachten Ta- 
riffs von jenen Partheien, welche die 106 Klafter lan⸗ 
ge Jochbrücke über den Pruthfluß bei Kolomea betre⸗ 
ten, dann zu Manasterzyska die Brückenmauthge⸗ 
bühr nach der ztem Klaſſe des obigen Tariffs von jenen 
Partheien, welche die 52 Klafter lange Jochbrücke uͤber 
den Bach Koropiec bei Manasterzyska betreten, ein- 
gehoben werden. 
Gubernial⸗Kundmachung vom 9. Nov. 1820. Gub. 
Zahl 56312. 


145. 
Judenſteuer⸗Ruͤckſtaͤnde ſind durch die Ma⸗ 
giſtrate und Dominien beizutreiben. 


Um den Judengemeiden, welche durch die große Steuer 
ohnehin ſchon ſo ſtark mitgenommen ſind, die Vergü— 
tung der unmäßigen Aufrechnungen der zur Beitreibung 
der jüdiſchen Steuerrückſtände abgeſendeten kreisämtli— 
chen Kommiſſionen, oder eigentlich Sequeſtrazions⸗Kom⸗ 
miſſionen nicht länger mehr aufzubürden, und die Be⸗ 
amten felbft, welche in ſolchen Fällen gewöhnlich um 
nad) Diäten zu haſchen, wenigſtens den vorgekomme— 
nen Aufrechnungen nach, mit offenbarer Zurückſetzung 
ihrer übrigen Dienſtesobliegenheiten unverhaältnißmäßig 
viele Tage zubrachten, den k. Kreisämtern nicht zu 
entziehen, hat man beſchloſſen, daß von nun an die 
Pfändung und zwangsweiſe Beitreibung der Juden⸗ 
ſteuer⸗Nückſtände durch die Magiſtrate und Dominien 
zu geſchehen hade. N 
Den k. Kreisämtern wird hiernach verordnet, dieſe 
über die Beitreibung der Rückſtände ſogleich vorſchriſts— 
mäßig zu belehren, und anzuweiſen, und ſobald von 
der k. Kreiskaſſe der Ausweis über die Steuer ⸗Rück⸗ 
ſtände dem k. Kreisamte zukömmt, dieſen dem betref⸗ 
fenden Magiſtrate oder der Ortsobrigkeit auszugsweise 
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mitzutheilen, und zu verhalten, den Ruͤckſtand nach 
Vorſchrift von den Steuerpflichtigen ohne allen Verzug 
mittelſt den vorgeſchriebenen Zwangsmitteſn einzubrin⸗ 
gen, und hierüber dem Kreisamte bei längerer Dauer 
der Eintreibung aber von Zeit zu Zeit die Anzeige zu 
erſtatten. 

Nur in dem äußerſten Falle, daß von einer ſolchen 
Einleitung kein günſtiger Erfolg zu erwarten ſteht, iſt die 
Beitreibung einem Kreisamts-Beamten zu übertragen. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die k. Kreis⸗ 
ämter, um die ſo noͤthige ſchleunige, und mit aller 
Thätigkeit zu betreibende Einbringung der Steuer-Rüds 
ſtände dem Zwecke gemäß leiten zu können, in der 
Detten genauen Evidenz des Geſchäfts bleiben muͤſſen, 
und ihre Maßregeln fo zu treffen haben, daß die Magi⸗ 
ſtrate und Dominien in dieſem ohnehin an ſich fo ein- 
fachen Geſchäfte dem beabſichtigten Zwecke vollkommen 
entſprechen, wird dieß befolgt, und werden die getrofs 
fenen Einleitungen von den k. Kreisämtern gehörig 
überwacht, welches um ſo nöthiger iſt, als dieſelben 
für die richtige Einbringung der Steuern verantwort⸗ 
lich find, fo kann man mit Zuverſtcht erwarten, daß 
die Judenſteuer-Nuͤckſtände ſchneller und richtiger ein⸗ 
gebracht werden. 


Gub. Dekret vom 10. Nov. 1820. Gub. Zahl. 53490. 


146. 

Die baare Verguͤtung oder Zurechnung des 
Briefporto von Gefaͤlls⸗Kammeral- und 
EN portofreien Behoͤrden findet nicht 

att. 


Mit Hofkanzleidekrete vom 29. Septem⸗ 
ber d. J. iſt folgendes anher eröffnet worden: 

Zur Vermeidung aller unnöthigen Weitläufigkei⸗ 
ten, welche ſowohl durch baare Bezahlung der Brief 
porto von Seite der Gefälls⸗ Behörden, als auch durch 
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Quittungsberwechslungen der Kammeral und andern 
portofreien Behörden in portofreien Angelegenheiten 
nothwendig herbeigeführt werden müßten, indem häu⸗ 
ſigen Anweiſungen, Zurechnungen und Quittirungen 
der Behörden hiebei nicht zu entgehen wäre, hat die 
k. k. allgemeine Hofkammer nach einer anher 
gemachten Eröffnung vom 6. September d. J. 
beſchloſſen, daß für die Zukunft weber eine baare Ver- 
gütung, noch eine Zurechnung Meter Briefporto-Beträ⸗ 
ge, wie bisher der Fall war, Statt zu finden habe. 

Um jedoch den Ertrag des Briefpoſtgefalls in ſtet— 
ter Evidenz zu erhalten, wurde die Einleitung getrof— 
fen, daß in der jährlichen Briefpoft » Gefälls » Bilanz 
der Ertrag erſichtlich gemacht werde, welchen das Ges 
fäll erhalten haben würde, wenn das Porto für die 
Amtskorreſpondenz der obgedachten Behörden wirklich 
baar bezahlt worden wäre, weshalb die bisher beobach— 
tete Journaliſirung der amtlichen Korreſpondenz auch 
fernerhin Statt zu finden hat. 

Wovon die k. Kreisamter zur eigenen Darnachachtung 
und weiteren Verfügung mit dem Bemerken in Kennt— 
niß geſetzt werden, daß nur in Anſehung der Staats⸗ 
und Fondsgüter diesfalls eine Ausnahme beſtehe, mm. 
dem dieſelben das Poſtporto gleich daar zu entrichten, 
und gleich anderen Auslagen zu beſtreiten haben. 

Gubernial-Dekret vom 18ten November 1820. Gub. 

Zahl 52735. 
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147. 
Wegen Behandlung jener Individuen, die 
hierlandes und im Auslande ein ier: 
brechen begangen haben. 


Seine k. k. Majeſtät haben über einen nach gepfloge⸗ 
nem Einvernehmen mit der k. k. Hofkommiſſion in Zu, 
ſtizgeſetzſachen, und der k. k. vereinigten Hofkanzlei von 
der oberſten Juſtizſtelle erſtatteten allerunterthänigſten 
Vortrag über die Frage: »in wie weit der J. 476. 
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des I. Theils des allgemeinen Strafgeſetzbuches auf den 
Fall anwendbar ſey, wo ein Individum hierlandes 
und im Auslande ein Verbrechen begangen hat, « am 
7. Auguſt 1820. zu entſchließen befunden: daß in dem 
Falle, wo ein Individuum hierlandes, und im Auslande 
Verbrechen derſelben, oder berſchiedener Gattung be» 
gangen hat, der öſterreichiſche Richter berechtiget und 
verpflichtet Ten, dieſes Individuum wegen der gegen 
das öſterreichiſche Geſetz im Inlande begangenen noch 
nicht beſtraften Verbrechen zur Unterſuchung zu ziehen, 
ohne Unterſchied, ob und wie der auswärtige Richter 
wegen ähnlicher und anderer Verbrechen dieſes Indivi— 
duums geurtheilt hat, doch ſey bei Ausmeſſung der 
Strafe allerdings auf die im Auslande erlittene Strafe 
die gehörige Rückſicht zu nehmen. 

Welche allerhöchſte Entſchließung in Folge hohen 
Hofkanzleidekrets vom 24. Oktober d. J. 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 19. Nov. 1820. Gub. 

Zahl 56692. 


148. 

Bei landesfuͤrſtlichen Behoͤrden und orga— 
niſirten Magiſtraten dürfen keine Raths— 
oder Rechtspraktikanten aufgenommen 
werden, wenn ſie nicht vorher eine Ap⸗ 
pellazionspruͤfung abgelegt haben. 


it höchſtem Hofkanzleidekrete vom 2. d. 
M. wurde anher bedeutet: Seine Majeſtät haben me, 
gen Geſtattung einer Praxis bei Gerichtsbehörden als 
Vorbereitung zu den Richteramts⸗ Prüfungen nach zu⸗ 
rückgelegtem Nechtsſtudium mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 7. Au guſt l. J. anzuordnen gës 
ruhet: 

In Betreff der bisher geſtatteten Kriminalpraxis 
habe es bei der bisherigen Gepflogenheit zu verbleiben; 
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in Betreff der Civil⸗NRechtspreris ſey der Unfug, ver⸗ 
mög welchem ſogenannte Raths oder Kechtspraktikan⸗ 
ten bei landesfürſtlichen Behörden oder organiſirten Ma— 
giſtraten aufgenommen wurden, die, ohne eine Appel⸗ 
lazionsprüfung abgelegt zu haben, nach abgelegtem 
Verſchwiegenheitseide zu allen Funkzionen eines wirkli— 
chen Beamten zugelaſſen werden, ſogleich überall abzu— 
ſtellen, da dieſe Praxis bei Ortsgerichten, Verwaltern, 
Advokaten u. ſ. w. De ohnehin eigen gemacht werden 
kann, und Seine Majeftät bei landesfüͤrſtlichen Kolle 
gialbehörden oder ordentlich organiſirten Magiſtraten nur 
wirkliche Beamte angewendet wiſſen wollen, durch Zu— 
laſſung zu Auskultanten, und Akzeſſiſten aber für einen 
hinreichenden Nachwachs an ausgezeichneten Individuen 
zum Rathstiſche ſowohl als zu den Kanzleien geſorgt ſey. 
Die k. Kreisämter werden von dieſer allerhöchſten 
Entſchließung zur Nachachtung und Verſtändigung der 
unterſtehenden Magiſtrate in die Kenntniß geſetzt. 


Gubernialdekret vom 25. Nov. 1820. Gub. Zahl 57966. 


149. 


Verboth der Durchfuhr der Waffen nach 
Sizilien und den italieniſchen Staaten, 
dann den Haͤfen des adriatiſchen und 
mittellaͤndiſchen Meeres. 


Zu Folge hohen Hofkammerdekrets nom 2. 
November d. J. iſt, bis auf neuere Verfügung, 
auch die Durchfuhr der Waffen und Waffenbeſtandtheile 
aller Gattungen aus fremden Staaten durch die öſter⸗ 
reichiſchen Provinzen nach dem Königreiche beider Sizi⸗ 
lien ſowohl, als auch nach allen Punkten der angräns 
zenden fremden italieniſchen Staaten, und nach den 
Häfen des adriatiſchen und mittelländifhen Meeres per, 
boten. 

Welches im Verfolge des hierortigen Kreisſchrei⸗ 
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bens vom 4. Oktober d. J. Zahl 49555. allgemein kund 
gemacht wird. 
Gubernial⸗Kundmachung vom 30. November 1820. Gub. 
Zahl 58825. 


150. 

Belehrung für die Steuer - Bezirks - Obrig- 
keiten zur Repartizion und Einhebung 
d Grund = und Gebäude = Klaffen: 

euer. 


J. Ab ſchnitt. 


Von der Repartizion der Grund- und Gebaͤu⸗ 
de⸗Klaſſenſteuer. 


§. 1. 


D 

Die Steuer » Bezirks » Obrigkeit hat die Grundfteuers 
quote, und den klaſſenmäßigen Betrag der Gebäudes 
ſteuer fuͤr jeden einzelnen Kontribuenten, der in dem 
Umfange ihres Bezirkes Grundſtücke oder Gebäude be— 
ſitzet, und zu dieſen Abgaben verpflichtet iſt, auszu— 
mitteln, und demſelben bekannt zu geben. 

§. 2. 

Die Steuer-Bezirks⸗Obrigkeit beſitzt zu dieſem Be- 
hufe die individuellen Grund » Ertrags » Bögen für jeden 
Grundbeſitzer, das alphabetiſche Verzeichniß der Grund⸗ 
eigenthuͤmer in jeder Steuer » Gemeinde das Klaflifi- 
kazions⸗Verzeichniß der einzelnen Gebäude in jeder 
Ortſchaft. 

* 3. 

Außerdem erhalt dieſelbe die Steuerausſchreibung, 
in welcher der Divident, welcher an der ordentlichen 
Grundſteuer, und an dem Zuſchuſſe von jedem Gulden 
des Grund ⸗ Ertrages, in den verſchiedenen Kulturs⸗ 
gattungen, der Aecker, Wieſen, Hutweiden und Wal⸗ 
dungen an der ordentlichen Grundſteuer und an dem 
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Zuſchuſſe entfällt, ausgedrückt iſt, und die Summe 
derſelben, fo wie der Gebäude⸗Klaſſenſteuer für jede 
Steuer » Gemeinde ihres Bezirkes. 

ch 4. 

Mit dieſen Behelfen, wobei vorausgeſetzt wird, daß 
die bemerkten Daten nach den Refultaten der vorgenom- 
menen Reviſionen und Nachbeſſerungen berichtiget ſind, 
verfaßt die Steuer » Bezirks » Obrigkeit die individuelle 
Steuer- Nepartizion. 

§. 5. 


Die Repartizion der Grundſteuer wird auf der 
(rundlage der individuellen Ertrags⸗ Bögen, nach den 
Summen der einzelnen Kultursgattungen vorgenommen, 
und die Quote der Grundſteuer nach dem in der Aus- 
ſchreibung bekannt gegebenen Dividenten in der hiezu 
eröffneten Kolone des Grund-Ertrags-Bogens ange— 
ſetzt, die Summe der Grundſteuer am Schluße des Er— 
trags Bogens zuſammengezogen, und die Geſamt— 
quote in dem Verhältniſſe getheilt, daß drei Viertheile 
als ordentliche Steuer, und ein Viertel als Zuſchuß 
für das Militärjahr 1821 anzufegen find. 

3. B. Der Grundbeſitzer Johann Balor hat in der 
Steuergemeinde Zakliczyn 90 fl. 64 kr. Aecker⸗Ertrag, 
97 fl. 50 kr. Wieſen, 4 fl. 25 kr. Hutweiden, und 2ı fl. 
15 kr. Wald Ertrag, und es betruͤge der Dibident der 
Grundſteuer für das Jahr 1821. bei den Aeckern 62 kr. 
bei den Wieſen so; ki, bei den Weiden und Waldun⸗ 
gen 125 kr., von jedem Gulden Grund Ertrages, fo 
wäre die Steuer 
bei den Aeckern mit . s e g fl. 235 kr. 


D e Wieſen Pi 8 R 2 D 40: e 
e e Hutweiden mit > „ AE, 
„Waldungen A , Ae 257 


im Ganzen daher mit 0 $ . 52fl. 241 kr. 
auszumitteln, und davon nach dem 
beiliegenden Muſter drei Vier⸗ 
theile mit e ’ e $ . 24 fl. 184 kr. 
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als ordentliche Grundſteuer, ein 
Viertel hingegen mit . fl. ö kr. 
als ordentlicher Zuſchuß auszuwerfen. 

Sobald die Haupſumme der Grundſteuer für einen 
Kontribuenten ausgemittelt iſt, wird die ordentliche 
Quote in das alphabetiſche Verzeichniß der betreffenden 
Steuer, Gemeinde, für welche der individuelle Bogen 
lautet, übertragen, außerdem aber derſelben der Zu— 
ſchuß⸗ und die Hauptſumme der landesfürſtlichen Grund⸗ 
ſteuer in der Einzahlungs-Tabelle vorgeſchrieben. 


12 Die m iſt in der beiliegenden 
Form für alle Steuer⸗Gemeinden des Steuer-Bezirkes, 
die zugetheilten Ortſchaften, und die einzelnen Kontri⸗ 
buenten zu verfaſſen. 

Die Repartizion der Gebäude⸗Klaſſenſteuer ergibt 
ſich aus dem in den Händen der Steuer-Bezirks— 
Obrigkeit befindlichen Klaſſifikazions-Verzeichniſſe von 
elbſt. 

0 Den Betrag nämlich, welcher für die Klaſſe feſtge— 
ſetzt iſt, in der das Gebäude gereihet wurde, iſt als 
Steuer zu entrichten. 


Dieſe Beträge müſſen aber in einer eigenen nach 
|? der beiliegenden Form eingerichteten Einzahlungs⸗ 
Tabelle vorgeſchrieben werden. 

$. 10. 

Wenn die Nepartizion der eigentlichen Grundſteuer, 
und die Klaſſifikazionsquote der Gebäudeſteuer zu Stan⸗ 
de gebracht, und beſtimmt iſt: fo wird die Steuerſchul⸗ 
digkeit jedem einzelnen Kontribuenten in einem eigenen 
a|* nach der anverwahrten Form eingerichteten Steu⸗ 
erbüchel vorgeſchrieben, und jedem daſſelbe zugeſtellt, 
damit er die Grund» und Gebäude ⸗Klaſſenſteuer in 


den feftgefegten Terminen an die Steuer⸗Bezirks⸗Obrig⸗ 
keit abführe. 
. 11. 

Sollte die Verlegung der Steuerbüchel nicht ſo⸗ 
gleich thunlich ſeyn, fo hat die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit 
den Kontribuenten einftweilen eine Kopie des indivi— 
duellen Grund.» Ertrags » Bogens hinauszugeben, und 
auf derfelben nach der Hauptſumme der Grundſteuer für 
das Jahr 1821. den klaſſenmaßigen Betrag der Gebäuden 
Steuer, wo der Kontribuent derſelben unterliegt, anzuſetzen. 

§. 12. 

Bei unterthänigen Kontribuenten iſt am Schluſſe 
des Bogens, oder auf dem Steuer-Büchel die Semer, 
kung beizufuͤgen, daß die ausgemittelte Steuer, wie ſie 
ausgemittelt iſt, in Metall-Münze, oder in Wiener 
Währung, nach dem Kurfe von 250, das iſt: den 
Gulden zu 2 fl. 30 kr. entrichtet werden kann. 


II. Ab ſchnitt. 


Von der Behebung der Grund- und der Ge⸗ 
baͤude⸗Klaſſenſteuer. 


SG 15. 

Die Grund- und Gebäude » Klaffenfteuer haben 
die betreffenden Kontribuenten in den nämlichen Zah» 
lungsraten zu entrichten, welche bisher zur Entrichtung 
der Grundſteuer feſtgeſetzt geweſen ſind. 

§. 14. 

Es ſteht aber dem Kontribuenten frei, mit einem 
Mahle mehrere Zahlungsraten, oder die ganze Schul⸗ 
digkeit des Jahres abzuſtatten, und die Steuer⸗ Bezirks. 
Obrigkeit iſt verpflichtet, ſolche Zahlungen anzunehmen. 

15. 

Der Kontribuent hat die Grund- und die Gebäude⸗ 
Klaſſenſteuer bei der Steuer-Bezirks⸗Obrigkeit entweder 
perſönlich, oder durch einen Mittelsmann, jedoch in 
dieſem Falle auf ſeine Gefahr und Koſten abzuführen. 
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§. 16. 

Die Steuer Bezirks Obrigkeit hat die eingehen⸗ 
den Zahlungen in der Einzahlungs⸗Tabelle anzumerken, 
und den Kontribuenten den Empfang in dem Steuer» 
Büchel gehörig zu quittiren. 

§. 17. 

Die eingehobenen Steuer » Gelder müffen von den 
übrigen Geldern abgeſondert verwahrt, und daher in 
eigenen Kaſſen hinterlegt werden. 

§. 18. 

Für die abgeſonderte und ſtchere Verwahrung der 
eingehobenen Steuergelder iſt die Steuer-⸗Bezirks⸗Obrig⸗ 
keit verantwortlich. 

§. 19. 

Die eingehobenen Steuergelder find von der Steuer— 
Bezirks⸗Obrigkeit an die Kaſſe abzuführen, welche bisher 
die Grundſteuer von den Dominien perzipiret hat. 


S. 20. 

Acht Tage nach Verlauf eines jeden Zahlungster— 
mins hat die Steuer-Bezirks⸗Obrigkeit dem Kreisamte 
unmittelbar den Ausweis uͤber die aushaftenden Steuer» 
Rückſtände zu uͤbergeben, und dabei ſich nicht bloß in 
Hinſicht der unterthänigen Steuerpflichtigen nach §. 8. 
der Steuer ⸗Exekuzions-Ordnung vom 16. Mai 1817. 
Zahl 22754. zu benehmen, ſondern auch die dei den 
herrſchaftlichen und freien Grundbeſitzern von ihren 
Grundſtücken und Gebäuden aushaftenden Steuern ins 
dividuel auszuweiſen. 

§. 21. 

Uiber die richtige Abfuhr der Steuer „ Gelder er— 
hält die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit die Quittung der be⸗ 
treffenden Kaſſe. 

SE 

Da die Gedäude-Klaffenfteuer ſowohl für das Jahr 
1820. als auch für das bereits eingetretene Jahr 182. 
zu entrichten, und einzuheben iſt: fo muß dieſelbe in 
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dem heurigen Jahre in den ſeſtgefetzten Raten im dop⸗ 
pelten Betrage gehoben werden. 


III. Abſchnittt. 
Von Einhebung der a Conto - Zahlungen. 
8.251 

Um den Einfluß der Steuern noͤglichſt zu be- 
ſchleunigen, und durch die Vorarbeiten, welche die in⸗ 
dividuelle Nepartizion fordert, nicht in die Länge zu 
ziehen, iſt die Steuer- Bezirks⸗Obrigkeit nicht nur be, 
rechtiget, ſondern verpflichtet, bei dem Eintritte des 1. 
Zahlungstermins a Conto-Zahlungen abzufordern, und 
einzuheben. 

§. 24. 

Die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit hat zu dieſem Bes 
hufe vor allem die $. 7. bemerkte Zahlungstabelle me, 
nigſtens fo weit vorzubereiten, daß in derſelben die Son, 
tribuenten nahmentlich eingetragen ſind, eine Arbeit, 
welche die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit auch bei der größten 
Ausdehnung ihres Bezirks binnen 8 Tagen vollenden 
kann. 

§. 25. 

Die Verhältnißmäßigkeit der a Conto - Zahlung 
kann die Steuer Bezirks -Obrigkeit aus dem Grund⸗ 
Ertrage des Kontribuenten, und aus den Steuerdivi⸗ 
denten beiläufig beurtheilen, bei der Gebäude⸗Klaſſen⸗ 
ſteuer iſt ihr dieſelbe ohnehin beſtimmt bekannt. 


§. 26. 


Die geleiſteten a Conto - Zahlungen find in die 
Zahlungstabelle einzutragen, und den Kontribuenten 
einſtweilen in den alten Steuerbücheln zu quittiren, ſo⸗ 
bald aber die neuen Steuerbüchel ausgefertigt ſind, ſie 
in bieſen auf der Seite der Abſtattung, anzumerken. 
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WA ichn it 
Von der zwangsweiſen Betreibung der Steuer⸗ 
Ruͤckſtaͤnde. 


13 

Die zwangsweiſe Betreibung der Steuer-Rückſtände 
an der nunmehrigen kurrenten Schuldigkeit hat nach 
den dermal beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen bis 
auf weitere Anordnung zu erfolgen. 

S. 28. 

Der Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit wird zwar zur Pflicht 
gemacht, auf derſelben mit allem Nachdrucke zu halten, 
jedoch jede WE E ſorgfältig zu vermeiden. 

. 29. 

Insbeſondere würde ſich dieſelbe der unnachſichtlichen 
Ahndung ausſetzen, wenn ſte ſich eine geſetzwidrige, oder 
abſichtlich härtere Behandlung unterthäniger Kontri— 
buenten zu Schulden kommen ließe, welche nicht ihr, 
ſondern anderen Grundobrigkeiten angehören. 


Von den Bezuͤgen der Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit. 


§. 30. 

Für die Mühewaltung, Verantwortung, und Si» 
cherſtellung der Steuergelder erhält die Steuer-Bezirks⸗ 
Obrigkeit 28 don dem an der kurrenten Grund- und 
Gebäude⸗Steuer wirklich eingehobenen, und an die bes 
treffende Kaſſe abgeführten — 4 

. 61. 

Diefe 2 8 können bei der Abfuhr gleich in Abſchlag 
gebracht, und darüber kann die Quittung ſtatt baa⸗ 
rem Gelde beigelegt werden. F 

§. 32. 

Dagegen haben die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeiten 
weder für die Abfuhr der Gelder noch ſonſt aus einem 
Titel der Einhebung irgend eine Vergütung oder Ent« 
ſchädigung anzuſprechen. 


(Zur Seite 321.) 
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Vl. Abſchnitt. 
In Beziehung auf die Hauszins⸗Steuer. 


. N 

So ferne D in dem Steuer-Bezirke Ortſchaften 
befinden, in welchen die Gebäude nach den Zinſungen 
der Beſteuerung unterliegen, wird die Steuer-Bezirks— 
Obrigkeit in Anſehung der Repartizion die beſondere 
Weiſung gleichzeitig erhalten. 

S 54. 

In Anſehung der Einhebung iſt ſich aber nach den 
nämlichen Beſtimmungen zu benehmen, welche dieſe 
Inſtrukzion in Beziehung auf die Grund⸗ und die Ger 
baͤude⸗-Klaſſenſteuer enthält. 


VII. Ab ſchnitt. 


In Beziehung auf die Steuer-Ruͤckſtaͤnde bis 
zum Jahre 1821. 


§. 55. 

Die Steuer-Bezirfs-Obrigfeit, als ſolche hat "éi 
blos mit der Einhebung der für das Jahr 1821. bes 
ſtimmten Steuer⸗Schuldigkeit zu beſchaftigen. 

Die Einhebung der Rüdftände von früheren Jah⸗ 
ren ſteht derſelben in dieſer Eigenſchaft dermal nicht zu, 
und darf eben daher mit jener der kurrenten Gut, 
digkeit, auf welche fie ihr vorzügliches Augenmerk zu 
richten hat, nicht vermenget werden. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 30. November 1820. Gub 

Zahl 58891. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. * 
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151. 
In wie ferne die Kreisamtsgebaͤude von der 
Gebaͤudeſteuer befreit ſind. 


Mi dem hohen Hofkanzlei-Dekrete vom 20. v. M. 
wurde eroͤffnet, daß die Kreisamtsgebaude, welche auf 
Seiten des Landes erbaut, oder gekauft wurden, und 
zu deren Herſtellung und Erhaltung der erforderliche 
Aufwand durch Umlegung auf die Grundbeſitzer aufge— 
bracht wird, fo lange fie der Beſtimmung zur Unterbrin- 
gung der Kreisämter und Kreiskaſſen, oder zur unentgeltli— 
chen Bewohnung der Beamten, die darinn wegen Sicher— 
heit der Aemter und Koſten untergebracht ſind, oder in 
partem salarii die Wohnung darinn unentgeltlich ge» 
nießen, gewidmet bleiben; in Beziehung auf die Häu— 
ſerſteuer den übrigen öffentlichen Staats-Gebäuden 
gleichgehalten, daher für den, dieſem Zwecke gewidme— 
ten Theil von der Gebäudeſteuer befreit ſeyn ſollen; 
dagegen hat aber jener Wohnungszins von ähnlichen 
Gebäuden, welcher unmittelbar in den Kreisamtsgebäus 
defond einfließt, allerdings der Gebäudeſteuer nach den 
vorgezeichneten Grundſätzen zu unterliegen. 
Verordnung der Provinzial-Kommiſſion zur Einführung 
des Grundſteuer - Proviſoriums vom bten Dezember 
Zahl 6756. 


152. 
Ob und wann entlaſſene Straͤflinge mit 
Schub abzuſchieben ſind. 


Mit hohem Hofkanzleidekret vom 10. b. M. wurde 
eröffnet, die hohe Hofkanzlri finde ſich im Einverneh⸗ 
men mit dem oberſten Gerichtshofe beſtimmt, die Ver⸗ 
ordnung vom 5ten Februar l. J. Zahl 2970. (G. 3. 
8425.) wegen Abſchiebung der entlaſſenen Sträflinge 
dahin zu erläutern, daß jene Sträflinge, bei welchen 
es ſchon in dem Urtheile ausgedruckt ift, mittelſt Schubs 
an ihre Grund- oder Geburtsobrigkeit zu beförden find, 


* a 
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Bei den übrigen, in Anſehung derer in dem Stot, 
urtheile nichts ausgedruckt iſt; iſt es die Sache der po⸗ 
litiſchen Behörde zu beurtheilen, ob ein derlei entlaffes 
ner Sträfling blos mit gebundener Marſchroute, oder 
ſeiner Gemeinſchädlichkeit wegen mittelſt Schubs zu be— 
fördern ſeyn werde. 

Zu dieſem Behufe hat jede Strafhaus-Verwaltung 
3 Wochen vor Entlaſſung eines Sträflings, oder, wenn 
es erforderlich ſeyn ſollte, noch früher die vorgeſchrie— 
bene Rotiztabelle an das betreffende Kreisamt zu übers 
ſenden. 

Die Kreisämter haben ſodann in Uiberlegung zu 
nehmen, ob eine oder die andere Art der Entlaßung 
Statt finden ſolle, und feinen Veſchluß der Strafhaus— 
Verwaltung zur Darnachachtung und der betreffenden 
Ortsobrigkeit unter Anſchluß der Notiztabelle, und wenn 
es einen fremdkreiſigen Unterthan betreffen ſollte, im 
Wege der Amtskorreſpondenz mit dem betreffenden Kreis— 
amte zur Wiſſenſchaft unverzüglich mitzutheilen. Aus 
den Strafhäuſern der Provinzial-Hauptſtädte aber find 
dieſe Ausweiſe von der Strafhaus-Verwaltung der Lan— 
desſtelle zur weiters nöthigen Veranlanſſung zuzuſtellen. 


Gubernial-Verordnung vom 7. Dezember Zahl 60683. 


153. 
Die Bukowiuaer Berggerichts-Subſtituzion 
wird an das Kaczykaer Salinen-Berg— 
amt uͤbertragen. 


Mie hohen Hofkammerdekret vom 29. b. M. 3. 12475. 
iſt die bisher mit dem Berg- und Hüttenamte zu Pos- 
sorita vereinigte Berggerichts⸗Subſtituzion in der Bus 
kowina, nach Aufhebung des erſtern, an das Salinen 
Bergamt zu Kaczyka, welches die Subſtituzionsge⸗ 
ſchäfte bereits früher ſeit Drganifirung der Berggerichte 
bis 1805. beſorgt hat, übertragen worden. 

Welche Verfügung mit dem Beiſatze kund gemacht 

X 2 
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wird, daß die zur Ausführung geeigneten Maaßregeln 
bereits getroffen worden ſeyn. 
Gubernial-Verordnung vom 15. Dezember 1820. Zahl 
62482. 


154. 
Konvenzions-Muͤnz-Anlehens-Obligazionen 
dürfen auf der in bianco bleibenden 
Seite nicht mit Indorſaten angefuͤllt 
werden. 


Die hohe Hofkanzlei hat unterm 30. b. M. 
eroͤffnet, es ſey ſchon öfter der Fall vorgekommen, daß 
die 2 1 und 5 perzentigen, auf Uiberbringer lautenden 
Konvenzions-Münz⸗Anlehens-Obligazionen von den Des 
poſitenämtern auf der einzigen in bianco bleibenden 
Seite dergeſtalt mit Indorſaten angefüllt werden, daß 
der Univ. Staats- und Banfofchuldenkaffe bei vorkom— 
menden Vinkulirungen ſolcher Obligazionen beinahe gar 
kein Raum mehr zu der ihrerſeits hinzuzufuͤgenden Got, 
tungsverbindlichkeit und Firma uͤbrig bleibt, und daß 
nicht ſelten die Depoſitenämter, die Stiftungs- und 
Fonds » Verwaltungen, und die Kirchenvorſteher in 
dieſe Obligazionen ſogar die Namen der Fondsſtiftungen 
und Kirchen, auf welche dieſelben vinkulirt werden ſol— 
len, hingeſchrieben haben. 

Weil es jedoch erforderlich iſt, daß beim Indorſt⸗ 
ren dieſer Obligazionen der Raum ſo viel möglich ge— 
ſpart werde, um bei einer weiteren Zeſſion oder Vin— 
kulirung einer ſolchen von Seite des Depoſitenamtes 
extravirten Obligazion die entſprechende weitere Vor— 
merkung hierauf vornehmen zu können; ſo wird von 
Seite des k. k. oberſten Gerichtshofes dießfalls wegen 
Anweiſung der gerichtlichen Depoſitenämter das Geeig- 
nete verfügt. 

Da jedoch auch die Stiftungs- und Fonds⸗Verwal⸗ 
tungen, dann die Kirchenvorſteher angewiefen werden 
müſſen, das Hineinſchreiben des Haftungsbandes auf 
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derlei zu vinkulirende Obligazionen, welches lediglich zu 
den Dienſtesobliegenheiten der Univ. Staats⸗ und Ban⸗ 
ko⸗Schuldenkaſſe gehört, gänzlich zu unterlaffen, indem 
die Anzeige des zumachenden Vinkulums ganz amer, 
mäßig auf einem deſonderen Papierblatte gemacht wer⸗ 
den kann: fo wird den k. Kreisämtern aufgetragen Dier, 
nach im gewöhnlichen Wege an die Dominien und Ma⸗ 
giſtrate die Weiſung zu erlaſſen. 

E vom 16. Dezember 1820. Gub. Zahl 

120, 


155. 

Verboth des Austriebs, der Durchfuhr, 
und des Durchtriebs der Pferde nach 
den italieniſchen Nachbarſtaaten, und 
uͤber alle oͤſterreichiſche Seehaͤfen. 


Senne k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 21. November d. J. die Ein⸗ 
ſtellung des Austriebes und der Ausfuhr von Pferden 
nach den ſämtlichen italieniſchen Nachbarſtaaten, und 
über alle öſterreichiſchen Seehäfen, welche ſich auch auf 
den Pferde ⸗Durchtrieb dahin aus fremden Staaten 
ausgedehnt, anzuordnen geruht. 

Welches in Folge Eröffnung der k. k. allgemeinen 
Hofkammer vom 30. v. M. allgemein kund gemacht 
wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 20. Dez. 1820. Gub. 

Zahl 62377. 

156. 0 
Der 115. §. des allgemeinen buͤrgerlichen 

Geſetzbuches wird auch auf die Ehen 

der nicht unirten Griechen ausgedehnt. 


Mit hohem Hofkanzleidekret vom 20. No⸗ 
vember d. J. Zahl 54806. wurde anher eröffnet: 
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Seine Majeſtät haben über den, von der Hofkommiſſion 
in Juſtizſachen erftatteten Vortrag über die, von dem 
buccowinaer griech. n. u. Biſchofe VVlachowicz 
rege gemachte Frage: ob der J. 115. des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches auf die Ehen der n. u. Gries 
chen anwendbar Ten? unterm 4. September d. 
J. zu entſchließen befunden, daß es bei der Anordnung 
des 115. 9. des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
dort, wo dieſes Geſetz Kraft hat, auch in Betreff der 
n. u. Griechen zu verbleiben habe. 
Von welcher allerhöchſten Entſchließung man die k. 
Kreisämter in die Kenntniß ſetzt. 
ee vom 22. Dezember 1820. Gub. Zahl 
(TE 


Eë 
Die Straf- Sanction rüͤckſichtlich der, ohne 
kreisaͤmtliche Bewilligung veraͤußerten 
Dominikalgiebigkeiten oder Grundſtuͤcke 
wird wiederholt in Erinnerung gebracht. 


Mi hohem Hofkanzleidekrete vom 3o. 
b. M. wurde eröffnet: daß ein dort vorgekommener Fall 
Anlaß zur Vermuthung gebe, daß das Hofdekret vom 
7. Jänner 1815 wodurch den Länderſtellen die Weifung 
ertheilt wurde, bei Uibertretungen gegen das Patent 
vom 1. September 1798., welches Dominikalgiebigkei— 
ten oder Grundſtücke ohne kreisämtliche Bewilligung 
zu veräußern unterſagt, mit arbitraeren, der Beſchaf— 
fenheit der Uibertretung angemeſſenen Strafe vorzuge— 
hen, den Dominien nicht bekannt gemacht worden ſeyn 
dürfe. 

Da das gedachte hohe Hofdekret den k. Kreisäm⸗ 
tern mit Gubernial-Verordnung vom 19. Hornung 
1813. intimirt wurde: fo haben dieſelben in dem Falle, 
als die ausgeſprochene Straf-Sanction den Dominien 
wirklich nicht bekannt gemacht worden wäre, die ſogleich 
nachträglich zur Kenntniß der Dominien zu bringen. 

Gub. Dekret vom 26. Dezember 1820. Gub. Zahl 64175, 
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158. 

Wegen Berichtigung der Rekommendazions⸗ 
Gebühren von Briefen der ex Officio 
korreſpondirenden und portofreien Bez 
hoͤrden. 


Aus Anlaß einer Anfrage, wie in ſolchen Fällen, wo 
die Briefaufgabe gegen Rekommendazion von, ex Officio 
korreſpondirenden, und portofreien Behörden geſchieht, 
deren Portoantheil blos ex Officio journaliſtret wird, 
die Nekommendazions-Gebühr einbringlich zu machen 
ſey, wurde mit hohem Hofkammerdekrete vom 
27. November l. J. folgende Vorſchrift ertheilt: 

a) Da es aus der Natur der Sache fließt, daß bei 
einer dem willkührlichen Verlangen des Briefauf— 
gebers überlaffenen Rekommendazion, die dafür 
beſtehende Gebühr auch von dein Aufgeber ſelbſt 
entrichtet werden muͤſſe: fo wird, wenn eine Pri- 
vatparthei ein zu rekommendirendes Schrei— 
ben an eine portofreic Perſon oder Behörde aufs 
giebt, in der Regel die Privatparthei nur den bat, 
ben Briefporto, jedoch wie ſich von felbſt berſteht, 
die ganze Rekommendazions-Gebühr gleich bei 
der Briefaufgabe zu berichtigen haben. 

b) Wenn eine portofreie Behörde, oder eine 
ſolche Perfon ein rekommendiktes Schreiben an eis 
ne Privatparthei bei der Aufgabe beſtellt, 
fo läge nach dem obigen Grundfage der portofreien 
Behörde die Rekommendazions-Gebühr⸗Zah⸗ 
lung ob 
Dieſe entfallende Rekommendazions-Gebühr iſt 

daher fo, wie das ofjizioje, gewöhnliche Briefporto in 
das bereits beſtehende Exofficio- Journal einzutra— 
gen, und der rekommendirenden portofreien Behörde 
als Aufgeberinn ſolchergeſtalt, blos zuzurechnen. In 
dieſem Falle zahlt die Privatparthei nach der beftchen- 
den Vorſchrift bei der Briefabgabe den für das von der 
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portofreien Behörde aufgegebene Schreiben entſallenden 
Brieftporto ganz und ungeſchmälert 
c) Wenn endlich eine portofreie Behörde 
oder Perſon, einer gleichmäſſig porto⸗ 
freien Perſon oder Behörde ein rekom⸗ 
mendirtes Schreiben zumitteln will: fo iſt in dies 
ſem Falle ſowohl des ganzen Porto, als auch die 
Rekommendazions - Gebühr in das offiziofe 
Journal der aufgebenden portofreien Behörde 
oder Perſon einzutragen, und zuzurechnen. 
Gubernial⸗Kundmachung vom 30. Dezember 1820. Gub. 
Zahl 62378. 
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54 


56 


57 


58 


59 


60 


61 


Wie ſich bei Eintreibung der rückſtändigen 
Inventarial⸗Schuldigkeiten der Unterthas 
nen durch geſetzliche Zwangsmittel zu bes 
nehmen ſey d R 5 e 

Vom 10. April. 

Die in Konvenzions⸗-Muͤnze ausgemittelten 
Salzverſchleißpreiſe werden bekannt ge⸗ 
macht, und die Uibertragung des: galis 
ziſchen Salzes in andere angränzende öfter» 
reichiſche Provinzen, ſo wie die Einfuhr 
des Salzes aus dem Auslande, wird 
wiederholt verbothen e e . 

Vom 11. April. 

Zur Erlangung einer Anſtellung im Baufache 
werden die Erforderniſſe bekannt gemacht 

Vom 18. April. 

Die Poſtrittgebühr, Poſtillions Trink- und 
Schmiergelder, Kaleſchen-und Poſtwa⸗ 
gens⸗Gebühr wird in * 
umgeſetzt . 1 e e 

Vom 19. April, 

Daß bei der privilegirten öſterreichiſchen Na⸗ 
zionalbank keine Akzien⸗Einlagen mehr 
angenommen werden - . . 

Vom 21. April. 

Wegen Errichtung einer Zollegſtätte in Tar- 
nopol e 8 a ` 

Vom 22. April. 

Empfangsbeftättigungen der Invaliden uber 
Unterſtützungen find ſtempelfrey . 

Vom 24. April. 

Trankſteuer⸗Ponalitäten müffen in Konven⸗ 
ziong- Münze berichtigt werden 

Vom 28. April. 
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62 Die Einhebung der Klaſſenſteuer wird den Do- 

minien unter eigener Haftung übertragen 125 
Vom 29. April. 
Monat May. 

65 Wie den Unglücksfällen bei dem Gebrauche 
der Schwefelräucherungs-Apparate vorzu⸗ 
beugen ſey k . . . 124 

Vom 9. May. 

64 Die Berichtigung und Einhebung der ftädti- 
ſchen Getränk⸗Verzehrungs-Aufſchlags⸗ 
Gebühren wird in Kondenziong » Münze 
angeordnet 8 o h A „ 21 

Vom 9. May. 

65 Den nicht exponirten Pfarr- oder Localie- 
Spiritualien - Adminiftratoren wird nur 
der ganzen Ausmaas der ſpſtemiſirten 
Kirchenerforderniſſe bewilligen 127 

Vom 16. May. 

66 Für die Adminiſtratoren der erledigten Pfruͤn⸗ 
den, dann für die Pfarrer, welche bes 
nachbarte Pfarreyen mitverfehen , wird 
der Gehalt beſtimmt d ` 128 

Vom 25. May. 

67 Die einſeitige Adopzion von Seite des einen 
Ehegatten wird für zuläßig erklärt, wenn 
der adoptirende Theil das geſetzliche Alter 
erreicht, und zur Zeit der Adopzion keine 
eheliche Kinder hat . ` Z 150 

Vom 28, May. 

68 Wie die politiſchen Behörden zur Kenntniß 
der freiwillig zum Militär eingetretenen 
Konſkripzionspflichtigen zu gelangen haben 151 

Vom 29. May. 

69 Wie ſich bei der Landwehrmuſterung zu be⸗ 

nehmen Ten `, e . $ e Wë 
Vom 29. Map. 
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Monat Juni. 


70 Türkiſche Unterthanen, ſo wie ihre Gattin⸗ 
nen, werden zum Realitäten⸗Beſitz in 
den öſterreichiſchen Zus für unfähig 
erklärt e S e e 

Vom 2. Juni. 

71 Bekanntmachung der in Nom erfloſſenen Vor⸗ 
ſchrift, wegen Exequirung der Entſchei⸗ 
dungen auswärtiger n in 
dem Kirchenftaate . a e 

Vom 5. Juni. 

72 Wegen Ausſtellung der Taufſcheine für die 
unehelich erzeugten, durch die nachge— 
folgte Eheligung der Erzeuger in die 
Rechte der ehelichen getretenen Kinder 

Vom 6. Juni. 

75 Beſtimmungen hinſichtlich der Wegmauthent⸗ 
richtung von Viktualienfuhren bei ihrer 
Rückkehr aus dem Stazionsorte, dann 
von Pulver „und Salniterfuhren 

Vom 9. Juni. 

74 Galiziſche Juden dürfen Neiſende auf der 
DPofrftraffe führen, jedoch müffen fie ſich, 
ſo wie die chriſtlichen Fuhrleute, mit 
ſchriftlichen Befugnißen verfehen 

Vom 15. Juni. ; 

75 Wegen Behandlung der heimath- und äl⸗ 

ternloſen Vagabunden e . e 
Vom 14. Juni. 

76 Uiber die Einrichtungsſtücke und Geräth⸗ 
ſchaften bei jeder Trivialſchule muß ein 
Inventarium verfaßt und * 
werden ` S 

Vom 17. Juni. 
og Die von Haus- und Grundbeflgern ausge⸗ 
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141 


146 


147 


148 
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ſtellten Bau. oder Demolitions-Ne⸗ 

verſe mëtten den betreffenden Landtafeln 

oder Grundbüchern einverleibet werden 149 
Vom 21. Juni. 

78 Einhebung des jährlichen 2 
lents von den Klöftern d 150 

Vom 21. Juni. 

79 Den, außer der Korrekzionsanſtalt, in Re⸗ 
kollekzion ſtehenden mittelloſen Prieſtern 
wird eine Allimentazion täglich mit 15 kr. 

E. M. bewilliget . 9 R E më 
Vom 30. Juni. 


Monat JI ul i. 
80 Beſtimmung der Zollſaͤtze für die Ein ⸗ und 
Ausfuhr der verſchiedenen Tabakgattungen 
Vom 1. Juli. 
81 Die Zinsvergütung für Landwehr⸗ Unterkünfte 
darf nur vom Tage der wirklichen Okku⸗ 
pirung angeſprochen werden 2 156 


52 


rei 


Vom 3. Juli. 
82 Nachtragliche Beſtimmungen rückſichtlich des 
Salzhandels nach Rußland . 157 
Vom 5. Juli. 


85 Wie die vorgekommenen und verhandelten 
ſchweren Polizei-Uibertretungen ausge⸗ 
wieſen, und die Kandidaten zu Polizei⸗ 
richterſtellen geprüft werden follen 1459 

Vom 6. Juli. 

84 Diejenigen philoſophiſchen Schüler, welche 
um Dispens von dem 3. Jahrgange an⸗ 
ſuchen, und zur Theologie übertreten 
wollen, müffen das *** Lebens⸗ 
jahr zählen 3 

Vom 8. Juli. 
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85 Quittungen ſowohl über Intereſſen, als uͤber 
ältere aus Nequiſizionslieferungen entſtan⸗ 
dene vom Aerario bezahlte 1 ſind 
Dom Stempel befreit 5 e 

Vom 11. Juli. 

86 Die bei den Landwehr⸗Bataillons angeſtell⸗ 
ten penſtonirten Militär⸗Ofſiziere find 
während der wirklichen Dienſtleiſtung von 
der Perſonalſteuer befreit 

Vom 15. Juli. 

87 Beſtimmung der Beſoldung für die Adminis 
ſtratoren der unter Congrua ſtehenden 
Pfründen 0 3 5 e 

Vom 14. Juli. 

88 Direktiben wegen der im Wege öffentlicher 
Verſteigerung zu bewirkenden Herftelluns 
gen, ſowohl neuer en a: ` — 
auch deren Reparaturen 

Vom 18. Juli. 

89 Wie jene Hauſterer zu behandeln find, me, 
che ſich Träger halten, Waaren auf Wä⸗ 
gen verführen, oder fie in eigenen Ge» 
wölbern niederlegen « S . 9 

Vom 18. Juli. 

90 Der Ausfuhrszoll für die ei Sara: 

wird herabgeſetzt 
Vom 18. Juli. 

got Die für den unbefugten Verſchleiß des 
Schießpulvers feſtgeſetzten Geldſtrafen 
ſind in Konvenzions⸗Münze zu entrichten 

Vom 19. Juli. 

91 Wegen Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, 

und Beſeitigung der Räubereyen S 
Vom 18. July. 
914 Beamte und andere Diener, welche ſtatus⸗ 
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164 


172 


175 
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175 
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mäßig angeſtellt, ab Aerario beſoldet, 
beeidet, und penſions⸗ oder proviſions⸗ 
fähig ſind, werden von der Klaſſenſteuer 
befreit. e N 7 a „ nr 
Vom 24. Juli. 
92 Die in den Aerarialkontrakten aufgenomme- 
ne Klaufel der Verzichtsleiſtung auf de 
Rechtsweg wird abgeändert 178 
Vom 25. Juli. 
95 Ausfuhrszoll auf die Schafwolle wird auf einen 
Gulden K. M. pr. Zentner herabgeſetzt 179 
Vo m 27. Juli. ` 
94 Weiſung rückſichtlich der zu verhängenden 
Gehaltsſperre wider die Glieder eines or⸗ 
ganiſirten Magiſtrats E e . 179 
Vom 27. Juli. 1 
95 Inſtrukzion, zur Erhebung der Hauszins⸗ 
Erträgniße, deren Kontrolle und Zuſam⸗ 
menſtellung . 8 V N . 181 
Vom 29. Juli. 


Monat Aug uſt. 


96 Alle unter dem Einfluße der Staatsverwal⸗ 
tung vorzunehmenden Bauführungen ſind 
im Wege der öffentlichen Verſteigerung zu 
bewirken. . . 8 . - 

Vom 1. Auguſt. 

97 Weiſung, in wie ferne durch Nozionen der 
Kammeralbehörden auferlegte Geldſtrafen 
auf die Erben übergehen e . 210 

Vom 2. Auguft. 

98 Rekrutirungsflüchtlinge dürfen bei allen Re⸗ 
ſerveſtellungen auf Rechnung des Con- 
tingents angenommen werden SET: 

Vom 4. Auguſt. 


209 


Verord⸗ Seite 
nung ; 


99 Die Kirchenpatronen follen bei Kirchen⸗ und 
Pfarrbaulichkeiten nicht mit unnöthigen 
Reiſekoſten der ZE Sec 
get werden 0 ` 212 

Vom 15. Auguſt. 

100 Die Kontrollirung der Subarendatoren durch 

Mehl⸗ und Backproben wird aufgehoben 214 
Vom 14. Auguſt. 

101 Wie die Beſchleunigung der Wahlen der Stift⸗ 

äbte und Pröbſte zu erzwecken iſt 216 
Vom 17. Auguſt. 

102 Stiftlinge, welche in die k. k. thereſtaniſche 
Ritterakademie aufgenommen werden, 
haben ſich die erſten Equipirungsſtücke 
anzuſchaffen, und die jährlichen Neben⸗ 
auslagen zu beſtreiten . 219 

Vom 21. Auguſt. 

105 Die bei einem Krimminalgericht zu erheben⸗ 
den Protokollsabſchriften unterliegen der 
vorſchriftsmäßigen Schreib- und Vidi⸗ 
mige und müffen eee 
ſeyn e ` 220 

Vom 27 Auguſt. 

104 Vorſpanns⸗ Inſtrukzion fuͤr das Militär, und 
Einſtellung der Anweiſung der Vorſpann 
fuͤr die Fouriere, Offiziersfrauen, dann 
für die wegen Ankaufs von Montours⸗ 
ſorten nach Wien gefendeten Offiziere. 225 

Vom 27. Auguſt. 

105 Die zeitliche Steuerbefreiung für neue Bau⸗ 
ten wird auch auf jene Gebäude ausge⸗ 
dehnt, welche im Wege der Klaſſiſikazion 
der Verſteuerung unterzogen worden ſind 251 

Vom 28. Auguſt. 

106 Zur Vorbeugung der Blatternepidemie wer⸗ 

den die Mittel vorgeſchrieben, und die 


XVII 


Zahl 

der 

Verord⸗ 

nung 
Gebrechen bei ber Kuhpockenimpfung ab⸗ 
geſtellt. ZS d ` 6 . 

Vom 29. Auguft. 

107 Wegen Aufſtellung geprüfter Hebammen auf 

dem Lande : d e e e 


108 


109 


110 


111 


112 


113 


114 


Vom 29. Auguſt. 
Monat September. 

Wie ſich bei Stellung der beimath⸗ und 
älternloſen Vagabunden zum Militär zu 
benehmen fey . 3 0 N K 

Vom 4. September. 

Der Vollzug eines Todesurtheils wider ei⸗ 
nen Abweſenden muß durch den Gart, 
richter geſchehen, die Brandmarkung hin» 
gegen kann ein anderes hiezu geeigne⸗ 
tes Individuum vollbringen 5 

Vom 8. September. 

Beſtimmung des Termins zur Verpachtung der 

Pfarrtemporalien der erledigten Pfruͤnden 
Vom 9. September. 

Wie ſich Artillerie⸗Rekruten von der Rekru— 
tirungspflichtigkeit befreien, und blos in 
die Landwehrpflichtigkeit uͤbertreten konnen 

Vom 9. September. 

Republizirung der Vorſchrift wegen wider⸗ 
rechtlichen Entlaſſungen auf ſteuerbare 
Wirthſchaften . . . . . 

Vom 11. September. 

Vorſchrift, rückſichtlich des Unterrichtes der 
theologiſchen Zöglinge und der dießfälli⸗ 
gen Lehrbücher 4 e d . 

Vom 12. September. 

Wegen richtiger Konfkribirung der fremd⸗ 
herrfchaftlichen Unterthanen ſamt ihren 
Angehörigen . . K 8 . 

Vom 16. September. 


Prov. Geſetzſ⸗ v. Galizien 1820. b 
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115 


116 


117 
118 
119 


120 
Es 


131 


122 


125 


Alle zur Berichtigung von Forderungen des 
Aerars börſenmäßig einzulöſende, auf be⸗ 
ſtimmte Rahmen lautende Obligazionen 
müffen mit der Zeſſion an die Dilgungs⸗ 
fonds ⸗Hauptkaſſe derfehen werden. 
Vom 18. September.“ 

Vereinigung der Mosciskaer Wegmauthäm⸗ 

ter und Einführung der Marktbolletirung 
Vom 22. September. 

Berhhäufer aller Glaubensgenoſſen, ſomit 
auch jüdifhe Synagogen find von der 
Hausſteuer defreit . ` 4 

Vom 21. September. 

Einrichtung des Lemberger und Brodyer ſtäd⸗ 
tiſchen Waaggefälls, und es 
der Waaggeduhren . 1 

Vom 25. September. 
Nähere Beſtimmungen wegen Vergütung 


der Standrechtsauslagen 


Vom 29. September. 

Beſtimmung des Maaßes für die Rekruten 
der Artillerie und Kavallerie b . 

Vom 30. September. 


Monat Oktoder. 


Die Perſonalſteuer wird für das Jahr 1821. 

ausgeſchrieben. . e 
Vom 2. Oktober. 

Ausfuhrsderdoth der Waffen, und des Pul⸗ 
vers nach Sizilien und den italieniſchen 
Staaten, dann den Häfen des adriati⸗ 
ſchen und mittelländiſchen Meeres 

Vom 4. Oktober. 

Vergleiche zwiſchen Dominien und Unter⸗ 

thanen muͤſſen bei amtlicher Dazwiſchen⸗ 


Seite 


265 


266 


271 


272 
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kunft ſo deutlich verfaßt werden, daß über 
idren Sinn Wc kein Zweifel eniſtehen 
kann ` gege. 272 
Vom 5. Oktober. 

124 Wie ſich bei Entlaſſung der Militär- Indivi⸗ 
duen auf durch Abtretung zugefallene 
Wirthſchaften oder Gewerbe zu deneh⸗ 
men ſey 8 — * D 4 8 275 

Vom 7. Oktober. , 

125 Wegen der neu zu mër Jaden 

len e e 274 
Lem 8. Ottober. N 

126 Die eigenmächtige Verfertigung der Amte⸗ 

ſtegel wird verbothen need 280 
Vom g. Oktober. éi 

127 Errichtung zweier Wee su Bo 

Jomes , —— ge 289 
Vom 11. Oktober. ** 

128 Abſtellung der Unfuge, daß kranke, um "pe 
zu berfehen, dor „bie Kirche gebracht, und 
bei. Geburten die Taufen berſpätet wer⸗ 
den d Er 242596 

Vom 15. Oktober. N 

129 Erhebung des Kriminal⸗Senats dom Lem⸗ 
berger Magiſtrate zu einer landesfürſtli⸗ 
chen Stelle el Smile kaffi af 291 

Vom 16. Oktober. 
150 Die Poſtmeiſter unterligen NEESS 292 
Vom 17. Oktober ' 

151 Die Klaſſenſteuer . Das Militärjahr LED 
ift, jedoch ohne den 50 prC. Zuſchuß, in 
Konvenzions⸗Münze zu ae und 
einzu heben 295 

Vom 17. Oktober. 
152 Wegen Hintanhaltung der Wc bei 
b 2 
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Salzabladungen unter gi, von Seite 
der Frachter. ? 8 290 
Vom 18. Oktober. 

155 Reiſepartikularien muͤſſen binnen ſechs Mo. 
naten nach beendigtem ee dn 
legt werden - ` 298 

Vom 24. Oktober. 

134 Das Verboth, fremdes, hungariſches oder 
ſiebenbürgiſches Salz nach Galizien einzu⸗ 
führen, wird erneuert, und gegen die Ui, 
bertreter die Strafe beſtimmt . 299 

Vom 26. Oktober. 

155 Mit harten Baumaterialien beladene Zut, 
ren müffen die Weg- und 1 
bezahlen. d . . 35301 

Vom 29. Oktober. 

156 Nähere Beſtimmungen zu dem zmwiſchen 
Oeſterreich und Preußen beſtehenden 
Oeſerteursauslieferungs Kartell rückſicht⸗ 
lich der Ausfolgung der Taglia . ua 

Vom 29. Oktober. 

157 Die verſchärften Vorſichtsmaaßregeln und 
Verzollungsbeſchränkungen in Anſehung 
der Schafwollenausfuhr werden en 5 
hoben d K 9 U 303 

Vom 30, Oktober. 

158 Wie ſich in Hinſicht jener Landwehrmänner 
zu benehmen ſey, welche durch Verän⸗ 
derung ihres Jurisdikzions⸗Bezirks in den 
Werbbezirk eines andern Regiments 
treten. $ A N 304 

Vom 30. Oktober. 


Mon at November. 
139 Privatgebäude zu Spitälern, Armenhäu⸗ 


140 


142 


145 


144 


145 


147 
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fern, oder andern wohlthätigen Anſtal⸗ 

ten gewidmete, ſind von Entrichtungen 

der Gebäudeſteuer befreit. 2 , 388 
Vom 4. November. 

Theologiſche Theſen, welche an den theolo⸗ 
giſchen Lehranſtalten öffentlich vertheidi⸗ 
get werden, muͤſſen vorläufig dem be, 
treffenden Ordinariate zur Einſicht vor⸗ 
gelegt werden . . Geh . 506 

Vom 4. November. 

Für die Auslieferung der Konſkripzions⸗Fluͤcht⸗ 
linge wird keine Taglia bezahlt, ſondern 
lediglich die Verpflegsgebühren vergütet 306 

Vom 4. November. 

Poſiknechte und Eſtaffetenreiter find nicht 

vom Militär befreit : B 
Vom 4. November. 

Die Vorfpannsgebühr wird für das Militär 
mit 10 kr. in Konvenzions⸗Münze pr. 
Pferd und Meile feſtgefetzt . ` . 308 

Vom 7. November. 

Errichtung einer Brückenmauth zu Kolomea 

und Manasterzyska 308 
Vom 9. November. 

Judenſteuer-Rückſtände find durch die Ma— 

giſtrate und Dominien beizutreiben 309 
Vom 10. Nobember. 

Die baare Vergütung oder Zurechnung des 

Briefporto, von Gefälls-Kammeral, und 


andern portofreien Behörden findet nicht 
Statt ` 


Vom 18. November, 
Wegen Behandlung jener Individuen, die 
hierlandes und im Auslande ein Verbre⸗ 
chen begangen haben . $ 644 
Von 19. November. 


307 


310 
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148 Bei landefuͤrſtlichen Behörden und organi⸗ 
ſirten Magiſtraten dürfen keine Raths⸗ 
oder Rechtspraktikanten aufgenommen 
werden, wenn ſie nicht vorher eine Ap⸗ 
pellazionsprüfung abgelegt haben 5312 

Vom 25. November. 

149 Verboth der Durchfuhr der Waffen nach 
Sizilien und den italleniſchen Staaten, 
dann den Häfen des adriatiſchen und 
mittelländiſchen Meeres 1 315 

Vom 30. November. 

150 Belehrung für die Steuer ⸗Bezirks⸗Obrigkei⸗ 
ten zur Repartiziom und Einhebung der 
Grund ⸗ und Gebäude ⸗Klaſſenſteuer 314 

Vom 30. November. 
98 
Monat Dezember. 

151 In wie ferne die Kreisamtsgebäude von der 

Gebäudeſteuer befreit find . e ` Ss 
Vom 6. Dezember. 

152 Ob, und wann entlaſſene Sträflinge mit 

Schub abzuſchieben ſind ` 2 322 
Vom 7. Dezember. 

155 Die Bukowinaer Berggerichtsſubſtituzion 
wird an das Kaczyker Séi" KE 
amt übertragen e e 325 

Vom 15. Dezember. 

154 Konvenzions- Münz- Anlehens- Dbligazionen 
dürfen auf der in Bianco bleibenden 
Seite nicht mit mg angefüllt 
werden g BS 

Vom 16. Dezember. 

155 Verdoth des Austriebs, der Durchfuhr und 

des Durchtriebs der Pferde nach den ita⸗ 


XXIII 


lieniſchen Nachbarſtaaten, und über alle 

öſterreichiſche Seehöfen 5 
Vom 20. Dezember 

156 Der 11bte h. des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches wird auch auf die Ehen der 
nicht unirten Griechen ausgedehnt 

Vom 22. Dezember. 

157 Die Straf⸗Sanction rüͤckſichtlich der, ohne 
kreisämtliche Bewilligung veräußerten Do⸗ 
minikalgiebigkeiten oder Grundſtücke, 
wird wiederholt in Erinnerung gebracht 

Vom 26. Dezember. 

158 Wegen Berichtigung der Nekommendazions⸗ 

gebühren von Brieſen der ex officio 


korreſpondirenden und portofreien Be 
örden . 2 G. op 


Vom 30. Dezember, A aig uf 
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Alphabetiſches 
nei 


der 


5 


in der Provinzialgeſetzzammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1820. enthaltenen 


Verordnungen. 


2 


Adminiſtratoren nicht erponikte, der Pfarreien, 


in welchen Fällen denſelben, für die Rei— 
ſen zur Abhaltung des Gottesdienſtes eine, 
und welche Fuhrlohnsverguͤtung gebuͤhre 
— nicht exponirten der Pfarr- und Lo- 
calie- Spiritualien wird nur ein Drittel 
der Aus maaß der ſpſtemiſirten Kirchenerfor— 
derniſſe bewilliget 8 e s 
— der erledigten pfründen, für felbe 
wird der Gehalt beſtimmt . e 

— giiſtliche, der unter der Congrua 
ſtehenden pfründen, für ſelbe wird die Be⸗ 
ſoldung feſtgeſetzt e 


Adopzion einfeitige, von Seite des einen Ebe⸗ 


gatten, wird für zuläßig erklärt . . 


Aerarial⸗Trankſteuer muß in Konvenzious⸗Muͤnze 


berichtiget, und eingehoben werden e 
— Kontrakte, die in felben aufgenom- 
mene Klauſel der Verzichts leiſtung auf den 
Rechtsweg wird abgeaͤndert 

— Forderungen, zu deren Berichtigung 
boͤrſenmaͤßig einzuloͤſende, auf beſtimmte 


Seite 


Zahl der 
Verordn. 


65 127 
66 128 


87 163 
67 130 


50 104 


92 170 


Nahmen lautende Obligazionen muͤſſen mit 
der Zeſſion an die Tilgungsfonds⸗Haupt⸗ 
kaſſa verſehen werden . 

Akatholiſches Schulweſen, Vorſchrift wegen 
deſſen Behandlung 

Akzien⸗Einlagen werden bei der Sfierreihifihen 
Nazionalbank nicht mehr angenommen. 

Alimentazion mit täglicher 15 kr. Konpenzions⸗ 
Münze wird den, in Rekollekzion ſtehenden, 
Prieſtern bewilliget 5 

Amtsſiegel, deren eigenmaͤchtige Verfertigung 
wird verbothen . 

Anſiedler unterliegen mit r ndern de 
der Klaſſeuſteuer . ` 

Anſtalten wohlthaͤtige, die hiezu gewidmeten 
Privatgebände find von der Gebaͤudeſteuer 
befreit R 

Anfellung im Baufache, zu deren Erlangung 
werden die Erforderniſſe fürgeſchrieben . 

Apparate zur Schwefelraͤucherung, wegen deren 
Gebrauch werden die Vorſichtsmaaßregeln 
fuͤrgeſchrieben 

Armenhäuſer, die hiezu gewidmeten Privat⸗ 
gebaͤude, find von der Gebaͤudeſteuer befreit 

Artillerie-Rekruten, Weiſung wie ſich ſelbe 
von der —— — befreien 
koͤnnen . 

— — Rekruten, für ſelbe wird das Maaß 
beſtimmt . 5 

Aſſiſtenten an Lehrinſtituten, hiezu dürfen 
nur Innlaͤnder gewaͤhlt werden 1 

Ausfuhr der Schafwolle, die diesfalls verfchärfe 
ten Borfihtsmaaßregeln, und Verzollungs⸗ 
befhränkungen werden aufgehoben 

— — der Pferde nach den italieniſchen Nach⸗ 
barſtaaten, und über alle oͤſterreichiſche 
Seehafen wird verboten e 4 . 


Jahl der 
Derordnu 


2 Scite 


. 115 265 
48 99 


58 121 


79 152 
ew 126 288 


46 95 


29 30 


. 137 503 


155 325 


Ausfuhrs-Zoll auf die Schafwolle wird auf 
fl. K. M. pr. Zentner herabgeſetzt 1 

Ausfuhrs-Verboth der Waffen, und des Zut, 
vers nach Sizilien und den benachbarten 
italieniſchen Staaten, dann den Häfen des 
adriatiſchen und mittelländifhen Meeres 

— — Zoll für die rohe Schafwolle wird 
herabgeſetzt d 

Austrieb der Pferde nach den italieniſchen 
Nachbarſtaaten, und über alle oͤſterreichi— 
ſchen Seehaͤfen wird verboten 7 R 


B. 

Backproben zur Kontrolirung der Subarrenda— 
toren werden aufgehoben k 

Banko⸗ Obligazionen in die Serien Berlofung 
gefallene, Weiſung, wegen deren (me 
ſchreibung . . 

Bau⸗ oder Demoliziongs Reverſe von Haus⸗ 
oder Grundbeſitzern ausgeſtellte, ſind den 
Landtafeln oder Srundbägen einzuver⸗ 
leiben o 

Baufach, zur Gin einer Auſtellung bei 
demſelben, werden die — vorge⸗ 
ſchrieben 5 

Bauführungen, drarifche find im Wege der 
oͤffentlichen Verſteigerung zu verpachten . 

Bayeriſche Kronenthaler ſamt ihren Abthei— 
lungen, die in dem Muͤnztariff vom Jahre 
1816. nicht enthalten find, duͤrfen nicht 
angenommen werden. . 

Beamten politiſche muͤſſen während einer Her 
gen fie eingeleiteten Kriminalunterſuchung 
von ihren Amtsverrichtungen entfernt wer⸗ 
den e D e D . e 

— — ſtatusmäßig angeſtellte, ab aerario 
befoldete, betidete, dann penſtons⸗ oder 


Zahl der 
Verordu. 


100 


35 


140 


56 


88 


44 


Di 
= 
7 


214 


52 


94 


provifionsfähige find von der Klaſſenſteuer 
befreit 2 ` . 

Beamten ſtaͤdtiſche gës organifirten Magi⸗ 
ſtrats, Weiſung wegen der gegen ſelbe zu 
verhaͤngenden Gehaltsſperre . e e 

— — zur Anſtellung im Baufache werden 
die Erforderniſſe vorgeſchrieben e a 

— — daß bei landes fürſtlichen Behoͤrden 
keine Rathspraktikanten, ohne vorherge— 
gangene Appellazionspruͤfung aufgenommen 
werden dürfen . 

— — Beſtimmung der Diäten für Thier⸗ 
aͤrzte 3 

— — daß bei endenicang der Hauptſchul⸗ 
lehrer auch jene Jahre eingerechnet werden 
dürfen, welche fie als Lehrer an Zrivials 
ſchulen zubrachten e 

— — Reiſepartikularien müſſen binnen 6 
Monaten nach beendigtem Geſchaͤfte vorge— 
legt werden 7 

Behoͤrden portofreie, bei ſelben findet 2 — 
Vergütung oder Zurechnung des Briefpor— 
tos nicht Statt. . D D D 

— — landesfuͤrſtliche, bei ſelben ` bieten 
ohne vorhergegange Appellazions prüfung 
keine Raths- oder Rechtspraktikanten * 
genommen werden e 

Bergbau, zum beſſeren Betrieb deſſelben, éi 
die Vorſchrift wegen Verleihung der Gru⸗ 
benfeldmaßen ertheilt . V 

Berggerichts⸗Subſtituzion in der Buccewri- 
na wird an das Kaczykaer Salinen⸗ 
Bergamt uͤbertragen . P 

Beſchreibung gerichtliche der Effekten eines 
Miethers, darf nach eingereichter Klage 
wegen rückſtaͤndigen Miethziuſes ſogleich 
Platz greifen k . « . 


912 


94 
56 


133 


49 


177 


179 


110 


Beſoldung der Adminiſtratoren der unter der 5 


Congrua ſtehenden Pfruͤnden wird beſtimmt 
Bethhäuſer aller Glaubensgenoſſen ſind von 

der Hausſteuer befreit . . 

Dier- Erzeugung nicht fatirte, Beſtimmung der 
dießfalligen Strafen . 

Blattern Epidemie, zu deren Vorbeugung 
werden die Mitteln vorgeſchrieben 5 

Brandmarkung eines Verbrechers, kann durch 
den Scharfrichter oder ein anderes hiezu 
geeignetes Individuum vollzogen werden 

Briefporto, deſſen baare Verguͤtung oder Zu: 
rechnung von Portofreien Behoͤrden findet 
nicht Statt 2 

Briefe der ex officio Eorzefsondiseuben und 
portofreien Behörden, wegen Berichtigung 
der dießfälligen Rekommendazionsgebühren 
Weiſung . 

Brodyer ſtaͤdtiſches Waaggefall, deſſen Einrich⸗ 
tung und Beſtimmung der Waaggebuͤhren . 

Brückenmauth, hievon find die mit harten 
Baumateriale beladenen Fuhren nicht befreit 

— — Errichtung in Kolomea und Ma- 
nastarzyska 

Bundesſtaaten deutſche, zwiſchen ſelben und 
Oeſterreich wird die Vermoͤgens-Freizuͤgig— 
keit geſtattet . 

Bürger = Aufnahmds Zaren find der Grundsteuer 
nicht unterwerfen 

Bürgerliches Geſetzbuch, Alis dehnung des 
115 $. auf die Ehen nicht unirter Griechen 

Bukowinaer Berggerichtsſubſtituzion wird an 
das Kaczykaer Salinen. Bergamt übers 


tragen + e A . . 


106 252 
109 255 
. 146 310 
153 327 
118 227 


185 301 


144 309 


47 96 
195 21 


156 325 


153 323 


C. 

Cartell, ſieh Kartell. 

Coloniſten, ſieh Anſiedler. 

Conſeription, wegen richtiger Behandlung der 
fremdherrſchaftlichen Unterthanen ſamt (be 
ren Angehörigen . 8 

Conſeriptionspflichtige Individuen, freiwillig 
zum Militär eingetretenen, wie die politie 
ſchen Behörden zu deren Kenntniß gelan⸗ 
gen koͤnnen 8 2 . o . 

— — Flüchtlinge, für deren Auslieferung 
wird keine Taglia bezahlt, ſonderu lediglich 
die Verpflegsgebuͤhren vergütet 6 

Controllirung der Subarrendatoren durch Mahl: 
und Backproben wird aufgehoben . 

Convention zwiſchen Oeſterreich und Rußland 
in Beziehung auf den Handel der zu dem 
ehemaligen Koͤnigreiche Pohlen ZC Seit 
Provinzen . 

— — zwiſchen Oeſterreich und Sp 
detto detto detto ? ` 


CH 
Demolizions-Reverſe muͤſſen den betreffenden 
Landtafeln oder Grundbuͤchern einverleibt 
werden 
Deſerteurs- Kartell zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen beſtehendes, wegen Verabfolgung 
der Taglia werden die naͤheren Beſtimmun⸗ 
gen bekannt gemacht 
Deutſche Bundesſtaaten, zwiſchen denfelben 
und Oeſterreich wird die Vermögens Freie 
zuͤgigkeit geſtattet 8 . . 
Diäten Beſtimmung für Thieraͤrzte a ` 
Dienerſchaften mindere, ſtatusmaͤßig ange⸗ 
ſtellte, ab aerario beſoldete, beeidete, 
und penſions⸗ oder proviſionsfaͤhige, find 
von der Klaſſenſteuer befreit . ` e 


114 208 


68 131 


141 306 


100 214 


41 61 


40 58 


78 150 
136 301 
47 96 


26 33 


914 177 


ZS 
2 E Seite 
Gei 
Diplome (Ehren) dürfen die Fakultäten nicht 
ertheilen . . 20 25 
Dominien wird die Einhebung der Stafenfeue 
übertragen . 62 123 
— — deren Geräte mit den een 
find fo deutlich zu verfaſſen, daß über 
ihren Sinn ſpaͤter kein Zweifel entſtehen 
koͤnne e . 123 272 
Dominikal⸗ Giebigkeiten oder Grundſtücke ohne 
kreisämtliche Bewilligung veräußerte, die 
diesfaͤllige Straf-Sanction wird wieder: 
holt in Erinnerung gebracht . 157 526 
Dommherrn, Beſtimmung der Stempelklaſſe 
fuͤr dieſelben 1 9 14 
Druckfehler im Ehefeidungspatente ee be⸗ 
richtigt 5 s e 8 53 112 
E. 
Effekten eines Miethers, deren gerichtliche Be— 
ſchreibung darf nach eingereichter Klage we— 
gen ruͤckſtaͤndigen Miethzinſes ſogleich Platz 
greifen 1 49 103 
Ehen nicht unirter Griechen, auf dieſe wird 
der 115te §. des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches ausgedehnt ` 7 156 325 
Eheſcheidungs-Patent, der ke 
Druckfehler wird berichtigt . . 55 112 
Ehrendiplome dürfen die Fakultaͤten nicht te 
theilen 3 20 25 
Einfuhrs-Verboth des fremden Salzes nach 
Galizien . 134 209 
Einfuhrszoll auf Poſt und Velinpapier wird für 
die Tapetenfabricken herabgeſetzt . ge D Lu 
Eiſenſtäbe in Galizien erzeugte müſſen mit dem 
Werk = oder Hammerzeichen bezeichnet 
werden f u e . 57 


Elternloſe Vagabunden, Vorſchrift wegen deren 
Behandlung ` 

Empfangs- - Bejidttigungen der e e 
Unterflügungen find ſtempelfrei » > 

Entlaſſungen widerrechiliche vom Militär auf 
ſteuerbars Wirthfchaften, die diesfaͤllige 
Vorſchrift wird wiederholt bekannt gemacht 

— — vom Militaͤr auf abgetretene Wirth— 
ſchaften oder Gewerbe, wie ſich hiebei zu 
benehmen . 

Entſcheidungen auswärtiger Gerichts behörden, 
die wegen deren Exequirung in dem Kir⸗ 
chenſtaate zu Rom erſchienene Vorſchrift 
wird bekannt gemacht . 

Erben, Weiſung in wie ferne die durch Nozio⸗ 
nen der Kammeralbehoͤrden auferlegte Geld— 
ſtrafen auf ſelbe uͤbergehen 

Erbſchaften, diesfalls wird das Jus detrao- 
tus zwiſchen Oeſterreich und Schweden aufs 
gehoben = . . . b 

Erbfteuer = Aequivalent, deſſen jaͤhrliche Einhe⸗ 
bung von den Kloſtern . 

Eftaffeten= Reiter find nicht vom Militär be⸗ 
freit . a ` 

Erequirung der Eniſcheidungen auswärtiger 
Gerichtsbehoͤrden in dem Kirchenſtaate, die 
diesfalls in Rom erſchienene Vorſchrift 
wird bekannt gemacht . . F 5 


F. 

Fakultäten, von denſelben darf keine ſtrenge 
Prüfung nachgeſehen, noch ein Ehrendi⸗ 
plom ertheilt werden 

Forderungen des Aerars, die zu deren Berich⸗ 
tigung börfenmäßig einzuloͤſenden, auf be 
ſtimmte Nahmen lantenden Obligazionen 
muͤſſen mit der Zeſſion an die Tilgungs⸗ 
fonds ⸗Hauptkaſſa verſehen werden 


Zahl der 
Verordn 


112 


142 


20 


115 


273 


141 
210 


26 
149 


307 


141 


25 


265 


Fourieren darf Feine Vorſpann angewiefen wer⸗ 
den. 

Freizügigkeit des Vermögens auuiſthen Deſter⸗ 
reich und ben deutſchen Buades ſtaaten wird 
geſtattet . 

Fremdherrſchaftliche Unterthanen, wegen rich⸗ 
tiger Konſkribirung derſelben (ont ihren 
angehoͤrigen, Weifung . 0 

Frohnen wandelbare, wie ſich tückſichtlich der 
ei LS bei ſelben zu benehmen 
ey. e ; e $ R ` 

Fuhren mit harten Baumaterialien beladen, 
ſind von der Weg⸗ und — nicht 
befreit ` 

Fuhrleute chriſtliche und jüdische, welche Rei⸗ 
fende auf der Poſtſtraſſe verführen, muͤſſen 
ſich mit ſchriftlichen Befugniſſen verſehen , 

Fuhrlohns⸗ Vergütung; in welchen Fällen, 
und welche den nicht exponirten Pfarrad⸗ 
miniſtratoren für die Reife zur Abhaltung 
des Gottesdienſtes gebuͤhre . e 

— — Zertifikate vom Jahre 1813. zu de⸗ 
ren Beibringung wird der Termin ver⸗ 
laͤngert bk e d $ A 


G. 

Gebäude neue, wenn ſie auch im Wege der 
Klaſſiſikazion, der Verſteuerung unterzogen 
worden ſind, ſind von der Steuer zeitlich 
befreit 5 e 

— — (Privat) zu Spitälern , Armenhäu⸗ 
ſern, oder andern wohlthaͤtigen Anſtalten 
gewidmete, deren Befreiung von der Ge⸗ 
daͤudeſteuer n 

— — ſteuer⸗ „Einführung, Bestimmung der 
diesfaͤlligen Grundfäge . . 

Gebaudeſteuer, hievon find die Bethhaͤuſer Alto 

Prov. Geſetzſ. von Galizien ıBaa. 9 


"e 
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104 223 
47 96 
114 263 
36 53 
135 301 


74 146 


105 251 


139 305 
95 181 


Glaubensgenoſſen, ſomit auch die Te 
Synagogen befreit > 

Gebäudeſteuer, derſelben unterliegen nicht die zu 
Spitälern, Armenhaͤuſern oder andern wohl⸗ 
thaͤtigen "rie gewidmeten Privatge⸗ 
baͤude e 

— — Weiſung, in eg ferne die Kreis amts⸗ 
gebäude davon ausgeſchloſſen find . 

— — Belehrung wegen deren Repartirung 
und Einhebung 

Gehalts ſperre, wider die Glieder eines orga⸗ 
nifirten Magiſtrats zu verhaͤngende . e 

Geiſtliche Ordens — und Kloͤſter⸗Vorſteher, 
Beſtimmung der Stempelklaſſe für 8 

— — Pfarreien, wann und auf welche Art 
deren Verminderung zur beſſeren Dotazivn 
der alten Seelſorgerſtazionen Platz greifen 
koͤnne K 

— — Administratoren ` Fenin ee 

— — Kloͤſter, Einhebung des jaͤhrlichen Erb⸗ 
ſteueräquivalents von ſelben . e 

— — Pfarrer, welche benachbarte Pfarren 
mitverſehen, für dieſelben wird die Remu⸗ 
nerazion beſtimmt 4 e 

— — irn der Rekollekzion lebende, deren 
Alimentazionsbewilligung e 

— — Pfruͤnden erledigte, Beſtimmung des 
Termins zur Verpachtung der Pfarrtempo⸗ 
ralien e 

Geiſtlichkeit, deren Sammlungen können nicht 
als Urbarialbezüge angeſehen werden 8 

— — deren Zehende, oder die an ihre 
Stelle getretenen Natural- oder Geldab⸗ 
gaben, unterliegen der Grundſteuer . 

Geldſtrafen durch Nozionen der Kammeralbes 
hoͤrden auferlegte, in wie ferne felbe auf 
Erben uͤdergehen e e A e 


151 322 


Geldſtrafen für den unbefugten Verſchleiß des 
Schießpulvers muͤſſen in Konvenzlons⸗ 
Muͤnze bezahlt werden 8 

Gemeindbeiſitzer; in welchen Faͤllen ſelbe zur 
Urtheilsſchoͤpfung über ſchwere Polizey⸗ 
Uibertretungen beizuziehen find 0 

Gerichtliche Beschreibung der Effekten des Mies 
thers darf nach eingereichter Klage wegen 
ruͤckſtaͤndigen Miethzinſes, ſogleich Platz 
greifen 5 

— — Entscheidungen auswärtiger Gerichts 
behörden, die wegen deren Exequirung in 
dem Kirchenſtaate zu Rom erſchienene Wors 
ſchrift, wird bekannt gemacht d * 

Geſetzbuch buͤrgerliches, Ausdehnung des 115 f. 
auf die Ehen nicht unirter Griechen . 

Getränk = Verzehrungs = Aufſchlagsgebühren 
ſtädtiſche, deren Einhebung in Konv. Münze 

Giebigkeiten (Dominikal) ohne kreisaͤmtliche 
Bewilligung veraͤußerte, die diesfaͤllige 
Strafe Sanetion wird wiederholt in Er⸗ 
innerung gebracht d . 

Gifte, Beſtimmung der Vorſchtsmaßregelu bei 
Aufbewahrung, und dem Verkaufe derſelben 

Griechen, nicht unirte, auch auf deren Ehe 
wird der 115 ß. des allgemeinen buͤr⸗ 
gerlichen Geſetzbuches ausgedehnt. ` 

Gruben: Feldmaſſen, wegen deren Verleihung 
zum Betrieb des Bergbaues, Vorſchrift . 

Grundbeſitzer, von denenſelben ausgeſtellte 
Baus oder Demoltzions⸗Reverſe find den 
betreffenden Landtafeln oder Grundbüͤchern 


einzuverleiben . ` 
Grunderträgniß der Anſiedler unterliegt der 
Klaffenſteuer 2 


Srundftener ; derſelbden find bürgerliche Auf⸗ 
nahms taxen nicht unterworfen E e 
Y 2 


Zahl der 


Verordn. 
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904 177 


12 17 


49 103 


Grundſteuer, derſelben unterliegt die Pro- 


skurne Abgabe nicht. 

Ke Rekliffkazionsoperate jener Gemeinden, 
deren Begraͤnzung ſeit der Joſephiniſchen 
Steuerregulirung eine Aenderung erlitten 
hat, wie ſich mit denenſelben zu beneh⸗ 
men ſey . 

— hievon find die Sammlungen der 
Geiſtlichkeit ausgenommen. 

— muß von dem Zehendbezuge der Geiſt⸗ 
lichkeit oder den an ihre Stelle getrettenen 
Naturals oder Geldabgaben entrichtet wer⸗ 
den. D D „ * 5 D 
— darf von Handmählenzinfen nicht ent⸗ 
richtet werden 9 

— Odperate, alte Joſephiniſche, Weiſung 
wegen Berichtigung der in ſelben vorkom⸗ 
menden Schreib- und Rechnungs fehler . 
— wegen deren Repartirung und Einhe⸗ 
bung Belehrung. e 


Grundſteuerproviſorium aug der, 


ſeit der Joſephiniſchen Steuerregulirung 
durch Veraͤnderung der Landesgraͤnzen der 
Provinz zugewachſenen oder abgefallenen 
Grundſtuͤcke . 

— Behandlung der Zehendfaſſionen in 
Fällen, wenn der Zehendherr die Zehend- 
nutzung gegen eine beſtimmte Abgabe auf 
Leibgeding hindangegeben hat * 

— Weiſung, wie ſich ruͤckſichtlich der Ure 
barialfaffionen bei wandelbaren Frohnen zu 
benehmen ſey 


Grundſtücke ſeit der Joſephiniſchen Steuerre⸗ 


gulirung durch Veraͤnderung der Landes 
graͤnzen der Provinz zugewachſenen oder 
abgefallenen, deren Behandlung beim Grund⸗ 
ſteuer⸗Proviſorum e e . . 


SS 
s Seite 

WC 
16 22 
22 27 
23 30 
23 30 
24 31 
25 31 
150 314 
8 13 
14 21 
36 55 
8 13 


Grundſtücke (Dominikal) ohne kreisämtliche 
Bewilligung veräußerte, die Straf Sanc- 
tion wird wiederholt in Erinnerung ge⸗ 
bracht o 0 5 d S . 

Guardiane (Kloſter Vorſteher) Beſtimmung der 
Stempelklaſſe für ſelbe 5 d e 

Güter landtaͤfliche, Vorſchrift, was bei deren 
Theilung ruͤckſichtlich des unterthaͤnigen Hol⸗ 
zungs⸗ und Weiderechts zu beobachten ſey 


H. 


Handlungs Traktat zwiſchen Oeſterreich und 


Rußland in Bezug auf die zu dem ehema⸗ 
ligen Königreihe Pohlen gehörigen Pro⸗ 
vinzen e e P . . . 
— — Traktat zwiſchen Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen detto detto detto. / A 5 
Handmühlen⸗Zinſe, von ſelben darf keine 
Grundſteuer entrichtet werden 8 ? 
Hauptſchullehrer, bei deren Penfionirung dirz 
fen auch jene Jahre eingerechnet werden, 
die fie als Lehrer an Trivialſchulen ut: 
brachten / ` h e S 
Haus ⸗Zinserträgniße Erhebung, diesfaͤllige In⸗ 
firuftion . . d e S 0 
Hausbeſitzer, von felben ausgeſtellte Bau - 
oder Demolitions - Keverfe, müffen den 
Landtafeln oder Grundbüchern einverleibet 


werden d 2 : PR . 5 
Häufer⸗ Steuer Einführung, fie Gebäudes 
ſteuer. 


Hauſirer, welche Träger halten, Waaren auf 
Waͤgen verführen, oder fie in eigenen Ges 
wöibern niederlegen, wie felbe zu behan— 
drin find e d 0 8 $ 

Hebammen gepräfte, find auf dem Lande an⸗ 
zuſtellen 5 © d N 5 k 


Seite 


41 61 
do 58 
24 31 


43 94 
95 181 


78 150 


89 172 


107 254 


Heimatloſe Vagabunden, wegen deren Behand⸗ 
lung, Vorſchrift . ? 1 e 

Heirathslizenz darf der minderjaͤhrigen Juden⸗ 
ſchaft ohne obervormundſchaftliche Bewilli⸗ 
gung nicht ertheilt werden 

Hofkammer Obligazionen Banko und hungari⸗ 
fe in die Serien ⸗Verlooſung gefallene, 
Weiſung wegen deren Umſchreibung P 

Holzungsrecht unterthäniges, was deshalb 
bei der Theilung landtäftecer Güter 2 be⸗ 
obachten fen 8 

Hungariſche Hofkammer Obligazionen in die 
Serien - Berloofung gefallene, wegen dee 
ren Umſchreibung 

— — Schüler auf pierländige Lebranſtalten 
uͤbertretende, wie ſich wegen deren Auf⸗ 
nahme zu benehmen ſey P e ; 


J. 


Impfung der Kuhpocken, die diesfaͤlligen Ge⸗ 
brechen werden abgeſtellt . . 
Inſtrukzion zur Erhebung der Hauszinser⸗ 
trägniße e 
Intereſſen ⸗ Quittungen von den aus Requiſi⸗ 
zionslieferungen entſtandenen altern Aera⸗ 
rialſchulden ſind ſtempelfre e 
Invaliden, deren Empfangsbeflättigungen über 
Unterflügungen find vom Stempel frei 
Inventarial⸗Schuldigkeiten ruͤckſtaͤndige, wie 
ſich bei deren Eintreibung durch geſetzliche 
Zwangsmittel zu benehmen Ten S 
Joſephiniſche Grundſteuer⸗ Operate, Weiſung 
wegen Verichtigung der in ſelben vorkom⸗ 
menden Schreib- und Rechnungsfehler . 
„Juden galiziſche, welche Reiſende auf der Poſt⸗ 
ſtraſſe verführen, haben ſich mit ſchriftlichen 
Befugniſſen zu verſehen d . . 


35 32 


18 23 


35 52 


37 34 


106 252 


95 181 


84 161 


60 122 


54 112 


Seite 


Juden ⸗Steuerruͤckſtaͤnde ſollen durch die Magie 
ſtrate und Oominien beigetrieben werden 146 309 
Judenſchaft minderjährige, derſelben darf ohne 
vormundſchaftliche Bewilligung keine Hei⸗ 


rathslizenz ertheilt werden 38 55 
Jüdiſche Spnagogen find „von der Hausſteuer 
befreit e R 117 267 


Jus detractus bei Erbſchaſten, wird greifen 
Oeſterreich und Schweden aufgehoben 21 20 
Juſtitzſtellen landes fürſtliche erledigte, Moda⸗ 
litaͤten zur Aus ſchreibung der "ze wie: 
Konkurſe e . 13 18 


K. 
Haczykaer Salinen Bergamt, an ſelbes wird 
die Bukowinaer 8 f 


zion uͤbertragen 153 323 
Kadetenſchulen nene, deren Kat 1725 274 
Kandidaten zu Polizeyrichterſtellen, Weiſung 

wegen deren Prüfung. e 83 159 
Kapitular - Bikäre, Beſtimmung der Stempel⸗ 

klaſſe für dieſelben k 9 14 
Kapitularen geiſtlicher Orden, Beſtimmung der 

Stempelklaſſe für dieſelben . 9 11 


Kartell zur Auslieferung der Oeſerteurs zwischen | 
Defterreih und Preußen beſtehendes, naͤ⸗ 
here Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Verab⸗ 
folgung der diesfaͤlligen Taglia x . 136 301 

Kavallerie = Rekruten, fuͤr felbe Beſtimmung 
des Maaßes H 120 271 

Kinder unehelich erzeugte, durch die Ebeliguns 
der Erzeuger in die Rechte der eheligen ge⸗ 
trettene, wie deren Tauffcheine auszuſtellen 
ſind . 72 143 

Kirchen- Etforderniſſe foftemifirte, hievon wird 
denen nicht egponirten Pfarr- und Localie⸗ 
Spiritualien⸗Adminiſtratoren gur 1 bewil⸗ 
liget . : 2 5 3 S . 65 127 


Kirchen = Patronen ſollen rückſichtlich der Reiſe⸗ 
koͤſten der Kreis⸗ Ingenieurs bei Kirchen⸗ 
und Pfarrbaulichkeiten ſchonend behandelt 
werden S 

— — Baulichkeiten, hiebel ſollen die Kreis 
Jugenieurs nicht unnoͤthige Reiſen unter⸗ 
nehmen ` 

— — Gebäude ſind von der Haufe 9 


Kircheuſtast 1 über die daſelbſt zu exequirenden 
Entſcheidungen auswaͤrtiger Gerichtsbehoͤr— 
den, wird die in Rom Kenne 
bekannt gemacht , A 


Klaſſenſteuer muͤſſen e von ihrem 
Grundertraͤguiſſe entrichten. 


— — deren Einhebung wird den Dominien 
fibertragen . e 
— — Diepop. find die ſtatus mäßig angeſtell⸗ 


ten, ab aerario beſoldeten, beeideten, 
und penſions -oder proviſions fähigen Be⸗ 
amten, und mindern Dienerſchaften be⸗ 
freit . N re 8 e e 
— — nmuͤſſen die Poſtmeiſter bezahlen e 
— — für das Militär Jahr 1827. wird in 
Konvenzions- Münze ausgeſchrieben e 
— — Belehrung wegen deren Repartirung 
und Einhebung . e 
Kreditsfachen, Aan tagen in die Se⸗ 
rienverlooſung gefallene, Weiſung wegen 
derer Umſchreibung o d e 
— — Obligazionen, Sieh Obligazionen. 
Kaſſaſachen, daß die bayerifhe Kronthaler ſamt 
ihren Abtheilungen, die in der Muͤnztariff 
von 1816. nicht enthalten ſind, nicht an⸗ 
genommen werden dürfen  . 
Kloſter⸗ Vorſteher, Beſtimmung der Siempel⸗ 
klaſſe für ſelbe . e e S . 


913 177 
130 292 


131 295 


150 314 


35 52 


44 94 


14 


Klöſter werden zur ordentlichen Rechnungslage 
über die Verwaltung ihres Vermögens, und 
zur fruchtbringenden Anlegung der Uiber⸗ 
ſchüße angewieſen . 

— — Einhebung des jährlichen Erbſteuer⸗ 


wie — von felben 8 
Kolomea, Errichtung zweier Wegmautaͤmter 
daſelbſt d 2 8 * 


Holomeaer Bruͤckenmaut⸗ Errichtung fi d 
Koloniſten müffen von ihrem Grundertraͤgniſſe 
die Klaſſenſteuer entrichten „ A 5 
Kommunitäten geiſtliche, Beſtimmung der 
Stempelklaſſe für die Vorſteher derſelben . 
Konkurs⸗Ausſchreibung für erledigte landes fuͤrſt⸗ 
liche Juſtizſtellen, Beſtimmung der dies⸗ 
fälligen Modalitaͤten . 9 1 
Konſkripzion, Deh Conſeription. 
Kontrakte drarifhe, die in ſelben aufgenom⸗ 
mene Klauſel der Verzichtsleiſtung auf den 
Rechtsweg, wird abgeaͤndert 1 A 
Kontrollirung, Deh Controllirung. 
Konvenzion, ſieh Convention. 
Konvenzions⸗Muͤnz⸗ Aulehens⸗Obligazionen 
dürfen nicht mit CEET, ECH were 
den P . 
Kranke vor die Binder zu bringen, um fie ver⸗ 
ſehen zu laſſen, wird verbothen . 0 
Kreisamts⸗Gebaͤude, in wie ferne felbe von 


Zahl der 
Derordu. 


Seite 


17 22 
77 149 


127 289 
14 308 


46 95 
9 


154 324 


128 290 


der Grundſteuer befreiet ſind 1 131 322 


Kreisbeamten, wie ſich ſelbe bei Eintreibung 
der rüͤckſtaͤndigen Inventarialſchuldigkeiten 
zu. benehmen haben S 

Kreis⸗ Ingenieurs ſollen bei Siren und Pfarr⸗ 
baulichkeiten nicht unnoͤthige ke unter⸗ 
nehmen . 

Kriegsdarlehens⸗ Obligationen, Siena 
ſchreibung wird bewilliget . 5 


54 112 


99 212 
7 12 


Kriminalgerichte, die bei felben zu erhebenden 
Protokollsabſchriften unterliegen der vor⸗ 
ſchriftsmaͤßigen Schreib⸗ und Vidimirungs⸗ 
gebuͤhr, und muͤſſen geſtempelt feyn 0 

— — Senat zu Lemberg wird zu einer lau⸗ 
desfuͤſtlichen Stelle erhoben. 5 

Kronenthaler bayerifche, ſamt ihren Abtheilun⸗ 
gen, durfen nicht augenommen werden 

Kuhpocken⸗ Impfung, die diesfaͤlligen Gebre⸗ 
chen werden abgeſtellt . e . 


% 


Landesfürſtliche Behoͤrden, bei ſelben duͤrfen 
ohne vorhergegangene Appellazionspruͤfung 
keine Raths⸗ oder Rechtspraktikanten auf⸗ 
genommen werden K 

Landtäfliche Güter, was bei deren Theilung 
ruͤckſichtlich des unterthaͤnigen Holzungs und 
Weiderechts zu beobachten ſey * 

Landwehr - Muſterung, dies faͤllige Vorſchrift 

— — unterkuͤnfte, wegen deren — 
tung. d 

— — Bataillons, die bei denenſelben unge- 
ſtellten penſionirten Militaͤr⸗Offizers find 
von der Perſonalſteuer befreit 

— — Naͤnner, welche durch Veränderung 
ihres Jurisdikzionsbezirks in den Werbbe⸗ 
zirk eines andern Regiments treten, wie 
ſich mit ſelben zu benehmen fen N S 

Lehranſtalten, wie ſich wegen Aufnahme der 
von hungariſchen auf hierlaͤndige Lehrauſtal⸗ 
ten übertrettenden Schüler zu benehmen ſey 

Lehrer der Hauptſchulen, bei deren Penſioni⸗ 
rung dürfen auch jene Jahre eingerechnet 
worden, die fie als Lehrer an Trivialſchu⸗ 
len zu brachten . e S 
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103 220 
129 291 
44 94 


106 252 


. 148 312 
18 35 
69 133 


81 156 


86 162 


139 304 


37 54 


Lehrinſtitute, zu Aſſiſtenten bei ſelben dürfen 


Zahl der 
Werordn. 
D 
Lei 
Ca 
* 


nur Innlaͤnder gewaͤhlt werden 29 36 
Lemberger ſtaͤdtiſches Waaggefaͤll, deſſen Ein⸗ 

richtung und Beſtimmung der Waaggebuͤh⸗ 

ren. . e 118 267 
— — Kriminal fenal, defien Erhebung zu eis 

ner landesfuͤrſtlichen Stelle. . 129 291 
Lieferungs- Obligazionen Aber abgelieferte Ras 

turalien, deren Zuſammenſchreibung wird 6 

bewilliget S 7 12 
Localie - Spiritualien - Wminiſtratoren nicht 

erponirten wird nur 4 der Ausmaaß der 

ſyſtemiſirten Kirchenerforderniſſe bewilliget, 65 127 

M. 

Maaß, deſſen Beſtimmung für die Rekruten der 

Artillerie und Kavallerie e 120 271 
Magiſtrat organifirter, Weiſung wegen der wi⸗ 

der die Glieder desſelben zu verhaͤngenden 

Gehaltsſperre . sid. Ee e 79 
Magiſtrate organiſirte, bei denenſelben ſollen 

ohne vorhergegangene Appellazionspruͤfung 

keine Rechts⸗ oder Rathspraktikanten aufs 

nommen werden ne 312 
Mahlproben zur Controllirung der Subatendai 205 

toren werden aufgehoben T A 100 214 
Manastarzyskaer Brückenmauth⸗ Errichtung 144 308 
Mauth (Weg) Beſtimmung wegen deren Ent⸗ 

richtung von Pulver und Salniter-Fuhren 73 144 
— — (Weg) hievon ſind leere Unterthaus⸗ 

fuhren befreit, muͤſſen aber die Bruͤckenn 

und Uiberfahrtsmauthgebuͤhr bezahlen 73 144 
— — bievon find die mit harten Baumate⸗ ` 

rialien beladenen Fuhren nicht befreit 136 301 
Manthämter (Weg) bei welchen zugleich die 

Brüden = und Uiberfahrtsmauthgebuͤhr be, 

zahlt werden muß, werden bekannt gemacht 51 104 


Zahl der 
Verordn. 


Seite 
Meth = Erzeugung nicht fatirte, Beſtimmung 
der dies faͤlligen Strafen b 2 3 
Miether von Wohnungen u. d. gl. die gericht⸗ 
liche Beſchreibung deren Effekten darf nach 
eingereichter Klage wegen ruͤckſtaͤndigen 
Miethzinſes ſogleich Platz greifen . . 49 103 
Militair, wie die politiſchen Behoͤrden zur 
Kenntniß der diezu freiwillig eingetret⸗ 
tenen Konſkripzions⸗- pflichtigen gelangen 
koͤnnen e L , 68 131 
— — bien find heimath⸗ und aͤlternloſe 
Vagabunden abzuſtellen d 75 147 
— — Backproben zur Controillrung der Sub: 
arrendatoren werden aufgehoben . 100 214 
— — Weiſung wegen richtiger Behandlung 
der fremdherrſchaftlichen Untertbanen ſamt 
ihren Angehörigen bei der Konſkripzion . 114 263 
— — fur die Auslieferung der Konffrip- 
zionsfluͤchtlinge wird keine Taglia bezahlt, 
ſondern nur Verpflegsgebühren vergütet . 141 306 
— — Errichtung neuer Kadetenſchulen 125 274 
— — Dieferteurs⸗Cartell zwiſchen Heſter⸗ 
reich und Preußen , 136 301 
— — Vorſchrift zur Musterung der Land: 
wehr . 69 133 
— — Beſtimmung der Zinsvergütung Tür die 
Unterkunft der Landwehr 81 150 
— — Wie ſich mit den Landwehrmännern, 
welche durch Veränderung ihres Jurisdic- 
tion Bezirks in den Werbbezirk eines on: 
dern Regiments tretten, zu benehmen ſey 139 304. 
— — Offiziers penſtonirte, bei der Land⸗ 
wehr angeſtellte, ſind von der Perſonal⸗ 
ſteuer befreit ’ . 86 162 
— Dr dafjelbe Vorſpanns⸗ Inſtrukzion 104 223 


Ei 


— Fouriere, Offiziersfrauen, und wegen 
Ankaufs von Montours ſorten nach Wien ges 


ſendete Offiziere, für diefe wird die Anz 
weiſung der Vorſpann abgeſtellt . 
Militär- Pflichtigkeit, wie ſich Artillerie Re⸗ 
kruten hiervon befreien koͤnnen / e 
— — Rekruten der Artillerie und Kavallerie 
für felbe wird das Maaß beſtimmt . ? 
— — Entlaſſungen, widerrechtliche auf ſteu⸗ 
erbare Wirthſchaften, die diesfaͤllige Vor⸗ 
ſchrift wird republizirt . e . 
— — Entlaſſungen auf abgetretene Wirih⸗ 
ſchaften oder Gewerbe, wie dabei fürzus 
gehen 8 
— — davon ſind die Poſiknechte und Eſtaffe⸗ 
tenreiter nicht befreit „ S 
— — von deuenſelben muß die Vorſpanns⸗ 
gebühr in Aae Muͤnze berichtiget 
werden ` 
Montoursforten „Ankauf, den diesfals nach 
Wien abgeſendeten Offizieren gebührt keine 
Vorſpann u D 
Moscisker Wegmauthaͤmter, deren Vereini⸗ 
gung und Einführung der Marktbolleti⸗ 
rung ? 
Münzſachen; daß ae Baperifhen Kronentha⸗ 
ler ſamt ihren Abtheilungen, die in der 
Muͤnztariff vom Jahre 1816. nicht enthal⸗ 
ten ſind, nicht angenommen werden duͤrfen 
Muſterung der Landwehr, Vorſchrift . . 


N. 

Naturalien ⸗Lieferungs⸗ Obligazionen, Deh Lie⸗ 
ferungs ⸗Obligazionen. 

Nazionalbank oͤſterreichiſche, bei derſelben wer⸗ 
den keine Akzien- Einlagen mehr opge: 
nommen. ` 

Notionen der Kameralbehörden 4 wë fern 
fie auf die Erben uͤbergehen . e g 


111 259 


120 271 


112 261 


124 273 


142 307 


143 308 


104 225 


116 266 


44 94 
69 133 


58 121 


97 210 


O. 

Obligazionen über Kriegsdarlehen und gelie⸗ 
ferte Naturalien; deren Zuſammenſchrei⸗ 
bung wird dewilliget . d 

— — Vorſchrift wegen Umſchreibung der, 
in die Serien⸗Verlooſung gefallenen Banco 
und hungariſchen Hofkammer⸗Obligazionen 

— — zur Berichtigung der Aerarialforde⸗ 
rungen boͤrſenmaͤßig einzuloͤſende, auf be⸗ 
ſtimmte Nahmen lautende, muͤſſen mit der 
Zeſſion an die Tilgungsfond = Hauptfaffa 
verfehen werden . e ` 

— — über Anlehen in Kond. Münze ſollen 
nicht mit Indorſaten angefüllt werden 

Oeſterreich zwiſchen, und Schweden wird das 
Jus detractus bei Erbſchaften aufgehoben 

— — mit Rußland abgeſchloſſener Handlungs⸗ 
traktat, hinſichtlich der zu dem ehemaligen 
Koͤnigreiche Pohlen gehoͤrigen Provinzen. 

— — mit Preußen abgeſchloſſener Hand⸗ 
lungstraktat hinſichtlich der zu dem ehe⸗ 
maligen Koͤnigreiche Pohlen SE Pro⸗ 
vinzen 

KE, zwiſchen ſelben und den deutſchen 
Bundesſtaaten wird die Vermoͤgens⸗Frey⸗ 
zuͤgigkeit geſtattet A 

— — mit Preußen beſtehendes Oeſerteurs⸗ 
Kartell, ruͤckſichtlich der Verabfolgung der 
Taglia nähere Beſtimmungen e ` 

Offiziers⸗ Frauen darf keine Vorſpann angewie⸗ 
ſen werden P . 

— — wegen Ankaufs von Montoursſorten 
nach Wien geſendete, denenſelben gebuͤhrt 
keine Vorſpann e b e 


P- 


Papier = Tapeten» Fabriken, zu deren Gunſten 


35 52 


116 265 


155 324 


21 26 


41 61 


40 58 


47 96 


136 301 


104 223 


104 223 


wird der Einfuhrs zoll für De und Velin⸗ 
papier herabgeſetzt 1 e 

Penſionen der Haupiſchullehrer, zu deren Be⸗ 
meſſung dürfen auch jene Jahre eingerech⸗ 
net werden, die ſie als Lehrer an Trivial⸗ 
ſchulen zubrachten . 

Penſionirte Nilitär = Offiziere, dei der Land⸗ 
wehr angeſtellte, ſind von der Perſonal⸗ 
ſteuer befreit 8 e 

Perſonalſteuer, Abſtellung der bei deren Kine 
hebung eingeſchlichenen Mißbraͤuche 8 

— — bieoon find die bei der Landwehr 
angeſtellten penſionirten Militär ⸗ Offiziere 
befreit a 5 

— — Ausfäeribung für das Jahr 1821. 

Pfarr e Adminiſtratoren nicht exponirte, 
in welchen Faͤllen denenfelben fur ba 
Reiſen zur Abhaltung des Gottesdienſtes 
eine, und welche Fuhrlohnsverguͤtung ge⸗ 
buͤhre ’ 

— — Adminiſtratoren seitlichen, nicht tte 


nirten, wird nur J der Aus maaß der ſy⸗ 


ſtemiſirten Kirch enerforderniſſe bewilliget . 


— — Baulichkeiten, bei denenſelben ſollen 


die Kreis⸗Ingenieurs nicht unnoͤthige Reifen 
unternehmen e 

— — Temporalien der erledigten Pfrüoden, 
zu deren Verpachtung wird der Termin be⸗ 
ſtimmt 5 

Pfarreien neu errichtete, wenn sch dn welche 


Art deren Verminderung zur beſſeren Do⸗ 


tazion der alten Seelſorgerſtazionen Platz 
greifen koͤnne 

Pfarrer, welche benachbarte pfarren mit vers 
ſehen, für ſelbe wird die ee 
feftgefegt . 

Pferde, deren Austrieb, Ausfuhr und Durch⸗ 


Zahl der 


A Perordn. 


43 


86 
121 


65 
29 
110 
33 


66 


Selte 


ie 
E 


94 


128 


triebsverboth nach den italienifhen Nach⸗ 
barſtaaten, und uͤber alle oͤſterreichiſche 
Seehaͤfen . 

Pfründen erledigte, für die Adminiſiratoren, 
derſelben wird der Gehalt beſtimmt 

— — unter der Congrua ſtehende, für des 
ren Adminiſtratoren wird die Beſoldung 
feſtgeſetzt . 

— — erledigte, zur Verpachtung deren TZ 
temporalien wird der Termin beſtimmt . 

Pihloſophiſche Schüler, welche um Dispens 
von dem gten Jahrgange anſuchen, und zur 
Theologie uͤbertretten wollen, muͤſſen das 
zote Lebensjahr zaͤhlen ` 

Poli zeirichter Stellen, wegen Prüfung der 
diesfälligen Kandidaten e 

Polizeiübertrettungen ſchwere, wie die diese 
falls gepflogenen Verhandlungen auszu⸗ 
weiſen find . ` e . e ? 

— — ſchwere, in wie ferne zur Urs 
theilsſchoͤpfung Über derlei Unterſuchun⸗ 
gen die zwei * re 2 — 
ſind 

Polizeigegenſtände, Worſchrift wegen Bes 
handlung aͤlternloſer Vagabunden . 5 

— — Vorſchrift zur Abfchiebuug der ent: 
laſſenen Straͤflinge 

Poſt⸗ Portofreie Behörden, die 72 erg 
tung oder Zurechnung des Briefporto von 
denenſelben findet nicht Statt e 

Poſt⸗Ritt und Kaleſchengebuͤhr, deren Bezah⸗ 
lung wird in Song, Münze angeordnet. 

Poſtillions⸗Trink⸗ und Schmiergeld, deſſen 
Umfegung in Konv. Münze . . 

Poſtknechte find vom Militär nicht befreit 1 

Poſtmeiſter haben die Klaſſenſteuer zu bezahlen 


. 15? 
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Poſtpapier, deſſen Einfuhrszoll wird für die 
Tapetenfabrikanten herabgeſetzt H 
Poſtſachen, Weiſung wegen der Neekommenda⸗ 
zione gebuͤhren für Briefe der ex officio 
korreſpondirenden und poſtportofreien Be- 
hoͤrden 5 

Poſtſtraſſe, auf derfelben dürſen die Juden 
Reiſende verführen, muͤſſen ſich jedoch mit 
ſchriftlichen Befugniſſen verſehen . 5 

Poſtwagensgebügren werden herabgeſegt . 
— find in Seng, Münze zu entrichten 

Preußen mit Oeſterreich geſchloſſenen Hands 
lungstraktat in Bezug auf die zu dem ches 
maligen Koͤnigreiche Pohlen gehörigen Pros 
vinzen e 

Preußen mit Defterreih beſtehendes Deſer⸗ 
teurss Kartell, nähere Beſtimmungen rück⸗ 
ſichtlich der Zaglia » Verabfolgung . . 

Prieſtern in Rekollekzion ſtehenden, wird die 
Alimentazion bewilliget 1 

Prioren (Kloͤcter⸗Vorſteher) Beſtimmung der 
Stempelklaſſe für dieſelben 

Privatgebäude zu Spitaͤlern, Armenhaͤufern, 
oder andern wohlthaͤtigen Anſtalten gewid⸗ 
mete, find von der Gebaͤudeſteuer befreit 

Proskurne Abgabe 1 nicht der Grunde 
ſteuer D 

Protokolls - Abſchriften der KHN see 
unterliegen der vorſchriftsmaͤßigen Schreibe 
und Vidimirungs = Gebühr, und find zu 
ſtempelnn „ S 

Provinzialen ( Provinzialoorfieber geiſllicher 
Orden) für dieſelben wird die Stempel: 
klaſſe beſtimmt . 

Prüfung ſtrenge, darf bei keiner Fakultät nal 
geſehen werden . 5 . 1 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. 8 
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136 301 


140 305 


16 22 


104 220 


Puplliar » Tabellen, deren Einſendung wird 2 


wiederholt in Erinnerung gebracht. * 

Pulver ⸗Fuhren, Beſtimmung wegen Entrids 
tung der Wegmaulhgebuͤhr von denenſelben 

— — Schieß) die für den unbefugten Ver⸗ 
ſchleiß desfelben feſtgeſetzien Geldſtrafen muͤſ⸗ 
fen in Ronn, Münze entrichtet werden 

— — deſſen Aus fuhr nach Sizilien und den 
italieniſchen Staaten, dann über die Haͤ⸗ 
fen des adriatiſchen und mittellaͤndiſchen 
Meeres wird verbothen S ) d 


. 

Quittungen fiber die Intereſſen ſowoht, als 
über altere aus Requiſizionslieferungen ent 
fi-udene, vom Aergrio bezahlte Schulden 
find ſtempelfri e / \ 

R. 

Raths ⸗ Praktikanten ſollen ohne vorhergegan⸗ 
gene Appellazionspruͤfung bei landesfürſt⸗ 
lichen Behörden oder organiſirten Magi⸗ 
ſtraten nicht aufgenommen werden. ` 

Rauber, die Maaßregeln zu deren Hintanhal⸗ 
tung werden feſtgeſetzt . - 

— — für deren Einbringung wird die Ta⸗ 
glia beſtimmt 8 . 

Realitäten dürfen weder die tkürkiſchen Unter⸗ 
thanen noch ihre Gattinnen in den Heſter— 
reichiſchen Staaten an ſich bringen . 

Rechnungs⸗Fehler in den alten Joſephniniſchen 
Grundſteuer⸗Operaten vorkommende, Weis 
fung wegen deren Berichtigung. g 

Rechte » Praktikanten, ſollen ohne vorhergegan⸗ 
gene Appellazionsprüfung bei landesfuͤrſtli⸗ 
chen Behörden oder organifirten Magiſtra⸗ 
ten nicht aufgenommen werden . 


84 161 


148 312 
31 46 
45 95 


70 140 


25 8 


148 312 


Rekommendazions⸗ Gebühren von Briefen der 
ex officio korreſpondirenden, und porto⸗ 
freien Behörden, Weiſung wegen deren Be⸗ 
richtigung 

Reiſende dürfen durch Juden auf der get, 
ſtraſſe verführt werden, letztere haben ſich 
jedoch mit ſchriftlichen Befugnigen zu vers 
ſehen > ` 

Reiſepartikularien müͤſſen binnen 6 Monathen 
nach beendigtem Geſchaͤft vorgelegt werden 

Rekruten der Artillerie, wie ſich felbe von der 
Rekrutirungspflichtigkeit befreien können . 

— — der Artillerie und Kavallerie, Beſtim⸗ 
mung des Maßes für dieſelben . E 

Rekrutirungs⸗Flüchtlinge dürfen bei allen Re⸗ 
ſerveſtellungen auf Rechnung des Konkin⸗ 
gents angenommen werden '. 

— — ꝓflichtigkeit, wie ſich die Artillerie 
Rekruten hievon befreien konnen . 

Requiſizions- Lieferungen ältere, vom Arrario 
bezahlte, die Quittungen, becht über die 
Intereſſen, als über derlei Schulden felbſt 
ſind ſtempelfrei . . 

Reverſe über Baulichkeiten, Demolirungen, und 
derlei eingegangene Verpflichtungen ausge⸗ 
ſtellte, find den betreffenden Landtafeln 
oder Grundbuchern einzuverleiben 

Rom, die daſelbſt erſchienene Vorſchrift wegen 
Erequirung der Entſcheidungen auswarti⸗ 
ger Gerichtsbehoͤrden in dem Kirchenſtaate 

Rußland mit Oeſterreich abgeſchloſſener Hand⸗ 
lungstraktat in Bezug auf die zu dem ches 
maligen Koͤnigreiche Pohlen gehörigen Pro⸗ 
vinzen e 

— — wegen des daß auszuführenden Satz 
zes nachtraͤgliche Beſtimmungen 
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Salniter⸗Fuhren, Weiſung wegen der von 
felben zu entrichtenden Wegmauthgebuͤhr . 
Salz, deſſen Uibertragung aus Galizien in ans 
dere oͤſterreichiſche Provinzen, ſo wie deſſen 
Einfuhr aus dem Auslande wird verbothen 

— — Einfuhrs⸗Verboth nach Galizien, Be⸗ 
ſtimmung der Strafen gegen deſſen Uiber⸗ 
treter 

Salzhandel nach Rußland, diesfalls nachtraͤg⸗ 
liche Beſtimmungen 

Salztransporte, Weifung wegen Hintanhal⸗ 
tung der Unterſchleife bei Abladungen von 
Seite der Frächter 2 

Salzverſchleißpreiſe in Konv. Münze ausge⸗ 
mittelte, deren Bekanntmachung . 

Sammlungen der Geiſtlichkeit koͤnnen nicht als 
Urbarialbezuͤge angefehen werden „ / 

Sanitätsanſtalt, Vorſichtsmaaßregeln bei der 
Schwefelraͤucherung, zu beobachtende wer⸗ 
den vorgeſchrieben 3 

— — Vorſichtsmaaßregeln bei Aufbewah⸗ 
rung und Verkauf der Gifte . 

— — Bei Impfung der Kuhpocken werden 
die diesfaͤlligen Gebrechen abgeſtellt d 

Schafwolle rohe, für dieſelbe wird der Aus⸗ 
fuhrs zoll herabgeſetzt . 

— — wegen deren Ausfuhr werden die ver⸗ 
ſchaͤrften Vorſichtsmaaßregeln und Verzol⸗ 
lungsbeſchraͤnkungen aufgehoben . 1 

Scharfrichter, die denenſelben für die Vollzie⸗ 
hung eines Todesurtheils bemeſſenen Ge= 
buͤhren, werden in Konv. Münze bewilliget 

Schießpulver, ſieh Pulver. 

Schreibfehler in den alten Jo ſephiniſchen Grund⸗ 
ſteuer Operaten vorkommende, Weiſung 
wegen deren Berichtigung 8 e 
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35 113 


134 209 


82 157 
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Schreibgebühr muß von den bei den Krimis 

nalgerichten zu erhebenden Protokollsab- 

ſchriften bezahlt werden ` H 103 220 
Schub, Vorſchrift wegen Abſchiebung der nis 

laſſenen Straͤflinge ` e 152 322 
Schul - Geräthfihaften und Einrihtungsfihde, 

hieruͤber muß bei jeder Triolalſchule ein 

Invenkarium verfaßt werden. ` 76 148 
Schüler, von hungariſchen auf hierlaͤndige ne 

anſtalten uͤbertrettende, wie ſich wegen des 

ren Aufnahme zu benehmen ſe +» As 54 
— — pzbiloſophiſche, welche um Dispeus 

von dem gten Jahrgange anſuchen, und 

zur Theologie übertreten wollen, muſſen 

das 20te Lebens jahr zählen. . 85 162 
Schulden aͤltere aus Requiſizionslie ferungen 

entftandene , die Tan Quittungen 

find ſtempelfrei n. 84 161 
Schulen neue für Kadeten, deren Errichtung 125 274 
Schulweſen akatholiſches, Vorſchriſt wegen deſ⸗ 

fen Behandlung . ` 48 99 
Schweden zwiſchen und Nele wird das 

Jus detractus in Erbſchaftsangelegenhei⸗ 

ten aufgehoben 21 26 
Schwefel ⸗Raͤucherungs⸗ hnratez Porſichts⸗ 

maaßregeln wegen Gebrauch derſelben „ 63 124 
Seelſorger Stazionen alte, wann und auf 

welche Art die Verminderung der neu ers 

richteten Pfarreien zur beſſeren Dotazion 

der erſteren Platz greifen koͤnne e 33 30 
Siegel amtliche, deren eigenmaͤchtige, Verferti⸗ 


gung wird verbothen . . 126 288 
Spitäler, die hiezu gewidmeten Privatgebäude 
find von der Gebaͤudeſteuer befreit . . 139 305 


Staatsbeamte ſollen während einer gegen dies 
ſelben eingeleiteten Krimminalunterſuchung 
8 3 


von ihren Amtsverrichtungen entfernt wer⸗ 
den 

Staatskreditsgegenſtände. Sieh Kredits ſachen. 

Stabeiſen in Galizien erzeugtes, iſt mit dem 
Werk⸗ oder Hammerzeichen zu bezeichnen 

Standrechts⸗Auslagen, Beſtimmungen naͤhere, 
wegen deren Vergütung } 

Städtiſche Getraͤnk⸗Verzehrungs⸗ Aufſchlags⸗ 
gebühren, deren Elnhebung in Konv. Münze 
wird angeordnet. 

— — Beamten eines organiſtrten Magiſtrats, 
Weiſung wegen der gegen ſelbe zu verhaͤn⸗ 
genden Gehalts ſperre . 

Stempel, hievon ſind die Empfangsbeſtätti⸗ 
gungen der Invaliden über Unterfiügungen 
befreit ’ 

— — Beſtimmung der dies fälligen Klaſſe fr 
Dommherrn, Kloſtervorſteher e.. 

— — von demſelben ſind die Quittungen ſo⸗ 
wohl über die Intereſſen, als über die 
ältere aus Requiſtzionslieferungen entſtan⸗ 
denen Schulden frei. ` 

— — demſelben unterliegen die bei den 
Krimminalgerichten zu erhebenden Proto⸗ 
kolls abſchriften . d . 

Steuer von Getraͤnken, Sieh Trankſteuer. 

— — von Haͤuſern, Sieh Gebaͤudeſteuer. 

— — nach Klaſſen, Sieh Klaſſenſteuer. 

— — Befreiung zeitliche für neue Bauten 

wird auch auf jene Gebaͤude ausgedehnt, 

welche im Wege der Klaffififazion der Vers 
ſteuerung unterzogen worden find . ` 

— von Erbſchaften, Sieh Erbitener, 

— Nuͤckkaͤnde juͤdiſche, ſollen durch die 

Magiſtrate und Dominien beigetrleben 

werden . 

— — Bezirks⸗ Obrigkeiten, Belehrung für 
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N 


60 122 


9 14 


103 220 


105 251 


. 145 309 


dieſelben zur Repartizion, und Einhebung 

der Grund, und Gebaͤnde Klaſſenſteuer „ 150 314 
Steuer von Individuen, Sieh Perſanalſteuer. 
Steuer ſache, Weiſung, wie ſich ruͤckſichtlich 

der Urbarial-Faſſionen bei wandelbaren 

Frohnen zu benehmen ſey 8 36 53 
Stiftlinge der Thereſtaniſchen Ritterakademie 

müſſen fi die Equipirungsſtuͤcke beiſchaffen, 

und die jahrlichen Nebenauslagen beſtreiten roZ 219 
Straf- Sanction rückſichtlich der ohne kreis⸗ 

aͤmtliche Bewilligung deraͤußerten Domini⸗ 

kalgiebigkeiten und Grundſtüͤcke 5 137 326 
Strafbeträge für die uibertrettung der Trank⸗ 

feuer -Vorſchriften e in Konv. Münze 


zu berichtigen . 61 122 
— — für den 24 Verſchleit des 
Schießpulvers detto detto 4 90 177 
— — durch Nozionen der Kalumeralbeträge 
auferlegte, Weiſung in wie ferne ſolche 
auf die Erben uͤbergehen ` 97 210 


Strafgeſetzbuchs 476 F. I. Theils Anwen⸗ 
dung auf Verbrecher, die hierlandes, und 
im Auslande ein — begangen 


haben ? . 147 311 
Sträflinge entlaſſene, ob und wann ſelbe mit 
Schub abzuſchieben ſind 0 e 153 322 


— — das Verfahren wegen deren Eutlaſ⸗ 

fung aus den Strafhaͤuſern . 2 34 DA 
Studienſache, daß zu Aſſiſtenten an Lehrinſti⸗ 

tuten nur Innlaͤnder gewaͤblt werden ſollen 29 36 
— — daß die zur Theologie übertretenden 

Schüler das zote Lebensjahr zählen muͤſſen 85 162 
— — Vorſchrift für den Unterricht der theo⸗ 

logiſchen Zoͤglinge, und die diesſaͤlligen 

Lehrbücher. . 113 261 
— — Theologiſche Theſen mäffın vorläufig 

dem betreffenden Ordinariate zur Einſicht 

mitgetheilt werden . S E e 140 306 


Jahl der 
Vererd. 


Seile 


Subarrendatoren, deren Kontrollirung durch 
Mahl- und Badproben wird aufgehoben . 100 214 


Synagogen juͤdiſche ſind von der Hausſteuer 


befreit . 5 5 . d 117 267 


T. 
Tabakgattungen, Beſtimmung der Zollſaͤtze fir 
deren Eins und Ausfuhr S 7 2 
Taglia für die Einbringung eines Raͤubers wird 
mit 25 fl. Konv. Muͤnze bewilliget 0 
— — flür die Auslieferung der Oeſerteurs 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen, naͤhere 


Beſtimmungen wegen deren Verabfolgung 1 


— — wird fur die Auslieferung der Konz 


80 152 


45 95 


fripgionsflüchtlinge nicht bezahlt ". 141 306 


Tapeten = Fabriken, zu deren Gunſten wird der 
Einfuhrs zoll für Poſt und Velinpapier her⸗ 
abgeſetzt . . . . e . 

Tarnopol, Errichtung einer Zollegſtaͤtte das 
ſelbſt 4 ` ` 0 / R 

Taxen für die Aufnahme der Bürger. Sieh Buͤr⸗ 
geraufnahms⸗Taxen. 

Taxſachen, Protokollsabſchriften der Krimmi⸗ 
nalgerichte unterligen der Schreib- und 


Vidimirungsgebühr, und dem Stempel . 103 220 


Taufe, deren Verſpaͤtung bei Geburten wird 
verbothen . 2 0 S ` 
Taufſcheine der unehelich erzeugten, durch die 
nachgefolgte Eheligung der Erzeuger aber 
in die Rechte der eheligen getretenen Kin 
der, Weiſung wegen deren Ausſtellung 
Theo logie, zu ſelben uͤbertretende philoſophi⸗ 
fe Schüler muͤſſen das 20te Lebensjahr 
zählen E d e 2 . . 
Theo logiſche Zoͤglinge, Vorſchrift rückſichtlich 
des Unterrichts derſelben, und der dies⸗ 


. 128 290 


72 143 


85 162 


faͤlligen Lehrbücher 113 261 


Theologiſche Theſen, welche an den theologi⸗ 
ſchen Lehranſtalten oͤffentlich vertheldiget 
werden, muͤſſen dem betreffenden Ordina⸗ 
riate vorläufig zur Einſicht vorgelegt werden 

Thereſianiſche Ritterakademie, Stiftlinge muͤſ⸗ 
fen ſich die erſten Equipirungsſtücke bei⸗ 
ſchaffen, und die jährlichen Nebenauslagen 
beſtreiten . un d o $ 

Theſen theologiſche, welche an den Lehranſtal⸗ 
ten Öffentlich vertheidiget werden, muͤſſen 
dem betreffenden Ordinariate vorläufig zur 
Einſicht vorgelegt werden Nan 

Thierärzte, für dieſelben werden die Diaͤten⸗ 
klaſſen beſtimmt. . 4 e 4 

Todesurtheil wider einen abweſenden Nerbre⸗ 
cher muß durch den Schnrfrichter volzogen 
werden 8 ` - Kaes. 

Trankſteuer, der (bie und 16te Abſatz des 
dies faͤlligen Kreisſchreibens, wird dahin er⸗ 
laͤutert, daß der Uibertreter für nicht ſa⸗ 


Zahl der 
Verordn. 
fü 
8 


140 300 


102 219 


140 306 


26 33 


109 255 


tirte Bier- und Meth= Erzeugung ` wenn 


auch dieſelbe der Ziffer nach nicht ausge: 


mittelt werden kann, nach Umſtaͤnden zu d 


beſtrafen fen 


— CC Aerarial, iſt in Konvenzionsmuͤnze zu 


berichtigen . 2 ` S 3 
— — -Ponalitaͤten findin Konvenzionsmünze 
zu erlegen . 


Trivialſchulen, uͤber die bei denen ſelben vor⸗ D 


findigen Einrichtungsſtücke und Geräth⸗ 
ſchaften find Inventarien zu verfaſſen . 
Turkiſche Unterthanen ſamt ihren Gattinnen 
werden zum Realitaͤtenbeſitz in den oͤſter⸗ 
reichiſchen Staaten — zugelaffen , 


Unterhanen, wie fih bei Eintreibung ihrer 
rückſtaͤndigen Inventarialſchuldigkeiten durch 
geſetzliche Zwangsmittel zu benehmen fen . 


70 140 


54 112 


Unterthanen fremdherrſchaftliche Vorſchriſt, 
wegen deren richtigen Konſkribirung 
— — deren Vergleiche mit den Dominien 
find ſo deutlich zu verfaſſen, daß ber ihren 
Sinn ſpaͤter kein Zweifel entſtehen koͤnne 
— — Vorſchrift wegen Sicherung des unters 
thaͤnigen Weiderechts bei Gütertheilungen 
Unterthaus fuhren leere find von der Wegmauth 
befreit, müſſen aber die Brücken⸗ und Uiber⸗ 
fahrtsmauthgebuͤhr bezahlen . 1 
Unterſtützungen, die diesfaͤlligen Empfangs⸗ 
beſtaͤtigungen der Invaliden ſind ſtempelfrei 
Urbarial-Bezuͤge, als ſolche konnen die Samm⸗ 
lungen der Geiſtlichkeit nicht angeſehen werden 
— — Bekenntniſſe, unter ſelbe duͤrfen die 
Handmuͤhlenzinſe nicht aufgenommen werden 
— — Faſſtonen bey wandelbaren Frohnen, 
wie ſich ruͤckſichtlich derſelben zu benehmen 


ſey . ? . . . k 
Urtheile Aber ſchwere Poligephbertretungen , 
in wie ferne zu deren Fällung die zwei 
Gemeindbeiſitzer beizuziehen ſind . e 

B 


Vagabunden heimath⸗ und aͤlternloſe, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Behandlung. 
Velinpapier, deſſen Einfuhrszoll wird für die 
Tapeteufabrikanten herabgeſetzt 9 e 

Verbrecher flüchtige, muͤſſen im Betrettungs. 
falle an dasjenige Kriminalgericht abgelie⸗ 
fert werden, welches den Steckbrief erlaſ⸗ 
ſen hat 4 

— — abweſende, deren Lodesurtheil darf nur 
durch den Scharfrichter, die Brandmarkung 
hingegen kann durch ein anderes hiezu ge- 
eignetes Individuum vollzogen werden 

Verbrecher, die hierlandes und im Auslande 
ein Verbrechen begangen haben, Vorſchrift 
wegen Anwendung des e 476 des Iten 
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Theils des allgemeinen Strafgeſetzes gegen 


dieſelben . o 147 31¹ 
Vergleiche zwiſchen Dominten und Untertpanen, 
wie felbe zu verfaſſen ſind . 123 272 


Vermögens -Freyzügigkeit zwiſchen Oeſterreich 

und den deutſchen Bundesſtaaten wird ges 

ſtattet 7 47 96 
Verpflegs⸗ Gebühren für ausgelieferte Kon⸗ 

ſkripzionsfluͤchtlinge werden vergütet 141 506 
Vidimirungsgebühr, derſelben unterliegen die 

bei Kriminalgerichten zu erhebenden Pro- 

tokollsabſchriften . . 108% 220 
Vorſpanns⸗Inſtrukzion fur das Militär 104 223 
— — Anmeifung für Fouriere, Offiziers⸗ 5 

frauen, und die wegen Ankaufs von Mon⸗ 

toursſorten nach Wien reiſenden Offiziere 

wird verbothen 104 225 
— — Gebuͤhr muß vom Militär in Konv, 

Münze bezahlt werden A 

W.̃ 


= 


143 308 


Waaggebühren, deren 1 ei, in Ben, Ant 


berg, und Brody 2 118 267 
Waaggefäll lemberger und brodhet ſtadtiſches 8 
deſſen Einrichtung D: Ex 267 


Waaren⸗Erklätungen zollaͤmtliche, diefalls wer- 

den die Beſtimmungen bekannt gemacht 19 24 
— — einige außer Handel geſetzte, und den⸗ 

ſelben verwandte, jedoch in der Einfuhr er⸗ 

laubte, für ſelbe werden die Zollſaͤtze be⸗ 

ſtimmt . 30 36 
Waffen Ausfuhr und Durchfuhrsverboth nach 

Sizilien und den angraͤnzenden italieniſchen 

Staaten, dann den Haͤfen des adriatiſchen 

und mittellaͤndiſchen Meeres. 5 122 272 
Wegmauth, Beſtimmungen wegen deren Ent⸗ 

richtung von Pulver und Salniterfuhren, 73 144 
— — von ſelben find leere Unterthansfu⸗ 

befreit e . R . . 73 144 


E Seite 
` — a 
Wegmauth muͤſſen die mit harten Baumate⸗ 
rialien beladene Fuhren entrichten. . 135 301 


Megmanthämter, bei welchen zugleich die 

Brücken und Ulberfahrtsmauthgebuͤhr ein— 

gehoben wird, werden bekannt gemacht . 51 104 
— —  jweier, Errichtung in Kolomea . 127 289 
Weiderecht unterthaͤniges, was deshalb bei der 

Theilung landtaflicher Guter zu beobachten fen 18 23 
Wohlthätige Anſtalten, die hiezu verwendeten 

Privalgebaͤude, find von der Gebaͤudeſteuer 

befreit 0 E S 4 ` . 159 305 


Zehend⸗Faſſionen, wie ſelbe beim Grundſteuer⸗ 
Proviforium in jenem Falle zu behandeln 
find, wenn der Zehendherr die Zehend nutzung 
gegen eine beſtimmte Abgabe auf Leibge⸗ . 
ding hindangegeben hat ` 14 21 
Zehende der Geiſtlichkeit oder die au ihre Stelle 
getrettenen Natural- oder Geldabgaben un- 


terliegen der Grundſteuer 0 23 30 
ing = Vergütung für die Sundmehrinerfünte, 
diesfaͤllige Weiſung . 81 156 


Zinſe von Handmühlen dürfen» i in die urba⸗ 

rialbekenntniſſe nicht aufgenommen werden 24 31 
Zollämtliche Waaren-Erklaͤrungen, diesfalls 

werden die Beſtimmungen bekannt gemacht 19 24 
Zollſätze für einige außer Handel gefetzte und 

denfelben verwandte, jedoch in der Einfuhr 

erlaubte Waarenartikel werden beſtimmt. 30 36 
Zollſätze, Beſtimmung für die Eins und Aus⸗ 

fuhr der Tobakgattungen 4 80 152 
Zollſache, die Verzollungsdeſchraͤnkungen bei der 

Aus fuhr der Schaafwolle werden aufgehoben 137 303 
— — Herabſetzung des Einfuhrzolls auf ett, 

und Belinvapier für die Tapetenfabriken. 6 11 
— — Herabſetzung des auf die Schafwolle 

beſtimmten Ausfuhrzolls 3 f . 90 175 
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